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		Einleitung

		»Wird Europa wieder hochkommen?«

		Die Antwort lautet: »Ja!«

		Das ist eine Antwort, die in dieser Zeit des fast allgemeinen
Pessimismus unorthodox klingt. Sie ist nicht theatralisch. Sie ist
nicht optimistisch. Sie erhebt einzig und allein Anspruch darauf,
realistisch zu sein. Sie hat keine andere Grundlage als im dritten
Krisenjahr angestellte persönliche Beobachtungen in acht der
wichtigsten Länder des Kontinents.

		Zwölf große Depressionen haben die Welt in den letzten hundert
Jahren heimgesucht. Jedesmal wurden verzweifelnde Stimmen laut, die
den unvermeidlichen, endgültigen wirtschaftlichen Ruin
prophezeiten. Diese Stimmen waren nur ein schwacher Widerhall der
Klagen, die die leidtragende Wirtschaft selbst ausstieß. In einem
Lande führte eine Dürre zu einer Panik, und in der Panik rief der
Prophet aus: »Die Ernte ist vorüber, der Sommer ist zu Ende, und
wir sind nicht gerettet.«

		Heute erheben in Wien, wo die Krise von 1873 und die Kreditkrise
von 1931 ihren Ausgang nahmen, die Unheilspropheten des Landes ihre
Stimmen so laut wie fast überall in der Welt, aber seitdem der
erste Jeremias das Ende aller Dinge prophezeite, sind 2600 Jahre
vergangen, und es ist noch immer schwer, in einem Wiener Café einen
Platz zu bekommen, der europäische Kontinent erfreut sich jetzt
sogar eines höheren Lebensstandards als jemals in den
vorhergehenden zehn Jahren der Geschichte.

		400 Millionen von den Bewohnern der Erde leben in Europa [bookmark: page6] außerhalb der
Sowjet-Union. Ihre Fabriken erzeugen ein Drittel der Fabrikprodukte
der Welt, auf ihren Feldern werden 40 Prozent der Nahrungsmittel
der Welt geerntet; ihre Bergwerke liefern ein Viertel der
Rohmaterialien der Welt. Die 400 Millionen Europäer kaufen von den
außereuropäischen Kontinenten die Hälfte alles dessen, was die
ganze Erde abzusetzen hat; sie verkaufen an andere Länder 42
Prozent dessen, was die ganze Welt kauft. Die Erholung des
europäischen Kontinents würde die Erholung der Welt bedeuten; sein
»Zusammenbruch« würde eine unheilvolle Verzögerung in der
Wiederherstellung anderer Weltteile bedeuten.

		Das Todesurteil ist über Europa seit 1914 ungefähr ein
dutzendmal ausgesprochen worden. Viele seiner wirtschaftlichen
Unglückspropheten sprechen heute von einem Rückfall ins
Mittelalter, von sozialem Chaos, Beginn der Barbarei, Massensterben
durch Hunger, und ihre fröhlichste Prophezeiung verkündet
»Bolschewismus«. Sie sprechen fast ausnahmslos von dem benachbarten
Land, das sie niemals besucht haben.

		Alle diese Voraussagen gründen sich auf die Annahme, daß die
Bevölkerung Europas verzweifelt sei oder sich der Verzweiflung
nähere, daß diese Krise ganz anders sei als alle bisherigen, die
sämtlich überwunden wurden.

		Diese Voraussagen auf ihren Wert zu untersuchen, diesen Annahmen
auf den Grund zu gehen, das ist der Zweck dieser wirtschaftlichen
Forschungsreise eines Augenzeugen, und Wien, wo 2 Millionen
Menschen nach dem Krieg dem Hungertod näher waren als je zuvor ein
europäisches Volk im letzten Jahrhundert, Wien, wo heute 2
Millionen Menschen im großen ganzen besser leben, als die Wiener
seit der Gründung der Ostmark durch Karl den Großen jemals lebten,
ist ein ausgezeichneter Ausgangspunkt.

		Hier und in Budapest, Prag, Mailand, Rom, Paris, Brüssel, Berlin
und London, in den acht Wirtschaftstälern und -hügeln dieses
Kontinents, wird Material für eine Prognose der europäischen
Zukunft gesammelt werden. Europas Wirtschaftspanorama gewährleistet
in diesem Augenblick eine bejahende Antwort auf die Frage: »Wird
Europa wieder hochkommen?« – eine verneinende Antwort auf die
Frage: »Wird Europa zusammenbrechen?« Was verkünden jedoch die
Einzelbilder über Europas Aussichten?

		[bookmark: page7] Erholung
bedeutet im Zusammenhang dieser Untersuchung eine Rückkehr zwar
nicht notwendigerweise zu dem Preisniveau, aber zu dem
tatsächlichen Lebensstandard, der relativen Kaufkraft und dem
internationalen Handelsaustausch der günstigsten vergangenen
Periode, die für die meisten europäischen Länder zwischen den
Jahren 1927 und 1929 lag. Im Jahre 1929 importierten, kauften aus
dem Ausland die 29 Länder Europas Waren im Werte von rund
80 000 Millionen RM, und heute kaufen sie im Ausland Waren für
rund 36 000 Millionen RM im Jahr. 1929 kauften sie für rund
10 000 Millionen RM von den Vereinigten Staaten, heute für
rund 4 000 Millionen im Jahr.

		Das war damals eine Periode der wirtschaftlichen Wiederbelebung,
in der für fast ganz Europa der Handel an Ausdehnung gewann und der
Komfort zunahm, aber der amerikanische Luxusstandard der Jahre
1928/29 wurde von diesem Kontinent niemals erreicht, und so
begreift die Aussicht einer Erholung für Europa nicht die Aussicht
auf eine rapide Annäherung an diesen Standard in sich.

		Aber was ist »Zusammenbruch?« Das ist ein Lieblingswort der
Verzweiflungsastrologen. Was meinen sie damit?

		Es gibt drei vorstellbare Definitionen dafür: Autarkie,
Anarchie, Kommunismus.

		Autarkie ist der neue Name, den Europa für die radikalste Form
von wirtschaftlichem Nationalismus, für nationale Selbsterhaltung
hat. Sie bedeutet, daß die Abwürgung des internationalen Handels
bis zu einem solchen Punkt gelangen kann, daß die Völker Europas
völlig aufhören, Waren auszutauschen, und danach streben, innerhalb
ihrer Landesgrenzen völlig isoliert von der Umwelt zu leben. Wenn
etwas Derartiges zustande kommen könnte, würde es sicher den
Zusammenbruch bedeuten. Ein wesentlicher Teil dieser Untersuchung
wird darauf abzielen, zu zeigen, daß es wirtschaftliche Grenzen
gibt, die der Zug zur Selbstisolierung nicht überschreiten kann,
daß Autarkie ein Ding der Unmöglichkeit ist.

		Der Zusammenbruch durch Anarchie würde das Herabsinken auf ein
derartig niedriges Niveau von Wirtschaftstätigkeit darstellen, daß
die Bevölkerung, durch Entbehrungen zur Verzweiflung getrieben, in
einzelne Gruppen zerfiele, die um die nackten Lebensnotwendigkeiten
kämpfen würden. [bookmark: page8] Das ist die »Mittelalter«-Prophezeiung:
Marodeurbanden werden den ins Chaos gefallenen Kontinent
durchziehen, ganze Völker werden zu wandern beginnen, Bürgerkriege
werden ausbrechen und das Land verwüsten, und in Europa wird ein
Zustand herrschen wie im Inneren Chinas: Räuberhauptleute thronen
in den mit Beute angefüllten Rathäusern, während verhungernde
Bauern ihre letzten Getreidekörner sengenden und raubenden
Bandenmitgliedern ausliefern.

		Die weiter Blickenden unter den »Mittelalter«-Propheten kommen
bis in die Steinzeit und sehen Europa noch innerhalb dieses
Jahrhunderts von Bevölkerungsresten bewohnt, die sich in Felle
kleiden, in Höhlen leben und die Wissenschaften, sogar das Alphabet
völlig vergessen haben. Das ist kaum eine Übertreibung dessen, was
viele düstere deutsche Prophezeiungen besagen, und die einzige
Grenze, an der diese Prophezeiungen halt machen, drückt sich darin
aus, daß man die Menschen nicht wieder auf Bäumen sieht und noch
aufrecht gehen läßt.

		Währungsinflation, Zusammenbruch der Austauschmittel, Ohnmacht
der Regierungen: das sind notwendige Bedingungen für die Erfüllung
dieser Prophezeiung ebenso wie für die dritte Form des
Zusammenbruches – Zusammenbruch des kapitalistischen Systems und
Übergang zum Kommunismus. Außer diesen dreien wurde keine andere
Art des Zusammenbruches genannt. Sie bedeuten das Schlimmste, was
die meisten sich vorstellen können. Ist eine von ihnen möglich?

		Weitaus die wichtigste dieser drei vermeintlichen Gefahren ist
im Augenblick die Bewegung zur nationalen Selbsterhaltung. Zerfiele
Europa in 29 hermetisch abgeschlossene Staaten, so würde nicht nur
der Lebensstandard in jedem dieser Staaten weit unter das
gegenwärtige Niveau absinken, auch der Rest der Welt würde schwer
leiden. Mehr als die Hälfte des Welthandels fände ein Ende, Amerika
allein würde rund 8 Milliarden RM jährlich, also nahezu die Hälfte
seines normalen Exportes, verlieren und auf ungefähr 4 Milliarden
RM oder ungefähr ein Drittel seines Imports verzichten müssen, ganz
zu schweigen von den 60 Milliarden RM, die in Anlagen und Krediten
auf dem europäischen Kontinent stecken. Die politischen und
sozialen Folgen für die ganze Welt wären unabsehbar.

		[bookmark: page9] Aber bis
jetzt hat noch kein europäisches Land zur Autarkie als
wünschenswertem Ziel gegriffen. Alle taten die ersten Schritte zu
ihr aus dem gleichen Grund: Kriegsfurcht. Alle sind entsetzt über
die Entdeckung, daß die ersten Schritte automatisch zu einer
Spirale von Repressalien führten, die alle zu ersticken drohen.
Alle kämpfen heute dagegen an, in die Autarkie getrieben zu werden,
und die Gesetze des Kapitalismus besagen, daß eine Nation, solange
sie die Selbsterhaltung nicht als wünschenswertes Ziel einführt, es
auch vermeiden kann, zu ihr gezwungen zu werden. Die Vereinigten
Staaten, die Sowjetunion und das Britische Weltreich könnten sich
selbst erhalten, könnten die Selbsterhaltung als wünschenswertes
Ziel für sich in Anspruch nehmen. Das wäre für keines der
europäischen Völker möglich. Kein europäisches Volk besitzt heute
genug Rohmaterialien, um leben zu können. Nur ein geeintes Europa
könnte die Selbsterhaltung anstreben, und Europa hat keine
Aussichten auf eine Einigung.

		Die Kriegsfurcht gab Europa den ersten Impuls zu einer
Steigerung der Selbsterhaltung. Deutschland hat in der Erinnerung
an die Hungerjahre 1917/18 gewaltige Summen für seine
Landwirtschaft ausgegeben, obgleich sein armer Boden niemals auch
nur halb so billig produzieren kann wie der Boden Südosteuropas,
der Ukraine oder Amerikas. Nahezu alle Industriestaaten Europas
gewähren der Landwirtschaft Regierungsunterstützungen, und fast
jeder europäische Agrikulturstaat gewährt der Industrie
Regierungssubventionen: alles aus dem gleichen Grunde – man will
auf den Krieg vorbereitet sein.

		Aber kein Land ging in seinen Vorbereitungen zu einer
Verteidigung gegen die Blockade so weit, sich selbst die Blockade
aufzuerlegen, gegen die es sich zu schützen wünschte. Die
Kriegsfurcht allein hätte das nicht zustande bringen können und
wird es auch nicht zustande bringen.

		Der Zustand der Halbblockade, der heute in vielen europäischen
Ländern herrscht, wurde in überstürztem Tempo herbeigeführt durch
die Beanspruchung der Währungen in der ganzen Welt, die mit der
Kreditpanik von 1931 einsetzte. Seit damals haben 40 von den 52
Ländern der Erde, um ihre Währungen vor der Inflation zu bewahren,
die Erwerbung [bookmark: page10] fremder Valuten verboten oder eingeschränkt.
Diese Währungsblockade ist es, welche die Handelsblockade
verursacht hat. Die Handelsblockade wiederum ist es, welche die
Gefahr nationaler Selbsterhaltung der Wirtschaften herbeigeführt
hat. Sobald die Währungsblockade aufgehoben ist, wird die
Handelsblockade weichen, und damit auch die Gefahr der
Autarkie.

		Heute kann man in Europa die Beobachtung machen, daß die
Ursachen der Währungsblockade ihr eigenes Heilmittel enthalten. Um
dieses Heilmittel zu begreifen, muß man sich in einem kurzen
Überblick über die Krankheit klar werden. Als die Österreichische
Kreditanstalt im Frühjahr 1931 zahlungsunfähig wurde, riefen die
Gläubigernationen, von einer Panik ergriffen, ihre Kredite von den
Schuldnernationen zurück.

		Die Schuldnernationen haben fünf Möglichkeiten: in Gold zu
zahlen, in neuen Krediten zu zahlen, in Waren oder
Transportleistungen zu zahlen, einen Ausgleich zu treffen und einen
Teil ihrer Schulden in einer der drei zuerst genannten Arten zu
bezahlen, oder ein Moratorium zu erklären und überhaupt nicht zu
bezahlen, das heißt in den Bankrott zu gehen. Sämtliche fünf
Methoden sind angewandt worden. Alle Schuldnernationen zahlten
zunächst in Gold, bis ihre Goldvorräte so sehr abnahmen, daß ihre
Währungen gefährdet wurden. Überaus wichtig ist die Tatsache, daß
jedes insolvente Land den Bankrott der Inflation, der einzigen
wirklich ernsthaften Gefahr eines Zusammenbruches, vorgezogen
hat.

		Als die Goldvorräte ihr Minimum erreicht hatten, verlangten die
Schuldnernationen neue Kredite. Deutschland erhielt rund 600
Millionen RM, Österreich rund 180 Millionen RM. Unterdessen
versuchten sie wie die anderen Schuldnernationen ihren
Verpflichtungen nachzukommen und bemühten sich, in Waren zu zahlen.
Das konnten sie nur durch eine aktive Außenhandelsbilanz
ermöglichen. Sie forcierten den Export, beschnitten den Import
rücksichtslos durch Prohibitivzölle, Kontingentierungen und
Verweigerung der Erlaubnis an Importeure, fremde Valuten zu kaufen,
es sei denn für die Beschaffung der wesentlichsten Waren. Die
Gläubigernationen, durch die Verringerung ihrer eigenen [bookmark: page11] Kaufkraft
geschädigt, antworteten mit erhöhten Zöllen, und der Welthandel
sank von 100 im Jahre 1929 auf 87 im Jahre 1930, 61 im Jahre 1931
und 41 im Jahre 1932. Sollte dies so fortgehen, so müßte der
Zusammenbruch kommen. Aber das Heilmittel ist an der Arbeit.

		Automatisch wirkende Wirtschaftskräfte berennen schon die
Barrieren dieser Handelsblockade, der strengsten, die die
Geschichte kennt. Zahlen zufolge, welche die National City Bank für
17 Schuldnerländer, darunter neun außereuropäische,
zusammengestellt hat, haben diese, die Schuldner der Welt, einen
Importüberschuß von 468 Millionen RM des Jahres 1930 in einen
Exportüberschuß von 3060 Millionen RM des Jahres 1931 umgewandelt,
und im laufenden Jahre haben sie bis jetzt einen Exportsaldo von
592 Millionen RM erreicht, dem im gleichen Abschnitt des Jahres
1931 268 Millionen RM gegenüberstehen.

		Für die Länder, die nicht imstande sind, die Zollmauern zu
übersteigen und ihre Verpflichtungen durch Zahlung in Waren zu
erfüllen, bleiben die beiden letztgenannten Methoden, ihre Schulden
zu behandeln: Ausgleich und Bezahlung eines Teiles, Moratorium oder
Zahlungsverweigerung. Deutschlands Stillhalteabkommen ist eine
Insolvenzerklärung. Die Moratorien Ungarns, Griechenlands,
Bulgariens und Österreichs sind Insolvenzerklärungen, die zum
Bankrott werden können. Österreich mag durch seine Anleihe für eine
Weile gerettet werden. Ein halbes Dutzend anderer Länder kämpft
gegen den Druck an, diesen Ausweg zu beschreiten.

		Bedeutet diese Gefahr europäischer Insolvenz einen
»Zusammenbruch?«

		Nein.

		Man denkt selten daran, daß im 19. und 20. Jahrhundert elf
europäische Länder bankrott wurden und ihre Verpflichtungen nicht
erfüllten oder willkürlich reduzierten. In der einen oder anderen
Form kam es zu Zahlungsverweigerungen in Preußen, Westfalen und
Hessen, in Holland, Österreich, Portugal, Spanien, der Türkei,
Griechenland, Serbien und schließlich Rußland. Die Bankrotte
erfolgten nahezu immer in Krisenperioden nach Kriegen. Österreich
griff fünfmal zu diesem Mittel, Spanien sechsmal. Niemals führte
der Bankrott zu einem Zusammenbruch des Landes, sondern es kam nach
[bookmark: page12] Dr. Leopold
Heinemann in Berlin, der diese instruktiven Daten in jüngster Zeit
sammelte, stets so, daß das Verschwinden der alten Verpflichtungen
die ausländischen Geldgeber von neuem dazu bewog, frische Kredite
zu gewähren.

		Amerika und andere Gläubiger werden vielleicht noch nicht darauf
brennen, frische Kredite zu gewähren, aber aus diesen Tatsachen
erhellt, daß der Bankrott eines Landes für den Schuldner schwer
sein mag, für den Gläubiger aber noch schwerer ist. Jedenfalls
bedeutet in der kapitalistischen Welt der Bankrott eines Landes
nicht den Zusammenbruch.

		Kein Mensch empfiehlt den Bankrott. Jedes Land kämpft gegen ihn
an. Er ist der schlimmste Ausweg, den es gibt. Nur wenige werden
gezwungen sein, ihn zu beschreiten. Aber für diese Wenigen ist er
kein hoffnungsloser Weg. Die inflationsbewußten Nationen Europas
ziehen ihn der Inflation vor und werden auch dabei bleiben. Einige
würden statt seiner zur Inflation greifen, wenn sie sich dadurch
ihrer Auslandsschulden entledigen könnten, aber seit dem
Zusammenbruch der deutschen, der österreichischen und der
ungarischen Währung nach dem Krieg sind die meisten europäischen
Auslandsschulden auf Goldbasis fixiert. Da sie durch die Inflation
nichts zu gewinnen und alles zu verlieren haben, wählen die
Schuldnernationen, die an die Wand gedrängt werden, den Bankrott.
Er gewährt einen neuen Anfang, weiterhin Aufhebung der
Währungsblockade und der Handelsblockade und bannt schließlich die
Gefahr der Isolierung.

		Die zweite Begrenzung der nationalen Selbsterhaltung liegt
darin, daß die Völker, selbst wenn die Währung als internationales
Austauschmittel zu funktionieren aufgehört hat, ihren Handel durch
direkten Tausch, mit Hilfe des sogenannten gegenseitigen
Clearingsystems, fortsetzen. Das ist heute die Hauptform des
Austausches zwischen den Völkern Mittel- und Südosteuropas. Jedes
Land beschränkt seinen Import aus einem anderen Land auf das Ausmaß
seines Exports in das gleiche Land, so daß die kleinere Zahl den
Handelsumfang bestimmt. Aber selbst bei dieser primitivsten Form
des Geschäftsverkehrs wird das Minimum des Handels aller Nationen,
die sich mit dem gegenseitigen Austausch befassen, zumindest dem
Gesamthandel des schwächsten Mitgliedes [bookmark: page13] der Gruppe gleichkommen. In der
Tat ist nicht einmal hier in Mitteleuropa, wo der Zug zur
nationalen Selbsterhaltung sich am schärfsten ausgeprägt hat,
dieses Minimum des Handels erreicht worden.

		So unbefriedigend der gegenseitige Austausch auch ist, er erhält
doch für jedes Land ein Minimum von Kontakt mit der Außenwelt. Und
dieser Kontakt ist wesentlich für die Weiterleitung jedes Impulses
aus dem Land, in dem er seinen Ausgang nimmt, zu seinen
Nachbarländern.

		Es ist also klar, daß Europa nicht in isolierte Zellen zerfallen
wird, weil die Kriegsfurcht, die den ersten Impuls zur
Selbsterhaltung gab, niemals genügen würde, um die Länder dazu zu
bringen, daß sie sich selbst gerade die Beschränkungen auferlegen,
denen sie zu entgehen wünschten, weil der Hauptfolge des Impulses,
der Währungsblockade, schlimmstenfalls durch den Bankrott der
Länder abgeholfen werden, und weil der Austauschhandel das
notwendige Minimum an Kontakt mit der Umwelt erhalten wird.

		Aber Europa wird auch nicht den sozialen Ruin von der Art
erleiden, wie er in der »Mittelalter«-Prophezeiung enthalten ist.
Erstens weil die beiden Hauptbedingungen des Ruins unwahrscheinlich
sind: Inflation und Ohnmacht der Regierungen; zweitens weil Europa
sich gegen Revolutionen versichert hat. Von Europas 12 bis 15
Millionen Arbeitslosen beziehen 11 Millionen vom Staate so viel,
daß sie zumindest existieren können. In Europa herrscht ein
soziales Verantwortungsgefühl wie noch niemals zuvor in der
Geschichte, das Karl Marx nicht in Rechnung stellen konnte.

		Diese Gründe bestätigen die Ansicht, daß Europa in dieser Krise
nicht kommunistisch werden wird. In keinem Lande des
kapitalistischen Europa existiert eine starke kommunistische
Partei, ohne daß gleichzeitig eine noch stärkere faschistische
Partei existierte, die darauf brennt und in manchen Fällen auch die
physische Fähigkeit hätte, ihre Feinde von der Linken zu
vernichten. In den Ländern, in denen die Gefahr besteht, daß das
demokratische Regime vom Ruder gedrängt wird, droht der Faschismus
und nicht der Kommunismus. In allen Ländern geht die Tendenz dahin,
die Regierungshand zu stärken. Dieser Augenblick wirtschaftlicher
Not mit seinem Druck auf die Arbeiterklasse trägt viele
oberflächliche [bookmark: page14] Zeichen, die der kommunistischen Revolution
günstig zu sein scheinen, aber je länger die Krise dauert, desto
wahrscheinlicher wird es, daß nur ein Krieg die Möglichkeit für
eine Wiederholung des russischen Erlebnisses im übrigen Europa
bringen wird, solange es der Sowjetunion nicht gelingt, den
Lebensstandard ihrer Bevölkerung so zu heben, daß er den ihrer
Nachbaren übertrifft.

		Bei einem allgemeinen Überblick über die Wirtschaft Europas ist
also am Horizont nichts von Autarkie, Anarchie oder kommunistischer
Revolution, nichts von einem »Zusammenbruch« zu sehen.

		Zugrunde gelegt ist diesem Überblick die ungefärbte und weder
optimistische noch pessimistische Beobachtung, daß die
Wirtschaftsprozesse im privatkapitalistischen System sich so gut
wie automatisch abspielen, daß Kräfte, die sich auf die
Beherrschung durch den Menschen beziehen, den europäischen
Kontinent ebenso der schließlichen Erholung näherbringen, wie sie
ihn in den Abgrund stießen. Im Wesen der komplizierten
Wirtschaftsbewegung, welche den Besitz jetzt in Europa sowohl wie
in der anderen Welt verschiebt, ist ein Element vorherrschend: die
Reduzierung der Schuldenlasten. Diese Reduzierung findet in nahezu
allen Ländern des Kontinents statt. Ihre Begleiterscheinung ist
schließlich ein Ansteigen der Warenpreise. Beides bedeutet
Erholung.

		Gerade jetzt wird Europas Schuldenlast durch die schmerzlichste
Methode reduziert, durch Bankrott und Zahlungsverweigerung. Das ist
die rein automatische Methode. Wenn nichts weiter getan wird, wird
sie weiter arbeiten und schließlich die Erholung bringen. Es gibt
jedoch zwei andere Methoden, und diese erfordern Mitarbeit: die
Methode der Verständigung zwischen Gläubiger und Schuldner, bei
deren Anwendung der Gläubiger, anstatt alles zu verlieren, einen
Teil seines Kapitals rettet, und die Methode der Herabsetzung der
Währung auf einen neuen Goldstandard, der so ausbalanciert ist, daß
er den Warenpreisen entspricht und zu ihrem Ansteigen beiträgt.

		Es ist von Wichtigkeit, zu betonen, daß die Methode des
Bankrotts, so schlecht sie auch ist, nicht einen Zusammenbruch,
sondern eine langsame, aber sichere Erholung bedeutet. Es ist
jedoch erfreulich, festzustellen, daß Europa [bookmark: page15] mit guten Gründen für die
nächste Zukunft internationale Bemühungen, zu einer geplanten
Erholung erwarten kann, Bemühungen, die eine raschere und bedeutend
weniger schmerzliche Wiederherstellung der wirtschaftlichen
Gesundheit des Kontinents und der Welt verheißen.

		Mit oder ohne Planung, Europa ist auf dem Wege zur Erholung. Die
Form des Bankrotts verbirgt die schließlichen Segnungen. Die
geplanten Bemühungen wecken augenblickliche Hoffnungen.

		Welche Gestalt diese Bemühungen annehmen, und welche Chancen für
einen Erfolg sie bieten können – die Beantwortung dieser Frage
gehört zu den Aufgaben dieser Untersuchung. Wichtiger ist im
Augenblick die Frage, ob Europa tatsächlich, wie viele ausländische
und noch mehr europäische Beobachter anzunehmen geneigt waren,
bereits so tief in den Abgrund gestürzt ist, daß ein Wiederaufstieg
unglaubhaft erscheint. Wie tief ist der Abgrund, in den Europa
gelangt ist? Ist die Gewalt seiner Abwärtsbewegung unüberwindbar?
Oder ist es schon am Grunde angelangt?

		Wie leben die 400 Millionen Europäer inmitten der Krise?
Verhungert ein Teil von ihnen, oder ist etwas Derartiges zu
erwarten? Geht es ihnen besser oder schlechter als vor dem Krieg?
Was für Aussichten haben sie, ihren Kredit wieder zu erlangen, ihre
Kaufkraft wieder zu gewinnen, ihre Schulden zu zahlen? Werden sie
wieder imstande sein, der übrigen Welt jährlich Waren im Wert von
80 Milliarden RM abzunehmen wie im Jahre 1929? Ist es möglich,
Vermutungen darüber anzustellen, wann es dazu kommen kann?

		Vor allem, ist diese Krise durch positive, qualitative
Unterschiede vor anderen Krisen ausgezeichnet? Birgt diese Krise
etwas in sich, das es unwahrscheinlich macht, daß auf die
Depression von heute, wie es in den letzten zweihundert Jahren
immer war, die Prosperität von morgen folgen wird?

		Das sind die Fragen, auf welche dieser Überblick über Fabriken,
Säuglinge, Städte, Staatsmänner, Statistiken, Arbeiter, Tanzlokale,
Banken, Kaufleute und Nachtquartiere in Europa Antworten geben
soll. [bookmark: page16]

	
		
		Erstes Kapitel.

Wien

		Auf dem Nachthimmel Wiens funkelt ein gewaltiger Lichterkreis.
Es ist das Riesenrad im Prater. Zum erstenmal strahlten seine
Lichter im Mai 1873 auf, als der Kaiser die Weltausstellung
eröffnete. In der gleichen Woche eröffnete die Wiener Börse mit
einem Krach auf dem Aktienmarkt die Panik des Jahres 1873. Sie
ergriff die ganze Welt.

		59 Jahre später, fast genau auf den gleichen Tag im Mai,
erklärte sich die Österreichische Kreditanstalt für
zahlungsunfähig. Die Panik eilte rasch über den ganzen Erdball; die
Depression herrscht noch, aber noch immer funkeln die Lichter des
Riesenrades einer glücklichen Stadt.

		Ihre Einwohner denken zum größten Teil nicht an die Krise. Ihre
Bankiers denken, wie die Bankiers überall in der Welt, kaum daran,
daß es auch schon andere Krisen gegeben hat, und daß diese sich
fundamental oder qualitativ von keiner der früheren unterscheidet,
von denen mindestens eine schlimmer war als diese, und die sämtlich
nichts anderes waren als Vorläufer erneuter Prosperität.

		Die schlimmste nahm von dieser Stadt aus ihren Ausgang in die
Welt ungefähr zu der Zeit, da der junge Franz Joseph dem schönen
Fräulein Tingel Tangel einen Preis dafür verlieh, daß sie sich mit
einem milchweißen Pferd auf das Dach eines Häuschens des
wunderbaren neuen Riesenrades stellte und sich auf dem Rücken ihres
Reittiers in dem glitzernden Kreis mitbewegte.

		Eine der wichtigsten Vorbedingungen für die Beantwortung der
Frage: »Wird Europa wieder hochkommen?« ist die [bookmark: page17] Feststellung, wieviel
Europa in der Vergangenheit durchgemacht hat. Mit anderen Worten:
ist es richtig, daß diese Krise die schlimmste ist, die die
Geschichte kennt; vor allem jedoch: birgt diese Krise Elemente, auf
Grund deren sie sich qualitativ von früheren unterscheidet? Wenn es
so ist, dann mag der Skeptizismus derjenigen, die meinen, Europa
könne nicht wieder gesunden, einige logische Gründe für sich haben.
Ist es aber nicht so, dann gibt es nur eine einzige mögliche
Schlußfolgerung, nämlich die, daß Europa sich von dieser Krise wie
von allen anderen erholen wird. Die Schilderung eines Augenzeugen
von den Ereignissen des Jahres 1873 in Wien ist ungemein belehrend
für eine Beurteilung des relativen Ernstes und der relativen
Ausdehnung der jetzigen Krise. »Panik, Chaos, wilde Verzweiflung,
hoffnungslose Tollheit, Zusammenbruch des Vertrauens, völliger
Wirtschaftsruin –« so zitiert ein Historiker die zeitgenössische
Schilderung. Es war die erste ernste Krise in diesem Teil der Welt,
sie griff zuerst, was seltsam genug ist, nach Amerika über, und von
da wieder zurück auf den ganzen europäischen Kontinent. Und sie
dauerte sieben Jahre!

		In jenen sieben Jahren litt Österreich-Ungarn, das heißt
praktisch das ganze Gebiet, das jetzt von Österreich, Ungarn, der
Tschechoslowakei, Jugoslawien und Teilen Rumäniens und Polens
eingenommen wird, unter gewaltiger Beschäftigungslosigkeit,
schwerer Depression und tatsächlicher Hungersnot, die vielen direkt
den Tod brachte. Heute gibt es in den Nachfolgestaaten nichts
Derartiges.

		Ein Vergleich der Arbeitslosigkeitsziffern der beiden Krisen ist
unmöglich, weil für die 1870iger Krise keine Statistik erhältlich
ist, aber die offiziellen Arbeitslosigkeitszahlen weisen darauf
hin, daß dieser Teil Europas im großen ganzen weniger unter
Arbeitslosigkeit leidet als die übrigen. Österreich verzeichnet
352 000 Arbeitslose bei einer Bevölkerung von 6 740 000,
also 5 Prozent. Das ist der höchste Prozentsatz, er kommt ungefähr
dem englischen gleich, ist aber bedeutend geringer als Deutschlands
9 und Amerikas geschätzte 10 Prozent. An nächster Stelle kommt die
Tschechoslowakei mit 458 000 Arbeitslosen von 14 801 000,
also ungefähr 3 Prozent.

		In den Agrarstaaten, wo die Statistiken jedoch weniger
verläßlich sind, weil es keine staatliche Arbeitslosenunterstützung
[bookmark: page18] gibt, ist es
folgendermaßen: Ungarn verzeichnet 70 000 Arbeitslose bei
einer Bevölkerung von 8 700 000, also ungefähr 0,8 Prozent;
Jugoslawien gegen 25 000 von 13 970 000, also weniger als
0,2 Prozent; in Rumänien 60 000 von 18 200 000, also etwa
0,3 Prozent. Wahrscheinlich sind in diesen Ziffern die Massen der
beschäftigungslosen Landarbeiter nicht eingerechnet, aber insgesamt
werden ungefähr 1 Million Arbeitslose von der nahezu 63 Millionen
umfassenden Gesamtbevölkerung der Donaustaaten gezählt, also rund
1½ Prozent. Einen so geringen Grad der Beschäftigungslosigkeit
weist keine der Großmächte auf.

		Die beiden Industriestaaten Österreich und Tschechoslowakei
zahlen eine Unterstützung, die zur Fristung des Lebens ausreicht.
Die österreichische Unterstützung entspricht ungefähr 36 RM im
Monat, die tschechoslowakische hat ungefähr dieselbe Höhe. In Wien
sind diejenigen Arbeitslosen, die in einigen der 65 000
Wohnungen leben, welche seit dem Jahre 1919 vom sozialistischen
Magistrat erbaut wurden, von allen Arbeitslosen der Welt
entschieden am besten versorgt. Die Mieten, die nur die reinen
Unterhaltungskosten einzubringen haben und für die einzelne Wohnung
durchschnittlich 20 RM im Monat betragen, sind wohl die niedrigsten
in Europa.

		Ich besuchte eine Reihe dieser prächtigen Wohnstätten für
Arbeiter und Angestellte, ohne mich einem offiziellen Führer
anzuvertrauen. Sie müssen einfach als grandios bezeichnet werden,
aber noch mehr Eindruck als das Demonstrationsobjekt unter ihnen,
der unter einem Kostenaufwand von 16 Millionen RM erbaute
Karl-Marx-Hof, der, im Jahre 1930 dem Gebrauch übergeben, im
zweiten Krisenjahr 6000 Menschen beherbergt, machen die Kinder, die
in den Gärten spielen. In einem halben Dutzend
»Proletarier«-Behausungen hielten wir uns auf, um die Scharen halb
nackter junger Menschen zu bewundern, die in der Sonne
herumsprangen. Ihre braunen kräftigen Körper, ihre übersprudelnde
Lebenskraft könnten ein Gegenstand des Neides für Millionärskinder
sein. Wir fragten immer wieder nach, und es stellte sich heraus,
daß ein Viertel bis ein Drittel dieser Kinder Arbeitslosenfamilien
angehörte.

		»Was geschieht, wenn ein Haushalt seine Miete nicht bezahlen
[bookmark: page19] kann?« fragte
ich einen Gärtner, der den Rasen eines von den kleineren
Wohnhäusern besprengte. »Werden sie exmittiert?«

		»Aber nein!« rief der Gärtner aus. »Sie bleiben da, solange sie
wollen. Brauchen nichts zu bezahlen.«

		Der Kaiser Franz Joseph hatte in der Burg kein Badezimmer, und
in der Burg, dem gewaltigen Palast, der das Herz Wiens einnimmt,
wohnt es sich nicht halb so gut wie in irgendeinem von zehn oder
zwölf Arbeiterhäusern, welche von der ersten sozialdemokratischen
Verwaltung erbaut wurden, die jemals etwas so Greifbares für ihre
Anhänger getan hat. Nicht nur haben alle städtischen Wohnhäuser
luxuriöse Badezimmer, die Stadt hat überall so zahlreiche und so
wohl ausgestattete Schwimmbäder eingerichtet, daß Wien zum Zentrum
des Wassersports in Europa geworden ist.

		Der Stolz der Stadt ist das gekachelte und mit Marmor ausgelegte
Amalienbad, das sich zur Abhaltung olympischer Spiele eignet. Um
seine russischen, türkischen und anderen Dampfbäder und seine
Turnhalle müßte es von so manchem reichen New Yorker Sportklub
beneidet werden. Aber sein fünfstöckiges Bauwerk erhebt sich
inmitten eines der ärmsten Viertel von Wien und ist der
Allgemeinheit gewidmet.

		An den Ufern der Donau liegen Strandbäder, in denen
Hunderttausende von Wienern Sport treiben. Die Preise sind für die
Massen berechnet. Für 80 Pfennig bekommt man an den Buffets eine
volle Mahlzeit. Lautsprecher lassen Wiener Walzer über den Fluß
erklingen, und die sonnverbrannte Jugend dieser unter der Krise
leidenden Stadt wirbelt umher, bis das Orchester einen Rumba zu
spielen beginnt. Dann hören sie auf. Vor dem Rumba zieht die Stadt
der Strauß' eine Grenze.

		Wien, das einst von Seuchen heimgesucht, ein Zentrum der
Schwindsucht war, dessen Bevölkerungsmassen sich in wahren
Rattenlöchern zusammendrängten, die sich nur mit den schlimmsten
Moskaus vergleichen ließen – Wien weist heute einen
Gesundheitsstatus auf, mit dem es nur wenige europäische Städte
aufnehmen können, und das Aussehen seiner jüngeren Bevölkerung
beweist, was die Statistiken sagen.

		Ein Nebenergebnis dieser Magistratspolitik ist es, daß die
kommunistische Partei in Wien heute auf dem Höhepunkt der Krise
noch nicht imstande gewesen ist, auch nur einen [bookmark: page20] Sitz im Stadtrat zu
erobern. Von 90 Sitzen gewannen die Sozialdemokraten 66, die
Christlichsozialen 19 und die Hitlerianer 15. Moskau hat keine
Lockungen für Arbeiter, die nicht nur unter besseren Bedingungen
als ihre Genossen in der Sowjetunion leben, sondern auch als ihre
Kollegen überall sonst in Europa.

		Zweifellos gibt es auch Elend in Wien. Ich fragte, wo ich danach
zu suchen hätte. Zu den Leidenden gehört Baron Louis Rothschild,
der frühere Chef der zusammengebrochenen Kreditanstalt, der erste,
dem die peinliche Rolle zufiel, eine Bank zur Zahlungsunfähigkeit
zu führen; er wurde gezwungen, aus seinem eigenen geräumigen Palais
in der Prinz-Eugen-Straße in das ebenso geräumige Palais seines
Bruders Alphonse in der Theresianumstraße umzuziehen.

		Nicht nur die Anzahl der Bridgespieler in den Caféhäusern ist
geringer geworden, man hört auch überall, daß nahezu jede Familie
Wiens, die drei Dienstboten hatte, sich genötigt gesehen hat, sich
auf zwei einzuschränken. Baron Rothschild soll sein Hauspersonal
von 48 auf 24 herabgesetzt haben.

		Damit soll gesagt werden, daß die Krise die Reichen und die
oberen Schichten verhältnismäßig härter getroffen hat als alle
anderen, daß sie es aber zuwege bringen, ihre Lebensführung auf
einem erträglichen Niveau zu erhalten. Die sozialistische
Verwaltung Wiens hat ihr ohne Beispiel dastehendes Bauprogramm
finanziert, indem sie die existierenden Gebäude mit Steuern
belegte, die praktisch auf eine Expropriierung hinausliefen, und
ihr weitgespanntes System sozialer Leistungen durch Abgaben
durchgeführt, die bei allen außer den Arbeitern überaus unbeliebt
waren. Absolut genommen ist natürlich die Klasse, die am schwersten
leidet, die derjenigen Beschäftigungslosen, deren
Unterstützungsansprüche erschöpft sind.

		Das nicht mehr junge Zimmermädchen in meinem Hotel erzählte mir,
ihr Mann sei seit 18 Monaten arbeitslos. Als Kellner hatte er im
ersten Jahr 12 RM wöchentliche Unterstützung bezogen, und in den
letzten 6 Monaten 9 RM. Er wird seine Unterstützung noch weitere 6
Monate hindurch beziehen, und dann wird seine Frau, die jetzt rund
20 RM in der Woche verdient, ihn zu unterstützen haben. Sie hat
viele arbeitslose Freunde.

		[bookmark: page21] »Was
wird aus den Arbeitern, die keine Posten mehr haben und auch keine
Unterstützung mehr bekommen?« fragte ich sie.

		»Ach, wenn ihre Frauen Arbeit haben, leben sie von denen, oder
sie gehen betteln oder stehlen«, sagte sie. »Sterben tun sie nicht.
Die sind zäh.«

		Wien behauptet, infolge der Krise schlechter daran zu sein als
alle anderen Orte Mittel- und Südosteuropas. Wenn das stimmt, ist
die Not dieses Teiles der Welt gewaltig übertrieben worden. Im
Jahre 1920 ließ sich statistisch nachweisen, daß Tausende von
Wienern innerhalb weniger Monate Hungers sterben würden. Sie
starben nicht nur nicht, sie zeugten überdies die außerordentlich
gesunde Generation, die jetzt diese, wie es scheint, nicht
unterzukriegende Stadt bevölkert.

		Österreichs Wirtschaftsstatistik beweist, daß die Bevölkerung
durchschnittlich mehr ißt als jemals nach dem Krieg. Das
Österreichische Institut für Konjunkturforschung weist nach, daß
die Bevölkerung in der Mitte des Jahres 1932, wenn man den
Nahrungsmittelverbrauch in dem Abschnitt 1923-1930 mit 100
bezeichnet, einen durchschnittlichen Nahrungsmittelverbrauch von
107 hatte. Die Anschaffungen von Schuhen und Haushaltungsartikeln
wiesen eine Rate von 102 auf. Allerdings kauften sie um 15 Prozent
weniger Bekleidungsartikel, und der Cafébesuch hatte um 20 Prozent
abgenommen. Man fragt sich nur, wo diese 20 Prozent Platz gefunden
hatten, und welches andere Land der Welt den Caféhausbesuch
ernsthaft im Wirtschaftsindex aufführen würde. Aber selbst die
Zeitungsreklame hat nur um 6 Prozent abgenommen, und das ist
sicherlich ein Zeichen dafür, daß ein Volk, das so gut weiß, welche
lebenswichtige Rolle die Reklame innerhalb des kapitalistischen
Systems spielt, etwas von der Erholung spüren muß.

		Das hohe Verbrauchsniveau hier läßt sich damit erklären, daß die
Löhne, obwohl die Lebenshaltungskosten nicht nur nicht
heruntergegangen sind, sondern sich sogar tatsächlich um eine
Kleinigkeit erhöht haben, und zwar von 106 im Jahre 1927 auf 109
heute, gleichfalls nicht reduziert wurden. Dieses
Nichtheruntergehen von Löhnen und Preisen mag sehr gut für den noch
beschäftigten Arbeiter sein, aber es hat fürchterliches Unheil
angerichtet im Exporthandel und in [bookmark: page22] der Exportbilanz Österreichs und daher
auch sehr zur Arbeitslosigkeit beigetragen. Normalerweise sollte
die österreichische Industrie 50 Prozent ihrer Produktion
ausführen. Am deutlichsten zeigen sich die Wirkungen in der Stahl-
und Eisenindustrie; der letzte österreichische Hochofen ist eben
stillgelegt worden, die Produktion von Eisenerz ist auf 32 Prozent
ihrer normalen Höhe abgesunken, die von Roheisen auf 8 Prozent, und
die von Stahl auf 15 Prozent.

		Die Baumwollspinnindustrie andererseits arbeitet mit kaum
geringerer Intensität als in den Jahren 1927-1930, die Furnier-,
Zellulose- und Papierindustrien halten sich auf einem Durchschnitt,
der nicht tief unter dem von 1927-1930 liegt, und die überaus
wichtige Lederindustrie produziert ebenso viel, wie der damalige
Durchschnitt ausmachte. Die Vorräte sind betrüblich hoch und
wachsen sogar noch an, was daraus hervorgeht, daß die Lagerausweise
Wiens um ein Siebentel mehr Waren aufführen als zur selben Zeit im
vergangenen Jahr. Der Export ist um 42 Prozent gefallen, der Import
jedoch um 50 Prozent – eine erfreuliche Tendenz in einem
Schuldnerland, wenn auch die verzweifeltsten Anstrengungen bis
jetzt keine aktive Bilanz herbeiführen konnten.

		Schließlich ist jedoch noch zu bemerken: während Bankrotte die
Anzahl unrentabler Konzerne zu einem Satz von etwa 20 wöchentlich
reduzieren und Umstellungen mit Kapitalverringerungen zu einem Satz
von ungefähr 100 in der Woche vor sich gehen, also in einem
verdoppelten Tempo gegenüber 1927, einem sogenannten Jahr des
Aufstieges, hat sich der ausdauernde Lebensmut der Österreicher
noch niemals besser bewiesen als darin, daß durchschnittlich 55
neue Unternehmungen es allwöchentlich wagen, um ihre Eintragung
nachzusuchen.

		Viele von den Anomalien in Österreichs wirtschaftlicher
Situation lassen sich durch seinen Währungszustand erklären. Die
Nationalbank hat 193 Millionen Schillinge in Gold und fremden
Valuten zur Deckung ihres Banknotenumlaufs von 966 Millionen
Schillingen, was eine nominelle Decke von 18 Prozent bedeutet. Von
dieser 193 Millionen betragenden Deckung sind aber 100 Millionen
von der Bank von England und 90 Millionen von der Bank für
Internationalen Zahlungsausgleich geborgt, so daß die Nationalbank
in Wirklichkeit an [bookmark: page23] eigenen Mitteln nur 3 Millionen Schillinge
Gold besitzt, und das bedeutet eine wirkliche Decke von 0,3 Prozent
– wohl ein neuer Weltrekord »nach unten«.

		Hier haben wir eine lückenlose Illustrierung für die
fundamentale Situation der mitteleuropäischen Länder. Österreich
borgte die 190 Millionen Schillinge, um seine Währung zu schützen.
Sie borgte sie kurzfristig. Heute hat der Völkerbund – das heißt
Frankreich, da Frankreich der Hauptfinanzier ist – Österreich 250
Millionen Schillinge auf 20 Jahre angeboten. Von diesen 250
Millionen würde Österreich 190 Millionen brauchen, um sein
kurzfristiges Darlehen abzudecken. Aber die übrigen 60 Millionen
müßte es dazu verwenden, augenblicklich den kurzfristigen
Verpflichtungen gegenüber Italien und anderen Ländern nachzukommen,
die durch die getroffenen Stillhalteabkommen zurückgestellt wurden.
Die nackte Bedeutung des Völkerbundskredites für Österreich ist
also, daß sie lediglich die Umwandlung eines kurzfristigen in einen
langfristigen Kredit darstellt.

		Als Gegenleistung für diese Umwandlung hat Frankreich von
Österreich verlangt, es solle von neuem, und zwar auf weitere 20
Jahre, seine Bestrebungen, sich an Deutschland anzuschließen,
aufgeben und sich überdies einer erneuten Völkerbundkontrolle
unterwerfen. Ist es zu verwundern, daß das österreichische
Parlament mit lauter Stimme die heftigsten Einwendungen gegen
dieses Geschäft machte? Die französische Tendenz, die Politik der
Wirtschaft vorgehen zu lassen, ist am vollkommensten in ihrem
Verhalten gegenüber Österreich exemplifiziert. Frankreich würde
eine Erholung Österreichs begrüßen, aber lieber möchte es
Österreich zusammenbrechen sehen, als seine Zustimmung dazu geben,
daß es sich an Deutschland anschließe und so die »potentielle
Kriegsstärke« Deutschlands verstärke. Hinter jedem französischen
Finanzschritt in Mitteleuropa steht der Schatten der deutschen
Waffen, oder um es präziser auszudrücken, die französische Angst
vor diesem Schatten.

		Österreich jedoch, nach außen das Opfer, der »Under-dog« der
Umstände, beweist durch die Tatsachen, daß niemand glücklicher ist
als ein bankrott Gewordener, dessen Gläubiger sich anstrengen, um
ihn am Leben zu erhalten, weil sie darauf hoffen, eines Tages ihr
Geld wiederzubekommen. Österreichs [bookmark: page24] Gläubiger wissen, daß es ohne ein
neues Darlehen die 190 Millionen kurzfristige Kredite nicht
zurückzahlen könnte. Zur Zahlung aufgefordert, würde es sie einfach
verweigern.

		Die Anleihe stellt jedoch ein weiteres Mittel zur Erhaltung
Österreichs in diesem Schwebezustand zwischen Solvenz und Insolvenz
dar, der seine Geschichte seit einem Jahrhundert charakterisiert.
Das Völkerbundsdarlehen ist für Österreich zu viel zum Sterben und
zu wenig zum fiskalischen Leben. Mit ihr kann es weiterhin seine
Währung nominell, im Inneren, mit Polizeigewalt »auf Goldbasis«
erhalten. Ohne sie würde es dasselbe tun, da es das kurzfristige
Darlehen nicht zurückzahlen würde. Aber die Völkerbundsanleihe
reicht nicht dazu aus, es Österreich zu ermöglichen, daß es das
einzige tue, was seine fiskalischen und privaten Finanzen in
Ordnung bringen könnte, nämlich daß es seine Währung auf ein Niveau
herabsetze, das ihrem wirklichen Wert einigermaßen entspräche, und
in Wahrheit auf die Goldbasis zurückkomme.

		Solange Österreich nicht so viel finanzielle Hilfe in Form eines
Kredites an seine Nationalbank erhält, daß es ihm möglich wird,
seine Währung auf ein voraus bestimmtes Niveau, das wahrscheinlich
30–40 Prozent der jetzigen Parität darstellen würde, herabsinken zu
lassen und dann auf diesem Niveau zu erhalten, wird es
wirtschaftlich nicht wieder gesund werden können, es sei denn auf
dem Wege eines unverblümten Staatsbankrottes.

		Im Inneren wird die Parität der österreichischen Währung mit
Polizeigewalt aufrechterhalten. Im Ausland und auf der »Schwarzen
Börse« in den Wiener Caféhäusern liegt der Kurs 25–40 Prozent unter
pari. Alle Welt weiß, daß die Notierung der »Schwarzen Börse« den
wahren Wert des Schillings repräsentiert. Warum kann die Regierung
den Schilling nicht »von der Goldbasis abgleiten« und »selbst seine
Kurshöhe regulieren« lassen, wie man es mit dem britischen Pfund
getan hat?

		Vor allem, weil die Österreicher inflationsbewußt sind, und weil
die Regierung nicht genug Geld hat, um den Schilling auf seine
natürliche Kurshöhe absinken zu lassen und auch auf dieser
festzuhalten.

		Die Inflationsbewußtheit bedeutet, daß die Regierung mehr dazu
tun müßte als andere Regierungen, um die »Abwertung [bookmark: page25] « der Währung auf einem
gesunden Niveau aufzufangen. In einem Lande, das eine
unkontrollierte Inflation durchgemacht hat, treibt das erste
Anzeichen eines Währungssturzes das Publikum zu Panikhandlungen.
Das gebrannte Kind beeilt sich, Waren zu kaufen, das, woraus völlig
wertloses Papier werden könnte, in Sachwerte umzutauschen. Preise
und Löhne steigen dann rapid, der ganze Vorteil der Abwertung geht
verloren, die Ausgaben der Regierung steigen, das Budgetdefizit
nimmt zu, es müssen mehr Noten gedruckt werden, und so fort bis ins
Uferlose.

		Wenn die Regierung jedoch genug Geld oder fremde Valuten hat, um
den Abwertungsprozeß auf einem gesunden Niveau aufzuhalten, und
wenn die Regierung im Inneren Macht genug hat, um ein
augenblickliches Ansteigen der Löhne zu verhindern, bringt die
Abwertung eine budgetäre Erleichterung, sie verbilligt den Export
und regt ihn an, sie verbessert die internationale Zahlungsbilanz
und kann zu einer natürlichen Abhilfe für den Bankrottzustand des
Landes führen, so wie es heute in England der Fall ist.

		Die Notwendigkeit der Schillingabwertung wird von allen
österreichischen Behörden anerkannt. Das künstliche Preisniveau
infolge der mit Polizeimitteln aufrecht erhaltenen Währung macht
Österreich eine Konkurrenz auf dem Weltmarkt nahezu unmöglich. Eine
Wiener Lederware, eine Brieftasche, wird heute für 7 Schillinge
verkauft. Der amerikanische Käufer hat für die 7 Schillinge 1
Dollar zu bezahlen. In Wirklichkeit sind die 7 Schillinge jedoch
nur 75 Cent wert, weil die Brieftasche in Begriffen der
Weltmarktpreise nicht mehr als 75 Cent wert ist. Deshalb kauft der
Amerikaner nicht und wird auch nicht kaufen, solange er nicht in
der Lage ist 75 Cent für 7 Schillinge einzutauschen. Sobald er das
tun kann, wird er kaufen.

		Österreich ist im Augenblick also zwischen der Scylla einer
künstlich im Zustand der Deflation gehaltenen Währung, die seinen
Handel stranguliert, und der Charybdis der Inflation. Im Augenblick
ist ihm die Scylla das liebere. Alle Behörden in Wien versicherten
mir, Österreich werde alles tun, um eine Inflation zu vermeiden.
»Alles«: dazu gehört unter den herrschenden Umständen auch der
Bankrott. Mittlerweile sind die [bookmark: page26] Nutznießer der mißlichen Lage Österreichs
die Leute, die in seiner Währung spekulieren. Aber nicht immer!

		Ganz Wien lachte, als zwei Engländer im Café »Schwarze Börse«
erschienen und 15 000 Pfund Sterling für Schillinge zum Kauf
anboten. Sie hatten Tausendpfund-Noten und wurden sie
augenblicklich zu einem Kurs los, der um 40 Prozent über der
Polizeiparität der Nationalbank lag, weil eine Tausendpfund-Note
ohne die geringste Schwierigkeit in einer Zigarette ins Ausland
geschmuggelt werden kann. Kaum waren die Makler über die Grenze
gekommen, da entdeckten sie, daß ihre kostbaren Pfunde Fälschungen
waren. Die Engländer waren weg, aber auch wenn sie in Wien
geblieben wären, hätten sie sich in Sicherheit wiegen können, da
niemand Anklage gegen sie hätte erheben können, ohne sich selbst
wegen unerlaubten Handels mit fremden Valuten ins Gefängnis zu
bringen.

		Alles weist auf die Wahrscheinlichkeit hin, daß Österreich sich
vor einer Inflation bewahren wird, und daß es nicht bestrebt sein
wird, seine Währung abzuwerten, bevor es das mit Sicherheit tun
kann, das heißt bevor es genügend Mittel aus dem Ausland erhält.
Vorgänge außerhalb Österreichs lassen hoffen, daß diese Mittel
vielleicht gegeben werden. Wenn nicht, wird Österreich sich in
aller Ruhe mit dem Bankrott abfinden und sein Moratorium für
Auslandszahlungen zu einem dauernden machen, und das bedeutet, daß
seinen Gläubigern ungefähr 28 Millionen RM monatlich an Zinsen und
Amortisation ihrer Darlehen verloren gehen werden. Das wird seinen
Gläubigern mehr schaden als Österreich selbst, das auf eine lange
und glänzende Vergangenheit in Bankrotten zurückblicken kann.

		Diese Vergangenheit zeigt, daß das große Reich Österreich-Ungarn
im neunzehnten Jahrhundert nicht weniger als fünfmal in den
Bankrott ging. In den Jahren 1803 und 1806 verweigerte es die
Zahlungen. 1811 reduzierte es willkürlich seine Schulden auf ein
Fünftel. 1818 halbierte es die Zinsen seiner Schulden. 1868 führte
es eine Couponsteuer auf seine eigenen Obligationen ein, welche die
Zinsen von 5 auf 4,2 Prozent herabsetzte. London und Amsterdam
schlossen die österreichischen Obligationen von der Börse aus, und
von da an konnte die österreichische Monarchie bis zum
Zusammenbruch weitere Gelder aus dem Ausland nur durch die Emission
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vierprozentiger steuerfreier Obligationen, Zinsen und Kapital
ausschließlich in Gold zahlbar, erhalten.

		Während dieser nahezu ein Jahrhundert lang dauernden Periode
wuchs und gedieh Österreich. Seine Bevölkerung stieg von 30 über 40
auf 50 Millionen, sein Territorium und sein Vermögen nahmen zu.
Nach der Niederlage im letzten Krieg wurde Österreich von seiner
Monarchie befreit, von 696 000 auf 82 800 qkm verkleinert, und
von seiner 51 Millionen zählenden Bevölkerung blieben ihm nur 6
Millionen. Obwohl es auch von den Reparationszahlungen befreit
wurde, bestand unmittelbar nach Einstellung der Feindseligkeiten
die Gefahr des Verhungerns. Augenblicklich beeilte sich die ganze
Welt, dem Lande zu Hilfe zu kommen, Österreich erhielt
Rettungskredite in einer Höhe von mehr als 400 Millionen RM und
dann in rascher Aufeinanderfolge andere internationale Darlehen,
die insgesamt rund 200 Millionen Dollar ausmachten. Jetzt hat
Österreich, vielleicht mit vollem Recht, Witze über die Aufnahme
der letzten Anleihe in einer Höhe von rund 140 Millionen RM
gemacht.

		Ist es verwunderlich, daß die Wiener die heitersten Leute auf
dem Kontinent und ihre Witze über die Krise die treffendsten sind?
Ein Wiener Bankdirektor sagte zu mir: »Mit der Krise ist es so
schlimm geworden, daß heute der Optimist zum Pessimisten sagt: ›Wir
werden noch alle betteln gehen müssen‹, und der Pessimist ihm
antwortet: ›Ja – aber bei wem?‹«

		Österreich braucht sich über das »bei wem« nicht allzu sehr den
Kopf zu zerbrechen.

		»Ein Pessimist«, erklärte der Bankdirektor, »ist wie eine Maus,
die in einen Eimer mit Sahne fällt, herauszukrabbeln versucht und,
wenn sie sieht, daß es nicht geht, alle vier von sich streckt und
ertrinkt. Der Optimist«, sprach er weiter, »ist wie die andere
Maus, die auch hineinfällt und schwimmt und schwimmt und schwimmt,
bis sie die Sahne zu Butter geschlagen hat und herauskriecht.«

		Die Österreicher schwimmen noch immer. Sie schwimmen seit nahezu
einem Jahrhundert gegen eine Wirtschaftsströmung, die buchstäblich
eine chronische Depression bedeutet. Von den fünf Industriestaaten
Nordamerika, England, Frankreich, Deutschland und Österreich machte
Österreich als einziger [bookmark: page28] in der Zeit von 1866-1925 mehr Depressions-
als Prosperitätsjahre durch. Während nach dem National Bureau of
Economic Research in Amerika durchschnittlich 15 Jahre der
Prosperität auf 10 der Depression kamen, entfielen in Österreich im
Verlauf der letzten 60 Jahre auf 10 Jahre der Depression 7 der
Prosperität.

		Was bedeutet das für Wien?

		An einer der belebtesten Ecken der Stadt strahlen die Lichter
eines funkelnagelneuen Cafés. Vor 50 Jahren war hier eine Bank. Die
Bank ging in Konkurs, und ein Café nahm ihre Stelle ein. Dann
kaufte eine andere Bank das Grundstück und arbeitete einige Jahre
hindurch. Schließlich zog diese Bank auch aus, und heute beherbergt
die Ecke wieder das Symbol des Stadtlebens – das »Café
Fenstergucker«.

		Es sind auch nicht nur die Bankdirektoren, die die Krise von der
humoristischen Seite nehmen können.

		Unsere Taxe blieb neben einer Kette von Straßenbahnwagen stehen,
um eine Schar lachender, sich drängender Männer und Frauen
aussteigen zu lassen. Ein Straßenbahnwagen nach dem anderen kam
heran und leerte sich, bis tausend oder mehr Menschen ausgestiegen
waren. Alle strömten einem Amtsgebäude zu, stießen und schoben sich
unter Scherzen, bis sie in einer Reihe standen. Ich fragte, wer sie
seien. Es waren Arbeitslose, die ihre Unterstützung abholen
wollten. Der Schalter wurde um 10 Uhr geöffnet. Es war bereits 10
Uhr 15. In Deutschland wären die Arbeitslosen eine Stunde früher
dagewesen, um ihr Geld zu bekommen. Aber der Österreicher wird,
auch wenn er arbeitslos ist, niemals auf sein Privileg verzichten,
um fünfzehn Minuten zu spät zu kommen – um das berühmte
»akademische Viertel«. Sie alle fuhren Straßenbahn, weil die Stadt
den Arbeitslosen zur Abholung ihrer Unterstützung freie Fahrt
gibt.

		Wir kamen an einer Statue vorbei – der reizendsten Statue Wiens.
Ein rundlicher Dudelsackpfeifer, zerlumpt, steht in trunkener
Haltung da und spielt eine ewige Melodie. Was spielt er? »Ach du
lieber Augustin!« Das ist die Melodie, und die Statue ist das
Denkmal Augustins selbst, des wirklichen Menschen, der seinerzeit
der berühmte Autor dieses in der ganzen Welt bekannten Trinkliedes
war. Er liebte Wein, Witz und Weiber. Er war Wiener.
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sagt, in Wien konzentriere sich das Schwergewicht Mitteleuropas. In
Wien konzentriert sich der leichte Sinn. Die Wiener Bevölkerung
hatte heute, während seine Staatsmänner sich mit dem Budget
abquälten, eine andere Sorge. Die Sensation des Tages ging in
Klosterneuburg an der Donau vor sich, und zehntausend Wiener
versammelten sich an den Ufern des alten Stroms. In Klosterneuburg
fand der österreichische Wettbewerb im Makkaroni-Essen ein lang
hinausgezögertes, aber befriedigendes Ende. Der Sieger brach nicht
zusammen.

		Wien ist noch immer die Stadt Augustins.

		*

		Der Krieg war eine Höllenmaschine, die Österreich-Ungarn in vier
Teile zerriß. Die Höllenmaschine wurde in dem großen, hohen Raum
eines Wiener Palais gelegt. Heute setzte sich der Chef desjenigen
österreichischen Staates, der einst der größte von den Teilen des
Reiches war und heute der kleinste seiner Nachfolger ist, an einen
furnierten Tisch in eben demselben großen Raum und erklärte die
Rolle, welche die Teilung des Habsburger Reiches bei der
Beantwortung der Frage: »Wird Europa wieder hochkommen?«
spielt.

		So fern dieses Problem Amerika auch räumlich ist, seine
Bedeutung geht den Vereinigten Staaten sehr nahe. Ein Achtel der
Bevölkerung Europas wohnt im Donaubecken. Es ist wichtig zu wissen,
ob Europa sich erholen kann, und es ist notwendig zu wissen, ob
Mitteleuropa sich erholen kann. New York blickt auf Europa, und
Europa blickt auf die Donau. Seit dem Krach der Kreditanstalt kann
sicherlich niemand in der abendländischen Welt Österreich mit
Gewalt außer Betracht lassen.

		Sein Sprecher war Dr. Wilhelm Miklas, von Beruf Lehrer, ein
bescheidener, würdevoller, leicht gebeugter Mann, Vater von elf
Kindern, seit 1928 Präsident der österreichischen Republik und bis
zum Jahre 1935 wieder gewählt.

		Der Rahmen unserer Unterredung hob scharf den Kontrast zwischen
einst und jetzt hervor. Das Zimmer, die Arbeitsstätte Metternichs,
war das Zentrum der österreichischen Vergrößerungspläne bis zu dem
letzten Prachtentwurf des Grafen [bookmark: page30] Berchthold, der ihm unter den Händen
explodierte, zum Krieg führte und das Reich zerstückelte. Der
Kaiser und König verschwand, sein Gebiet wurde aufgeteilt, die
Herrlichkeit der Monarchie ist nicht mehr, aber das Land, das sie
einnahm, ist noch da, die Menschen sind da, und die Wichtigkeit des
ci-devant Österreich-Ungarn ist heute wegen seiner Schwierigkeiten
womöglich noch größer als zur Zeit, da es den Namen einer
»Großmacht« trug.

		Für Außenstehende ist es schwer, zu begreifen, warum die
Nachfolgestaaten Österreich, Ungarn, Tschechoslowakei und
Jugoslawien sich nicht zur Erleichterung ihrer offenbaren und große
Kosten verursachenden Wirtschaftsnöte auf irgendeine primitive Form
der Zusammenarbeit einigen können. »Warum können sie sich nicht
einigen?« so lautet die häufigste ungeduldige Frage.

		Dr. Miklas ist hervorragend dazu geeignet, die Gründe dafür zu
erklären. Und auch zu erklären, wie wünschenswert es ist, daß die
Nachfolgestaaten sich einigen. Das alte Reich bot, was immer an
Gutem oder Schlechtem es in der auswärtigen Politik tat, ein
Freihandelsgebiet mit mehr als 50 Millionen Einwohnern. Welche
Möglichkeit besteht zu einer Wiedervereinigung dieses Territoriums
in wirtschaftlicher Hinsicht?

		»Das«, sagte Präsident Miklas, »kann nur beantwortet werden,
wenn man sich ins Gedächtnis zurückruft, was seit der Zerstückelung
des Reiches geschehen ist.« Er legte die Handflächen aneinander und
sprach in angenehm akademischem Ton weiter. »Das Reich war ein sehr
großer und sich nahezu selbst erhaltender Doppelstaat. Er besaß
alle Elemente von Landwirtschaft und Industrie, die dazu notwendig
waren, seiner Bevölkerung einen hohen Lebensstandard zu
ermöglichen. Was geschah nach der Zerstückelung?

		Jeder Staat begann daran zu arbeiten, sich Möglichkeiten zur
Selbsterhaltung zu schaffen. Bis zu einem gewissen Grade gelang das
auch. Wir in Österreich hatten eine Lehre in unseren Erlebnissen
unmittelbar nach dem Krieg, als das Land nahezu verhungerte, weil
es uns an landwirtschaftlichen Produkten innerhalb unserer eigenen
Grenzen fehlte. Wir machten uns unter dem Beifall ganz Europas
daran, unsere Landwirtschaft aufzubauen.«

		Ich dachte an die Weizenfelder auf den Berghängen, die ich
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Eisenbahnfenster aus gesehen hatte, und daran, daß wohl alle
Weizenfelder Österreichs zusammen kaum eine so große Ernte ergeben
könnten wie eine mittelgroße Farm in Minnesota. All dies war neu
für Österreich, nach dem Krieg begonnen, und um welche Kosten
begonnen!

		Aber der Präsident fuhr fort mit der völlig zutreffenden, aber
nichts destoweniger erstaunlichen Feststellung, daß die Umwelt mit
dieser überaus unwirtschaftlichen Entwicklung einverstanden
war.

		»Ein Beispiel!« sagte er. »Als der Völkerbund uns den Kredit zur
Wiederherstellung unserer Finanzen gewährte, kamen wir dahinter,
daß es nicht notwendig war, ihn ganz für die rein fiskalischen
Zwecke zu verwenden, für die er gedacht war. Wir fragten den
Überwachungsausschuß des Völkerbundes, ob wir die übrigbleibende
Summe zum Aufbau unserer Wirtschaft verwenden dürften. Er gab seine
Zustimmung. Wir ließen das Geld in den verschiedensten Arten
arbeiten, aber ich will Ihnen nur ein Beispiel erzählen, und zwar
davon, wie wir unsere Milchwirtschaft aufbauten.

		Unmittelbar nach dem Krieg belieferte das österreichische
Hinterland die Stadt Wien mit siebzigtausend Litern Milch. Heute
versorgt Österreich Wien mit siebenhundertausend Litern Milch. Noch
vor kurzer Zeit, im Jahre neunzehnhundertsechsundzwanzig, kauften
wir im Ausland Molkereiprodukte im Wert von ungefähr vierzig
Millionen Schilling. Heute kaufen wir eine ganz unbeträchtliche
Menge im Ausland und exportieren so viel, daß wir bei diesem Posten
sogar einen kleinen Ausfuhrüberschuß haben.

		Oder denken Sie an Zucker. Das Territorium des heutigen
Österreich produzierte unmittelbar nach dem Krieg zwölf Prozent
seines Rübenzuckerbedarfs, heute produziert es fünfundneunzig, wenn
nicht volle hundert Prozent seines Bedarfs.«

		Es ließ sich nicht der Gedanke von der Hand weisen, daß dies
einer von den Gründen sei, weshalb die Tschechoslowakei mit ihrem
gewaltigen Rübenzuckerüberschuß so schlecht auf Österreich zu
sprechen ist und so wenig Lust hat, eine Wirtschaftsvereinbarung zu
treffen. Aber Präsident Miklas hatte eine weitere, noch
aufschlußreichere Erklärung zu machen.
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Nahrungsmittel, die heute von Österreich gebraucht werden«, setzte
er auseinander, »erzeugen wir jetzt praktisch sämtlich im eigenen
Lande, mit Ausnahme vielleicht des Weizens, von dem wir fünfzig
Prozent unseres Inlandbedarfes aus dem Ausland beziehen müssen.
Wenn wir aufhörten, so viel Weißbrot zu essen, und die Bevölkerung
mehr Roggen verbrauchte, könnten wir auch in betreff des Brotes
Selbstversorger sein.«

		Das war wirklich aufschlußreich und bildete ein hervorragendes
Beispiel für die zielbewußten Anstrengungen, die allen
Erfordernissen des Wirtschaftslebens zum Trotz von den
Nachfolgestaaten zur Erreichung der Selbsterhaltung gemacht werden.
Österreich war unmittelbar nach dem Krieg dem Verhungern nahe. Das
war Grund genug dafür, daß es seine Nahrungsmittel selbst erzeugen
wollte. Seine Nachbarn, die damals noch von Kriegsgeist und von
Groll gegen ihren alten Herrn Österreich erfüllt waren, weigerten
sich, ihm Nahrungsmittel zu liefern. Heute schreien sie,
insbesondere Ungarn, Jugoslawien und Rumänien, danach, Österreich
Nahrungsmittel zu günstigen Preisen zu verkaufen, Österreich aber
zieht es vor, sie selbst zu erzeugen, auch wenn sie doppelt so viel
kosten. Jedenfalls beweist die Tatsache, daß Österreich sich im
Lauf von 14 Jahren hinsichtlich seiner Ernährung von der Außenwelt
praktisch unabhängig gemacht hat, nicht nur die Größe seiner
nationalen Energie, sie zeigt auch ein bedeutsames Element in den
Schwierigkeiten auf, die sich dem Zustandebringen eines
Donauabkommens entgegenstellen.

		»Jedenfalls«, erlaubte ich mir zu sagen, »scheint das darauf
hinzuweisen, daß Österreich nie wieder so hungern wird wie nach dem
Krieg?«

		»Ja, wir werden nicht en masse verhungern«, stimmte der
Präsident zu.

		»Verhungert überhaupt jemand in Österreich?«

		»Es hat in Österreich Todesfälle gegeben und gibt auch noch
Todesfälle infolge von Krankheiten, die auf Unterernährung
zurückzuführen sind, aber kein Massenhungern. Immerhin haben die
Einkommensverringerungen in manchen Schichten der Bevölkerung zu
ernsten körperlichen Schädigungen infolge von Unterernährung
geführt.«

		»Würden Sie sagen, daß das Gros der österreichischen Bevölkerung
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als im Jahre neunzehnhundertdreizehn?«

		»Viel schlechter«, lautete seine entschiedene Antwort.

		Diese Streitfrage kann natürlich am besten von den Leuten
beurteilt werden, die sowohl das Österreich von 1913 wie das von
heute kennen. Statistisch ist die Antwort anfechtbar, und eine
Beobachtung in diesem Augenblick zeigt entschieden einen besseren
Lebensstandard in breiteren Bevölkerungsschichten als in vielen
anderen europäischen Ländern, was Wohnung und Bekleidung wie
Ernährung betrifft. Der Schuldner, der zur Zahlung aufgefordert
wird, betont seine Armut. Der Schuldner, der neue Kredite sucht,
weist nachdrücklich auf seine vertrauenswürdige Zukunft hin.
Fiskalisch ist Österreich so gut wie bankrott. Dem einzelnen
Österreicher ist wenig davon anzumerken.

		»Aber was ist mit den Arbeiterschichten – leben die nicht
besser?«

		»Sie wohnen ganz entschieden besser, allerdings müssen Sie
bedenken, daß die Wohnzustände vor dem Krieg für die Arbeiter in
vielen Fällen einfach fürchterlich waren. Zweifellos gibt es unter
den Arbeitern etliche Schichten, die jetzt besser leben. Aber das
trifft nur zu, wenn sie gerade Arbeit haben, und gilt nicht für die
unzähligen Beschäftigungslosen. Die vielen Zehntausende von
Arbeitern, die keine Unterstützung mehr beziehen, sind sehr schlimm
daran. Außerdem darf nicht vergessen werden, daß die besseren
Wohnbedingungen durch Maßnahmen erreicht wurden, die in der Tat auf
eine Teilexpropriierung des Hausbesitzes hinauslaufen.«

		»Und die Landbevölkerung?«

		»Die Bergbauern, die einen großen Teil ihres Bedarfs an Brot und
Mehl durch Käufe decken müssen, sind sehr übel daran. Die
Getreidebauern und die Milchbauern kommen gerade so durch, dank den
von der Regierung ergriffenen Maßnahmen und trotz der Besteuerung,
die bedeutend höher ist als vor dem Kriege. Eigentliches Elend aber
herrscht im städtischen Mittelstand. Der ist bedeutend schlimmer
daran als im Jahre 1930, etwa fünfundsiebzig Prozent sind
proletarisiert und können ihre besseren Wohnungen augenblicklich
nur noch dank der scharfen Mietengesetzgebung erhalten.
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das Resultat alles dessen?« rief er aus. »Österreich braucht heute
viel weniger landwirtschaftliche Erzeugnisse aus dem Ausland als
seinerzeit, und die Agrikulturstaaten andererseits, die
mittlerweile ihre Industrien ausgebaut haben, brauchen viel weniger
Industrieerzeugnisse von uns. Die österreichische
Vorkriegsindustrie des heutigen Territoriums exportierte siebzig
Prozent ihrer Totalproduktion, und selbst heute müßte die
österreichische Industrie mindestens fünfzig Prozent ihrer
Erzeugnisse ausführen.

		Aber ebenso, wie Österreich seine Landwirtschaft ausgebaut hat,
haben unsere Nachbaren, die früher fast reine Agrikulturländer
waren, ihre Industrien ausgebaut. Die Tschechoslowakei, Rumänien
und Ungarn haben mit Hilfe fremden Kapitals ihre Industrien
gewaltig vergrößert.

		Sie alle haben Zollmauern, deren Wirkung so gut wie prohibitiv
ist, errichtet, um ihre eigene Industrie zu schützen. Niemand wird
uns unsere Industrieprodukte abnehmen, die wir also nicht
exportieren können. Unsere Industrien schrumpfen, die
Arbeitslosigkeit nimmt in erschreckendem Maße zu, während die
zugrunde gehenden Industrien die Banken, von denen sie gestützt
werden, mit sich ziehen.«

		»Aber wo liegt dann der Ausweg; das heißt, was sehen Sie als
wahrscheinliche Entwicklung in der Zukunft?«

		»Wir werden versuchen, uns den Bedingungen anzupassen, die uns
aufgezwungen werden. Es gibt nur eine Alternative: daß wir zu einer
zweiten Schweiz werden, einer Art Schweiz des Ostens, und nicht
imstande sind, unser kulturelles Niveau und unsere Kunstinstitute
zu erhalten. Daß wir auf einen viel niedrigeren Lebensstandard
heruntergedrückt werden – wir werden uns dann selbst erhalten, aber
auf einem Niveau, das unserer tausend Jahre alten Geschichte
unwürdig ist.

		Auch dann werden wir nicht auf das Niveau montenigrinischer
Schafhirten herabsinken, aber wir werden gezwungen sein, schlechter
zu leben als je zuvor. Ich weiß nicht, ob unsere Bevölkerung das
ertragen wird. Es besteht die Gefahr, wenn die Bevölkerung
gezwungen ist, sich mit einem Lebenstandard abzufinden, der um so
viel niedriger ist als der, den sie gewohnt ist – dann besteht die
Gefahr, sage ich, daß sie den radikalsten Ideen zum Opfer fällt.
Ich sage nicht, daß dies unvermeidlich ist, denn ich denke an den
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unseres Volkes, das nicht zu Exzessen neigt, und denke auch daran,
wie konservativ die österreichische Bauernschaft ist. Auf jeden
Fall aber müssen gefährliche Massenbewegungen entschieden in den
Bereich des Möglichen gezogen werden.

		Die andere Seite der Alternative ist, daß Österreich mit Hilfe
Europas wiederum für ein großes Wirtschaftsgebiet zum
Transaktionszentrum werden kann. Man darf dabei nicht bloß an die
wirtschaftliche Vereinigung Österreichs, der Tschechoslowakei und
Ungarns denken. Denn die Agrikulturstaaten des Ostens, nämlich
Jugoslawien, Ungarn, Bulgarien und Rumänien, brauchen, um ihre
Kaufkraft wiederzugewinnen, einen viel größeren Markt für ihre
eigenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse, als Österreich und die
Tschechoslowakei allein ihnen unter den gegenwärtigen Umständen
bieten können. Und solange die Agrikulturstaaten nicht imstande
sind, ihren reichlichen Überschuß an landwirtschaftlichen
Erzeugnissen restlos zu angemessenen Preisen abzusetzen, werden sie
auch nicht imstande sein, unsere Industrieerzeugnisse zu
kaufen.

		Was wir brauchen«, betonte der Präsident, »ist eine
wirtschaftliche Verständigung zwischen den genannten Staaten und
mindestens Deutschland, womöglich auch Italien. Nur diese großen
Mächte könnten den notwendigen Markt für die landwirtschaftlichen
Erzeugnisse Südosteuropas bieten, und Südosteuropa könnte dann ein
angemessener Markt für die Industrien Österreichs und der
Tschechoslowakei werden.

		Auch die deutsche und die italienische Industrie würden durch
ein derartiges Abkommen profitieren, obwohl sie viel weniger darauf
angewiesen wären als Österreich, da sie Exportmöglichkeiten nach
Übersee haben.«

		Der Gedanke ist entschieden von imposanter Logik. Bis nun hatte
der Präsident sehr ruhig gesprochen, aber jetzt, zum Schluß, wurde
er lebhafter:

		»Im vorigen Jahr versuchten wir, aus eigener Initiative unsere
wirtschaftliche Lage durch die angestrebte Zollunion mit
Deutschland zu verbessern – eine Union, die ausdrücklich die Tür
für dritte Staaten offen ließ.«

		Der Präsident sprach pointiert: »Man hat es uns verboten! Der
Weltgerichtshof im Haag hat uns auf die Finger geklopft. Darauf lud
Kanzler Buresch zu Beginn dieses Jahres [bookmark: page36] die Wiener Vertreter der vier
europäischen Mächte Großbritannien, Frankreich, Deutschland und
Italien zu sich ein und sagte ihnen ungefähr folgendes: ›Sie haben
es uns unmöglich gemacht, uns selbst in dieser Weise zu helfen –
jetzt haben Sie die Freundlichkeit, uns zu sagen, meine Herren, in
welcher Weise wir uns helfen dürfen und helfen können, um einer
Situation zu entrinnen, die uns durch das Verdikt Europas
aufgenötigt wurde?‹

		Wir warten noch immer auf eine Antwort«, schloß der
Präsident.

		Er stand auf. Wir gingen über den Parkettboden dreier riesiger
Salons. Dr. Miklas steht an der Stelle der Habsburger. Die ganze
Einrichtung ist noch da, die Palais, die dekorative Hauptstadt, der
Name Österreich. Aber Dr. Miklas könnte auf sich und die Familie
der Habsburger das bekannte Wortspiel anwenden, das sich an den
österreichischen Gruß »Ich habe die Ehre« knüpft. Ein Österreicher
begrüßt einen anderen mit diesen Worten und bekommt zur Antwort:
»Ja, und ich habe die Arbeit.«

		Die Habsburger hatten die Ehre, aber die Beamten der Republik
haben heute die Arbeit und müssen sich anstrengen, um das
wirtschaftliche Gleichgewicht eines durch die imperialistischen
Bestrebungen ihrer früheren Herren verstümmelten Torsostaates zu
bewahren. [bookmark: page37]

	
		
		Zweites Kapitel.

Prag

		Aus einer Höhe von 3500 Metern über Mitteleuropa hat der
Luftreisende einen weiten Ausblick. Wir durchfuhren eine
hochfliegende Wolke, sausten in ein Meer kalten Sonnenlichtes
hinaus, und da lagen, weit weg, zur einen Seite Polen, zur anderen
Österreich, und direkt unter uns die sauberen Felder, die
rotgekachelten Dächer und die sich aneinander drängenden Wälder der
Tschechoslowakei. All dies war einst Österreich-Ungarn. Die neuen
Grenzen, die das alte Reich in vier Staaten zerstückelt und Teile
noch zwei anderen zugewiesen haben, spielen eine wichtige Rolle in
der Frage: »Wird Europa wieder hochkommen?«

		Der Mann, der am meisten zu dieser Grenzziehung beitrug, der
Mann, der die Zerteilung des österreichisch-ungarischen Reiches
herbeiführte, ist 82 Jahre alt. Ein Alter von 82 Jahren gibt einen
noch besseren Überblick als eine Höhe von 3500 Metern. Und wenn der
82 Jahre zählende Geschichtsschöpfer noch immer an der Spitze des
wichtigsten Staates Mitteleuropas steht, noch immer Geschichte
macht, dann müssen seine Ansichten über die Weltkrise von
einzigartigem Wert sein.

		Der im Jahre 1850 geborene tschechoslowakische Präsident Thomas
Garrigue Masaryk hat von allen Regierungschefs republikanischer
Staaten auf der Erde das höchste Dienstalter. Er hat nicht ganz so
lange gedient, wie der im übrigen unfehlbar genaue Weltalmanach
behauptet, der in einer Anmerkung erklärt, der Präsident hätte sein
Amt im November 1018 übernommen. Bis auf 900 Jahre ist die Angabe
richtig; Präsident Masaryk steht seit 14 Jahren ununterbrochen
[bookmark: page38] an der
Spitze seiner Republik – die längste Amtszeit, auf die es je ein
Präsident gebracht hat.

		Die Frage, wie Präsident Masaryk über sein eigenes Werk denkt,
ist mehr als reizvoll in diesem Augenblick, da ganze Völker in
Mitteleuropa ihre Übel und die Übel der Welt darauf zurückführen,
daß nach dem Krieg auf diesem Kontinent zehn neue Staaten, zehn
neue Zollmauern, zehn neue Währungen – von den zehn neuen Heeren
ganz zu schweigen – geschaffen wurden. Für das Entstehen seines
eigenen Staates ist Präsident Masaryk fast ausschließlich
verantwortlich, aber er unterstützte auch die anderen
nationalistischen Gruppen im österreichisch-ungarischen Reich mit
Hilfe und Anregungen, so daß er mehr als jeder andere es verdient,
der Vater des Mitteleuropa von heute genannt zu werden, wo fünf von
den zehn neuen Staaten Europas darum kämpfen, ihr wirtschaftliches
Gleichgewicht zu erhalten.

		Unser Flugzeug ließ sich tiefer herab. Unter uns dehnte sich ein
schönes Land. Getreidefelder wechselten mit Fabrikgrundstücken, und
das erinnerte an den fast vollkommenen günstigen Ausgleich, der in
der Tschechoslowakei zwischen Industrie und Landwirtschaft
herrscht. 39 Prozent der Bevölkerung arbeiten auf dem Lande, 33
Prozent in der Industrie, der Rest in anderen Berufen. Wie das ihr
verbündete Frankreich hat die Tschechoslowakei ihre Eier zu nahezu
gleichen Partien in die beiden großen Körbe der Wirtschaft
verteilt.

		Dorf um Dorf flitzte unter uns vorüber, und rings um jedes Dorf
war ein Kranz neuer Häuser im Entstehen begriffen. Stapel von
Baumaterial, halb fertiggestellte Dächer und Hunderte umhereilender
Arbeitsleute legten Zeugnis ab für die Wirksamkeit der
tschechoslowakischen Steuerermäßigungsgesetze. Die sich über einen
gewissen Zeitabschnitt erstreckende Steuerfreiheit für Neubauten
hat trotz der Krise eine außerordentliche Bautätigkeit
angeregt.

		Aus der Luft gesehen, bietet die Tschechoslowakei ein
erfreuliches Bild. Aus den Kaminen stieg Rauch auf. Fabrikpfeifen
sandten Dampfstrahlen in die Höhe, und in den Höfen der
Bauernhäuser wurde eifrig Getreide aus Wagen entladen. Unten
vertiefte sich der Eindruck, daß dieses Land weit davon entfernt
sei, unter einer Depression, geschweige [bookmark: page39] denn unter Elend zu leiden. Unser
Automobil fuhr rasch vom Flugplatz über geschotterte Chausseen,
durch wohlgehaltene Stadtstraßen, umfuhr die Ränder Prags und
folgte schließlich einer Straße, die zwischen wogenden Weizen- und
Roggenfeldern hindurchführte. Wir mußten unser Tempo nur
verlangsamen, wenn wir an Arbeitern vorbeikamen, die mit
Asphaltierungsarbeiten beschäftigt waren.

		In einer Entfernung von ungefähr 50 Kilometern von Prag fuhren
wir durch ein hohes Eisentor in einen ausgedehnten Park. Ein
geeigneterer Sitz für einen Staatschef als Schloß Lana, die
Wohnstätte des Präsidenten, ursprünglich eine fürstliche Residenz,
ließe sich in der Hauptstadt keiner Großmacht finden. Es
repräsentiert den Dank von 15 Millionen Bürgern an den Mann, der
sie zu einer Nation machte.

		Durch lange kühle Korridore kamen wir in seine Bibliothek.
Präsident Masaryk war für seinen Nachmittagsgalopp angekleidet. Mit
seinen 82 Jahren führt er ein aktiveres Leben als mancher
60jährige. In seinen Reitstiefeln, den grauen Whipcordhosen und dem
schwarzen Rock wirkte der Präsident elegant und schlank, als er
sich hinter einem mit Büchern beladenen Tisch erhob. Helle Augen
blickten durch einen Kneifer, und mit seinem weißen Schnurrbart und
Spitzbart sah er aus wie ein Edelmann alter Schule aus den
Südstaaten, der sich bereit gemacht hat, hinter den Hunden auf
seiner Pflanzung in Virginia einherzureiten.

		Wir kamen direkt zur Sache. »Glauben Sie, daß die
Wirtschaftskrise, wie viele in diesem Teil der Welt behaupten, zu
einem beträchtlichen Teil darauf zurückzuführen ist, daß das
österreichisch-ungarische Reich auseinandergefallen ist und seine
jetzige Form angenommen hat?«

		Der Präsident legte ein Bein über das andere, zupfte seinen
Schnurrbart, dachte nach und antwortete in perfektem Englisch:

		»Meiner Ansicht nach hat die Krise in der ganzen Welt in jedem
einzelnen Land, beziehungsweise in jeder einzelnen Ländergruppe,
ihre eigenen Gründe. Sie haben selbst den Unterschied zwischen den
Erscheinungsformen der Krise in unserem und in anderen Ländern
beobachtet.

		In Wien macht sich der Zerfall Österreich-Ungarns allerdings
sehr schlimm fühlbar. Der wirtschaftliche Zustand, [bookmark: page40] unter dem man in Wien
leidet, ist in der Hauptsache darauf zurückzuführen, daß Wien seine
Profite aus dem ganzen Reich zu ziehen pflegte, und dieser Profite
ist man dort jetzt zum größten Teil beraubt.

		Hier in der Tschechoslowakei hat die Wirtschaftsdepression eine
andere Ursache. Wir haben für den Aufbau unseres neuen Staates mehr
ausgegeben, als wir getan hätten, wenn wir größere administrative
Erfahrungen gehabt hätten. Dieser Umstand hat unsere jetzigen
Schwierigkeiten, wenn auch nicht gerade verursacht, so doch
jedenfalls verschärft.

		Ich mache vielleicht klar, was ich meine, wenn ich das Aufbauen
eines neuen Staates bei uns mit dem Aufbauen neuer Heere in England
und Amerika bei Kriegsausbruch vergleiche. Weder England noch
Amerika hatten bei ihrem Eintritt in den Krieg ein Heer von
nennenswerter Größe. Sie mußten ihre Armeen ganz neu schaffen. Aus
diesem Grunde kosteten ihre Heere bedeutend mehr als die alten
Armeen Frankreichs und Deutschlands. Sie gaben unvergleichlich mehr
Geld, auf den Kopf berechnet, für ihre Soldaten aus als Frankreich
oder Deutschland. In ganz gleicher Weise hat es uns bedeutend mehr
gekostet, unseren neuen Staat aufzubauen und zu organisieren, als
es einem bereits existierenden Staat gekostet hätte, eine gleiche
Organisationshöhe zu erreichen.

		Ich führe also einen guten Teil der Krise in der
Tschechoslowakei auf die Kosten zurück, welche die Schaffung der
neuen Nation verursachte. Aber wenn man der Ansicht ist, daß der
Zerfall des österreichischen Reiches in einem wichtigen
Zusammenhang mit der Krise stand, wie erklären Sie sich dann die
Krisen in Amerika und England, wo es keinen politischen Zerfall
gab, und wo die Depression womöglich noch ärger ist als in
Mitteleuropa?«

		Die Tatsachen bekräftigen diese vernünftige Bemerkung des
Präsidenten. Nach der niedrigsten existierenden Ziffer kommen in
den Vereinigten Staaten 207 Arbeitslose auf 1000 von der
Bevölkerung, und in England 186 auf 1000. In Österreich kommen auf
das Tausend 140, in der Tschechoslowakei 120, in Polen 32, in
Ungarn 14, in Rumänien 3 und in Jugoslawien 6. Die relative
Arbeitslosigkeit ist in Mitteleuropa durchschnittlich noch nicht
halb so groß wie [bookmark: page41] in den Vereinigten Staaten, dem größten
Freihandelsgebiet der Welt.

		»Ja«, wiederholte der Präsident, »die Krise hat Sie ebenso
schlimm getroffen wie alle anderen, Sie können die Schuld daran
also nicht Mitteleuropa geben.«

		Ich dachte an den österreichischen Präsidenten Miklas und sagte:
»Aber es gibt viele Menschen, die sich nicht nehmen lassen wollen,
daß die Errichtung von Zollmauern innerhalb des Gebietes, das
seinerzeit vom österreichischen Reich eingenommen wurde, die
wirtschaftliche Widerstandskraft der Nachfolgestaaten überaus
geschwächt habe. Was waren Ihrer Ansicht nach die Wirkungen dieser
Zollmauern auf die Krise?«

		»Selbstverständlich können Zölle den Handel einschränken«,
antwortete der Präsident, »aber wenn das alte Reich noch
existierte, würde es genau so wie die anderen Schranken errichtet
und Zölle erhoben haben. Haben die größeren Wirtschaftsgebiete das
etwa nicht getan? Waren die Wirkungen hoher Zölle zwischen zwei
großen Ländern nicht ebenso schädlich wie die der Zölle zwischen
kleineren?

		Ich gebe zu, daß der Zerfall des Reiches auf die Krise in diesem
Teil der Welt vielleicht von einigem Einfluß gewesen ist, daß er
sie vielleicht verschärft hat, aber seine Wirkungen waren viel
geringer, als viele Menschen annehmen, und ganz entschieden war er
nicht die Hauptursache für die Krise. Wie ich schon vorhin sagte,
jede Reorganisation bringt eine gewisse Verschwendung mit sich,
aber die Vorteile dieser Reorganisation sind unvergleichlich größer
als ihre Nachteile.

		Die Schaffung neuer Staaten brachte eine Vermehrung der Energie
in allen Bezirken der öffentlichen Tätigkeit mit sich. Ein
Amerikaner wird die historische Tatsache ganz besonders würdigen
können, daß an die Stelle dreier absolutistischer Reiche,
Österreich-Ungarns, Deutschlands und Rußlands, Freistaaten getreten
sind. Diese neuen Staaten haben ihre Schwierigkeiten, aber wo in
aller Welt gibt es einen Staat, der keine Schwierigkeiten
hätte?«

		Keine andere Feststellung hätte mehr Licht auf den weit
verbreiteten Irrtum werfen können, daß Mitteleuropa als Ganzes
[bookmark: page42] unter
seinen geographischen, politischen und wirtschaftlichen
Begrenzungen zu leiden habe. Es wurden wohl bei der Ziehung der
neuen Grenzen Mitteleuropas offenbare Fehler begangen, aber die 15
Millionen der Tschechoslowakei, die 14 Millionen Jugoslawiens und
die 17 Millionen Rumäniens – zusammen 46 Millionen, und rechnet man
noch Polens 32 Millionen dazu, so sind es heute 78 Millionen
Menschen, die mit ihren Grenzen zufrieden sind. Österreich mit
seinen 7 Millionen und Ungarn mit seinen 9 Millionen sind
unzufrieden, und von diesen 16 Millionen kommen die Proteste,
welche in der Umwelt den Glauben erwecken, Mitteleuropa sei
schlechter daran als jemals zuvor. Vorher aber waren es die 78
Millionen, die protestierten, und ihre Proteste führten zu dem
größten Krieg der Weltgeschichte. Die von einer Majorität
begangenen Ungerechtigkeiten mögen verdammt werden, aber sie
gefährden den Weltfrieden weniger als Ungerechtigkeiten, die von
einer Minorität begangen werden.

		Die Siegernationen in Mitteleuropa sind heute politisch
zufrieden gestellt. Sie leben in beständiger Angst davor, daß ein
neues wirtschaftliches Arrangement schließlich zu einem Wandel in
der militärischen und politischen Überlegenheit führen könnte, die
sie jetzt über ihre früheren Feinde haben. Trotzdem würde ein
Verlust von 50 Prozent ihres gemeinsamen Handels allem Anschein
nach dazu genügen, um bis zu einem gewissen Grade einen Geist
wirtschaftlicher Versöhnlichkeit auch den Siegernationen
nahezulegen. Dem Außenstehenden müßte als wünschenswerteste Form
einer Vereinbarung zur Ermäßigung der Zölle und zur Förderung des
Handels eine allgemeine Vereinbarung aller mitteleuropäischen
Staaten erscheinen. Präsident Masaryk schaufelte allen derartigen
Hoffnungen ein Grab.

		»Was für Möglichkeiten«, fragte ich, »sehen Sie dafür, daß die
Tschechoslowakei, Österreich, Ungarn, Jugoslawien und Rumänien zu
einem Wirtschaftsabkommen gelangen, das einige der existierenden
Beschränkungen für Handel und Geldumlauf aufheben würde?«

		»Ich sehe eine ausgezeichnete Möglichkeit für eine derartige
Vereinbarung«, gab der Präsident zur Antwort, »aber nur in Form von
Einzelabkommen zwischen den betreffenden Staaten; jeder Staat müßte
seine eigenen Vereinbarungen mit [bookmark: page43] jedem anderen Staat treffen. Zunächst
kann ich keine andere durchführbare Methode sehen.

		Was nun Abkommen zur Erleichterung der Währungsschwierigkeiten
betrifft – wie soll es möglich sein, daß mehr als zwei Staaten eine
durchführbare Methode ausarbeiten? Denken Sie sich ein
Clearing-System zwischen mehr als zwei Staaten: wer soll
entscheiden, wem die Profite zufallen sollen, und welcher Staat die
Vorteile des Überschusses von Ausfuhr über Einfuhr genießen soll?
Wir können nicht wissen, was für Bedürfnisse Ungarn hat, aber
Ungarn kann das für sich entscheiden und mit uns, die wir wiederum
unsere eigenen Bedürfnisse kennen ein Abkommen treffen.«

		»Halten Sie nicht eine allgemeinere Vereinbarung für
wünschenswert?«

		»Vielleicht«, antwortete der Präsident zaudernd. »Ich würde
nichts dagegen haben. Aber ich kann nicht einsehen, wie sie
augenblicklich erreicht werden könnte. Jedes derartige allgemeine
Abkommen erfordert eine ganz neue Form wirtschaftlicher
Organisation, fast so wie das Aufbauen eines neuen Staates. Und
vergessen Sie nicht, daß diese fünf Staaten zusammen eine größere
Wirtschaftseinheit bilden würden, als das alte österreichische
Reich war. Und die Methoden des alten Reichs genügen nicht.«

		Wieder zeigte sich die bereits bekannte Abneigung gegen alles,
was auch nur im entferntesten an das alte Reich erinnert. Schon der
Schatten derartiger Dinge ist Anathema für die befreiten Nationen,
die seine Grenzen sprengten.

		»Und was ist mit einer Zollunion dieser Staaten? Halten Sie eine
Zollunion für denkbar?«

		»Ich bin nicht dagegen«, erwiderte der Präsident ohne jede
Begeisterung. »Aber meine erste Methode zielt auf den Versuch ab,
die gleichen oder ähnliche Resultate mit Einzelverträgen von
Einzelstaat zu Einzelstaat zu erreichen. Allerdings wir haben jetzt
neue Grenzen, aber wie wirken sie sich wirtschaftlich aus? Sehen
Sie sich die Statistik des Außenhandels an. Sie zeigt, daß wir nach
denselben Ländern exportieren – nach eben denselben: Österreich,
Ungarn und Deutschland. Das beweist, daß alte Gewohnheiten allen
Grenzen zum Trotz sich erhalten. Die Menschen, die gewohnt waren,
hauptsächlich von uns zu kaufen, kaufen noch immer unbeschadet
aller [bookmark: page44]
politischen Grenzlinien hauptsächlich von uns. Es ist also durchaus
vernünftig anzunehmen, daß Einzelverträge, die zur Förderung dieser
Handelsbewegung gedacht sind, ihren Zweck erfüllen werden.«

		Der österreichische Präsident Miklas hatte mit Nachdruck von
seiner Überzeugung gesprochen, daß die einzige wirklich wirksame
Hilfe für Mitteleuropa von einem Abkommen zu erwarten sei, welches
Deutschland und Italien mit umschließe, damit diese Staaten den
landwirtschaftlichen Überschuß Ungarns, Rumäniens, Jugoslawiens und
vielleicht auch Bulgariens aufnehmen und dadurch diese Länder in
die Lage versetzen könnten, die Industrieüberschüsse Österreichs
und der Tschechoslowakei zu kaufen. Es war daher von Wichtigkeit,
den Präsidenten Masaryk über seine Ansicht zu diesem Plan zu
befragen.

		»Halten Sie es für wünschenswert oder durchführbar, Deutschland
und Italien zu einem Wirtschaftsabkommen der Donaustaaten
hinzuzuziehen?«

		Die Antwort des Präsidenten wurde mit überzeugendem Nachdruck
gegeben.

		»Aber was würde das denn nützen? Deutschland läßt uns bereits
seine Konkurrenz in nahezu allen Zweigen unserer Industrie fühlen.
Es konkurriert sogar mit uns auf dem Gebiet unserer Spezialität,
unseres ›weißen Goldes‹, unseres Zuckers. Nein, die Frage, wie ein
annehmbares Abkommen zu erreichen wäre, wird durch ein Hereinziehen
Deutschlands oder Italiens in dieses Problem nicht gefördert
werden. Die Frage ist im wesentlichen eine taktische, und das ist
der Grund dafür, daß die einzige durchführbare Methode darin
besteht, Einzelabkommen zwischen den in Betracht kommenden Staaten
anzustreben. Natürlich auch mit Deutschland und Italien. Je mehr
Staaten Sie in die Verhandlungen einbeziehen, desto mehr Probleme
haben Sie zu lösen, und wenn wir alle Schwierigkeiten aufeinander
häufen, werden wir verrückt werden. Es wäre viel besser, wenn wir,
die wir seit Jahrhunderten Handel miteinander treiben, Verträge
abschließen und Abkommen treffen, als wenn wir danach streben, den
Kreis in unmöglicher Weise zu erweitern.«

		Diese Antwort macht einen der wesentlichsten Gründe für die
Unfähigkeit der Donaustaaten, einen gemeinsamen Boden [bookmark: page45] für ein Abkommen
zu finden, klarer als alle statistischen Zahlenreihen. Die
Agrikulturstaaten wissen, daß sie nicht ihr ganzes Getreide an die
beiden Industriestaaten Tschechoslowakei und Österreich verkaufen
können. Sie müssen den Überschuß absetzen, wenn ihre Kaufkraft
erhalten bleiben soll. Der Überschuß ist gar nicht so groß. Wenn
Österreich und die Tschechoslowakei ihren ganzen Bedarf an
ausländischem Getreide aus Ungarn, Rumänien und Jugoslawien
deckten, würden diese drei Länder im Durchschnitt nicht mehr als
300000 Tonnen jährlich nach anderen Ländern zu verkaufen haben.
Deutschland oder Italien könnten diesen Überschuß leicht aufnehmen,
für beide zusammen würde das nur einen unbedeutenden Bruchteil
ihres gesamten Getreideimports ausmachen.

		Aber weder Deutschland noch Italien würde sich bereit finden,
mitteleuropäisches Getreide auf einer Präferenzbasis aufzunehmen,
wenn ihnen nicht für ihre Industrieprodukte gleichfalls Präferenz
zugestanden wird. Wie man an der Bemerkung des Präsidenten Masaryk
erkennen kann, ist die Tschechoslowakei nicht bereit, diese
zusätzliche Konkurrenz zuzugeben. Der Plan eines wirtschaftlichen
Abkommens Deutschland–Italien–Donaustaaten scheint angesichts
dieser Überlegungen zumindest überaus geringe Wahrscheinlichkeiten
für eine Erfüllung zu bergen.

		»Aber«, sprach der Präsident weiter, »bei dieser ganzen
Krisenfrage handelt es sich nicht lediglich um ein
Wirtschaftsproblem. Es handelt sich auch um ein moralisches und ein
politisches Problem. Die Wissenschaft der Nationalökonomie wird
seit dem achtzehnten Jahrhundert gepflegt, und dennoch können die
Nationalökonomen kein Heilmittel für die Krise finden. Es gibt
keine Panazee. Die Lösung muß von selbst kommen. Das Malheur liegt
darin, daß die Nationalökonomen im großen ganzen die Tatsache, daß
Freundschaft und Vertrauen für den Handel wesentlich sind, nicht in
Rechnung stellen. Wenn ich mit Ihnen befreundet bin und Ihre Waren
brauche, kaufe ich von Ihnen. Wenn ich Sie nicht leiden kann, werde
ich wo anders kaufen gehen. Sie können niemand zur Liebe zwingen,
aber vernünftige Leute werden warten, und mit Geduld werden wir
Freunde werden.«

		Die Worte des Philosophen-Präsidenten bezogen sich offenbar
[bookmark: page46] auf die
gespannten Handelsbeziehungen seines Staates mit Ungarn und
Österreich.

		»Was für Aussichten«, fragte ich, »sehen Sie für eine Besserung
des Ausmaßes von Freundschaft und Vertrauen?«

		»Ich sehe Aussichten für eine Besserung vor allem in der
Tatsache, daß die Vertreter aller dieser Nationen sich bei den
verschiedenen internationalen Konferenzen in Genf oder Lausanne
treffen und alles mit einander durchsprechen. Das ist ein starker
Faktor, und ein ganz neuer. Vor dem Kriege gab es ihn nicht.

		Außerdem vergessen die Menschen ihre alten Abneigungen. Sie
vergessen das Alte und versöhnen sich mit dem Neuen. Oder wenn sie
nicht vergessen, fügen sie sich in die neue Situation. Ich
unterschätze die rein wirtschaftliche Seite der Krise nicht, aber
ich messe auch der moralischen und politischen Seite großen Wert
bei.

		Denken Sie zum Beispiel an die Frage der nationalen Minderheiten
in Mitteleuropa. Auch sie spielt eine Rolle in dieser Krise. Sie
gehört zu den Faktoren, die in die notwendigen wirtschaftlichen
Verhandlungen hineinspielen. Aber wie sollte sich das vermeiden
lassen? Viele Amerikaner, die nach Europa kommen, werfen einen
Blick darauf, sehen zwanzig bis dreißig Nationen und rufen aus:
›Balkanisierung Europas.‹ Sie vergessen einfach, daß das Europa
ist, und daß es nirgends in Europa einen Staat gibt, der von einer
einzigen Rasse bewohnt wird. Jeder europäische Staat ist gemischt
und hat seine nationalen Minderheiten.«

		Er unterbrach sich und klopfte sich auf den Reitstiefel, dann
sagte er langsam:

		»Natürlich lag im Krieg die große Hauptursache der Krise, oder
besser, ohne ihn wäre sie wohl kaum gekommen.«

		Wieder hielt er inne, und dann, vielleicht in Gedanken daran,
daß der Krieg auch die Schaffung der Tschechoslowakei ermöglicht
hatte, fügte er hinzu: »Und der Krieg war natürlich das Ergebnis
früherer Fehler. Aber Sie können nicht erwarten, daß die durch
einen Weltkrieg angerichteten Schäden in vierzehn Jahren behoben
werden. Während des Krieges gaben alle Nationen aus, was sie an
Ersparnissen angehäuft hatten. Sie alle hatten gewisse Reserven für
schlechte [bookmark: page47]
Zeiten. Und dann verpulverten sie alle im wahrsten Sinne des Wortes
ihr Vermögen.

		Bedenken Sie auch, daß die Krise nicht unmittelbar nach dem
Kriege fühlbar wurde. Ich kann klarmachen, was ich meine, wenn ich
von der Situation eines Mannes spreche, der sein Geld verliert. Er
hängt sich nicht sofort auf, sondern erst wenn einige Zeit
vergangen ist und er begreift, was sein Verlust bedeutet. Es
dauerte einige Zeit nach dem Kriege, bis die Menschen merkten, was
geschehen war, und unruhig wurden.«

		»Wie sehen Sie die unmittelbare Zukunft?«

		»Wir werden in diesem Jahr eine gute Ernte haben, aber der
Winter wird wahrscheinlich schwer werden. Es kann noch einige Jahre
dauern, bis wir wieder zu ganz normalen Zuständen kommen. In der
Tschechoslowakei braucht niemand zu verhungern. Wir haben ein gutes
Arbeitslosenunterstützungssystem. Wir sind auf alle Eventualitäten
vorbereitet.«

		Alle Maßregeln der Regierung für die Krise gründen sich auf die
Aussicht, daß die wirtschaftlichen Schwierigkeiten noch zwei Jahre
anhalten. Der österreichische Präsident Miklas beharrt darauf, daß
die Zerstückelung des österreichisch-ungarischen Reiches die
Hauptursache für die Schwierigkeiten Mitteleuropas sei, daß nur
eine allgemeine Wiederzusammenfassung der Nachfolgestaaten in einem
Wirtschaftsabkommen unter Einschluß Deutschlands und Italiens zur
Rettung führen könne. Präsident Masaryk beharrt darauf, daß die
Aufteilung des Reiches nur wenig mit den heutigen Schwierigkeiten
zu tun habe, und erklärt ein allgemeines Wirtschaftsabkommen für
nicht gut durchführbar. Beide führen logische Argumente an.

		Sieg oder Niederlage in ihren nationalen Zielen spielen noch
immer die Hauptrolle in der wirtschaftlichen Haltung der einzelnen
mitteleuropäischen Mächte. In einer Gesellschaft von Wiener
Intellektuellen stellte ich die Frage: »Kann Europa sich
erholen?«

		Die Antwort lautete: »Nein«.

		Im Hause Karl Capeks, des weltbekannten ausgezeichneten Autors
der »Robotter« und eines Dutzends anderer Satyren, des bekanntesten
Literaten der Tschechoslowakei, fragte ich ein [bookmark: page48] Dutzend aus der Prager
Intellektuellen-Elite: »Kann Europa sich erholen?«

		»Ja«, war die einstimmige Antwort.

		Die Tschechoslowakei ist von den mitteleuropäischen, den
Donaustaaten der wirtschaftlich stärkste. Sie ist gegen ein
gemeinsames Abkommen oder hält es für unmöglich, aber sie ist der
Erholung gewiß. Ihre Politik und ihre Voraussage haben die besten
Chancen, sich zu bewähren. [bookmark: page49]

	
		
		Drittes Kapitel.

Budapest

		30 000 Budapester wohnen heute in Unterständen. Im
vergangenen Jahr wurden in Budapest 12 000 Pferde verzehrt.
Die Bauern verkaufen 10 bis 20 Pfund Gemüse für vier Pfennig. Die
Weizenpreise hegen um 60 Prozent unter dem Durchschnitt von
1925–29, und die Budapester Eleganz trägt auf dem Korso
Strandpyjamas als Tageskleidung.

		Das Schwimmbad im Hotel Gellert ist voll anmutiger Frauen und
wohlhabender Männer. Der tägliche Goulascheinkauf der Budapester
Restaurants ist nur nach Tonnen zu berechnen. Die Kornspeicher
füllen sich mit den reichen Ernten von den herbstlichen Feldern.
Die Bauern geben den Landwein fässerweise weg. Die glänzenden
Nachtlokale der Margareteninsel sind überfüllt von Gästen, die
darauf warten, ihren Heimweg im Sonnenlicht anzutreten. Bettler,
die imstande sind, 20 Pfennig zu ergattern, können eine große
Familie davon ernähren. Die Kleider der Landbevölkerung sind zu
Fetzen abgetragen. Einige Magnaten nehmen in den Palästen auf ihren
Gütern in dieser Saison Pensionäre auf. Kommunisten werden
aufgehängt. Die Armee ist verläßlich.

		Ungarn wird wieder hochkommen.

		Ebenso werden Jugoslawien, Rumänien, Bulgarien, Österreich und
die Tschechoslowakei wieder hochkommen. Sir Walter Layton, der
ausgezeichnete englische Nationalökonom, sagt von diesen Ländern,
sie alle wären in einen Selbstmörderklub eingetreten. Das haben sie
auch getan, aber es ist ein Selbstmörderklub, in dem die
Mitglieder, nachdem sie dahin übereingekommen sind, einander zu
Tode zu würgen, merken, daß der Tod nicht kommen wird, und daß das
Würgen [bookmark: page50] weh
tut. Der Schmerz ist eine unerläßliche Bedingung für die Erholung
Europas. Er hat die mitteleuropäischen Länder in eine Stimmung
gebracht, die den notwendigen Heilmitteln gegenüber aufnahmefähig
ist. Über diese Heilmittel wird später gesprochen werden.

		Zunächst ist zu sagen, daß man in betreff der ganz allgemeinen
Frage: »Was wird in Europa vor sich gehen?« von Ungarn
außerordentlich viel lernen kann. Denn Ungarn soll das Land sein,
dem es in der Krise am schlechtesten geht, und zur Schilderung
seiner vermeintlichen Zukunft wird am häufigsten das Wort
»Zusammenbruch« gebraucht.

		Ungarn ist nahezu alles widerfahren, was einem Lande widerfahren
kann. Es hat sich wohl kräftiger an dem Verfahren des gegenseitigen
Würgens verteidigt als alle anderen Donaustaaten. Es lebt in
chronischem Handelskrieg nicht nur mit seinen politischen Feinden,
sondern auch mit seinen politischen Freunden. Es hat ein
Vollmoratorium für alle Zahlungen auf Grund von Anleihen aus dem
Ausland erklärt, hat Bankrott gemacht.

		Es hat außer eben den Waren, deren Preise am tiefsten gesunken
sind, nichts an das Ausland zu verkaufen und besitzt im Inland,
abgesehen davon, daß es mehr als genug zu essen hat, nur wenige
Verbrauchsgüter. Sein Export hat sich stärker verringert als der
aller anderen osteuropäischen Staaten und repräsentiert jetzt kaum
ein Viertel des Wertes von 1928. Da es keinen Export mehr hat, der
der Rede wert wäre, ist es der Autarkie jetzt so nahe, wie es einem
Land nur möglich ist. Es hat nur noch die nackte Haut über den
Knochen.

		Aber die Knochen sind gesund. Seine Lage ist alles andere als
behaglich, aber keineswegs katastrophal. Es »liegt auf dem Boden«,
und doch ist es auf diesem Tiefniveau imstande, seine Bevölkerung
am Leben, die Mehrzahl sogar in erträglicher Zufriedenheit zu
erhalten. Die Regierung ist stark genug, um diejenigen, die elend
und unzufrieden sind, während der Wartezeit, die bis zur Erholung
notwendig sein mag, in den Schranken zu halten. Ganz gefühllos,
aber realistisch läßt sich sagen, daß Ungarn ein beruhigendes Omen
für Europa sei. Wenn Mitteleuropa »ungarisiert« werden sollte,
könnte es die Erfahrung machen, daß auch das Schlimmste, was ihm
bevorsteht, noch nicht Vernichtung bedeutet.
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Finanzausschuß des Völkerbundes spricht in seinem letzten Bericht
über Ungarn von »im Augenblick vorherrschenden
Katastrophentendenzen«. Hier, so wurde uns gesagt, könnten wir das
größte Elend, den verzweifeltsten Zustand, die gefährlichste
soziale Lage vorfinden. Wie sieht also das Land aus, »das von allen
Ländern Europas am schlechtesten daran ist«?

		Wir fuhren mit unserem ungarischen Gesandten, Mr. Nicholas
Roosevelt, in Ungarn ein. Die Straße von Wien nach Budapest
gestattet große Geschwindigkeiten. Reife Weizen- und Roggenfelder
lagen in der Sonne, und überall blitzten Sicheln. Ein Heer von
Bauern fraß sich langsam und unaufhaltsam in das wogende Getreide
ein. Keine Erntemaschine war zu sehen. Alles wurde mit den Händen
gemacht, aber je weniger Maschinen da sind, desto mehr Männer und
Frauen können von ihrer primitiven Arbeit leben. Vor zweitausend
Jahren schnitten die Menschen ihre Ernte mit denselben Geräten und
scherten sich nicht mehr und nicht weniger um die Weltwirtschaft
als diese ungarischen Bauern. Sie hätten ebensogut in den
Kornfeldern des alten Israel arbeiten können. Sie könnten in
derselben Weise auch noch nach Jahrhunderten arbeiten.

		Allerdings, die Getreidepreise sind rascher und tiefer gefallen
als jemals zuvor. Allerdings, der ungarische Bauer muß heute
170–200 Einheiten Getreide für die 100 Einheiten Fabrikerzeugnisse
zahlen, die er im Jahre 1928 für 100 Einheiten Getreide erhielt.
Aber: solange sie ihr Getreide haben, ihr Brot, leben sie weiter,
schlechter gekleidet, schlechter mit Verbrauchsgütern versorgt,
aber genährt, gesund, und unter viel günstigeren Umständen als die
beschäftigungslosen Städter. Das bedeutet, daß mindestens 6 von
Ungarns 8 Millionen, was immer geschehen möge, gegen ein Verhungern
gesichert sind, während von den anderen beiden Millionen die
überwiegende Mehrzahl wirtschaftlich so gestellt ist, daß sie weit
mehr hat als das Existenzminimum.

		Die Menschen, die wir auf unserem Weg nach Budapest sahen,
straften mit ihrem Aussehen jeden Lügen, der sagen wollte, daß sie
zum »ärmsten Lande Europas« gehörten. Die muskulösen, von der Sonne
nahezu schwarz gebrannten, habichtsnäsigen Männer schwangen
lächelnd ihre Sicheln. Die Frauen, von denen keine zu arm war, um
sich ein rotes Tuch [bookmark: page52] für ihren anmutigen Kopf zu leisten, rechten
lachend und unterbrachen sich, um einen Witz über das
vorüberfahrende Automobil zu machen. Wir überholten eine Reihe von
Radlern, jungen, bis zum Gürtel nackten Athleten, die sich dazu
geeignet hätten, Bildhauern Modell zu stehen. In großen Dörfern
verlangsamten wir unser Tempo wegen der zahlreichen Gänse, die
ihrer Mißbilligung laut Ausdruck gaben. Unter den Türen standen
Scharen barfüßiger junger Leute, die schlecht angezogen waren, aber
kräftige Körper und zufriedene Gesichter zeigten.

		In Budapest war es ganz anders. Nicht viele Besucher dieser
vergnügungssüchtigen Stadt wissen etwas von ihrer Peripherie. Die
Reisenden beschränken ihre Beobachtungen auf den Korso, die ganz
einzigartige Promenade längs der breiten Donau mit ihren schönen
Caféhäusern, Zigeunerbars und Restaurants, in denen das eleganteste
Publikum der internationalen Hotels sitzt. Ich wollte die Stadt von
ihrer anderen Seite kennenlernen. Ein junger ungarischer
Journalist, ein »Elendsspezialist«, erbot sich, mich zu führen.

		Über prachtvolle Boulevards, an lieblichen Gärten und Villen
vorüber fuhren wir durch Vorstädte zu einem großen, tief liegenden
Gelände, das von einem baufälligen Zaun eingeschlossen war. Auf der
holperigen, zerfurchten Straße lag dicker Staub. Wir fuhren
langsam. So weit der Blick reichte, standen zu beiden Seiten
niedrige Hütten, von denen die meisten mit der unteren Hälfte in
der Erde staken. Alte Zinnbüchsen und Holzstückchen stützten
Torfdächer. Jedes »Haus« war ungefähr drei Meter lang und
eineinhalb Meter breit. Es waren fünfzehnhundert. Jedes beherbergte
durchschnittlich vier Menschen.

		Vor den Türen standen oder saßen Mengen von Kindern. Sie
spielten nicht. Sie blinzelten bloß in dem blendenden Sonnenlicht
und ließen ihre hageren Ärmchen schlaff von den knochigen Schultern
herunterhängen. Bleiche Eltern, die in phantastische Lumpen
gekleidet waren, starrten apathisch durch den Staub. Es war heiß
und feucht. Ein Dunst von üblen Gerüchen und Sumpfluft vereinigte
sich mit dem Staub und hing über diesem Misthaufen der Menschheit.
In dieser Armensiedlung wohnen 6211 Menschen; in ganz Budapest
leben unter ähnlichen Bedingungen 30 000 Personen.
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hat keine Arbeitslosenunterstützung. Es hat diesen menschlichen
Abfallhaufen. Man kann wirklich leicht glauben, daß das die ärmsten
Menschen Europas sind. Sie ernähren sich durch Betteln, Hausieren,
Stehlen und Lumpensammeln. Wie herrenlose Hunde leben sie von der
zufälligen Privatwohltätigkeit einer mittelalterlichen
Gesellschaft. Sie sind keine Proletarier. Sie sind das, was die
Marxisten »Lumpenproletariat« nennen.

		Nur ein Drittel von ihnen hat sein Elend der Wirtschaftskrise
zuzuschreiben. Die Siedlung, die wir besichtigten, das »Alte
Pferdelager«, hatte im Jahre 1928, als die Nationalökonomen Ungarns
Lage als eine »hoher Wirtschaftstätigkeit« bezeichneten, 4676
Bewohner. Heute sind es um 2000 mehr. Von der Armenbevölkerung
Budapests, die 30 000 zählt, sind also etwa 10 000
Krisenprodukte. Bei einer hohen Schätzung würde man für ganz Ungarn
auf 60 000 Menschen, also nicht ganz 1 Prozent der 8 Millionen
zählenden Bevölkerung, kommen, deren Lage gleich schlecht ist.
Diese, die am übelsten daran sind, die Ärmsten der Armen, könnten
Aufstände, aber nicht eine Revolution zustande bringen.

		Wir suchten einen nahe gelegenen Markt auf. Tausende von Männern
und Frauen standen auf einem weiten, offenen Platz umher. Ihr
Aufzug hatte etwas absonderlich Uniformes. Es war das unbestimmte
Dunkelgrau überaus alten Stoffes. Alle hatten ein kleines Häufchen
von Gegenständen vor sich – alte Kämme, Fahrradschläuche, leere
Uhrgehäuse, gerahmte Bilder. Eine andere Gruppe von etlichen
hundert Mann, Handarbeiter, die auf Arbeit warteten, saß auf
Schubkarren. Das war der Osten – der Sucharevsky- oder
Smolensky-Markt Budapests.

		Aber in der ganzen Sowjetunion hatte ich nirgends solches Elend
gesehen wie an der Peripherie Budapests. Hier fällt es gar nicht
auf, denn Ungarn ist schon der Osten, und im Osten wurden die Worte
gesprochen: »Arme haben wir alle Zeit bei uns.« Budapest hat
129 000 einzimmerige Gebäude, die von zusammen 440 000
Personen bewohnt werden. Ist das ein Zeichen der verzweifelten
Lage, die durch die Krise herbeigeführt wurde? Nein. Ich fragte,
seit wann es so sei, daß 40 Prozent der Bevölkerung zu viert in
einem Zimmer wohnen. »Seit 1910«, war die Antwort.
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im ganzen Donaubecken, dieser Sammelstelle für das Elend des
Kontinents, kann man die Beobachtung machen, daß es sich da, wo man
übermäßiges Elend entdeckt, um chronisches Elend aus der
Vorkriegszeit handelt, das von der jetzigen Krise vielleicht
verschärft, aber nicht verursacht worden ist. Die Bergbauern
Österreichs, die Schafhirten Montenegros, die Landleute der
Tschechoslowakei, die Menschen, die seit Generationen gegen grausam
schlechte Wirtschaftsbedingungen anzukämpfen haben, leiden heute am
ärgsten. Ihr Leiden, das für sie so wichtig ist wie das Leiden
eines ganzen Kontinents, kann auf das Weiterexistieren der großen
Majorität und des gegenwärtigen Systems keine vorstellbare Wirkung
ausüben.

		In Ländern wie Deutschland und Österreich, wo das soziale
Verantwortungsgefühl und die Organisierung der Hilfe für die
Schwächeren auf einem sehr hohen Niveau stehen, wird für diese
Menschen durch die Arbeitslosenunterstützung gesorgt. In Ungarn,
Rumänien, Jugoslawien und Bulgarien überläßt man sie einfach sich
selbst. Die Schwächsten mögen zugrunde gehen. Ihr Zugrundegehen
kann keine Schwierigkeiten verursachen, solange Heer und Polizei
gut genährt sind.

		Dies ist das Land, das vor 13 Jahren bolschewistisch wurde. Bela
Kun erteilte ganz Europa, insbesondere jedoch seinem Vaterland und
dessen Nachbaren eine Lehre. Seine 4 Monate währende Herrschaft ist
mit Ursache dafür, daß Ungarn 52 Millionen Reichsmark im Jahr für
ein Heer von 35 033 Offizieren und Mannschaften ausgibt und
außerdem 25 091 Gendarmen und Polizisten hat; daß Österreich
128 Millionen Reichsmark für 20 930 Offiziere und Mannschaften
und eine 16 000 Mann starke Polizei ausgibt; daß die
Tschechoslowakei 240 Millionen Reichsmark im Jahr für ein Heer von
140 134 Mann ausgibt und daneben eine 34 125Mann starke
Polizei unterhält; daß Rumänien 200 Millionen Reichsmark im Jahr
für ein 190 122 Mann zählendes Heer ausgibt und daneben eine
Polizei von 31 378 Mann hat; und daß Jugoslawien 200 Millionen
Reichsmark im Jahr für ein Heer von 110 445 Mann ausgibt und
außerdem eine 25 487 Mann starke Polizei unterhält.

		Diejenigen, die ganz jammervoll daran sind, sind leicht zu
werbende Rekruten für den Kommunismus. Aber die Kommunistische
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nur in Österreich erlaubt, wo die Sozialdemokraten die Anzahl der
Allerärmsten sehr niedrig gehalten und den Kommunismus zu einer
Quantité négligeable gemacht haben, und in der Tschechoslowakei, wo
sie eine größere, aber noch immer unwesentliche Mitgliederschaft
und keine fähigen Führer hat. In Ungarn, Bulgarien, Jugoslawien und
Rumänien ist sie verboten, und die Vollstreckung zahlreicher
Todesurteile hat die Verbote wirksam gemacht. Sie sind so wirksam
geworden, daß sie fast ebenso viel wie die Bolschewisten selbst zur
Vernichtung der Illusion beigetragen haben, daß mit Verboten nichts
verboten werde. Der weiße Terror hat sich als ebenso wirksam
erwiesen wie der rote.

		Aber für die Allerelendesten gibt es selbst in Ungarn noch etwas
anderes als Soldaten und Polizisten. Das Rote Kreuz unterstützte
1931 32 000 arme Familien in Budapest, und in diesem Jahr hat
es 68 000 geholfen. Und es läßt sich denken, daß auch völlig
mittellose Familien in jedem Falle in einem Lande mit Ungarns
Überfluß an erstaunlich billigen Lebensmitteln etwas zu essen
bekommen. Wir kamen an einer Reihe von Gemüsebuden in der Nähe des
»Alten Pferdelagers« vorüber. Stapel von grünen Bohnen, Kartoffeln,
Kohl, grünem Salat, Rüben, Karotten und Körbe mit Kirschen und
Pflaumen versperrten den Weg. Von jedem Gemüse kostete hier das
Pfund ungefähr 4 Pfennig, und auf den Bauernmärkten kann ein Mann
das Gemüse, das für 20 Pfennig zu haben ist, kaum wegschleppen. Der
Detailpreis für das Pfund Fleisch beträgt durchschnittlich 40
Pfennig. Es muß schon ein sehr armseliger Bettler sein, auch in
Budapest, der nicht 40–60 Pfennig am Tage zusammenbekommen
kann.

		Gleich jenseits der Grenze, 3 Stunden Fahrt von Budapest, sind
die österreichischen Gemüsepreise 2–4 mal so hoch. Die
österreichischen Stoffe sind hier doppelt so teuer wie in Wien. Der
tschechoslowakische Zucker kostet in Wien doppelt so viel wie in
Prag. Das jugoslawische Holz ist im Heimatland so billig, daß es
sich kaum lohnt, Holz zu schlagen, und in Ungarn so teuer, daß die
Gemeinden keine Baracken für ihre Obdachlosen bauen können. Das
rumänische Petroleum kann man im Heimatland kaum los werden, und
außerhalb der rumänischen Grenzen ist es so teuer, daß nur wirklich
reiche Leute sich ein Automobil leisten können.
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Mitteleuropa mehr unter der Krise gelitten hat als die meisten
anderen Teile der Welt, hat seine Ursache vor allem darin, daß
Mitteleuropa von seinem Außenhandel abhängiger ist als die meisten
anderen Teile der Welt. Der Grund dafür ist wiederum, daß ein
Drittel des Handels, der im alten Reich Innenhandel war, heute
Außenhandel ist. Vom Gesamtexport der Donauländer geht ein Drittel
nach, und von ihrem Gesamtimport kommt ein Drittel aus den
Donauländern. In der Regel ist es so, daß der Außenhandel für die
Staatsbürger um so wichtiger ist, je kleiner das Land ist. Die
Vereinigten Staaten, deren Vermögen pro Kopf auf 3000 Dollar, rund
12 000 Reichsmark, geschätzt wird, exportieren nur 30 Dollar,
rund 120 Reichsmark, pro Kopf. Österreich-Ungarns Vorkriegsvermögen
betrug rund 4000 Reichsmark pro Kopf, aber der Nachkriegsexport
Österreichs beträgt normalerweise 156 Reichsmark pro Kopf, der der
Tschechoslowakei 140 Reichsmark, der Ungarns 72 Reichsmark, der
Rumäniens 36 Reichsmark und der Jugoslawiens 32 Reichsmark. Mit 5
Prozent dürfte das Verhältnis der Ausfuhr der Vereinigten Staaten
zu ihrer Gesamtproduktion einigermaßen richtig geschätzt sein. Die
Donaustaaten müssen 15–50 Prozent ihrer Gesamtproduktion
ausführen.

		Nichts könnte ein besseres Bild von dem mitteleuropäischen
Problem geben als ein Vergleich mit einem hypothetischen Zerfall
der Vereinigten Staaten in vier Teile. Man nehme an, Amerika teile
sich in ein Industrieland im Nordosten, ein Baumwolland im Süden,
ein Getreideland im Mittelwesten und ein Holzland an der
Pazifischen Küste. Wenn diese vier Länder dann ihren Warenaustausch
in dem gleichen Maße fortsetzten wie vorher, als sie noch ein
einziges Land bildeten, würde der Außenhandel dieser vier zusammen
vielleicht 50 bis 60 Prozent der Gesamtproduktion des ganzen
Gebietes ausmachen. Der Außenhandel würde augenblicklich zehnmal so
wichtig für Amerika werden, wie er heute ist.

		Aber das gleiche Handelsvolumen könnte nur erhalten werden, wenn
es keine Zollbarrieren zwischen den vier hypothetischen
»Nachfolgestaaten« Amerikas gäbe. Zölle, Einfuhrprohibitionen,
Währungsregulierungen könnten den Handel auf einen Bruchteil seines
früheren Volumens herabdrücken. Und eben das ist in den
Donaustaaten geschehen.
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zwischen ihnen fiel im Jahre 1919 nahezu bis auf den Nullpunkt,
nahm aber in dem Jahrzehnt bis 1928 wieder zu, bis er wohl dem
alten Innenhandel des Reiches gleichkam. Unter dem ersten leisen
Druck der Depression leitete jeder dieser kleinen Staaten, von
denen die meisten schwer im Ausland verschuldet sind, Schritte zur
Verbesserung seiner Handelsbilanz ein, um Bargeld zur Bezahlung des
Zinsen- und Amortisationsdienstes seiner Auslandsanleihen in die
Hand zu bekommen. Diese Maßregeln bedeuteten Restriktionen von
Währung und Import und das Bestreben, die Ausfuhr durch
Subventionen und Preisherabsetzungen zu forcieren. Gleichzeitig
bemühte sich jeder Staat, die anderen Staaten durch gutes Zureden
oder Gewaltmaßnahmen dazu zu bringen, daß sie mehr Waren aufnähmen.
Es war nur natürlich, daß sie ihr gutes Zureden und ihre
Zwangsmaßnahmen auf einander beschränkten und sich damit nicht an
die großen Reiche wandten, die dafür zu mächtig sind.

		In diesem Hexenkessel des Wirtschaftskrieges aller gegen alle
litten auch alle, und während der Gesamtexport der sechs
Donaustaaten nach anderen Ländern zwischen 1928 und 1931 um 25
Prozent fiel, verringerte sich der Gesamtexport der sechs Staaten
untereinander um 50 Prozent. Das ist es, was Sir Walter Layton mit
dem Selbstmord meinte. Aber das bedeutet zwar sicherlich Krankheit,
doch keineswegs Tod. Selbst wenn die Donaustaaten ganz aufhörten,
Handel miteinander zu treiben, würde ihnen noch immer mehr als 50
Prozent ihres gegenwärtigen Außenhandels auf diesem Minimalniveau
bleiben. Aber es ist nicht zu erwarten, daß sie tatsächlich ganz
aufhören, Handel miteinander zu treiben. Sie werden ihn zumindest,
wie Ungarn es heute tut, auf einer Austauschbasis fortführen. Und
das verheißt im Verein mit ihrem eingeschränkten, aber immer noch
verhältnismäßig wichtigen Handel mit anderen Ländern ein Minimum,
unter das ihr kommerzieller Kontakt mit dem Ausland nicht sinken
wird.

		Dieses Minimum genügt, wie Ungarn beweist, zur Erhaltung des
Lebens. Mit den 628 740 Mann und Offizieren der regulären Truppen,
Gendarmerie und Polizei der Donaustaaten läßt sich die Ordnung
hinreichend aufrechterhalten. Und so paradox es auch klingt: der
Druck des wirtschaftlichen Elends [bookmark: page58] auf die Donaustaaten ist in der Tat so
groß, daß er die Verheißung auf Erholung in sich selbst trägt.

		Denn dieser Druck wirkt sich am schwersten auf die Regierungen
aus. Die Bevölkerungen werden weiter existieren, die Regierungen
können stürzen. Die Depression führt zu Budgetdefiziten, und diese
zu hohen Steuern, sobald aber ein gewisses Existenzminimum erreicht
ist, weigert sich die Bevölkerung, weiter Steuern zu zahlen, und
darunter leidet die Regierung. In einzelnen Donaustaaten ist die
Abnahme der Regierungseinkünfte bereits bis zu dem Punkt gediehen,
wo eine Fortsetzung der Bezahlung der bewaffneten Truppen schwierig
wird. Das ist der kritische Punkt.

		Wenn dieser Punkt erreicht ist, wird auch die eigensinnigste
Regierung Vernunftgründen zugänglich. Wenn dieser Punkt erreicht
ist, werden die Regierungen bereit, Minderheitsinteressen zum Opfer
zu bringen und sich zu einer Zusammenarbeit zu entschließen, nicht
nur zum Wohle der Mehrheit ihrer Bevölkerungen, sondern auch um
selbst an der Macht zu bleiben. Die Behauptung, daß Mitteleuropa
heute so weit sei, Anstrengungen zu einer Zusammenarbeit zu
unternehmen, Anstrengungen, die für Mitteleuropa selbst und den
ganzen Kontinent die Erholung bringen können, gründet sich nicht
auf die Annahme, daß auch nur eine der in Frage kommenden
Regierungen plötzlich einem Anfall von Idealismus unterliegen
werde. Sie gründet sich auf die Beobachtung, daß ihr eigener
Selbsterhaltungstrieb sie dazu drängt, aus ihrem Selbstmörderklub
einen genossenschaftlichen Verein zu machen.

		Wie weit ginge eine Verbesserung, die sich unmittelbar aus der
Minimalform eines Wirtschaftsabkommens unter den Donaustaaten
voraussagen ließe? Die am wenigsten weitgehende Form eines
derartigen Abkommens wäre eine Aufhebung lediglich der
Handelsrestriktionen, die seit 1928 eingeführt wurden. Was hätte
das für das Donaubecken zu bedeuten?

		Theoretisch könnte es eine Steigerung des Handels der sechs
Länder um 1 Milliarde Reichsmark bedeuten; das ist nämlich der
Betrag, um den ihr Handel untereinander seit 1928 sich verringert
hat. Das ist jedoch rein theoretisch, insofern [bookmark: page59] als der Preissturz seit 1928
den Außenhandelswert stärker gesenkt hat als die künstlichen
Restriktionen.

		Nimmt man jedoch für die von den Donaustaaten hauptsächlich
produzierten Waren einen Preissturz um 50 Prozent an, so könnten
allein durch ein Niederreißen der Mauern, die sie seit 1928
gegeneinander errichteten, 500 Millionen Reichsmark jährlichen
Handels gewonnen werden. Sie könnten die Zollmauern bestehen
lassen, die vor 1928 bereits existierten. Sie würden keine
Zollunion brauchen. Die Länder müßten bloß das bescheidene Maß von
Zusammenarbeit wieder aufnehmen, das bereits vor vier Jahren
existierte.

		Eine Steigerung des Handels der Donauländer um 500 Millionen
Reichsmark würde eine Steigerung ihres Gesamtaußenhandels um nahezu
10 Prozent bedeuten. Eine derartige Steigerung könnte sehr wohl
dazu genügen, eine Aufwärtsbewegung einzuleiten, sie könnte den
Wendepunkt für Mittel- und Südosteuropa und damit vielleicht den
Wendepunkt für die ganze Welt bringen.

		Die erste Bedingung für eine Erholung in Mitteleuropa war, daß
die Massen der Bevölkerung auf einem erträglichen Existenzniveau
bleiben können. Österreich und die Tschechoslowakei zeigen diese
Bedingung reichlich erfüllt. Ungarn zeigt sie auf dem Minimalniveau
hinreichend erfüllt, und die anderen Agrikulturländer, Jugoslawien
und Rumänien, sind zugegebenermaßen besser daran als Ungarn.

		Die zweite Bedingung für die Erholung war, daß die bewaffneten
Truppen der Regierungen stark genug zur Aufrechterhaltung der
Ordnung seien. Die Freiheit Mitteleuropas von radikalen Unruhen
könnte ein Gegenstand des Neides für so manchen seiner größeren
Nachbaren sein. Seine Armeen und seine Polizei gestatten es
durchaus, mit jeder wahrscheinlichen Aufstandsbewegung unter der
verelendeten Minorität fertig zu werden.

		Die dritte Bedingung für die Erholung war, daß die Regierungen
bereit seien, in dem minimalen Ausmaß von 1928 zusammenzuarbeiten.
Die Regierungen der Donauländer haben jetzt den Punkt erreicht, an
dem die Selbsterhaltung mindestens dieses Minimum gegenseitiger
Selbsthilfe zur Pflicht macht. Österreich, dessen Regierung unter
der Krise mehr leidet als die tschechoslowakische, will sogar noch
mehr als [bookmark: page60] das Minimum der Zusammenarbeit. Dies
setzte Präsident Miklas auseinander. Die Tschechoslowakei, deren
Regierung unter der Krise von allen am wenigsten leidet, ist
nichtsdestoweniger genügend beeindruckt, um den kleinsten Schritt
unternehmen zu wollen. Das setzte Präsident Masaryk auseinander.
Alle sind im Prinzip bereit, zumindest Einzelabkommen zur
Entfernung der seit 1928 errichteten Handelsschranken
einzuleiten.

		Diese drei fundamentalen Bedingungen sind erfüllt. Es bleibt
noch eine letzte und wesentliche Bedingung: die in Frage kommenden
Regierungen müssen nicht nur bereit, sondern auch imstande sein,
die Handels- und Währungsrestriktionen aufzuheben, die den
Donauländern ihren traurigen Ruhm gebracht haben. Ihnen das zu
ermöglichen, ist die Aufgabe Europas. Wie steht es um die
Aussichten, daß Europa seine Aufgabe erfüllen werde?

		*

		»Wieviel Geld haben Sie?«

		Dieser Satz, den die Zollbeamten an den sieben Grenzen der
Donaustaaten aussprechen, ist ein Gefängnisurteil für den Handel,
und solange der Handel des Donaubeckens nicht aus seinem Kerker
herauskommt, kann es für diesen Teil Europas keine wirtschaftliche
Erholung geben.

		Zum zehntausendstenmal stellte der Zollbeamte an der
österreichisch-ungarischen Grenze diese Frage, diesmal an die
Korrespondentin einer amerikanischen Zeitung. Sie deklarierte den
Inhalt ihrer Brieftasche. Die magere Zahl, die sie nannte, stellte
den Beamten nicht zufrieden. Er rief eine Beamtin herbei, und die
Reisende war genötigt, sich der Demütigung einer Leibesvisitation
zu unterwerfen.

		An eben derselben Grenze mußte der amerikanische Gesandte in
einem der mitteleuropäischen Länder die Entdeckung machen, daß
selbst seine Diplomatenimmunität gegen die eifrige, nach Geld
schnüffelnde Nase eines Zollbeamten nichts ausrichtete. Ohne einem
Diplomaten gegenüber gesetzlich dazu berechtigt zu sein, fragte der
Beamte: »Wieviel Geld haben Sie?« Um Mißlichkeiten aus dem Wege zu
gehen, zeigte der Amerikaner seine Brieftasche vor. »Sind [bookmark: page61] Sie auch
sicher, daß das alles ist?« fragte der hartnäckige Beamte.

		Bei jeder Grenzüberschreitung mußte ich meine Taschen ausleeren
und sorgfältig darauf achten, daß ich jeden Pfennig fremden Geldes
deklarierte, um es auch wieder ausführen zu können. Die Gier der
Behörden nach jeder fremden Valuta, auf die sie die Hand legen
können, geht so weit, daß es in Österreich eine Zeitlang sogar
notwendig war, Traveller-Schecks anzumelden, die natürlich erst
gültig werden, wenn sie unterzeichnet sind, und doch auf jeden Fall
eine Einfuhr, nicht eine Ausfuhr fremder Valuten darstellen. Die
österreichische Zollpolizei verbot es auch eine Zeitlang, Schecks
amerikanischer und anderer ausländischer Banken ins Ausland zu
schicken, weil folgendes möglich ist: ein Fremder könnte Schillinge
zu einem ungesetzlich niedrigen Kurs in Österreich kaufen, die
Schillinge zur Erwerbung österreichischer Waren für den Export
verwenden und für die Schillinge bezahlen, indem er einen Scheck
für Rechnung und zu Gunsten des Österreichers, von dem er die
Schillinge gekauft hat, ins Ausland schickt.

		Wenn ein Importeur in einem der Donauländer fremde Valuten zu
bekommen wünscht, um im Ausland einzukaufen, muß er sich an die
Nationalbank wenden, dann an das Finanzministerium, vielleicht auch
an noch einen weiteren Beamten, dem die Kontrolle der fremden
Valuten untersteht, und dann wieder an die Nationalbank. Die ganze
Transaktion kann Wochen in Anspruch nehmen.

		Die Währungsbeschränkungen sind für Reisende eine unerträgliche
Belästigung, für den Handel eine überaus verderbliche Behinderung.
Solange sie nicht aufgehoben werden, wird dieser Teil Europas nicht
wieder hochkommen. Darüber sind alle Wirtschaftssachverständigen
innerhalb und außerhalb Mitteleuropas einer Meinung. Sobald diese
Beschränkungen aufgehoben sind, wird die letzte Bedingung zur
Erholung Mitteleuropas erfüllt sein.

		Aber warum waren diese Restriktionen notwendig? Wie kamen sie
zustande? Welche Umstände führten dazu, daß Mitteleuropa auf die
Krise empfindlicher reagierte als andere Teile des Kontinents? Die
Beantwortung dieser Fragen trägt viel dazu bei, den Weg für eine
Antwort auf die letzte Frage [bookmark: page62] frei zu machen: »Wie können die Handels- und
Währungsbeschränkungen, die jetzt der Erholung im Wege stehen,
beseitigt werden?«

		Von der allergrößten Wichtigkeit für die Situation der
Donauländer ist der bereits erwähnte Umstand, daß diese Länder, die
vereint eine Großmacht darstellen würden, einzeln von ihrem
Außenhandel abhängiger sind als jede Großmacht.

		Das zweitwichtigste ist der Umstand, daß die Staaten Ungarn,
Rumänien und Jugoslawien vor allem gerade die Waren erzeugen, deren
Preise am tiefsten gestürzt sind. Ihre Zerealien, ihre tierischen
Produkte und ihr Petroleum haben heute die Hälfte des Wertes von
1929.

		Drittens haben diese Staaten im Verhältnis zu ihren Mitteln mehr
geborgt als alle anderen europäischen Staaten. Ihre
Gesamtstaatsschulden betragen zusammen etwas mehr als 16 Milliarden
Reichsmark. Dabei sind nicht eingerechnet viele 100 Millionen
Reichsmark privater Anleihen aus dem Ausland und ihre kurzfristigen
Kredite. Viele von diesen Darlehen wurden in der Prosperitätszeit
1926–1929 aufgenommen, zu Zinsen, die faktisch bis zu zehn Prozent
gehen und im Durchschnitt vielleicht acht Prozent betragen – selbst
die Regierungsschulden an das Ausland sind mit fünf bis sechs
Prozent belastet. Es ist also die Schätzung zulässig, daß die
Gesamtbeanspruchung der sieben Länder durch den Schuldendienst
mindestens 1200 Millionen RM im Jahr beträgt.

		Viertens sind alle diese Staaten inflationsbewußt. Sie haben die
katastrophalen Wirkungen einer schrankenlosen Inflation entweder am
eigenen Leibe kennen gelernt oder sie nebenan gesehen. Sie wissen,
daß dies, gleich nach dem Krieg, das größte Unheil ist, das über
eine moderne Gesellschaft hereinbrechen kann.

		Schließlich sind alle diese Staaten durch zweifache politische
und völkische Gegensätze zerrissen, durch ihre eigenen Gegensätze
wie die der Großmächte. Nicht einmal die verbündeten Staaten, wie
die der Kleinen Entente, sind einander ehrlich freundlich gesinnt,
und die nicht verbündeten Saaten stehen einander zu Zeiten in
wilder Feindschaft gegenüber. Keiner will zugeben, zum »Balkan« zu
gehören. In Wien wird gesagt: »Sie gehen auf den Balkan hinunter?
Nach Ungarn? [bookmark: page63] « In Budapest heißt es: »Wenn Sie nach
Belgrad kommen und den Balkan kennen lernen …« In Sofia
erklärt man: »Auf dem Balkan, unten in Rumänien, ist das ganz
anders.« In Bukarest ist das Wort Balkan einfach von jeder
höflichen Unterhaltung ausgeschlossen. Was eine Nation von der
anderen sagt, ist durch eine große Dosis Verachtung
charakterisiert.

		Diese persönlichen Antipathien, die sich auf 1000 Jahre alte
Kämpfe gründen, werden kompliziert und verschärft durch den
Einfluß, der von den Großmächten ausgeübt wird. Die Anstrengungen
Frankreichs gehen ohne Unterlaß dahin, die Kontrolle, die es
bereits über die Tschechoslowakei, Jugoslawien und Rumänien ausübt,
auf so viele andere Staaten auszudehnen, als nur bereit sind, sich
ihm zu unterwerfen. Deutschland wird niemals seine Hoffnung
aufgeben, ein »Mitteleuropa« mit seinen alten Verbündeten
Österreich und Ungarn zu bilden. Italien hat die Obermacht über
Albanien und beträchtlichen Einfluß in Ungarn erlangt und schwankt
zwischen einer streng italienischen Politik und einer Politik der
Zusammenarbeit mit Deutschland im Donaubecken gegen Frankreich.
England überblickt die Gesamtkonstellation und sucht um seines
Handels und seiner Banktransaktionen auf dem Kontinent willen eine
schiedsrichterliche, versöhnende, stabilisierende Macht zu
sein.

		Dieses wilde Durcheinander von überhitztem Nationalismus führte
zu dem Pistolenschuß, der den Weltkrieg einleitete. Es führte auch
zu der jetzt herrschenden Kreditkrise, denn das erste Signal, mit
dem die Panik einsetzte, war nicht der Zusammenbruch der
österreichischen Kreditanstalt, sondern das Mißlingen der
Österreichisch-Deutschen Zollunion. Heute ist es jedoch möglich, zu
erklären, daß die Erholung im Donaubecken ihren Ausgang nehmen
kann.

		Es besteht keine Hoffnung, und ist übrigens auch gar nicht
notwendig, daß die Donaustaaten ihren tiefsitzenden
Rassenantagonismus aufgeben. Die Österreicher werden sich noch
immer allen ihren Nachbaren kulturell überlegen fühlen; die Ungarn
werden stets stolz darauf sein, vom großen Dschingis-Khan, dem
größten Eroberer der Weltgeschichte abzustammen; die Serben werden
sich weiter fähig fühlen, alle miteinander in die Pfanne zu hauen;
die Bulgaren werden beweisen, [bookmark: page64] daß sie das Recht haben, sich als die
ältesten Einwohner zu bezeichnen; die Rumänen werden nicht
aufhören, zu erklären, daß sie die legitimen Erben der Caesaren
seien, und die Griechen werden stets ihren Stolz darin sehen,
Griechen zu sein.

		Heute jedoch herrscht trotz der Hartnäckigkeit dieser
patriotischen Gefühle und trotz den Handelskonflikten, die sich als
Folge der Krise ergeben haben, weniger Kriegsgefahr im Donaubecken
als vielleicht jemals seit dem Jahre 1918. Die Länder haben
allzuviel mit den wirtschaftlichen Sorgen zu tun, um an Krieg zu
denken. Es sind viele Monate vergangen, seit Grenzstreitigkeiten
die Staatskanzleien des Balkans behelligt haben. Die
Gebietsaspirationen der geschlagenen Nationen sind nahezu vergessen
worden in ihren Bestrebungen, ihr wirtschaftliches Gleichgewicht
wieder zu erlangen. Selbst in Ungarn ist der Nationalruf: »Nein,
nein, niemals!« der sich auf die Grenzen bezieht, seltener zu hören
denn je. All dies sind gewaltige Aktivposten in der Bilanz nicht
nur in politischer, sondern auch in wirtschaftlicher Hinsicht.

		Es ist nur noch notwendig, daß die Großmächte zur Einsicht
gelangen, ihr eigenes Interesse erfordere gebieterisch, daß sie
sich auf ein Programm der Erholung für das Donaubecken einigen.
Heute wird in den Finanzkreisen von Rom, Berlin, London und selbst
Paris nicht nur die Notwendigkeit eines derartigen Programms
anerkannt, die Grundlinien möglicher Maßnahmen haben bereits in den
Köpfen der Männer, die an der Weltwirtschaftskonferenz teilnehmen
werden, Gestalt anzunehmen begonnen.

		Unterhaltungen mit einer Anzahl dieser Autoritäten ermöglichen
die Skizzierung eines Programms, das zu einer Erholung Mittel- und
Südosteuropas noch vor einer Erholung der ganzen Welt führen
könnte. Das Heilmittel, das sie vorschlagen, gründet sich auf
folgende Untersuchung:

		Die Donaustaaten waren, weil sie so viel geborgt hatten, beim
Ausbruch der Kreditpanik einer unverhältnismäßig starken
Beanspruchung ihrer Vorräte an Gold und fremden Valuten ausgesetzt.
Weil die Donaustaaten inflationsbewußt sind, waren sie, um den
Goldstandard, wenn auch nur nominell, aufrecht zu erhalten,
bestrebt, die Beanspruchung mit dem drastischsten Mittel zu bremsen
– durch eine Einschränkung [bookmark: page65] des Austausches ihrer Währung in fremde
Valuten. Diese Restriktionen dezimierten in einem erstaunlichen
Tempo ihren Außenhandel, und weil die Donaustaaten von ihrem
Außenhandel so abhängig sind, machen sie jetzt eine
Wirtschaftsstagnation in einem Ausmaß durch, das im übrigen Europa
unbekannt ist.

		Die beste Illustration für diese Beanspruchung der Vorräte an
Gold und fremden Valuten liefert Österreich, dessen Banken beim
Ausbruch der Kreditanstalt-Krise, die Schulden der Kreditanstalt
selbst nicht eingerechnet, zusammen 220 Millionen Reichsmark
kurzfristige Verpflichtungen im Ausland hatten. 140 Millionen
Reichsmark davon wurden innerhalb der ersten wenigen Monate der
Krise zurückgezahlt.

		Welch verzweifelte, und bis jetzt auch erfolgreiche,
Anstrengungen die Donaustaaten machen, um ihre Währungen zu
schützen, wird durch einen Blick auf ihre ausländischen
Devisennotierungen klar: bei Zugrundelegung der Goldparität hat der
bulgarische Leva einen Kurs von 100,55; der jugoslawische Dinar von
100,16; der rumänische Ley von 100,15; die tschechische Krone von
99,93; der ungarische Pengö von 99,66; und der österreichische
Schilling von 87,70 – der letzte jedoch nur innerhalb des Landes.
Keine einzige von diesen Währungen hätte sich ohne die
Restriktionen des freien Austausches halten lassen.

		Was diese Einschränkungen im Außenhandel des Donaubeckens
angerichtet haben, geht aus folgendem hervor: während die Ausfuhr
ganz Europas in der ersten Hälfte dieses Jahres im Vergleich zu den
vorausgegangenen sechs Monaten um etwa 30 Prozent gefallen ist, hat
sich der Export der Donauländer um nahezu 50 Prozent
verringert.

		Was das für das Wirtschaftsleben der Donaustaaten bedeutet, kann
man ermessen, wenn man sich ins Gedächtnis zurückruft, daß
schätzungsweise mindestens 25 Prozent ihrer Gesamtproduktion ins
Ausland verkauft werden müssen. Eine 50prozentige Verringerung
ihres Exports bedeutet, daß 12½ Prozent ihrer Gesamtproduktion
keinen Markt finden können. Wenn man andererseits schätzungsweise
annehmen darf, daß ganz Europa genötigt ist, nicht mehr als 10
Prozent [seiner] Gesamtproduktion auszuführen, kommt man zu dem
Ergebnis, daß die ungefähr 30 Prozent betragende Ermäßigung [bookmark: page66] seiner Ausfuhr
bedeuten würde, daß Europa als Ganzes in den letzten sechs Monaten
nur für ungefähr drei Prozent seiner gesamten Produktion den Markt
verloren hat. Nichts könnte besser zeigen, in welcher Hinsicht es
dem Donaubecken schlechter geht als dem übrigen Europa.

		Unter Ausschluß der politischen Faktoren läßt sich der rein
wirtschaftliche Ereignisablauf, der zu den heutigen Zuständen in
den Donaustaaten führte, folgendermaßen zusammenfassen: übermäßiges
Borgen führte zur Kreditpanik, die Kreditpanik zu summarischen
Rückziehungen, die summarischen Rückziehungen zu Angst vor
Geldentwertung, die Angst vor Geldentwertung zu
Währungsrestriktionen, die Währungsrestriktionen zu einer
Dezimierung des Außenhandels, die Dezimierung des Außenhandels zu
einer Verringerung der Regierungseinkünfte, die Verringerung der
Regierungseinkünfte zu Budgetdefiziten, die Budgetdefizite zu
erhöhter Inflationsgefahr, und hier teilt sich der Weg nach drei
Richtungen – zur Notendruckpresse und wirklichem Unheil, zur
offiziellen Zahlungsverweigerung hinsichtlich ausländischer
Verpflichtungen und langsamer Rekonvaleszenz oder schließlich zu
grundlegender Reform und möglicher rascher Erholung.

		Die Maßnahmen, die jetzt in einem halben Dutzend europäischer
Hauptstädte zur Besserung dieser Lage in Betracht gezogen werden,
zielen darauf ab, den Prozeß umzukehren, der die Lage herbeigeführt
hat. Die erste und wesentlichste Maßnahme ist die Aufhebung der
Währungsblockade, die Entfernung jeglicher Unterbindung des freien
Austausches.

		Das kann jedoch nur getan werden, wenn den inflationsbewußten
Ländern irgendein Schutz gegen die unkontrollierbare Entwertung
ihrer Währungen gewährt wird. Dieser Schutz kann nur gewährt
werden, wenn die Finanzministerien der Donaustaaten mit Mitteln
versehen werden, die groß genug sind, um die Währungen im Verlauf
der Erholungsperiode zu schützen. Langfristiger Kredite bedarf es
dazu nicht, notwendig aber ist eine beträchtliche Summe an
kurzfristigen Geldern.

		Notwendig ist ferner nach der Ansicht von Europas besten Kennern
des Donaubeckens ein Herabsetzen des Schuldendienstes dieser
Staaten an das Ausland. Warum, so fragen die Schuldner, sollen
Kredite noch immer zu dem Preise [bookmark: page67] von 1929 bezahlt werden, nachdem
die Warenpreise von 1929 mittlerweile um 40 bis 50 Prozent gesunken
sind? Warum soll Geld noch immer zu dem achtprozentigen Zinsfuß von
vor drei Jahren bezahlt werden, nachdem die Preise der wichtigsten
Güter, auf deren Verkauf hin die Zinsen zu bezahlen sind, auf die
Hälfte gesunken sind, und zwar ohne Dazutun der Schuldner? Mit
anderen Worten, das Donaubecken fragt: »Warum sollen wir heute
hundert Scheffel Weizen im Jahre für die Nutznießung eines
Darlehens zahlen, bei dessen Erteilung im Jahre 1929 wir uns
verpflichteten, fünfzig Scheffel Weizen jährlich zu bezahlen?«

		Nicht nur die kleinen Schuldnernationen, und nicht nur die
Donaustaaten stellen die Überlegung an, daß Privatschuldner heute
zwei Auswege aus einer derartigen Situation haben: entweder ein
Abkommen mit ihren Gläubigern zum Herabsetzen des Zinsfußes zu
treffen, oder bankrott zu machen und nichts zu zahlen. Die
Parallele ist verlockend, und jede Betrachtung zeigt den Vorteil,
der für den Gläubiger bei der Zustimmung zu einer
Schuldherabsetzung zu gewinnen ist. Denn wenn eine Eisenbahn in die
Hände von Konkursverwaltern übergeht, können jedenfalls die Inhaber
vorberechtigter Forderungen befriedigt werden. Wenn aber ein Land
bankrott macht, sich physisch außerstande sieht, seinen
Auslandsverpflichtungen nachzukommen, gibt es keinen
Konkursverwalter, und wer Schuldtitel des betreffenden Landes
besitzt, kann alles verlieren, was er in ihm angelegt hat.

		Es ist also gewiß, daß der Plan zur Rekonstruktion des
Donaubeckens ein Herabsetzen der jetzigen Schulden und einen neuen
Kredit zur Ermöglichung der Wiederherstellung der Donauwährungen in
sich begreifen wird. Wahrscheinlich ist auch, daß zu ihm eine
Völkerbundskontrolle über die Anwendung des Kredits gehören wird.
Die Arten dieser Anwendung erklären sich aus den Resultaten, die
man sich von dem Plan erhofft. Würde ein Abkommen zur Reduzierung
des Schuldendienstes erreicht, und würde den Donauländern von den
Mächten ein auf 400 bis 800 Millionen Reichsmark geschätzter
kurzfristiger Kredit gewährt werden, der gegebenenfalls prolongiert
werden kann, und über den unter der Kontrolle von
Völkerbundskommissaren zu verfügen ist – für diesen [bookmark: page68] Fall werden von den
Förderern des Plans folgende Schritte und Ergebnisse
vorausgesehen:

		Die Donauländer heben sofort bei Empfang des Kredites alle
Beschränkungen des freien Austausches ihrer Valuten auf.
Gleichzeitig verzichten sie auf das jetzige künstliche, mit
Polizeimitteln gehaltene Währungsniveau, lassen ihre Währungen auf
ein vereinbartes, auf Grund des Sturzes der Warenpreise berechnetes
Niveau absinken und wieder zur Goldbasis zurückkehren, das heißt
sie nehmen auf einem Punkt, auf dem ihre Währungen mit den Preisen
im Einklang stehen, die Stabilisierung vor. Dieser Punkt würde, so
nimmt man schätzungsweise an, 30 bis 40 Prozent unter der alten
Parität liegen.

		Eine Rückkehr zur Goldbasis auf einem neuen, natürlichen Niveau
müßte nach der Meinung der Förderer dieses Programms automatisch
die Exportpreise in Begriffen fremder Währungen senken und so die
Verkäufe ins Ausland fördern, gleichzeitig die Exportpreise in
Begriffen der Donauwährungen ein wenig erhöhen und damit den
Exporteuren eine größere Verdienstspanne in ihrem eigenen Gelde
ermöglichen. Sie müßte nicht nur den Export anregen, sondern auch
die Einfuhr herabmindern und einen Exportüberschuß herbeiführen,
der für jedes fremde Land, das seine Verpflichtungen zu liquidieren
gedenkt, unerläßlich ist. Gleichzeitig müßten diese Maßregeln die
Löhne und Gehälter herabdrücken, zu einer Balancierung der Budgets
beitragen und die innere Schuldenlast in einem Ausmaß herabsetzen,
das ungefähr der Geldentwertung entspräche, vorausgesetzt daß die
Regierungen stark genug wären, alle unmittelbaren
Lohnsteigerungsbewegungen, die auf einen Ausgleich der
Geldentwertung abzielten, zu verhindern.

		Sobald es so weit wäre, würde der wahre Wert des
Völkerbundskommissars ersichtlich werden. Er wäre nicht so sehr
dazu da, die Regierung zu kontrollieren und zu gängeln, als
vielmehr dazu, die Regierung gegen den politischen Druck ihrer
Wähler zu schützen. Die Völkerbundserfahrung hat gelehrt, daß
Schuldnerregierungen im allgemeinen den Wunsch haben,
Kreditbedingungen loyal zu erfüllen. Regierungen stehen aber unter
beständigem Druck von seiten ihrer Bürokratien und der von ihnen
regierten Völker, und gerade gegen [bookmark: page69] diesen Druck erweist sich der
Völkerbundskommissar als überaus nützlich. Wenn nach Lohnerhöhungen
geschrien und gegen Kürzungen der Beamtengehälter protestiert wird,
weist die Regierung mit einer bedauernden Geste auf den
Völkerbundskommissar und erklärt: »Er ist schuld daran.« Der
Kommissar kann das ertragen. Er ist nicht von Wahlergebnissen
abhängig. Die Situation ist in den meisten Donaustaaten heute so,
daß weitere Kürzungen der Regierungsausgaben für die
Ausbalancierungen des Budgets wesentlich, aber praktisch unmöglich,
weil politisch unmöglich sind. Mit einem Völkerbundskommissar würde
sogar eine 30 bis 50 prozentige Kürzung, wie sie bei der
Geldentwertung in Betracht gezogen wird, durchzuführen sein.

		In diesem Programm, das vielleicht bald vor der
Weltwirtschaftskonferenz öffentlich angeregt werden wird, lassen
sich mannigfache riskante Punkte entdecken. Keiner von ihnen stellt
jedoch ein so ernsthaftes Risiko dar wie das, was den
Gläubigernationen bevorsteht, wenn nichts dazu getan wird, den
Circulus vitiosus des wirtschaftlichen Abwürgungsprozesses zu
unterbrechen, in dem das Donaubecken begriffen ist. Die
Verheißungen des Programms sind größer als die möglichen Risiken.
Wenn gleichzeitig mit der Durchführung dieser Maßnahmen zu einer
weiteren Bedingung gemacht würde, daß die Donauländer untereinander
jene individuellen, gegenseitigen Handelsabkommen treffen, die
Präsident Masaryk als annehmbar bezeichnet, und wenn diese
gegenseitigen, nicht allgemeinen Abkommen gleichfalls zumindest auf
Deutschland und Italien ausgedehnt würden, könnte das Programm die
belebenden Wirkungen haben, die seine Schöpfer von ihm
erhoffen.

		Es läßt sich denken, daß dies zu einer Wiederbelebung des
Handels im Donaubecken führen könnte. Jedenfalls ist es so gut wie
gewiß, daß damit die Zahlung des herabgesetzten ausländischen
Schuldendienstes der Donauländer ermöglicht würde. Wahrscheinlich
ist, daß damit eine verhältnismäßig rasche Rückzahlung des in
Betracht gezogenen Stabilisierungskredits ermöglicht würde. Und es
ist denkbar, daß aus der Wiederherstellung der Wirtschaft im
Donaubecken entscheidende Impulse zur Erholung Europas und der Welt
kommen könnten.

		[bookmark: page70] Das in
seinen Grundzügen geschilderte Programm bringt ein Risiko von
vielleicht 800 Millionen Reichsmark mit sich; das wäre die Höhe des
Darlehens für die Rücknivellierung der Donauwährungen. Heute jedoch
verlieren Frankreich, England, Italien, Deutschland, Polen und die
Schweiz mehr als 800 Millionen Reichsmark jährlich an ihrer Ausfuhr
in die Donauländer. Im Jahre 1928 verkauften diese sechs Länder
Waren im Werte von 1724 Millionen Reichsmark nach Österreich,
Ungarn, Rumänien, der Tschechoslowakei und Jugoslawien; heute hat
sich ihr Absatz auf weniger als 800 Millionen Reichsmark im Jahr
gesenkt. Überdies werden, wenn gar nichts unternommen wird, viele,
wenn nicht alle Donaustaaten ganz bestimmt den Staatsbankrott
erklären, und dann werden ihre Gläubiger nichts bekommen.

		Der unsicherste Faktor in den Aussichten, die das Donaubecken
auf Hilfe dieser Art hat, ist die Haltung Frankreichs. Direkt ist
Frankreich wirtschaftlich am Donaubecken als Ganzem weniger
interessiert als alle anderen europäischen Mächte. Indirekt, im
letzten Grunde, ist Frankreich am Schicksal des Donaubeckens ebenso
interessiert wie am Schicksal Europas, da es nun einmal mit den
eisernen Banden wechselseitiger wirtschaftlicher Abhängigkeit
gefesselt ist. Aber das ist einer Wählerschaft schon schwerer klar
zu machen, und das Donaubecken kaufte im Jahre 1928 von Frankreich
Waren im Werte von nur 216 Millionen Reichsmark, 1931 im Werte von
nur 128 Millionen Reichsmark; in beiden Fällen handelt es sich um
nicht mehr als 3,5 Prozent der Gesamteinfuhr des Donaubeckens.

		Deutschland andererseits ist in wirtschaftlicher Hinsicht die
interessierteste Macht. Es verkaufte 1928 Waren im Werte von 1332
Millionen Reichsmark nach dem Donaubecken, und 1931 im Werte von
912 Millionen Reichsmark, wobei es seinen tatsächlichen Anteil an
der Gesamteinfuhr des Donaubeckens von 21,1 Prozent im Jahre 1928
auf 24,7 Prozent im Jahre 1931 erhöhte. So würde eine Unterstützung
des Donaubeckens als Ganzen viel mehr einer Besserung des deutschen
Absatzes als einer Besserung des französischen gleichkommen. Wieder
einmal ist das Problem von Europas wirtschaftlicher wie politischer
Zukunft auf die Kernfrage der französisch-deutschen Beziehungen
zurückgeführt.
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Frankreich besitzt 12 Milliarden Reichsmark in Gold; Deutschland
nennt nicht mehr als 400 Millionen sein eigen. Frankreich mag sich
dafür entschließen, ausschließlich seine Protegés Tschechoslowakei,
Jugoslawien und Rumänien zu begünstigen, oder es mag darauf hoffen,
aus den anderen durch Gewährung von Krediten politische
Vasallenstaaten zu machen. Aber vielleicht hat Frankreich, da es
jetzt 1 Million Arbeitslose hat und die Gesetze der Wirtschaft
unerbittlich darauf hinarbeiten, auch Frankreich in den die ganze
Welt umfassenden Zirkel des Elends einzubeziehen, mittlerweile
einen neuen Sinn für weltwirtschaftliche Solidarität entwickelt.
Lausanne zeigte so etwas wie eine Verheißung, ganz gleichgültig,
wie das endgültige Schicksal der dort getroffenen Vereinbarung
aussehen mag, denn in Lausanne wurde Frankreich
»wirtschaftsbewußt«.

		Das Schicksal des Donaubeckens hängt von Europa ab. Es ist im
wesentlichen Europas Problem. Die Haltung, die dieser Kontinent
gegenüber dem Donaubecken einnimmt, wird einen lehrreichen
Vergleich liefern zu der Haltung, die Europa gegenüber Amerika
einnimmt. Die Europäer erwarten von Amerika die »Rettung Europas«
durch eine Herabsetzung oder Streichung der Schulden und durch die
Gewährung weiterer Kredite. Wird Europa mit gutem Beispiel
vorangehen, indem es dem Donaubecken hilft?

		Wenn das geschieht, dann mag die Erholung selbst für die
Bewohner der Donauländer, für das am schwersten getroffene Achtel
der 400 Millionen Europäer des Kontinents, schon in greifbarer Nähe
sein. [bookmark: page72]

	
		
		Viertes Kapitel.

Mailand

		Nur jeder 46. Italiener ist arbeitslos. Der
Durchschnittsitaliener ißt heute mehr und besser als je zuvor im
Verlauf der Geschichte. Die Bettler sind verschwunden. Die Währung
ist stabil, und die Öffentlichkeit weiß das. Die Industrietätigkeit
stockt, aber man arbeitet verkürzt und erhält der überwiegenden
Mehrzahl der Arbeiter die Beschäftigung. Die Landwirtschaft ist
infolge einer Rekordernte um 2 Milliarden Reichsmark reicher
geworden. Die Stimmung ist ausgezeichnet.

		Italien wird wieder hochkommen und dazu gar keinen weiten Weg
zurücklegen müssen.

		Das ist keine faschistische Hymne. Es ist ein Tatsachenbericht
ohne jeden Zusammenhang mit Politik.

		Was der Faschismus zur Bekämpfung der Krise getan hat, wodurch
die Krise in diesem Lande unter der diktatorischen Regierung sich
von der Krise unter demokratischen Regierungen unterscheidet, was
sich aus dieser speziellen Art zentralisierter Herrschaft lernen
läßt – diese Fragen sind überaus bedeutsam und von Interesse für
die ganze Welt. Eine Beantwortung soll für jede von ihnen
angestrebt werden. Hier handelt es sich zunächst darum, ein Bild,
womöglich eine Photographie, des Italien von heute, seiner
wirtschaftlichen Gegenwart und seiner Aussichten zu geben.

		Bei der Untersuchung der Erholungsmöglichkeiten für alle Länder
ist vor allem ins Auge zu fassen die Verfassung der Bevölkerung,
der Währung, der Industrie, der Landwirtschaft, des Außen- und des
Innenhandels und ihres Verhältnisses zu einander, ferner das Ausmaß
der Arbeitslosigkeit [bookmark: page73] und ihre wahrscheinlichen Begrenzungen,
der Zustand der Banken und der Geist der Allgemeinheit. Wenn die
Bevölkerung gesund, gut genährt und verhältnismäßig zufrieden, wenn
die Arbeitslosigkeit nicht außerordentlich ist und die
Beschäftigungslosen genug zum Leben haben, wenn die Währung gesund
ist und das Publikum Vertrauen zu ihr hat, wenn die
landwirtschaftlichen Erzeugnisse zu einem großen Teil vom
Innenmarkt aufgenommen werden können und auch wirklich aufgenommen
werden, wenn die Banken liquid und bereit sind, die Industrie auch
bei verkürzter Arbeitszeit in Gang zu erhalten, damit der
Beschäftigungsgrad erhalten bleibe: dann hat man keinen Grund
anzunehmen, daß das betreffende Land sich nicht erholen könne.
Kommt zu diesen Faktoren noch vollkommene politische Stabilität, so
ist die Voraussage berechtigt, daß das in Frage stehende Land sich
mit Sicherheit erholen wird.

		Italien erfüllt alle diese Bedingungen.

		Erste Eindrücke sind nicht entscheidend. Aber sie sind wichtig
genug, um wiedergegeben zu werden. Die ersten Eindrücke von Italien
sind so, daß man, wenn man sich aussuchen dürfte, in welchem Lande
man während einer Wirtschaftskrise leben möchte, Italien wählen
würde. Die Nationalökonomen haben bis jetzt noch keinen Index
ausgearbeitet, an Hand dessen sich die Auswirkung der Temperatur
auf die Lebenshaltungskosten eines Volkes berechnen ließe. Bei
roher Schätzung erscheint es jedoch wahrscheinlich, daß ein
Italiener, um auf demselben Standard zu leben wie ein Deutscher,
niemals mehr als 75 Prozent dessen zu produzieren braucht, was der
Deutsche produzieren muß. Der Italiener braucht halb so viel für
seine Bekleidung, ein Zehntel der Heizmaterialien, und um zu einem
Sonnenbad zu kommen, braucht er niemals einen Pfennig Fahrgeld
auszugeben.

		Das Wohnen ist billig, das Essen billiger, der Wein am
billigsten. Amerikaner, die unter verringerten Einkünften leiden
und deshalb deprimiert sind, dürfte ein gewisses Städtchen am Golf
von Sorrent interessieren, viele hundert Kilometer von hier
entfernt, aber höchst lehrreich hinsichtlich grundlegender Daten
für die Beurteilung Italiens in der Krise.

		Das fragliche Städtchen klettert an einer Klippe empor, die
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unwahrscheinlich blauen Golf überblickt. Die Straßen sind Treppen.
Die Häuser blicken im Durchschnitt auf ein Alter von 900 Jahren
zurück. Sie sind von Sarazenen erbaut. Ihre Mauern haben eine Dicke
von mehr als einem halben Meter, und die Dächer tragen Kuppeln. 700
Häuser sind zu vermieten.

		Ein amerikanisches Paar mietete ein Haus. Es wurde ganz
überholt, renoviert, modernisiert, Sprünge wurden verputzt und das
Ganze neu getüncht. Es funkelte und blitzte wie das Wohnhaus eines
kalifornischen Millionärs.

		Sieben Zimmer waren da, von denen vier den Blick auf den Golf
hatten. In dem terrassierten Garten wuchsen Öl- und Zitronenbäume
und Bäume mit roten Granatäpfeln, dickblättrige grüne
Kakteengewächse und südliche Blumen. Von ihrer Veranda konnten sie
viele Kilometer der Küste übersehen und auf das grenzenlose, in der
Sonne glastende Meer hinausblicken. 100 Meter unterhalb des Hauses
hatten sie einen Privatstrand aus runden weißen Kieselsteinen, der
sanft in das Wasser absank, das durchsichtig war wie die Luft.

		Dafür zahlten sie 200 Mark … Aber 200 Mark im Jahr. Und
ihre italienischen Freunde schimpften noch darüber, daß sie von
einem skrupellosen Makler ausgeplündert worden seien.

		Frisches Gemüse, Obst, Fleisch, Eier, Butter, Käse, Milch,
Dienstboten, Licht, alles zusammen, was sie, die wie extravagante
Ausländer lebten, sich nur kaufen konnten, kostete zusammen niemals
ganze 200 Mark im Monat. Gäste bei sich zu sehen, spielte die
geringste Rolle. Ein Liter Capri- oder Ischiawein war für 20
Pfennig zu haben.

		Das ist Italien. Ausnahme? Nur insofern, als der fragliche Ort
noch nicht von den Reisenden entdeckt worden ist; er ist eine der
ältesten italienischen Städte und wurde dadurch entvölkert, daß ein
großer Teil seiner Bewohner auswanderte. Aber das Preisniveau ist
keine Ausnahme. Ein Italiener kann behaglich von einem Einkommen
leben, mit dem seine Nachbaren im Norden verhungern würden.

		Italiens Ausfallspforte nach dem Norden bietet dem Besucher, der
der Depression auf den Spuren ist, lehrreiche Aufklärungen. Der mit
einem Kostenaufwand von 212 Millionen Reichsmark erbaute
Personenbahnhof fordert zu einem [bookmark: page75] Vergleich mit New Yorks Grand Central
auf. Der Mailänder Bahnhof ist womöglich noch größer, und schöner
ist er ganz gewiß. Seine milchweiße Marmorfront schneidet wuchtig
in den Horizont ein, und seine zurückhaltende Profilierung tut der
baulichen Tradition des edlen Mailänder Doms keine Gewalt an. Er
wurde, obwohl Nationalökonomen behaupten, daß Italien sich seit
1927 in einem Zustand der Depression befinde, vor einem Jahre der
Öffentlichkeit übergeben. Und der einzige Einwand, den die
Mailänder dagegen erhoben, besagte, es sei eine Torheit, so viel
Geld für eine Eisenbahnstation auszugeben, wenn 20 Jahre später die
Reisenden doch auf dem Luftweg ankommen würden.

		Die Mailänder sind die Chicagoer Italiens. Ihre Stadt ist die
Industriehauptstadt. Die Industrie ist schwer von der Krise
getroffen. Mailand verrät nichts davon nach außen.

		Ich sah mich nach Bettlern um. In Berlin überfüllen sie die
Straßen, in Wien sieht man sie oft, in Budapest sind sie eine
Plage, in Prag gibt es etliche. Paris kennt sie nur allzu gut, und
der Londoner Strand ist zur Nachtzeit von schlafenden Gestalten
überfüllt. In ganz Mailand fand ich nach kilometerlangen
Spaziergängen einen einzigen Bettler.

		Es war ein alter, lächelnder Mensch mit struppigem Bart, der
eine zerfetzte Mütze in der Hand hatte und ein durchaus
professionelles Gebaren zur Schau trug. Er stand außerhalb der
alten gemauerten Festung. Zwei Carabinieri, groß, schlank, arrogant
mit ihren Dreispitzen und Cutaway-Röcken, Mitglieder der
Elitepolizei Italiens, kehrten dem Verbrecher den Rücken zu.

		Sie hätten ihn »retten« sollen. Man sagte mir, daß man Bettlern
gegenüber so verfahre. Sie werden nicht arretiert. Sie werden
lediglich »gerettet«. Der Mailänder Bettler war anscheinend
unrettbar, oder er wird als Erinnerung an eine ausgerottete Spezies
erhalten.

		Es ist sehr wohl möglich, daß diese Art der »Rettung« die
Ursache dafür ist, daß Italien frei von Bettlern ist. Aber man
nehme einmal an, die Polizei Deutschlands bekäme den Befehl, alle
arbeitslosen Männer und Frauen, die mit ausgestreckten Händen die
Straßen durchwandern, zu »retten«. Alle Gefängnisse Deutschlands
zusammen hätten nicht Platz genug, sie aufzunehmen.
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die Straßen Italiens von Bettlern frei sind, kann künstliche
Ursachen haben. Auf jeden Fall spricht dieser Umstand recht
deutlich dafür, daß die außerordentlich niedrigen
Arbeitslosenziffern für dieses Land stimmen dürften. Das offizielle
statistische Büro berechnet 900 000 Arbeitslose, und in dieser
Zahl sind nach seiner Erklärung sowohl die Beschäftigungslosen der
Industrie wie die der Landwirtschaft enthalten. Diese
Arbeitslosenanzahl bezieht sich auf eine Bevölkerung von
42 144 000, so daß Italien in diesem Augenblick, da die
Arbeitslosigkeit weiter um sich gegriffen hat als jemals innerhalb
dieses Jahrhunderts, als eines der bestsituierten Länder der Welt
erscheint.

		Diese Zahl bedeutet, daß in Italien auf 1000 Arbeitsfähige –
wenn ein Drittel der Bevölkerung als verdienstfähig gerechnet wird
– 64 Arbeitslose kommen, im Vergleich zu 275 auf 1000 in
Deutschland, 186 in England, 140 in Österreich, 120 in der
Tschechoslowakei, 110 in Japan, 70 in Spanien; von allen größeren
Mächten Europas weist einzig und allein Frankreich eine Zahl auf,
die annähernd so niedrig liegt wie die Italiens.

		Wenn man die Zahl von 8 300 000 als annähernd richtig
für die amerikanische Arbeitslosigkeit gelten lassen kann, würde
das bedeuten, daß in den Vereinigten Staaten auf 1000 Arbeitsfähige
207 Beschäftigungslose kommen, und die italienische Zahl zeigt, daß
dieses Land verhältnismäßig ungefähr ein Drittel der amerikanischen
Arbeitslosigkeit hat.

		Man hat sich gegenüber der Genauigkeit der italienischen
Arbeitslosenstatistik skeptisch verhalten. Die Regierung, so wird
einem gesagt, möchte guten Eindruck machen. Eine Äußerung wies
speziell darauf hin, daß in der Zahl von 900 000 lediglich die
beschäftigungslosen Mitglieder der Arbeiterkorporationen enthalten
seien.

		Die außerordentliche Wichtigkeit der Arbeitslosenstatistik zur
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Landes machte es zu einer
Notwendigkeit, eine Überprüfung ihrer Genauigkeit bis an die
Grenzen der Möglichkeit anzustreben. Ein Befragen nicht nur der
offiziellen Quellen, sondern auch einer Reihe desinteressierter
neutraler Beobachter mit langjähriger Erfahrung brachte nichts
zutage, was darauf hinweisen könnte, daß die Zahlen nicht
authentisch wären, soweit die [bookmark: page77] Möglichkeiten der statistischen Büros zur
Erfassung der Tatsachen ausreichen. Das Büro räumt ein, daß es
lediglich hinsichtlich der Anzahl der durch die
Arbeitslosenversicherung unterstützten Beschäftigungslosen sicher
sein könne. Die Menge der anderen kann einigermaßen gut abgeschätzt
werden.

		Die Marxisten lehren, und man glaubt auch ziemlich allgemein,
daß der Faschismus eine Methode zur Unterdrückung der
Arbeiterklassen sei, sie aller ihrer Rechte beraube und ihr das
letzte Quentchen Kraft ausquetsche. Was tut er für die
Arbeitslosen?

		Für diejenigen, die sich mit einem Studium der Arbeitslosenhilfe
befassen, mag das italienische System der obligatorischen, sich aus
eigenen Mitteln erhaltenden Arbeitslosenversicherung von Interesse
sein.

		Unter diesem System gehen siebeneinhalb Prozent des
Arbeitslohnes an den Versicherungsfonds, aber nur zweieinhalb
Prozent werden von dem versicherten Arbeiter bezahlt, fünf Prozent
vom Arbeitgeber. Die Unternehmer führen bittere, aber nicht so
laute Klage wie in Deutschland, wo das Regime versprochen hat, »die
Fehler der marxistischen Mißherrschaft auszumerzen«, und damit noch
etwas mehr meint als die von den Sozialdemokraten herbeigeführten
sozialen Leistungen.

		Die Versicherung sieht Hilfe vor für Beschäftigungslosigkeit,
Krankheit, Alter, Tuberkulose und Unfälle. Sie bezahlt
durchschnittlich 3-4 Lire, das heißt 60-80 Pfennig oder 15-20 Cent
am Tag. Bei einer Beurteilung dieser Summe muß man vom
italienischen Preisniveau und den italienischen Lebensbedingungen
ausgehen. Für den italienischen Arbeiter ist das etwa so viel wie
45-60 Cent, 1 Mark 80 bis 2 Mark 40, für den Tag in Amerika.

		Ein Vergleich zwischen den Gesamtsummen, die dieses System in
Italien in sich begreift, und dem, was dieselben Summen für Amerika
bedeuten würden, ist nicht ohne Interesse. Besonders wichtig ist es
zu beachten, daß das System, während guter Jahre Prämien
einzuziehen, dem Fonds solche Reserven brachte, daß er auch durch
die Krisenjahre der Arbeitslosigkeit noch nicht erschöpft worden
ist. Von 1920 bis 1930 wurden insgesamt 250 Millionen Dollar oder
1000 Millionen Reichsmark an Unterstützungen ausgezahlt, aber die
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Eingänge aus Prämien und Fondseinnahmen waren so groß, daß der
Reservefonds am Ende des Jahres 1930 sich auf rund 450 Millionen
Dollar oder 1 Milliarde 800 Millionen Reichsmark belief.

		Man kann schätzungsweise annehmen, daß im Jahre 1932 bei einer
Maximalarbeitslosigkeit von 1 Million die Gesamtsumme der für das
Jahr eingezahlten Prämien rund 20 Millionen Dollar oder 80
Millionen Reichsmark und die Gesamtauszahlungen rund 40 Millionen
Dollar oder 160 Millionen Reichsmark betragen werden. Selbst wenn
die Diskrepanz zwischen Einkünften und Ausgaben erhalten bleibt,
müßte der Reservefonds noch für etliche Jahre imstande sein, die
Differenz aufzubringen. Auf das italienische Nationaleinkommen
bezogen, das von einem römischen Nationalökonomen auf rund 16
Milliarden Reichsmark geschätzt wird, belaufen sich die
Unterstützungen auf 1 Prozent.

		Wenn die Anzahl der amerikanischen Arbeitslosen für die Zwecke
einer Berechnung mit rund 9 Millionen angenommen wird, so müßte für
den Fall, daß die italienische Arbeitslosigkeit verhältnismäßig
ebenso hoch wäre, der auf das Nationaleinkommen bezogene
Prozentsatz der tatsächlichen italienischen Unterstützungen mit
drei multipliziert werden, so daß sich ungefähr 3 Prozent des
Nationaleinkommens ergäben. Auf das amerikanische Nationaleinkommen
bezogen, das für 1932 auf 60 Milliarden Dollar oder 240 Milliarden
Reichsmark geschätzt wird, würde das bedeuten, daß die
amerikanischen Arbeitslosen, wenn die Vereinigten Staaten das
italienische System der Arbeitslosenversicherung hätten, heute
zusammen jährlich 1 Milliarde 800 Millionen Dollar oder 7
Milliarden 200 Millionen Reichsmark beziehen würden, der einzelne
also 200 Dollar oder 800 Reichsmark im Jahr bekäme. Das sind rohe
Berechnungen. Eigentlich müßte ihnen zugrunde gelegt werden das
Verhältnis der Unterstützungen zur Gesamtsumme der Löhne, aber
Italien besitzt keine Schätzungen für seine Gesamtlohnsumme. Auf
jeden Fall gibt die Berechnung eine ganz gute Vorstellung davon,
was das System der Arbeitslosenhilfe dieses Landes bedeutete, wenn
es auf die bedeutend reicheren Vereinigten Staaten übertragen
würde.

		Man muß jedoch bedenken, daß im italienischen System die
Auszahlung der Unterstützungen für diejenigen, die, bevor sie
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arbeitslos geworden sind, mindestens 48 Wochen hindurch Beiträge
bezahlt haben, auf 90 Tage, und für diejenigen, die 72 Wochen
hindurch Beiträge bezahlt haben, auf 120 Tage beschränkt ist. In
praxi bedeutet das, daß nur ungefähr ein Viertel der italienischen
Arbeitslosen Unterstützungen bezieht. Die anderen, deren Anzahl
sich jetzt auf rund 700 000 beläuft, haben entweder ihr Recht
auf Unterstützungen erschöpft, oder haben ihre Beiträge nicht voll
bezahlt. Für Krisen und verlängerte Perioden der Arbeitslosigkeit
ist nicht vorgesorgt. Was wird aus diesen 700 000?

		Hier in Mailand kamen wir am Kriegerdenkmal vorüber. Auf der
anderen Straßenseite lag die Kantine einer Kaserne. In einem Park
in der Nähe saßen einige Dutzend zerlumpter älterer Männer, die
alle vergnügt aus Zinngefäßen aßen. Aus der Kantinentür kam der
Duft von Spaghetti alla Bolognese. Die Armee hatte das ihre für
einige von den 700 000 getan.

		Das Heer wird jedoch in der Liste der Wohlfahrtsunternehmen
nicht einmal erwähnt. An erster Stelle kommt die Faschistische
Partei. Sie gibt Brotkarten, Fleischkarten und Kleidungsstücke aus.
Die Syndikate, die Gewerkschaften, kommen an nächster Stelle mit
ihrer Hilfe für ihre Mitglieder. Die Kirche hilft ihrer Herde. Die
Gemeinden helfen. Zum größten Teil aber helfen sich die
Arbeitslosen ohne Unterstützung selbst.

		Italien ist landnahe. Fast jeder Italiener, ob er nun Arbeiter
in der Stadt ist oder nicht, hat Verwandte auf einem Bauerngut. Der
Familiensinn der Italiener ist sehr stark. Sie teilen das letzte
Stückchen Vermicelli miteinander. Italiens Arbeitslose leben heute
zum größten Teil auf dem Land. Sechsundvierzig Menschen macht es
nicht viel Schwierigkeit, einen mit durchzufüttern.

		Für den reisenden Wirtschaftsbeobachter ist jedes neue Land ein
riesiger Wald, den er vor lauter Bäumen kaum sehen kann. Und in
einer Wirtschaftskrise ist die Versuchung groß, nur die
abgestorbenen Bäume zu beobachten. Ihre braunen Spitzen stecken aus
dem grünen Laubwerk heraus, und es ist um sehr viel leichter, sie
zu zählen. Für ein Urteil über den Wert des Waldes ist es jedoch
von viel größerer Bedeutung, den Zustand der lebenden Bäume zu
untersuchen. Die lebenden Bäume sind hier 42 Millionen Menschen,
und wie sie [bookmark: page80] während einer Depression existieren, die für
Italien mit der im Gefolge der 1927 erfolgten Lirastabilisierung
auftretenden Deflation einsetzte, mit anderen Worten, wie sie nach
vier Jahren unternormaler Wirtschaftstätigkeit existieren, das ist
nicht nur von Bedeutung für dieses Land selbst, sondern wirft auch
Licht auf die allgemeine Frage, auf welchem Standard die breiten
Massen in Europa in schweren Zeiten leben.

		»Europa steht am Rande eines Abgrunds!« »Europa ist dicht vor
dem Zusammenbruch!« – das sind heute die häufigsten Schlagzeilen.
Defaitistische Publizisten bemühen sich zu beweisen, daß der
Lebensstandard auf ein unerträglich niedriges Maß absinke. Selbst
wenn es ganz klar ist, daß von Verhungern keine Rede sein kann und
daß die Massen der Bevölkerung tatsächlich genau so viel essen wie
früher, wird mit Vorliebe das Argument ins Treffen geführt, sie
gehe von höher- zu niedrigerwertigen Nahrungsmitteln über.

		Italien widerlegt diese Argumente am besten. Die
Verbrauchsstatistik dieses Landes zeigt, daß die Bevölkerung
während der Wirtschaftskrise nicht nur mehr zu essen hatte als je
zuvor, sondern sich überdies von besseren Lebensmitteln nährt als
je zuvor, daß sie in der Tat auf der Leiter der Weltverpflegung
eine Sprosse höher gestiegen ist. Jeder Mann, jede Frau und jedes
Kind verbraucht heute in Italien durchschnittlich um 2 Prozent mehr
und um 10 Prozent bessere Nahrungsmittel als vor dem Krieg.

		Das statistische Zentralbüro hat eine außerordentlich belehrende
Tabelle vorbereitet, die die Nahrungsmittelverteilung pro Kopf für
die Jahre 1910–1914 im Vergleich zu den Jahren 1926–1930 zeigt.
Nach den Angaben dieser Tabelle hat jeder einzelne Italiener
zwischen 1910 und 1914 jährlich 493,67 Kilogramm oder rund 987
Pfund, und zwischen 1926 und 1930 jährlich 503,86 Kilogramm oder
rund 1007 Pfund Lebensmittel konsumiert.

		Das bedeutet einen Verbrauchsindex von 102 für die Jahre
1926–1930 im Vergleich zu 100 von 1910–1914, aber die
Gewichtsdifferenz ist von nur geringer Bedeutung. In der letzten
Periode gingen die Italiener von Maismehl, Reis, getrockneten
Bohnen, Salzfleisch und anderen billigen, minderwertigen
Nahrungsmitteln zu frischem Fleisch, Fisch, Eiern, Butter über. Sie
essen mehr Rind-, Hammel- und Schweinefleisch, [bookmark: page81] mehr Weizenmehl, Zucker,
frische Fische, Eier, Butter und Käse als je zuvor. Sie
konsumierten in den Jahren 1910–1914 durchschnittlich 23 Kilogramm
oder 46 Pfund, und 1926–1930 durchschnittlich 33 Kilogramm Fleisch
oder 66 Pfund pro Kopf. Eine allgemeine durchschnittliche
Vermehrung um 20 Pfund Fleisch jährlich pro Kopf der
Gesamtbevölkerung ist eine Indexziffer, die von der allergrößten
Bedeutung für den Zustand der Bevölkerung ist. Im ganzen stieg der
Kalorienwert der Ernährung von 983 887 Kalorien pro Kopf in den
Jahren 1910–1914 auf 1 064 913 in den Jahren 1926–1930.

		Beobachter, denen die Kompetenz nicht abzusprechen ist, lassen
sich nicht nehmen, daß der Standard des Lebensmittelkonsums heute
nicht niedriger sei als in den Jahren 1926 bis 1930, oder wenn
doch, so nur um die winzige Differenz, die auf die gesteigerte,
aber noch keinesweg übermäßige Arbeitslosigkeit zurückzuführen ist.
Da die Periode unmittelbar vor dem Krieg zugegebenermaßen eine
Periode war, in der der Lebensstandard eine vorher noch nicht
dagewesene Höhe erreicht hatte, ist die Schlußfolgerung gestattet,
daß die Dekade 1922–1932 durch einen höheren Standard des
Lebensmittelverbrauchs charakterisiert ist als alle früheren
Dekaden im Verlauf der Geschichte.

		In Mailand wird es einem leicht zu glauben, daß die Italiener so
viel essen, wie man nur essen kann, ohne unter Verdauungsstörungen
zu leiden. In den vom Dom ausgehenden hohen, nur nach einer Seite
offenen Arkaden liegen zahlreiche Restaurants und Cafés, die
mittags, zur Teezeit und abends von Tausenden schwatzender,
scherzender, unablässig essender Gäste besucht sind. In diesen
Arkaden, in denen man so viel frische Luft hat wie im Freien, aber
bei jeder Witterung geschützt ist, konzentriert sich das
gesellschaftliche Leben Mailands, und am späteren Nachmittag ist es
fast unmöglich, sich einen Weg durch die Mengen zu bahnen, die hier
zusammenkommen, um umherzuschlendern und herumzustehen, Zeitungen
zu lesen und mit geradezu bestürzend wilden Gesten zu sprechen.

		Die Gesten hätten vielleicht nicht nur bestürzend gewirkt,
sondern auch wirklich Bestürzung hervorgerufen, hätten die
Mailänder vor kurzem geahnt, was sich in den großen Räumen [bookmark: page82] der Banca
Commerciale Italiana abspielte, deren zwei imposante Gebäude
einander auf dem von der Scala abgeschlossenen Platz
gegenüberstehen. Die Banca Commerciale, Italiens größte Bank, die
das Finanzleben des Landes beherrscht, war bis vor kurzem auch
Herrin über Italiens Industrie. Heute ist der italienische Staat
der Herr der Industrie Italiens. Wie diese Wandlung zustande kam,
und welch dramatische Umstände zu einer wirtschaftlichen
Umorganisierung führten, von der sich noch erweisen kann, daß sie
die wichtigste ist, die dieses Land seit der Begründung des
Faschismus durchgemacht hat – das verdient die Aufmerksamkeit eines
jeden, der sich mit dem Studium Europas in der Krise befaßt.

		*

		Italien hat seine Krise hinter sich. Die Depression mag noch
eine Zeitlang anhalten, aber der kritische Punkt ist überwunden
worden, und zwar in einer Weise, die nicht nur eine neue Ära in der
Volkswirtschaft Italiens einleiten, sondern möglicherweise einen
Präzedenzfall von historischer Bedeutung schaffen kann.

		Es war eine schwere Krise. Die Gefahr, die Italien drohte, war
zumindest nicht geringer als die, in der alle anderen Länder seit
Beginn der Weltdepression schweben.

		Bei der Überwindung dieser Krise formte Italien sich alle
Instrumente zur Schaffung eines Typus von staatlich kontrolliertem
Kapitalismus, von Planwirtschaft, der vielleicht nur dem der
Sowjetunion vergleichbar ist, sich von diesem aber sehr wesentlich
dadurch unterscheidet, daß in ihm das Prinzip der privaten
Initiative, des Privatgewinnes, erhalten bleiben kann. Bis jetzt
ist die Entwicklung in dieser Richtung im großen ganzen unbewußt
vor sich gegangen. Früher oder später muß die Entwicklung wohl mit
Gewißheit bis zu ihrem konsequenten Ende weitergehen, und sobald
einmal in Italien die staatliche Kontrolle aller
Wirtschaftsvorgänge unter bewußter Leitung vor sich geht, wird die
Welt vielleicht ein Experiment der nationalen Planung vor sich
haben, das ebenso interessant ist wie das von der Sowjetunion
unternommene.

		Der Ursprung der Krise war ein Kapitel der Diktatur. Ihre Lösung
war die gewaltigste Finanzoperation, die jemals in [bookmark: page83] Italien durchgeführt
worden ist. Ihr Erfolg bedeutet heute, daß Italien den
Gefahrenpunkt hinter sich hat. Ihre Zukunft kann ein Kapitel in der
Weltgeschichte bedeuten.

		Eines Abends im vergangenen November saß Mussolini in seinem
Büro. Bei ihm war ein Besucher, Giuseppe Toeplitz, dem Mann auf der
Straße vielleicht nicht bekannt, um so besser aber den Bankiers der
internationalen Finanzwelt, und in Italien berühmt als der Mann,
der, seitdem Mussolini zum »Führer«, zum Duce geworden ist, nahezu
so weit kam, der Wirtschaftsboss einer ganzen Nation zu werden.
Signor Toeplitz hätte in der Tat die Bezeichnung Wirtschafts-Duce
verdient.

		Duce Toeplitz kontrollierte als geschäftsführender Direktor der
Banca Commerciale, Italiens Zweimilliarden-Bank, nicht nur den
größten Effektenbesitz unter allen Finanzinstituten des Landes,
sondern hatte auch in den letzten Jahren allmählich die Kontrolle
über den größten Anteil an der italienischen Industrie erlangt, der
jemals in einer einzigen Hand vereinigt war.

		Seine Bank besaß Aktien und verschiedene Industrieobligationen,
die einem Pariwert von rund 5 Milliarden Lire, 1 Milliarde
Reichsmark repräsentierten. Das gesamte Aktienkapital sämtlicher
Gesellschaften in Italien wird auf 10 Milliarden Reichsmark
geschätzt. Die Banca Commerciale hatte also in ihrem Portefeuille
etwa ein Zehntel aller Aktien Italiens und übte vermittels dieses
Besitztitels eine effektive Kontrolle über etwa ein Drittel der
Industrie des Landes aus.

		In den Büchern der Banca Commerciale wurde dieses gewaltige
Portefeuille von Industriepapieren noch immer annähernd zu dem
Werte geführt, den es zur Zeit seiner Erwerbung durch die Bank
hatte, nämlich zu ungefähr 4 Milliarden Lire oder 800 Millionen
Reichsmark. Die Industriepapiere in Italien waren aber auf die
Hälfte ihrer 1929er Kurse gefallen. Die Spanne zwischen Buchwert
und Effektivwert wurde mit jedem Tag größer.

		In dieser unglückseligen Situation wurde die Bank plötzlich dazu
aufgefordert, 200 Millionen Schweizer Franken, gegen 160 Millionen
Reichsmark, zurückzuzahlen, die auf 6 Monate bei ihr angelegt
worden waren. 60 Millionen Reichsmark waren alles, was die Bank aus
eigenen Mitteln zusammenkratzen [bookmark: page84] konnte. Sie war gezwungen, die Regierung um
100 Millionen Mark zu ersuchen. Die Öffentlichkeit wußte nichts von
dieser Transaktion. Aber was wäre gewesen, wenn sie dahinter
gekommen wäre?

		Die Banca Commerciale war de facto insolvent, wenn nicht
bankrott, und wenn nicht insolvent, so doch jedenfalls illiquid.
Wie immer man es auch bezeichnen mag, ihre Direktoren kannten ihre
prekäre Lage gut genug, um besorgte Blicke auf die Mengen zu
werfen, die sich vor den Toren der Scala ansammelten, und bei dem
Gedanken zu erzittern, daß diese Opernbesucher nur die Straße zu
überqueren brauchten, um aus ihrer Ansammlung einen Bankrun zu
machen.

		Ganz Italien hätte mit den Direktoren zittern können, wäre dem
Land bewußt gewesen, was ihm drohte. Ein Run auf die Banca
Commerciale hätte Runs im ganzen Lande bedeutet. Der Krach der
Banca Commerciale hätte den Krach im ganzen Lande bedeutet.

		Es war keine Zeit zu verlieren. Jetzt oder etwas später, Zensur
oder nicht Zensur, die Nachricht konnte sich verbreiten. Daher der
Besuch des Signor Toeplitz bei Mussolini.

		Der Volks-Duce sah dem Wirtschafts-Duce ins Gesicht. Niemand
außer den beiden Führern kennt genau den Inhalt ihrer Unterredung.
Glaubwürdig ist ein Dialog, der sich etwa folgendermaßen abgespielt
haben mag:

		Mussolini: »Sie, Signor Toeplitz, sind am Ende Ihrer Kräfte. Ich
beobachte Sie seit Jahren. Ich habe beobachtet, wie Sie Ihre Hand
ausstreckten und erst auf diesen Konzern und dann auf jenen legten.
Ich habe beobachtet, wie Sie in eine Industrie eindrangen, die
Kontrolle über sie erlangten, sich einer anderen Industrie
zuwandten, die Kontrolle erlangten, dann einer anderen und wieder
einer anderen, bis Sie glaubten, Ihre Machtmöglichkeiten seien
unbegrenzt. Jetzt sind Sie am Ende. Sie wissen, daß Sie am Ende
sind, und wenn Sie nicht tun, was ich Ihnen sage, wird das ein
unglückseliges Ende sein.«

		Toeplitz: »Ich verfolge seit Jahren Ihre Direktiven und
unterstütze seit Jahren Ihr Regime. Seitdem Sie zur Macht gelangt
sind, hat die Banca Commerciale alles, was in ihren Kräften stand,
getan, um der italienischen Industrie zu helfen. Wir haben
Industrieaktien aufgenommen. Wir haben [bookmark: page85] Fabriken finanziert. Wir haben sie in
Betrieb erhalten, als sie ihre Tore hätten schließen können. Es ist
richtig, daß wir am Ende unserer Kräfte sind. Ich werde tun, was
Sie sagen.«

		Zu Beginn der Unterredung waren zwei Duci da. Bei ihrem Ende nur
noch einer.

		Etwas später erklärte Senator Teodoro Mayer, das Haupt des
neugegründeten Instituts, das die Krise der Banca Commerciale
löste, in einer öffentlichen Rede: »Italien bedarf nicht gewisser
komplizierter Finanzwolkenkratzer, auf deren Spitzen Männer stehen,
die, überwältigt von ihrer eigenen Höhe, schwindlig werden und in
die Tiefe stürzen.«

		Noch etwas später veröffentlichte die Banca Commerciale ihren
Jahresbericht, an dessen Spitze die Worte standen: »Das
hervorragendste Ereignis des vergangenen Jahres war die
Finanztransaktion, über die Sie bereits teilweise unterrichtet
sind. Sie bestand in dem ohne jeden Verlust für uns getätigten
Verkauf unseres ganzen Aktienportefeuilles, das gegen einen
Gesamtbetrag von 4000 Millionen Lire in den Besitz der Società
Finanziaria Industriale Italiana überging …« Im weiteren
Verlauf des Berichtes, nachdem über die Notwendigkeit gesprochen
worden ist, ein dauerhafteres Instrument zur Durchführung dieser
Transaktion zu schaffen, schreibt die Banca Commerciale: »Ein
solches Instrument wurde von dem Chef der italienischen Regierung
mit der ihm eigenen glücklichen Intuition im richtigen Augenblick
und in angemessener Form in dem Istituto Mobiliare Italiano
geschaffen.«

		Hinter diesen beiden Sätzen verbarg sich eine Transaktion, die
in ihren Einzelheiten kompliziert, in ihrer Bedeutung jedoch
einfach war und von größter Bedeutung für die Gegenwart und die
Zukunft ist. Höchst einfach ausgedrückt, bedeutete sie, daß die
italienische Regierung der Banca Commerciale den Buchwert ihres
gewaltigen Industrie-Portefeuilles bezahlt und sie wieder liquid
und zu einer der gesündesten Banken vielleicht der ganzen Welt
gemacht hatte, was sie auch heute noch ist. Darüber hinaus
bedeutete sie jedoch noch, daß die italienische Regierung, die es
sich ununterbrochen und unablässig zur Aufgabe machte, die Rechte
der privaten Initiative zu schützen, nunmehr, ob sie wollte oder
nicht wollte, in den Besitz eines Zehntels, und zur potentiellen
[bookmark: page86] Kontrolle
über ein Drittel der gesamten italienischen Industrie gelangt
war.

		Die Società Finanziaria Industriale Italiana, »Sofindit«
genannt, welche die Aktien für die Regierung übernahm, war ein
kleines Finanzinstrument, mit welchem dem Notzustand für den
Augenblick abgeholfen wurde. Das Instrument, das nachher zur
dauernden Übernahme der Aktien geschaffen wurde, ist das Istituto
Mobiliare Italiano, das italienische Aktieninstitut, und in seiner
Organisation und seinen Zwecken liegt der Schlüssel zu Italiens
wirtschaftlicher Zukunft. Es unterscheidet sich fundamental von der
Reconstruction Finance Corporation.

		Während die R. F. C. ein Hilfsinstitut zur Gewährung von
Darlehen ist, das direkt durch budgetäre Ausgaben finanziert wird
und nach der Depression liquidiert werden soll, soll das
italienische Aktieninstitut sich selbst finanzieren und als
permanente Einrichtung bestehen bleiben. Am wichtigsten ist jedoch
folgendes: das italienische Aktieninstitut, das mit einer
effektiven Kontrolle über ein Drittel der italienischen Industrie
begann, ist theoretisch in der Lage, zur Eigentümerin der gesamten
italienischen Industrie zu werden, und durch sein System, eigene
Aktien auszugeben, welche das Publikum kaufen kann, könnte das
italienische Aktieninstitut mit Leichtigkeit zum Finanzinstrument
für eine Umwandlung des italienischen Wirtschaftssystemes in ein
System des staatlich kontrollierten Kapitalismus werden, in dem
jedoch das Prinzip der Privatgewinne erhalten bliebe.

		Das wäre etwas völlig Neues auf dem Gebiete
volkswirtschaftlicher Organisation. Es gestattet, fordert sogar
Planwirtschaft in irgendeiner Form.

		Schritt um Schritt spielte sich der Prozeß folgendermaßen ab:
Die Banca Commerciale Italiana übergab der Sofindit ihre 800
Millionen Reichsmark Industrieakten. Die Sofindit übergab der Banca
Commerciale 200 Millionen Reichsmark in bar und für die
übrigbleibenden 600 Millionen Reichsmark Schuldverschreibungen. Die
baren 200 Millionen Reichsmark kamen von der Bank von Italien, das
heißt also aus dem Schatz und im letzten Grunde natürlich aus
Steuern.

		Das italienische Aktieninstitut, das zur Übernahme der Aktien
von der Sofindit gebildet wurde, wurde mit einem Kapital [bookmark: page87] von 110
Millionen Reichsmark ausgerüstet. Seine Zwecke wurden
folgendermaßen definiert: »Italienischen Unternehmen gegen
Hypotheken, Aktien oder andere Sicherheiten Darlehen zu geben und
Investitionen in Aktien italienischer Privatgesellschaften
vorzunehmen.« Es kann eigene Papiere folgender drei Arten ausgeben:
a) Aktien, welche Besitztitel an Sicherheiten bestimmter
Industriegruppen darstellen und infolgedessen Dividenden nur
insoweit erhalten, als die in ihnen repräsentierten Gesellschaften
sie einbringen; b) zinstragende Papiere, welche Besitztitel an
bestimmten vom Institut innegehabten Sicherheiten darstellen und
infolgedessen zur Verteilung bringen, was diese Sicherheiten
abwerfen; und c) vom Staat garantierte zinstragende Papiere. Der
Nominalwert der unter b) und c) aufgeführten, vom Institut
emittierten Obligationen darf das Zehnfache des Gründungskapitals,
das heißt ungefähr 1 Milliarde 100 Millionen Reichsmark, nicht
überschreiten, für die Ausgabe von Aktien ist jedoch keine Grenze
nominiert.

		Alle diese Wertpapiere werden an das Publikum verkauft werden.
Sie können von Banken, Treuhandfonds, Versicherungsgesellschaften
und Wohltätigkeitsinstituten aller Arten gesetzlich als
Anlagepapiere verwendet werden. Mit anderen Worten, sie sind de
jure mündelsicher.

		Die Gewinste bei Ablauf des fiskalischen Jahres werden
folgendermaßen aufgeteilt: 20 Prozent gehen zur Reserve, wonach 5
Prozent des subskribierten Betrages an die Subskribenten des
Ursprungkapitales geleitet werden müssen. Diese waren 34 Banken,
Sparkassen, Versicherungsgesellschaften und Treuhandgesellschaften,
die auf Anregung der Regierung die 110 Millionen Reichsmark
Aktienkapital am Tage der Auflegung zeichneten. Alle weiteren
Profite nach dem ersten Abstrich werden zu 75 Prozent auf Reserve
und zu 25 Prozent pro rata unter die Subskribenten verteilt. Den
fünfprozentigen Kapitalgewinn garantiert die Regierung jedoch gegen
Deckung aus künftigen Einnahmen des Instituts.

		Bis jetzt hat das Aktieninstitut nur mit seinem Ursprungskapital
von 110 Millionen Reichsmark gearbeitet und es zur Gewährung von
Darlehen an hilfsbedürftige Industrien verwendet. Insoweit läßt
sich seine Tätigkeit mit der der R. F. C. vergleichen. Im kommenden
Winter beabsichtigt das Aktieninstitut [bookmark: page88] jedoch, Wertpapiere zum Kauf durch die
Öffentlichkeit aufzulegen. Sobald es Wertpapiere emittiert und
verkauft, wird es allmählich die 800 Millionen Reichsmark Aktien
übernehmen, die jetzt in Händen der Sofindit sind. Sind diese
einmal wieder vom öffentlichen Markt aufgenommen, so kann es daran
gehen, fremde Aktien aufzunehmen, und diesem Prozeß sind keine
Schranken gesetzt.

		Was das für den italienischen Kapitalmarkt bedeuten kann, ist
unabsehbar. Der Anerkennungsstempel der Regierung wird auf allen
Emissionen des Aktieninstitutes sein. Das Institut kann, wenn es
will, sämtliche Gesellschaftsaktien Italiens aufnehmen und als
eigene Wertpapiere wieder emittieren. Für Investoren, die jetzt zu
ängstlich sind, um Aktien welcher Art immer zu kaufen, mag es
beruhigend sein, daß der Name des Aktieninstitutes auch auf seinen
von der Regierung nicht garantierten Papieren steht. Es liegt auf
der Hand, daß das Institut heute den Kapitalmarkt beobachtet und
für seine erste Emission einen günstigen Augenblick abzuwarten
wünscht. Es kann jedoch sehr wohl auch so kommen, daß die ersten
Emissionen des Instituts sich als Köder erweisen, mit dem ein Teil
der verhältnismäßig enormen Summe von 6 Milliarden 800 Millionen
Reichsmark, die jetzt praktisch unfruchtbar in Sparkassen liegt,
auf den Kapitalmarkt gelockt werden.

		Hier liegt eine Möglichkeit zu Anfängen einer Erholung in
Italien, einer Erholung, die der des übrigen Europa noch
voranginge. Das ist natürlich einzig und allein vom finanziellen
Standpunkt aus gesehen, aber was diesen Aspekt betrifft, bietet das
Aktieninstitut ganz außerordentlich verheißungsvolle Aussichten für
die Zukunft.

		Die andere Möglichkeit des Instituts, ein Instrument für die
Verwirklichung einer Planwirtschaft, für einen staatlich
kontrollierten Kapitalismus, zu sein, ist von ferner liegender,
wenn auch à la longue größerer Bedeutung. Man nehme an, das
Institut erweitere seine Operationen so, daß sie die ganze
Industrie umfassen. Man stelle sich vor, daß jeder italienische
Staatsbürger einen Anteil am Aktienkapital des Instituts erwerbe,
statt seine Ersparnisse in einer Sparkasse anzulegen. Jeder möge
einen Anteil von 1000 Lire besitzen. Das klingt im Augenblick
phantastisch, ist aber durchaus nicht unvorstellbar. Sollte es so
kommen, so wären die Staatsbürger Italiens [bookmark: page89] in ihrer Gesamtheit die
Eigentümer der gesamten italienischen Industrie.

		Der einzige, wenn auch wichtige, Unterschied zwischen dem
faschistischen Eigentumssystem und dem der Sowjets wäre, daß
innerhalb des Sowjetsystems alle Staatsbürger auf Grund ihrer
Staatsbürgerschaft gleichermaßen Aktionäre der dem Staat gehörigen
Sowjetindustrie sind und Dividenden in Gestalt der allgemeinen
Vorteile beziehen, die sich aus der gesteigerten Produktion, den
niedrigeren Preisen usw. ergeben, während die faschistischen
Staatsbürger Aktionäre nur im Verhältnis zu den von ihnen
innegehabten Institutsanteilen wären und Dividenden in bar
bezögen.

		Die Frage der formalen Institutsleitung ist unwichtig, insofern
als dieses vom Staat erdachte und vom Staat organisierte
Instrument, insbesondere unter dem Faschismus, notwendigerweise ein
Organ des Staates bleiben muß. In Wirklichkeit besteht sein
Kuratorium in einem Verwaltungsrat von 15 Personen, von denen sechs
durch die Regierung ernannt werden und neun durch die sogenannte
Genossenschafts-Versammlung, die sich aus Vertretern der Institute
zusammensetzt, welche das Ursprungskapital des Aktieninstituts
subskribiert haben. Der Präsident, Senator Mayer aus Triest, ist
von Mussolini ernannt. Zufällig sind sowohl Senator Mayer wie der
Finanzminister Guido Jung Juden – ein Umstand, der für die
antisemitischen nationalsozialistischen Bewunderer Mussolinis in
Deutschland beunruhigend ist.

		Es liegt auf der Hand, daß die Regierung, mit oder ohne Absicht,
sich mit der Schaffung des Aktieninstituts auf einen
schicksalsschweren Weg zur Finanzkontrolle über die Industrie
begeben hat. Senator Mayer räumte ein, es treffe zu, daß die
Statuten des Instituts nichts enthalten, was es unmöglich machen
würde, aus der finanziellen eine administrative Kontrolle zu
machen, versicherte aber ausdrücklich, daß das nicht beabsichtigt
sei. Beabsichtigt ist, wie er sagte, eine Scheidung zwischen guten
und schlechten Industriekonzernen, Hilfe für die unversehrten und
die im Kern gesunden Unternehmen und Nichtberücksichtigung der
anderen. Außerdem beabsichtigt man, wie er besonders betonte, jede
Industrie unter der Kontrolle des Instituts an unkluger Expansion
zu verhindern und ihre Bestrebungen auf das Maß des Möglichen
[bookmark: page90] zu
beschränken. Aber wie weit ist eine Kontrolle dieser Art von
Verwaltung entfernt?

		Diese Frage führt zur Betrachtung der beiden anderen
Institutionen, welche die italienische Regierung geschaffen hat;
beide eignen sich dazu, Instrumente einer Volkswirtschaft zu sein,
in der ein zentrales Organ die Nachfrage oder den wahrscheinlichen
Konsum im voraus zu bestimmen bestrebt ist und dementsprechend die
Produktion plant.

		Diese beiden anderen Instrumente sind der Rat der Korporationen
und das neue Gesetz, das die Schaffung von Konsortien dekretiert.
Der Rat der Korporationen, das Regierungswerkzeug des
Korporationenstaates, ist ein beratender Ausschuß von
Repräsentanten aller Zweige der Volkswirtschaft. Er erinnert
theoretisch außerordentlich an den obersten Wirtschaftsrat der
Sowjets und könnte sehr wohl als potentielles Verwaltungsorgan
einer Planwirtschaft, ähnlich der der Sowjets, betrachtet
werden.

		Das neue Gesetz zur obligatorischen Bildung von Konsortien
liefert ein potentielles Instrument zur Organisierung der Industrie
im Rahmen einer Planwirtschaft. Bevor Italiens Industrie
konzentriert ist, könnte keine derartige Planung durchgeführt
werden. Wie außerordentlich zersplittert die italienische Industrie
ist, läßt sich aus der Industriezählung des Jahres 1927 ersehen,
welche 728 150 Industriekonzerne nachwies, die 3 965 501 Menschen,
durchschnittlich also 5,4 Arbeitnehmer pro Unternehmen,
beschäftigten. Wohl in keinem anderen Lande ist die Industrie in
solchem Maße auf winzige Fabriken verteilt.

		Um diesen Zustand zu ändern, der unvermeidlich zu
Leistungsunfähigkeit und Vergeudung führt, hat die Regierung soeben
ein Gesetz verabschiedet, gemäß dem jede Industrie gehalten ist,
ein Konsortium zu bilden, wenn es von 70 Prozent sämtlicher
Gesellschaften gefordert wird, die mit irgendwelchen einzelnen
Produktionszweigen befaßt sind und 70 Prozent der leistungsfähigen
Durchschnittsproduktion der betreffenden Branchen im Laufe der
letzten drei Jahre repräsentieren; in ihr müssen, wenn nicht volle
70 Prozent der Einzelproduzenten zustandekommen, mindestens 85
Prozent der Gesamtproduktion vertreten sein. Dieses Gesetz kann
sehr rasche Wirkungen zeitigen, denn im allgemeinen war das [bookmark: page91] Haupthindernis,
das sich der Bildung von Konsortien in den Weg stellte, der
Umstand, daß eine kleine Anzahl von Konzernen es gern sehen würde,
daß die Majorität ein Konsortium bilde, sie selbst aber außerhalb
des Konsortiums bleiben, um durch Unterbieten Vorteile aus der dem
Konsortium auferlegten Preiskontrolle zu ziehen.

		Es darf vielleicht darauf hingewiesen werden, wie grundlegend
diese Regierungspolitik sich von der der Vereinigten Staaten
unterscheidet, wo »Assoziationen mit Monopolbestrebungen« illegal
sind. Hier werden sie von Gesetzes wegen gefördert, und die
logische Entwicklung des Konsortialgesetzes müßte in Italien dazu
führen, daß früher oder später aus sämtlichen Industrien des Landes
eine Reihe von Monopolen gebildet wird.

		Auf diese Weise hat die italienische Regierung die für die
Einleitung einer Planwirtschaft notwendigen Instrumente geschaffen:
das Finanzinstrument in dem Aktieninstitut, das organisatorische
Instrument in dem Gesetz zur obligatorischen Konsortialbildung und
das Verwaltungsinstrument in dem Korporationenrat. Wann die
genannten Instrumente zu diesem Zweck verwendet werden, ist eine
andere Frage. Es läßt sich denken, daß der verzögernde Faktor in
der Schwierigkeit liegt, sich darüber zu entscheiden, ob das Planen
dem Profit vorangesetzt werden soll.

		Das sind Probleme der Zukunft. Von unmittelbarer Bedeutung ist,
daß Italien, indem es unverzüglich mit der Bankenkrise fertig
wurde, den Höhepunkt seiner Gefahrenperiode überschritten hat, daß
die Instrumente, die es zur Bekämpfung der Depression geschaffen
hat, sich als wirksam erweisen, und daß der Kapitalismus sich unter
dem Faschismus, wenigstens für den Augenblick, über mögliche
Konflikte zwischen Planungen und Profiten keine Sorgen zu machen
braucht. Für die Gegenwart erscheint die Stabilität der
italienischen Finanzwirtschaft gesichert, und was die Frage der
Kapitalanlagen betrifft, so hat Italien Aussichten, rascher wieder
hochzukommen als die meisten anderen Länder. [bookmark: page92]

	
		
		Fünftes Kapitel.

Rom

		Greta Garbo hat einen Vertrag mit einer Wochengage von
12 500 Dollar, 50 000 Reichsmark unterzeichnet. Sie ist
in Rom heute gegen ein Eintrittsgeld von 12 Pfennig, 8 Pfennig für
Kinder, zu sehen. Das ist im »Trastevere«, dem Trans-Tiber jenseits
des Flusses, in den Arbeitervierteln.

		Das »Trastevere« inszenierte heute seine eigene Antwort auf die
Krise. Es richtete eine Festlichkeit aus. »Unser Fest«, so war in
gewaltigen Lettern auf einem Transparent zu lesen, das zwischen
ungeheuren faschistischen Rutenbündeln gespannt war, den
Liktorenbündeln des alten Rom, dem Symbol des neuen Regimes.

		Das Viertel war für die nächtliche Feier mit grünen Kränzen
geschmückt. Scharen von Arbeitern hatten in den Weinkneipen bereits
zu feiern begonnen. Bei einem Preis von 40 Pfennig für gewöhnlichen
Rotwein und 60 Pfennig für den besten Frascati war das Feiern eine
leichte Sache. Die Depression wurde rasch vergessen.

		Bevor sie jedoch in Vergessenheit geriet, war noch Zeit,
Untersuchungen über die allgemeine Frage anzustellen: »Wie geht es
der Arbeiterschaft unter dem Faschismus in der Krise?« Diese
Untersuchungen werden am besten ganz unten angestellt. Das Unterste
in Rom ist das Ghetto, der ärmste Teil der Stadt.

		Es beginnt bei dem Taubenbrunnen, der in den Führern mit drei
Sternen versehen ist, aber vielen Besuchern zu sehr abliegt. Einen
Schritt von einem offenen Fenster entfernt, hatten zwei Näherinnen
schwaches Licht für ihre Arbeit. Sie rackerten sich in einer
mörderischen Hitze ab.
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»Wieviel verdienen Sie?« fragten wir.

		Die eine der Frauen wandte uns ihr müdes Gesicht zu und
lächelte.

		»Manchmal mehr, manchmal weniger. Es hängt davon ab, wie
angestrengt wir arbeiten. Im Durchschnitt wohl vierzig Lire im
Tag.«

		8 Mark täglich für eine Näherin.

		In einiger Entfernung rissen ungefähr 50 Arbeiter ein Gebäude
nieder. Diese Arbeit war ein Teil des römischen Fünfzehnjahrplanes
zur Erneuerung der Stadt.

		Ein braunärmiger junger Mann in knallrotem Leibchen, der ein
buntes Tuch um den Kopf gewickelt hatte, schaufelte Ziegelbruch in
einen Schubkarren.

		»Wieviel verdienen Sie?« fragten wir.

		»Zwanzig Lire im Tag«, antwortete er stolz.

		4 Mark im Tag für Tagelöhnerarbeit.

		»Ich habe so viel Arbeit, wie ich nur schaffen kann«, erzählte
er weiter. »Wir arbeiten für einen Unternehmer, der für die Stadt
arbeitet. Wenn wir hier fertig sind, müssen wir ein anderes
Gebäude, gleich hier um die Ecke, abreißen. Eine ganze Menge Häuser
sind einzureißen. Das soll ein großer, freier Platz werden, so
etwas wie ein Park an der Straße.«

		Wir befragten unseren Chauffeur.

		»Ich verdiene fünfzig bis sechzig Lire im Tag«, erklärte er.
»Ja, das sind ungefähr zehn Mark. Das ist so der Durchschnitt für
uns. Die Wagen gehören uns nicht. Wir mieten sie für ungefähr fünf
Mark am Tag vom Besitzer, und alles was wir über fünf Mark und die
Benzinkosten einnehmen, gehört uns.«

		Hier hatten wir die Vertreter dreier Arbeiterkategorien, eine
Näherin, einen gewöhnlichen Arbeiter, einen Chauffeur. Was konnten
sie mit ihren Löhnen kaufen?

		In einem nahegelegenen Gasthaus zeigte die Speisekarte
Antipasto, Vorspeisen, für 36 Pfennig, Suppe für 12 Pfennig, eine
große Portion schmackhafter Nudeln für 40 Pfennig, eine noch
größere Portion Spaghetti für 32 Pfennig, gekochtes Rindfleisch für
40 Pfennig, ein halbes Huhn für 60 Pfennig, Bratfisch für 60
Pfennig, ein ganzes Gedeck für 80 Pfennig.

		[bookmark: page94] Das
war jedoch, wie der Chauffeur betonte, ein »feines« Eßlokal.
»Einfaches Essen«, erklärte er, »in einem guten Lokal, das aber
nicht so vornehm ist, kostet halb so viel.«

		Für Mieten kann man als Grundlage annehmen 16 Reichsmark für ein
Zimmer im Monat. 40 Pfennig Rindfleisch, 40 Pfennig Wein, 12
Pfennig Greta Garbo und 56 Pfennig Miete täglich – da bleibt auch
dem Tagelöhner mit seinem Minimum von 4 Mark am Tage genug
übrig.

		Flüchtige Eindrücke liefern natürlich keinen Beweis, aber sie
sind gutes Material. Diese Eindrücke wurden unten gesammelt. Da
konnte es nichts schaden, sich an der Spitze zu erkundigen.

		Dem Kapitalismus scheint es in Italien im Verlauf der Krise
besser ergangen zu sein als sonst im Durchschnitt. Wie ist es der
Arbeiterschaft ergangen?

		An der Spitze der Arbeiterschaft steht in Italien Edmondo
Rossoni. Diese Stellung nimmt er unbestritten ein. Außer Mussolini
gibt es überhaupt keinen Menschen, der ihm etwas streitig machte.
Vor 18 Jahren war er syndikalistischer Journalist und radikaler
Gewerkschaftsorganisator in Amerika. Jetzt ist er der anerkannte
Führer und Champion der italienischen Arbeiterklasse. Mehr noch, er
ist soeben zum Unterstaatssekretär des Duce in dessen Eigenschaft
als Ministerpräsident ernannt worden.

		Rossoni, der Liebling der Arbeiterschaft, wurde einst als Haupt
aller Arbeiterorganisationen in Italien so mächtig, daß die
Menschen den Kopf zu schütteln begannen und einander zuflüsterten:
»Will er ein Nebenbuhler werden?«

		Sein Einfluß wuchs. Er repräsentierte »die Linke«, die Kräfte in
der Partei, die für den gemeinen Mann arbeiteten. Die Menschen
schüttelten noch heftiger den Kopf. Plötzlich stürzte er. Die
Menschen nickten, waren aber neugierig auf die nächste Entwicklung.
Vier Jahre lang war er ohne Amt.

		Jetzt ist er wieder da, stärker denn je. Seine neue Stellung
macht ihn zur rechten Hand des Chefs. Keine Einzelheit des letzten
Wechsels innerhalb der Regierung wirbelte soviel Staub auf wie die
Besetzung einer der einflußreichsten Positionen in Italien mit dem
Manne, der unleugbar von allen Persönlichkeiten des Regimes am
meisten dazu beigetragen hatte, die faschistische Partei
arbeiterbewußt zu machen.
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Mussolini hat viele Unterstaatssekretäre. Als Minister des Äußeren,
als Arbeits- und Innenminister – in jedem Amt hat er einen ganzen
Stab von Mitarbeitern. Als wichtigstes gilt jedoch das
Unterstaatssekretariat des Ministerpräsidenten, es bringt die
größte Verantwortung mit sich und größeren Einfluß als ein
Ministerposten.

		Die Ernennung bedeutet sehr viel für Rossoni. Für das
faschistische Regime kann sie noch mehr bedeuten. Denn Rossoni war
der Erfinder des »Korporationenstaates« – eine syndikalistische
Idee, die logischerweise zur Entwicklung eines Systems führt, in
welchem die Arbeit das Kapital beherrschen wird. Innerhalb der
Arbeiterklasse hat Rossoni eine Gefolgschaft, die nur der
Mussolinis vergleichbar ist. Bei den Unternehmern ist er bedeutend
weniger beliebt.

		Rossoni war der Mann, der die faschistische Arbeitercharte
ausarbeitete, die den Arbeitern eine ganze Reihe von Rechten
garantiert. Er schuf die syndikalistischen Gewerkschaften. Er
wollte die gesamte italienische Arbeiterschaft in »einer großen
Gewerkschaft« organisieren – die alte Idee der I.W.W., der
»Industrial Workers of the World«. Er wollte eine wirksame
Kampfwaffe. Das war zu viel für seine faschistischen Kollegen. Sie
erzwangen eine Abänderung seines ersten Entwurfes der
Arbeitercharte. Heute ist die Charte modifiziert, aber im großen
ganzen ist diese allgemein anerkannte Wirtschaftsverfassung des
Faschismus Rossonis Werk.

		Er ist der vielseitigste von allen Anhängern des Duce. Die
Stellung, die er im Augenblick einnimmt, bedeutet etwas ganz
Einzigartiges in der Entwicklung aller I.W.W.'s, die seinerzeit den
amerikanischen Kontinent von einer Küste bis zur anderen
durchzogen. Rossoni war ein I.W.W. »Kein eingetragenes Mitglied«,
wie er erklärte, »aber ihnen sehr nahestehend.« Er war ein Freund
von Big Bill Haywood, dem Gründer der I.W.W.'s. Sie lernten sich
kennen, als er im Jahre 1910 nach Amerika kam, um den italienischen
Arbeitern das Evangelium des Syndikalismus zu predigen. Weil er
außer dem Syndikalismus auch den italienischen Nationalismus
predigte, zog er es vor, in seiner eigenen Organisation zu bleiben,
in der Italian Syndicalist Federation. Zu deren Vertretung gründete
er in New York eine syndikalistische Zeitung, [bookmark: page96] organisierte er die
syndikalistischen Gewerkschaften, führte ihre Kämpfe gegen die
»Bosses«, reiste von einem Ende der Vereinigten Staaten zum
anderen, und war fünf Jahre lang ein Arbeiterführer vom alten,
derben Vorkriegsschlag.

		Jetzt ist Rossoni im Zentrum der Macht, am nächsten dem
persönlichen Inhaber der Macht in Italien, Mussolini, am nächsten
aber auch der Hauptstütze der Macht, den Arbeitern. In seinem
Vorzimmer warteten 30 Mann, begierig darauf, in direkten Kontakt
mit ihm zu kommen.

		Rossoni stand auf und drückte mir die Hand. Alle anderen
Faschistenhäuptlinge tragen schwarze Krawatten. An Rossonis Hals
flammte eine feuerrot karierte Krawatte. Ein Pfeffer-und-Salz-Anzug
hing bauschig um seine korpulente Gestalt. Das krause Haar war aus
seinem runden, jovialen Gesicht zurückgestrichen. Er bestätigte
seinen Ruf als »Mann ohne Vorurteile«.

		»Es ist achtzehn Jahre her«, sagte er auf italo-amerikanisch,
»daß ich in den Staaten war. Ich spreche schlecht englisch. Aber
was wollen Sie wissen? Was die Arbeiterschaft vom Faschismus gehabt
hat, wie es ihr in der Krise gegangen ist?

		Das will ich Ihnen sagen. Die Arbeiterschaft hat einen Anteil an
der Verantwortung gewonnen. Sie hat eine geeinte Organisation
gewonnen. Sie hat Verträge gewonnen, die Gesetzeskraft haben. Sie
hat den Achtstunden-Tag gewonnen. Sie wird noch mehr gewinnen.

		In den alten Zeiten brauchte kein Unternehmer seine Verträge mit
den Arbeitern ernst zu nehmen. Heute ist jeder Arbeitskontrakt
Gesetz. Heute wagt es kein Unternehmer, seinen Kontrakt zu
brechen.

		Und in der Krise? Sagen Sie mir doch, in welchem anderen Land
finden Sie so viele Fabriken in Betrieb, so viele Arbeiter noch
beschäftigt? In welchem anderen Land hat die Regierung für so viel
Arbeit gesorgt?«

		»Aber was für Verträge sind das? Hat die Arbeiterschaft die
Freiheit, ihre Kampfrechte auszuüben? Was ist mit Streiks? Sie
haben in Italien seit 1924 keinen Streik gehabt.«

		»Natürlich«, rief er aus, »ist die Arbeiterschaft frei. Sie
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die Freiheit, zu kämpfen. Sie kämpft auch. Aber die Arbeiterschaft
hat nicht die Freiheit, wahnwitzig zu sein. Und zu streiken, ist
einfach Wahnwitz. Wozu führen Streiks? Sie fressen nur die Zeit und
das Geld von Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf.

		Aber wenn Sie meinen, daß die Arbeiterschaft in Italien nicht
die Freiheit hat, zu kämpfen, dann sehen Sie sich einmal die Liste
unserer Arbeitskonflikte an.«

		Die offizielle Liste zeigt, daß es seit 1927, in welchem Jahr es
18 633 »Konflikte« gab, in jedem Jahr zu durchschnittlich etwa
3000 Auseinandersetzungen gekommen ist.

		»Von allen diesen ›Kämpfen‹«, erklärte Rossoni mit Nachdruck,
»wurde die überwiegende Mehrzahl zugunsten der Arbeiter
entschieden. Die Unternehmer haben Angst davor, eine
Auseinandersetzung vor das Arbeitsgericht gelangen zu lassen. Sie
wissen, daß sie fast immer den Kürzeren ziehen. Deshalb ziehen sie
es vor, im Syndikat oder im Arbeitsministerium Kompromisse zu
schließen.«

		Die meisten dieser Auseinandersetzungen gingen um Arbeitszeit,
Arbeitsbedingungen und Bezahlung. Unter der faschistischen
Arbeitergesetzgebung kommt jede Differenz zwischen Arbeiter und
Arbeitgeber zuerst vor das Syndikat, wenn sie dort nicht bereinigt
wird, vor das Arbeitsministerium, und wenn sie auch dort nicht
bereinigt wird, vor das Arbeitsgericht. Nicht einer von 100 Fällen
kommt bis zum Arbeitsgericht.

		»Und ihre Löhne?« fragte ich. »Wie weit ist da der Abbau
gegangen? Man hat mir erzählt, daß sie seit 1929 ungefähr um
dreißig Prozent gesunken sind.«

		»Richtig«, sagte Rossoni. »Das mußte so sein. Wirtschaftsgesetz.
Sind die Preise nicht auch heruntergegangen?

		Aber«, verbesserte er sich, »die Preise sind nicht genug
heruntergegangen. Das ist unsere Schwierigkeit. Sie müssen noch
weiter herunter gehen. Aber auch so muß die Herabsetzung der
Nominallöhne, die etwa dreißig Prozent im Durchschnitt ausmacht,
durch den Preissturz verringert sein, so daß die Reduktion der
Reallöhne nicht annähernd so groß ist.

		Ich weiß«, fügte er lächelnd hinzu, »wie die Sozialisten über
uns denken – was sie von uns sagen. Ich kenne auch [bookmark: page98] das wunderbare
I.W.W.-Motto: ›Arbeiter der Welt, vereinigt euch, ihr habt nichts
zu verlieren als eure Ketten‹.«

		»Kommunistisches Manifest«, bemerkte ich.

		»Macht nichts«, sagte er. »Es ist ein großartiges Motto. Aber
unpraktisch. Die Praxis«, erklärte er seufzend, »ist ganz anders
als die Theorie.

		Sehen Sie mal das an«, unterbrach er sich plötzlich, auf den
einen halben Meter hohen Haufen von Telegrammen auf seinem
Schreibtisch zeigend. »Was, meinen Sie, ist das?« fragte er.

		»Wahrscheinlich Glückwünsche.«

		»Richtig. Tausende davon habe ich bekommen. Und aus ganz
Italien. Aber die meisten sind von armen Leuten, von Arbeitern. Von
hart arbeitenden Menschen in den Dörfern, in den Kleinstädten, in
den Bergen.

		Wissen Sie«, sagte er, sich vorneigend, »da können Sie den
wahren Geist der italienischen Arbeiterschaft finden. An den
kleinen Orten. Gehen Sie dorthin, und Sie werden sehen, daß die
Arbeiter viel bessere Faschisten sind als die Bourgeoisie. Sie
wissen, was ihnen der Faschismus gebracht hat.«

		Er machte eine Pause, beugte sich wieder vor und sprach dann in
sich überstürzender Hast. »Aus Amerika sind Sie also. Herrgott, wie
gut ich mich noch an alles erinnere. Fünf Jahre war ich drüben.
Hatte meine Zeitung ›Il Proletario‹. Und Big Bill Haywood haben Sie
auch gekannt! Das war ein Kerl! Gestorben, nicht wahr? Ja, in
Moskau.

		Die New Yorker Uhrmacher. Die habe ich seinerzeit organisiert.
Und die Konfektionsarbeiter. In Pennsylvania, in Illinois und in
Texas. Aus Texas sind Sie? Ja, ja. Ich kenne Texas. Ich kenne jeden
einzelnen Staat in der Union. Habe überall gearbeitet. Überall habe
ich versucht, die Italiener darin zu unterrichten, Syndikalisten zu
sein und Nationalisten zu sein, als Italiener und als Arbeiter zu
kämpfen.

		Ich erinnere mich noch an 1912 – vor zwanzig Jahren. Zwanzig
Jahre sind eine lange Zeit. Manchmal kommt es einem kurz vor. 1912
gründete ich in New York die ›Italienische Arbeitskammer‹. Sie war
syndikalistisch.

		Und der alte Sam Gompers. Das war mal ein Kopf. Kluger Mann.
Aber wen haben Sie jetzt? Was macht die A.F.L., [bookmark: page99] Ihre American
Federation of Labor? Und die Führer? Wohl nichts. Was?«

		Der Einfluß dieses Mannes auf die Massen war leicht zu
begreifen. Er hatte Feuer und posierte nicht im geringsten. Er
sprach ganz spontan.

		»Aber«, unterbrach ich ihn, »wie denken Sie über die Zukunft des
Kapitalismus?« Das war eine Kardinalfrage. Das heilige Recht der
privaten Initiative wird in Italien bei jedem Schritt betont, und
die Faschisten machen es zu einer orthodoxen Regel, ihr in jedem
Wirtschaftsmanifest eine Reverenz zu erweisen. »Und«, fragte ich
weiter, »was halten Sie von der Definition, die besagt, der
Faschismus sei so etwas wie eine Versicherung, die der Kapitalismus
gegen die Arbeiterschaft aufgenommen habe: der Kapitalist bezahle
unter dem Faschismus eine zehnprozentige Prämie für
neunzigprozentige Sicherheit gegen die Arbeiterschaft?«

		»Das ist nicht richtig«, rief er aus. »Der Faschismus ist keine
Versicherung gegen die Arbeiterschaft. Der Faschismus ist ein
Kontrakt mit der Arbeiterschaft. Er gibt den Arbeitern genau so
viel, wie er dem Kapital gibt. Glauben Sie das nicht? Sehen Sie
sich diese Telegramme an!

		Und der Kapitalismus«, sagte er nachdenklich, »der Kapitalismus
ist nicht das letzte Wort. Zivilisation heißt Fortschritt. Diese
Krise zeigt, was für Änderungen vor sich gehen. Die Welt bewegt
sich. Und sie bewegt sich auf neue Formen zu. Nein, der
Kapitalismus ist nicht das letzte Wort.«

		Aber von dem Thema Amerika konnte Rossoni nicht abgebracht
werden.

		»Ah« – er breitete die Hände aus. »Ich habe Amerika gern. Nein,
ich liebe Amerika. Ich möchte zurückgehen. Vielleicht in zwei, drei
Jahren. Weiß nicht, wann. Sobald mein Duce mich schickt.

		Wissen Sie, für Sie alle ist es so schwer, Italien zu verstehen,
weil es in der ganzen Welt keinen zweiten Mann wie Mussolini gibt.
Keiner von den Außenstehenden kann begreifen, daß ihn hier alle
lieben. Das ist eine geistige Angelegenheit. Genau so, wie wenn man
das Woolworth-Building ansieht. Ich meine, Sie können sich das
Gebäude ansehen und einen Haufen Eisenbeton sehen. Oder Sie können
es ansehen [bookmark: page100] und sehen, wie es emporschwebt, wie es in
den Himmel dringt, und seinen Linien bis in die Unendlichkeit
folgen.

		Genau so ist es mit Mussolini. Außenstehende sind gegen den
Faschismus, weil er eine Diktatur ist. Vielleicht wäre es nicht
gut, eine Diktatur zu haben, wenn man keinen Mussolini hat. Liebt
man aber seinen Diktator, so ist das etwas ganz anderes. Eine
Diktatur ist gefährlich, wenn man den Diktator nicht liebt. Wenn
man ihn liebt, ist die Diktatur vollkommen.

		So«, rief er und sprang auf. »Jetzt habe ich eine Menge zu tun.
Eines will ich Ihnen aber noch zum Schluß sagen. Sie dürfen nicht
zu sehr darauf sehen, was Italien heute ist. Sie müssen darauf
sehen, was Italien in der Zukunft werden wird. Uns stehen alle
Möglichkeiten offen. Es gibt nichts, was wir nicht tun können.«

		»Ja, und dieses Gespräch? Darf ich das veröffentlichen?« fragte
ich.

		»Veröffentlichen Sie es nur«, rief er laut. »Veröffentlichen Sie
es.

		Sehen Sie«, sagte er lächelnd. »Ich bin ein Faschist, aber ich
bin ein freier Mann.«

		Unten und an der Spitze erfährt man dasselbe. Und was man
erfährt, spricht gegen die allgemeine Annahme, daß der Faschismus
in erster Linie ein Mittel zur Unterdrückung der Arbeiterschaft
sei. Er mag es einmal gewesen sein. Etliche Faschisten mögen noch
heute wünschen, daß er es sei. Aber andere wünschen es wiederum
nicht. Und die Tatsache, daß er das vielleicht einmal gewesen ist,
beweist noch nicht, daß er es auch in Zukunft immer sein werde.

		Eines ist gewiß: Mussolini hätte nicht zehn Jahre lang gegen die
Arbeiterschaft regieren können. Die Unternehmer außerhalb Italiens
werfen sehnsüchtige Blicke auf den Frieden, der in der
italienischen Arbeitswelt herrscht. Politische Nachahmer Mussolinis
außerhalb Italiens stellen sich unter dem Faschismus eine Armee
vor, in welcher die Arbeiterschaft in einer Zwangsjacke steckt und
sich voll Kadavergehorsam verbeugt. Die Zeit mag etwas anderes
lehren.

		Wenn es richtig ist, daß der Faschismus ein Versicherungssystem
ist, in welchem der Kapitalist der Regierung Prämien für Sicherheit
gegen die Arbeiterschaft zahlt, so hat es den [bookmark: page101] Anschein, daß die
Regierung hier jedenfalls die Prämien der Arbeiterschaft übergeben
hat. Und wenn ein rasches Urteil überhaupt etwas taugt, dann ist
Edmondo Rossoni darauf aus, die Prämien zu erhöhen.

		Big Bill Haywood, der I.W.W.-Boss, riß aus dem
Leavenworth-Zuchthaus aus, floh nach Rußland, trat in die
Kommunistische Partei ein, hatte alle Möglichkeiten der Welt für
sich, erreichte nichts und starb in einem armseligen Zimmer im
Lux-Hotel, dem Hotel der ausländischen Radikalen.

		George Andreytchine, der Gefährte Big Bills, entsprang
gleichfalls, floh nach Rußland, trat in die Partei ein, wurde
Zensor der Sowjet-Regierung, stand zu gut mit Trotzki, fiel in
Ungnade, wurde aus der Partei ausgeschlossen und nach Kasakstan
verbannt, bereute, kehrte in den Pferch zurück und ist heute der
Moskauer Leiter der »Amtorg«, der mächtigen Sowjet-Organisation für
den Handel mit Amerika.

		Eine ganze Reihe anderer I.W.W.'s versuchte ihr Glück im
Ausland, aber von ihnen allen ist, außer Andreytchine, Rossoni der
einzige, der es zu etwas gebracht hat. Es spricht für die
Schmiegsamkeit der I.W.W.-Ideologie, daß einer sich im
kommunistischen Rußland anpassen und es zu einem großen Erfolg
bringen konnte, und der andere im faschistischen Italien. Noch mehr
spricht es aber für die Ähnlichkeiten, die heute zwischen dem
kommunistischen und dem faschistischen Regime bestehen, und für die
noch größere Gleichheit, die morgen bestehen mag. Italien hat eine
bedeutungsvolle Zukunft vor sich.

		*

		Kühnheit: das war Dantons Erfolgsrezept. Heute ist Kühnheit das
Erholungsrezept des Faschismus.

		Von Genua stechen in diesem Herbst die beiden neuesten
Luxusdampfer in See, die inmitten der Depression konstruiert und
vom Stapel gelassen wurden, zu einer Zeit, da Frankreich und
England aus Geldmangel die Arbeit an ihren Kandidaten für die Ehren
des Atlantik abgebrochen haben. Die Gerippe des ungeheuren
73 000-Tonnen-Cunard-Liners und der
70 000-Tonnen-Super-Isle-de-France vertrocknen in ihren [bookmark: page102] Docks,
während Italiens 54 000-Tonnen-Conte di Savoia und
486 000-Tonnen-Rex ausfahren, um sich um das Blaue Band des
Atlantik zu bewerben.

		Die italienischen Boote werden um den Titel »das schnellste der
Welt« zu kämpfen haben. Es wird einen aufregenden Wettbewerb geben.
Beide sollen eine Geschwindigkeit von mehr als 28 Knoten entwickeln
können. So viel leisten jetzt auch die Bremen und die Europa, aber
es ist ein offenes Geheimnis, daß beide es auf 32 Knoten bringen
können, wenn es notwendig ist. Sie haben auf Konkurrenz gewartet.
Sobald die Italiener zeigen, was sie können, werden die Bremen und
die Europa ihre Kraftreserven in Anspruch nehmen. Zu einem Rekord
wird es auf jeden Fall kommen, aber wer immer auch den
Geschwindigkeitspreis erringt, den Preis der Kühnheit trägt Italien
davon.

		Der Bau dieser beiden Boote kostete Italien wahrscheinlich
zusammen nicht weniger als 200 Millionen Reichsmark. Es baute sie
in einer Zeit, in der ein Drittel der Handelsmarine der Welt
festliegt, in der die Krise die Einkünfte der Passagierschiffe auf
dem Nordatlantik um mindestens 200 Millionen Reichsmark im Jahr,
also etwa ein Drittel der normalen Vorkrisen-Einkünfte, verringert
hat. Aber Italien baute sie in dem Glauben, daß die Krise nicht
ewig dauern werde, und sobald sie vorüber ist, wird Italien in der
Lage sein, den besten Teil des Reiseverkehrs an sich zu reißen.

		Die großen und teuren Schiffe Rex und Savoia werden sich nur
rentieren, wenn Amerika sie mit Reisenden füllt. Ihr Bau gründete
sich auf das stillschweigende Zutrauen zur Erholung vor allem
Amerikas. Das Geld, das die Regierung in die, mindestens die Hälfte
der Baukosten ausmachenden, Subventionen für sie gesteckt hat, ist
für das italienische Finanzministerium eine langfristige
Investierung in der »American Tourist, Inc.«

		Es ist eine der wichtigsten Investierungen Italiens. Die
Ausgaben der Reisenden spielen die größte Rolle bei der
Stabilerhaltung der italienischen Währung. Jeder Reisende, der
Italien besucht, hat für den italienischen Staat einen Wert von
etwa 800 Reichsmark in fremden Valuten. In normalen Zeiten geben
gegen eine Million Reisende ungefähr 800 Millionen Reichsmark
jährlich in Italien aus. Das sind 20 Prozent [bookmark: page103] des italienischen Budgets
und 60 bis 80 Prozent seiner passiven Handelsbilanz.

		Aber der Wert der Reisenden ist unterschiedlich. Amerikaner
geben in normalen Zeiten durchschnittlich je 1200 Reichsmark aus.
Und die Reisenden, die direkt nach Italien kommen, geben mehr aus
als die, die nach Italien erst kommen, wenn sie die Kaufläden
Frankreichs passiert haben. Mit noch frisch gefüllter Brieftasche,
so schätzt man, gibt jeder noch 400 Reichsmark extra aus. Die
Landung eines Reisenden in Genua repräsentiert also für Italien
einen Wert von 1600 Reichsmark.

		Daher Italiens Anerbieten, Amerikaner auf dem Weg über das
Mittelmeer nach Europa zu bringen. Das ganze Ziel der Kapitalanlage
bestand darin, die Fahrtzeit New York–Genua so herunterzudrücken,
daß sie bei einem Vergleich mit der Fahrzeit New York–Cherbourg
günstig abschneiden könne. Die Rex und die Savoia wollen die
Überfahrt in fünf Tagen machen.

		Zusammen können sie rund 4000 Passagiere befördern. Wenn sie 20
Fahrten mit östlichem Kurs im Jahr machen und nur halb gefüllt
sind, werden sie 40 000 amerikanische Reisende nach Italien
bringen. Das bedeutet 64 Millionen Reichsmark in fremden Valuten.
Selbst diese minimale Summe ist ungefähr die Hälfte des
vorausgesehenen weiteren Verlustes an fremden Valuten, den die Bank
von Italien in diesem Jahre wahrscheinlich erleiden wird. Sollten
beide Schiffe bei jeder Überfahrt voll besetzt sein, und handelte
es sich dabei ausschließlich um Reisende, die sonst überhaupt nicht
nach Italien kämen, so ließe sich rund ausrechnen, daß die Rex und
die Savoia Italiens Auslandszahlungen ausbalancieren könnten.

		Diese Zahlungen werden jetzt lediglich aus den Reserven der Bank
von Italien ausbalanciert, und das ist das zweifelhafteste Haar in
Italiens Suppe. Die italienischen Behörden bleiben dabei, daß der
Ausgleich auf dem Kontokorrentwege zustandekomme, aber die Ausweise
der Bank von Italien bestätigen diese Behauptung nicht. Ihre
Gesamtreserven an Gold und fremden Valuten betrugen im Jahre 1928
11 Milliarden Lire oder rund 2 Milliarden 200 Millionen Reichsmark,
um die Mitte des Jahres 1932 waren es 7 Milliarden Lire [bookmark: page104] oder 1
Milliarde 400 Millionen Reichsmark. Italien hat seit 1928 im
Durchschnitt alljährlich rund 200 Millionen Reichsmark verloren. Es
hat einen guten Teil seiner fremden Valuten umgelegt und seit 1928
gegen 120 Millionen Reichsmark in Gold umgewandelt, so daß sein
tatsächlicher Goldbestand höher ist und heute rund 1 Milliarde 120
Millionen Reichsmark beträgt.

		Aber der beständige, wenn auch langsam vor sich gehende Verlust
an Gesamtreserven könnte gefährlich werden, wenn er unbegrenzt
fortdauerte. Er würde schließlich dazu führen, daß Italien den
Goldstandard aufgibt – eine sehr ernsthafte Angelegenheit für ein
Land, dessen Einfuhr in der Hauptsache aus Rohmaterialien besteht,
die in Ländern mit Goldstandard gekauft werden. Ein Aufgeben des
Goldstandards würde für Italien zumindest die drohende Gefahr einer
schrankenlosen Inflation bedeuten.

		Drei Umstände lassen sich jedoch feststellen, welche die Ansicht
bekräftigen, daß Italien in der Zukunft, soweit sie sich im voraus
übersehen läßt, nicht gezwungen sein wird, vom Goldstandard
abzugehen. Erstens besitzt es noch ungefähr 280 Millionen
Reichsmark in fremden Valuten, was nahezu zwei weitere Jahre
hindurch die Inanspruchnahme seiner Reserven im jetzigen Ausmaß
gestattet, ohne daß das Gold angegriffen werden muß. Zweitens nimmt
die Beanspruchung ab; sie belief sich in den ersten sechs Monaten
1932 auf nur 80 Millionen Reichsmark im Vergleich zu 100 Millionen
Reichsmark in den entsprechenden Monaten des Jahres 1931.

		Der dritte für Italiens Zahlungsbilanz und damit auch für die
Stabilität der Lira günstige Umstand liegt in der Entwicklung
seiner Handelsbilanz. Es schraubte seinen Einfuhrüberschuß, der
sich 1928 auf ungefähr 1 Milliarde 440 Millionen Reichsmark belief,
auf 1 Milliarde 40 Millionen Reichsmark im Jahre 1931 herab, in den
ersten sechs Monaten 1932 verringerte es seine Passivität um
weitere 60 Millionen Reichsmark, und es fährt fort, seine
Passivbilanz um ungefähr 12 Millionen Reichsmark monatlich zu
verringern.

		Das alles ist nichts anderes als ein Ausdauerwettbewerb zwischen
der Bank von Italien und der Depression. Wer kann es länger
aushalten? Die Anzeichen sprechen dafür, daß die [bookmark: page105] Bank den Sieg
davontragen wird. Wenn alles andere unverändert bleibt, garantieren
ihre Reserven an fremden Valuten mindestens zwei weitere Jahre der
Stabilität für die Lira. Und wenn die beiden Jahre die 280
Millionen Reichsmark fremder Valuten aufgezehrt haben, werden noch
immer 1 Milliarde 120 Millionen Reichsmark Gold da sein. Und sollte
es schließlich notwendig werden, das Gold anzugreifen, so müßte
gerade Italien von allen Ländern am besten imstande sein, auf seine
40prozentige Minimaldeckung für die Währung zu verzichten und mit
größerer Leichtigkeit als viele andere Länder, die das schon tun,
auf einer polizeilich kontrollierten nominellen Goldbasis
beharren.

		Sowohl des Prestiges halber wie aus wirtschaftlichen Gründen
scheint die italienische Regierung zu einem Festhalten am
Goldstandard entschlossen zu sein. Eine Untersuchung der
schlimmsten Möglichkeiten bestätigt die Ansicht, daß es dazu
imstande sein wird. Die Lira ist stabil.

		Nicht wenig trägt zum Zustandekommen dieser Ansicht das
außerordentliche und stillschweigende Vertrauen der Bevölkerung zur
Lira bei, ein Vertrauen, das im letzten Grunde auf dem Vertrauen
zur Regierung beruht. Für einen reisenden Beobachter ist es
unmöglich, sich ein selbständiges Urteil über die Gefühle zu
bilden, die eine von einer Diktatur beherrschte Bevölkerung der
Diktatur gegenüber hegt. Es ist jedoch von Wert, die Meinungen
anderer kompetenter Beobachter zu verzeichnen.

		Von einem Dutzend Antworten auf die Frage: »Was wäre das
Ergebnis einer völlig freien und geheimen Volksabstimmung: für oder
wider das faschistische Regime?« drückte nicht eine einzige Zweifel
daran aus, daß sich eine Mehrheit für das Regime entscheiden würde.
Die Fragen wurden Amerikanern und anderen Fremden, die im Lande
wohnen, und antifaschistischen Italienern vorgelegt. Die
Antifaschisten, größtenteils Intellektuelle, die über die
faschistischen Beschränkungen der Rede- und der Preßfreiheit
aufgebracht sind, räumten ein, daß der Faschismus die Massen, nach
antifaschistischen Maßstäben vielleicht mit unfairen Mitteln, aber
jedenfalls mit Erfolg für sich gewonnen habe.

		Diese Frage des Vertrauens ist von unendlicher Wichtigkeit für
eine Beurteilung der Aussichten Italiens auf Erholung. [bookmark: page106] Das
öffentliche Vertrauen dokumentiert sich in drei auffallenden
Tatsachen: erstens werden die inneren Anleihen Italiens auf dem
heimischen Markt über pari verkauft, zweitens haben die Einlagen in
den Sparkassen der Regierung jetzt die gewaltige Höhe von nahezu 8
Milliarden Reichsmark erreicht, und schließlich wurde die von der
Regierung jüngst vorgenommene Konvertierungsemission von 1
Milliarde Lire oder 200 Millionen Reichsmark neunjähriger
Schatzanweisungen von insgesamt 260 000 einzelnen
Subskribenten mehr als vierfach überzeichnet. Diese drei Phänomene
weisen auf das vollkommene Vertrauen hin, welches das Publikum auf
die Lira und auf die Regierung setzt.

		Auf dieses öffentliche Vertrauen von so beachtenswertem Ausmaß
gründet die Regierung ihr Verhalten gegenüber der Krise. Die
Regierung verhält sich der Krise gegenüber, als ob es sich um einen
Krieg handelte, und finanziert ihre Operationen gegen die Krise,
wie in Kriegszeiten, durch Anleihen. Durch Anleihen bei der
italienischen Öffentlichkeit balancierte die Regierung ihr Budget
im Jahre 1928 nach außen hin mit einem Überschuß von 36 Millionen
Reichsmark aus, 1929 mit einem Überschuß von 28 Millionen
Reichsmark, 1930 mit einem kleinen Defizit von 4 Millionen
Reichsmark, aber im fiskalischen Jahr 1931, das mit dem 30. Juni
1932 endet, mit einem größeren Defizit von 280 Millionen
Reichsmark. Sie hat sich seit 1927 insgesamt 2 Milliarden 800
Millionen Reichsmark, oder alljährlich im Durchschnitt 560
Millionen Reichsmark geborgt, und ihre innere Schuld von 17
Milliarden 2 Millionen im Jahre 1927 auf 20 Milliarden Reichsmark
heute erhöht.

		Als das Publikum die Konvertierungsanleihe vierfach
überzeichnete, behielt die Regierung die ganze Summe von 800
Millionen ein und erklärte, sie würde 600 Millionen Reichsmark
davon zur Krisenbekämpfung verwerten. Die ursprünglichen 200
Millionen Reichsmark werden zur Konvertierung der alten Anleihe
verwandt. Weitere 200 Millionen Reichsmark werden zur Verringerung
der Schuld des sogenannten Liquidationsinstitutes verwandt, des
italienischen Gegenstücks zur American Reconstruction Finance
Corporation, und der vierte Betrag von 200 Millionen wurde für
öffentliche Arbeiten im Rahmen eines Arbeitsbeschaffungsprogramms
bestimmt. In [bookmark: page107] allen drei Fällen handelt es sich um
scharfe Antidepressions-Maßnahmen.

		Aber die Regierung wendet an die Krisenbekämpfung bedeutend mehr
als die Anleihen, die sie von der Bevölkerung erhält. Von ihrem
Gesamtbudget, das sich auf ungefähr 4 Milliarden Reichsmark
beläuft, sind rund 1 Milliarde 600 Millionen für außerordentliche
Ausgaben bestimmt, und diese bestehen zum größten Teil in Ausgaben
für öffentliche Arbeiten, die vor allem zur Behebung der
Beschäftigungslosigkeit unternommen werden, für Straßenbauten,
Urbarmachung von unbebautem Land und Sumpfgelände, Subventionen und
Unterstützungen für Industrie, Schiffahrtsunternehmen und Banken.
Das heißt, etwa 40 Prozent der Staatseinkünfte werden zu
Krisenerleichterungsmaßnahmen verwendet.

		Offenbar kann dieser Prozeß nicht unbeschränkt weitergehen. Wenn
die öffentlichen Schulden alljährlich in einem Ausmaß steigen, das
14 Prozent des Budgets gleichkommt, kann man mit den Hilfsmitteln
der Arithmetik ausrechnen, wann der Punkt erreicht wird, an dem der
Schuldendienst dem Budget gleichkommt, der Punkt, an dem die
Steuern ihn nicht mehr tragen können und ein fortgesetztes Borgen
physisch unmöglich werden müßte, selbst wenn das öffentliche
Vertrauen grenzenlos wäre. Wenn man sich klar machen will, welcher
Unterschied zwischen dieser Methode öffentlicher Finanzierung und
den Methoden der Vereinigten Staaten und Englands besteht, braucht
man sich nur die verzweifelten öffentlichen Debatten und die
Anstrengungen der Regierungen ins Gedächtnis zu rufen, die in den
angelsächsischen Ländern gemacht wurden, um das Budget ohne Borgen
auszubalancieren.

		Die italienische Methode hat eine dreifache Rechtfertigung:
erstens betrachtet Italien die Krise als Krieg, und Kriege können
in Voraussicht des Sieges durch Borgen finanziert werden. Italien
glaubt an den Sieg über die Depression. Zweitens ist ein nicht
genau bestimmbarer, aber sehr großer Teil der Krisenausgaben der
Regierung in Industrie-, Schiffahrts- und andere Unternehmen
gegangen, die, sobald die Krise einmal überwunden ist, so große
Einkunftsquellen darstellen müssen, daß die Schulden wohl ebenso
rasch zu tilgen sein werden, wie sie gemacht wurden.

		[bookmark: page108]
Die letzte Rechtfertigung liegt darin, daß die italienische
Regierung so vorgehen konnte und allem Anschein nach auch noch
immer so vorgehen kann, weil die italienische Öffentlichkeit nicht
nur Vertrauen zu ihrer Regierung hat, sondern auch zu allem, was
ihre Regierung tut, den Mund halten muß und außerdem über nichts
informiert wird. In Italien gibt es keine öffentlichen Debatten,
die sich mit den Auseinandersetzungen über Budgetausbalancierungen
in Amerika oder England vergleichen ließen. Es gibt keine offene
Diskussion über die Gefahren einer unbeschränkt fortgesetzten
Borgpolitik der Regierung. Es gibt keine Wahlschlacht. Es gibt
keine politische Beunruhigung. Es gibt nur Vertrauen in sehr großen
Mengen, schlecht informiertes, aber grenzenloses Vertrauen.

		Der Faschismus ist sich dieses Vorteils bewußt. In der
Landeszentrale der faschistischen Partei zu Rom sitzt der Chef
aller Faschisten nach dem Duce selbst. Der Generalsekretär der
faschistischen Partei, Achille Starace, sitzt aber nicht. Er steht
– in schwarzen Hosen, schwarzem Seidenhemd, mit schwarzer
Seidenschärpe, zwei Reihen Dekorationen und den Insignien eines
Generals der faschistischen Miliz. Hinter seinem Stuhl breitet ein
großer ausgestopfter Adler, um dessen Hals eine Flagge geschlungen
ist, seine Schwingen aus. Auf seinem Schreibtisch liegt ein halb
Dutzend Dolche, die als Papiermesser dienen, und ein kleiner
Revolver mit Perlmuttergriff als Briefbeschwerer. Schrapnelle und
Handgranaten erinnern an seine glänzende Kriegsvergangenheit. Der
faschistische Generalsekretär, ein kleiner, aber überaus kräftiger
Mann, der sich sehr aufrecht hält und weit geöffnete Augen hat,
stand da, redete zwanzig Minuten lang und verbot eine Wiedergabe
seiner Ausführungen mit Ausnahme einer einzigen Bemerkung:

		»Der Faschismus sorgt für die politische Stabilität, die zur
wirtschaftlichen Erholung unerläßlich ist.«

		Die Demokratien waren bereit, die wirtschaftliche Erholung zu
opfern, um eine politische Stabilität der Art zu vermeiden, wie die
Faschisten sie für eine Vorbedingung wirtschaftlicher Erholung
halten. Die Demokratien waren bereit, noch viel mehr zu opfern als
wirtschaftliches Wohlergehen, um die Demokratie zu erhalten. Keinem
Amerikaner müssen die [bookmark: page109] politischen und moralischen Fragen
auseinandergesetzt werden, um die es geht. Läßt man jedoch diese
Fragen ganz außer Betracht und beschränkt man die Untersuchung
streng auf die wirtschaftlichen Faktoren, so kann man zu ungefähr
folgendem Resümee gelangen:

		Die Herrschaft eines einzelnen hat der Regierung die Möglichkeit
zu rascheren Entschlüssen und zur rascheren Ausführung von
Entschlüssen gegeben, als unter einem parlamentarischen Regime
möglich ist. Sie hat die ganze Bevölkerung, Kapital und
Arbeiterschaft, so diszipliniert, daß ihre Maßnahmen ohne Fragen
hingenommen werden.

		Diese Maßnahmen, die zum Teil auf lange Sicht getroffen, in der
Hauptsache jedoch spezifische Antikrisen-Maßnahmen sind, lassen
sich etwa so zusammenfassen:

		Der Staat hat das Arbeitsschlichtverfahren zwangsweise
durchgeführt. Er hat frühe und radikale Lohnverringerungen
herbeigeführt und Preisherabsetzungen gefördert. Er hat die
Fünftage-Woche in der ganzen Industrie allgemein eingeführt. Er hat
im Verhältnis zu den Nationaleinkünften mehr als alle anderen
Länder für öffentliche Arbeiten zur Linderung der
Beschäftigungslosigkeit ausgegeben.

		Er hat die Verschmelzung der Industrie und der
Schifffahrtsunternehmen zu Trusts gefördert und bis jetzt die 13
italienischen Schiffahrtslinien zu einer Über-Linie, der Italia,
für den Dienst auf dem Atlantik und drei anderen für den Orient-,
Mittelmeer- und Adriadienst zusammengeschmiedet, und hat die Eisen-
und Stahlindustrie vertrustet.

		Er hat die Banken und die Industrie direkt subventioniert und
die Industrie weiterhin indirekt dadurch unterstützt, daß er seinen
Einfluß bei den Banken auf eine Ausdehnung der Kredite geltend
machte und Fabriken, die sonst vielleicht geschlossen hätten, in
die Lage versetzte, weiter zu arbeiten. Er hat die Zahlung
kleinerer Dividenden »angeregt« und durchgesetzt, als sonst
vielleicht in den Exportindustrien gezahlt worden wären, und so
ihre Konkurrenzkraft vermehrt. Er hat de facto die Finanzkontrolle
über annähernd ein Drittel der italienischen Industrie übernommen
und die Instrumente geschaffen, mittels deren die ganze Industrie
vom Staat aufgesaugt, und eine neue Form von staatlich
kontrolliertem Kapitalismus entwickelt werden könnte.
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Er hat die Landwirtschaft durch hohe Zölle und seine berühmt
gewordene »Brotkampf«-Propaganda unterstützt, die geführt wurde, um
Italien vom fremden Weizen unabhängig zu machen.

		Er hat die Finanzierung dieser Projekte im wesentlichen aus
Italiens eigenen Mitteln vorgenommen. Die Lira wurde im Jahre 1927
mit Hilfe der 100 Millionen Dollar, 400 Millionen Reichsmark,
betragenden Morgan-Anleihe stabilisiert, aber drei Viertel dieser
Anleihe wurden von der italienischen Regierung zurückgekauft.
Insgesamt hat Italien in den Jahren zwischen 1926 und 1930 aus dem
Ausland Darlehen in einer Höhe von 1 Milliarde 600 Millionen
Reichsmark für Wasserkraftwerke, Schiffahrtsunternehmen, die
chemische, die Textil-, die Automobilindustrie, für staatliche und
städtische Werke erhalten und muß durchschnittlich 8 Prozent dafür
zahlen. Vor der die ganze Welt umfassenden Kreditpanik schätzten
die internationalen Bankiers Italiens Kredit auf 2 Milliarden 400
Millionen Reichsmark. Auf Grund dieser Schätzung rechnet Italien
damit, daß es nach Wiederherstellung des Vertrauens in der Welt für
mindestens weitere 800 Millionen gut sein müßte.

		Als zum Teil auf die genannten Maßnahmen zurückführbar kann
Italien heute aufweisen: einen niedrigeren Grad der
Arbeitslosigkeit; wenige Zahlungsunfähigkeiten der Banken; in sehr
großem Umfang aufrecht erhaltene Tätigkeit und fortschreitende
Konsolidierung der Industrie; Konsolidierung und neue
Unternehmungen im Schiffahrtswesen; herabgesetzte
Außenhandelspassivität; eine Weizenernte, die in diesem Jahr 6
Millionen 900 000 Tonnen bringt, also die zweithöchste im
Verlauf der Geschichte ist; stabile Währung; kleine
Auslandsverschuldung; absoluter politischer Friede im Inneren, und
eine Bevölkerung, die anscheinend zufrieden, gesünder denn je, und
von Optimismus erfüllt ist.

		Die meisten der faschistischen Wirtschaftsmaßnahmen
widersprechen dem Lehrsatz der freien privatkapitalistischen
Wirtschaft, daß eine Gänglung des Nationaleinkommens durch die
Regierung Vergeudungen und Leistungsunfähigkeit mit sich bringe.
Das Geld kommt im letzten Grunde von den Steuerzahlern und aus
einem pyramidenartig gestaffelten System des Borgens. Man nimmt auf
Grund von [bookmark: page111] Schätzungen an, daß ein Drittel des
Einkommens der Italiener in Staats- und Gemeindesteuern gehe. Das
ganze System bedeutet ein Umwälzen der privaten Schuldenlast auf
die Schultern der Öffentlichkeit. Es birgt große Gefahren in sich.
Die Finanzpolitik wird nur dann erfolgreich sein, wenn Italien
seinen Krieg gegen die Depression gewinnt.

		Ein zerlumpter kleiner Junge in Trastevere kam an einen
Caféhaustisch heran und bot Erdnüsse feil. Wir fragten ihn: »Wie
gehen die Geschäfte?«

		»Ich, Herr«, gab er zur Antwort, sich reckend, bis sein Kinn
nahezu den Tisch berührte, »bin ein faschistischer Römer, geboren
im Schatten der St.-Peters-Kuppel. Und Sie, Herr, haben den
traurigen Mut, in einer fremden Sprache zu mir zu sprechen. Die
Geschäfte gehen gut. Hier sind fünfzehn Erdnüsse für Ihre dreißig
Centesimi.«

		Noch kein Krieg wurde ohne Selbstvertrauen gewonnen.

		Die Italiener besitzen es.

		*

		In römischen Gesprächen wird Mussolini, über den immer
gesprochen wird, selten bei Namen genannt. »Er« mit großem E und
ein besonderer Ton in der Stimme, daß heißt: der Duce. Es ist nicht
geradezu verboten, wie es den alten Israeliten untersagt war, den
Namen Jahvehs auszusprechen, aber der gute Ton verlangt in Rom, daß
man das Fürwort gebraucht.

		Der Weg zu Ihm führt über den langen Corso Umberto, durch
dreifache Wachen am Portal des Palazzo Venezia, über drei Treppen
hinauf, an blau livrierten Lakaien vorbei, durch eine
Renaissancetür, durch ein kleines Zimmer mit einem schönen alten,
blau gekachelten Fußboden, blauen Plüschwänden und Gemälden aus dem
sechzehnten Jahrhundert, durch ein zweites, größeres Zimmer und
dann durch die große Tür, die sich leise öffnet und den Blick frei
gibt auf das berühmte Bild: fünfundzwanzig Meter freien Raums
zwischen dem Besucher und Ihm.

		Der Weg lohnt sich für jemand, der der Frage: »Wird Europa
wieder hochkommen?« nachgeht, denn Mussolini ist der einzige
unbestrittene Herr eines großen kapitalistischen [bookmark: page112] Staates. Er ist der
einzige unter den Führern der westeuropäischen Völker, dessen Wort
buchstäblich Gesetz ist. Er ist der einzige Regierungschef in
Westeuropa, der versucht hat, ein neues System auszuarbeiten. Seine
Ansichten über die Krise, die sein System erschüttert, aber nicht
zu Fall gebracht hat, müssen ganz einzigartig sein.

		Signor Mussolini brach mit der Tradition. Er hielt sich nicht an
die oft berichtete Regel, daß er an seinem großen Schreibtisch, dem
einzigen Möbelstück in dem riesigen Raum, sitzen bleibe und kühl
zusehe, wie sein Gast über das endlose Parkett vorwärtsstolpert. Er
stand vielmehr auf und kam mir ein Drittel des Weges entgegen,
drückte mir warm die Hand und hieß mich mit ernstem Wohlwollen
willkommen.

		Das waren die beiden stärksten Eindrücke: Wohlwollen und Ernst.
Keine Spur von Posieren, lediglich Ausgeglichenheit, nichts, was
auf Härte hingewiesen hätte, sondern ein angenehmes, freundliches
Benehmen charakterisierte den Diktator, dessen Photographien und
zahllose Büsten in keiner Hinsicht ein richtiges Bild von seiner
Persönlichkeit vermitteln. Er hatte einen hellen Sommeranzug an.
Der schmale Halbkreis seiner Haare war grau. Er ist bedeutend
kleiner, als man nach seinen Photographien denken müßte, aber
trotzdem schien er selbst diesen gewaltigen Raum ganz
auszufüllen.

		Nur die Augen waren so, wie die Legende es erzählt. Sie waren
weit geöffnet, rollten, blitzten und rollten wieder, als er meine
Fragen las und, bei einer von ihnen aufblickend, mit dem Kopf
nickte. »Interessant. Sehr interessant. Darauf werde ich
antworten.«

		Der höllische Lärm der römischen Straßen drang von draußen zu
uns herein als ein Flüstern von Sirenen und Taxihörnern. Wir
sprachen über die Fragen. Eine Glocke außerhalb des Fensters
erklang. »Ich möchte Ihnen die Antworten schriftlich zusenden«,
schloß er.

		Die Antworten kamen. Mussolini hat sich in ihnen in
bemerkenswerter Weise zu einem Glauben an das Prinzip des
internationalen Handels als des Fundamentes der kapitalistischen
Weltwirtschaft bekannt und, vielleicht ohne es zu beabsichtigen,
bittere Kritik geübt an den Plänen seiner deutschen Nachahmer, der
Nationalsozialisten, deren Programm nationaler Selbsterhaltung er
uneingeschränkt verurteilt.
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Der Hauptzweck der Fragen war, zu erfahren, was Mussolini über die
Weltkrise denkt, was seiner Meinung nach zu ihrer Behebung getan
werden muß, und wie weit er in Italien von dem alten klassischen
System freizügiger kapitalistischer Wirtschaft zu einer
Planwirtschaft übergehen will.

		»Europa«, begann er, »kann erst wieder hochkommen, wenn dank dem
Willen starker und entschlossener Regierungen die Verhältnisse, die
der Erholung im Wege stehen, abgeändert, und andere Verhältnisse,
die eine Atmosphäre wechselseitigen Mißtrauens unter den einzelnen
Völkern schaffen, beseitigt werden. Heute gehen die Völker einen
Weg des Wahnwitzes.

		Indem sie Zollschranken errichten und Maßnahmen treffen, welche
die freie Zirkulation von Menschen, Waren und Kapital verhindern,
schwächen sie die Weltwirtschaft.

		Wenn Italien wieder imstande sein soll, im Ausland dieselben
Quantitäten zu kaufen wie im Jahre 1929, ist es offenbar
unerläßlich, daß auch die anderen Länder imstande sind, von uns
ebensoviel zu kaufen wie im Jahre 1929. Damit wir wieder zur
Prosperität zurückkehren können, müssen andere Länder wieder
prosperieren. Nur so können die Bürger dieser Staaten wieder als
Reisende nach Italien kommen, und nur so werden italienische
Staatsangehörige, die im Ausland leben, imstande sein,
Geldsendungen nach Hause zu schicken, die im Verein mit Frachten
und anderen Aktivposten dazu beitragen würden, unsere
Handelsbilanz, zu deren Ausbalancierung heute gewaltige
Anstrengungen gehören, wieder ins Gleichgewicht zu bringen.

		Mein Land ist darum direkt an der wirtschaftlichen Wiedergeburt
Europas und anderer Länder interessiert, weil unsere Prosperität
zum Teil eine Funktion der Prosperität anderer Länder sowohl auf
unserem wie auf anderen Kontinenten ist. Heute kann kein Land ohne
die anderen Länder auskommen. Die Märkte sind zu sehr voneinander
abhängig.

		Aber viele Völker stehen unter der Herrschaft einzelner Gruppen
von Sonderinteressen. Wenn diese Sonderinteressen ihre Regierungen
mit Erfolg daran verhindern können, die zur Erholung notwendigen
Bedingungen zu schaffen, ist es möglich, daß manche von ihnen unter
Umständen dazu schreiten, einen Versuch zur Aufrichtung sich
wirtschaftlich selbst [bookmark: page114] erhaltender nationaler Systeme zu machen.
Jede solche absurde Autarkie würde unweigerlich den Umfang der
Wirtschaft reduzieren, und das würde wiederum unweigerlich zu einer
Vergrößerung des Elends in der ganzen Welt führen.«

		Diese ausdrückliche Stellungnahme gegen die Autarkie ist von
außerordentlicher Bedeutung gerade jetzt, da der Führer des linken
Flügels der Nationalsozialistischen Partei in Deutschland, Gregor
Straßer, soeben mit einem detaillierten und genau umrissenen Plan
hervorgetreten ist, nach dem Deutschland von der übrigen Welt
abgeschnitten und das Reich zu einer sich wirtschaftlich selbst
erhaltenden Einheit gemacht werden soll. Adolf Hitler hat bei
seinem Schreibtisch eine Mussolini-Büste. Seine deutschen
Faschisten machen Jagd auf die Juden und planen Deutschland dadurch
zu retten, daß sie es von der Welt abschneiden. Mussolini vertraut
führende Regierungsstellen Juden an, verurteilt die wirtschaftliche
Isolierung und nennt die Wiederherstellung des internationalen
Handels den ersten Schritt zur Erholung. Hitler hat zehn Jahre der
Opposition, Mussolini zehn Jahre der Macht hinter sich.

		»Sie haben die Ansicht ausgesprochen, daß diese Krise sich von
früheren Krisen unterscheide. Worin«, fragte ich, »liegen die
Unterschiede? Sind sie groß genug, um es wahrscheinlich zu machen,
daß diese Krise eine andere Entwicklung nehmen und ein anderes Ende
finden wird als die früheren, die sämtlich überwunden worden sind
und Vorläufer erneuter Prosperitätsperioden waren?«

		»Die jetzige Krise«, antwortete Mussolini, »ist zweifellos die
größte sowohl dem Umfange nach wie hinsichtlich der von ihr
betroffenen Anzahl von Menschen und des von ihr erfaßten
Produktions-, Kredit- und Verbrauchsvolumens, aber im Verhältnis zu
dem Umfang der existierenden Wirtschaftstätigkeit, dem Reichtum der
betroffenen Nationen, dem Volumen der allgemein abgewickelten
Geschäfte, den Quantitäten von Kredit und Geld – im Verhältnis zu
alledem ist die jetzige Krise wahrscheinlich kleiner als die
früheren. Überdies ist seit denjenigen früheren Krisen, die an
Intensität der unseren vergleichbar sind, die Organisation der
Staaten verbessert worden, so daß diese wirksamere Schritte zur
Abhilfe unternehmen können als früher.

		[bookmark: page115]
Wir dürfen auch nicht vergessen, daß die jetzige Krise gigantischer
wirkt, als sie in Wirklichkeit ist, weil unsere psychologische
Empfindlichkeit sehr groß ist. Weil die Welt so reich war,
erscheint sie heute arm, obwohl noch immer einzelne Teile
vielleicht reicher sind, als sie vor einigen Jahrzehnten waren. Es
liegt auf der Hand, daß der moderne amerikanische Arbeiter, der
sich den Luxus gestatten kann, im Automobil zur Arbeit zu fahren,
und auch andere Dinge des Luxus genießt, von denen sich die
Arbeiter, die zur Zeit der früheren Krisen lebten, nichts träumen
ließen – daß dieser Arbeiter sich heute sehr betroffen fühlen wird,
wenn er auf ein Niveau zurückgeworfen wird, das vor zwanzig Jahren
vielleicht als Wohlstand galt. Die überaus rapide Steigerung des
Lebensstandards, zu der es in der ganzen Welt während der Jahre
1921-1930 kam, hat unsere Generation in gewissem Sinne
verdorben.

		Heute bilden die Schäden auf dem Gebiet der Ersparnisse und des
Bankkapitals eines der Hauptcharakteristika für die Krise. Kredit
an Stelle von Ersparnissen, die seine Grundlage sein sollten – das
hat sich als Illusion entpuppt. In Amerika glaubten manche, sie
könnten dieser Illusion durch eine beträchtliche Geldexpansion Herr
werden, aber so wird nur Mißtrauen auf Mißtrauen gehäuft.

		Das Sparen erfordert eine stabile Währung. Geldmanöver zur
Stabilisierung der Preise haben versagt und damit geendet, daß das
Preisniveau und die Produktion, denen sie helfen sollten,
geschädigt wurden. Stabile Währung, Glaube an die Durchführung von
Verträgen und an die Kontinuität und Stabilität des Rechtes führen
zu einer Vermehrung der Ersparnisse, der Hauptquelle des
Kapitals.

		In meinem Lande ist die Geldeinheit stabil und unerschütterlich,
wird das Recht unerbittlich durchgeführt. Weil ich es für notwendig
hielt, einige Unternehmen zu stützen, die stark verschuldet waren,
sorgte ich für ein System der Staatshilfe, um es ihnen zu
ermöglichen, daß sie ihren Zinsverpflichtungen nachkommen. Auf
diese Art trug ich dazu bei, daß das Vertrauen zur Akkumulation der
Ersparnisse erhalten blieb.

		Vor allem ist es jedoch unerläßlich, daß die einzelnen Staaten
die Macht dazu haben, sich den Monopolansprüchen einzelner [bookmark: page116] Gruppen
von Sonderinteressen entgegenzusetzen. Diese Gruppen beherrschen,
indem sie die Konkurrenz vernichten, die Staaten nach ihrem
Belieben. Sie fühlen sich durch das System der Zusammenschlüsse in
anonymen Unternehmen gesichert. Jetzt kommen die Staaten dahinter,
daß sie entweder die Trusts beherrschen, oder von ihnen beherrscht
sein werden, und wenn die Staaten von den Trusts beherrscht sind,
wird das Ergebnis allgemeine Verarmung sein.

		Nun darf ich wohl, um zu zeigen, wodurch diese Krise sich von
früheren unterscheidet, die Tatsache nennen, daß während der Krisen
von 1890 und 1907 das Volumen der Wirtschaft sich um ungefähr
sieben Prozent verringerte. Heute hat es sich um dreißig Prozent
verringert. Die Gläubigerländer erhöhten und vermehrten ihre Zölle,
um ihren Industrien aus dieser schweren Lage herauszuhelfen. Dann
machten sie die Situation durch das Kontingentierungs-System noch
unerträglicher, ohne zu bedenken, daß diese Maßnahme den
Schuldnerländern die Möglichkeit nahm, Zahlungen an die Gläubiger
zu leisten. So kam es zu der sich ständig steigernden Abwürgung des
Wirtschaftslebens.

		Die jetzige Krise ist eine Krise der Vertrauenslosigkeit und des
Unter-Verbrauchs. Die Produktion auf den Kopf ist heute um ungefähr
zwanzig Prozent geringer als im Jahre 1913.

		Aber Italien leidet, wie Sie ganz richtig bemerken, unter der
Krise nicht in dem gleichen Maße wie viele andere Länder, und der
Grund dafür ist durchaus nicht mysteriös. Vor allem ist es von
Bedeutung, daß die Wiederherstellung moralischer und materieller
Ordnung und der Prinzipien der Disziplin und Hierarchie dem
italienischen Volk eine neue Seele geschenkt haben: es findet sich
mit einem zutiefst faschistischen, nationalen Verständnis in die
Opfer, die zur Bekämpfung der Depression notwendig sind.

		Das Prinzip der Kooperation an Stelle des Klassenkampfes, der
Harmonie der Interessen an Stelle der egoistischen Kämpfe von
Konkurrenten untereinander haben es meiner Regierung ermöglicht,
verschiedene Maßnahmen durchzuführen, die in ihren Auswirkungen
allen Klassen Hilfe brachten. So ist es notwendig gewesen, die
Löhne herabzusetzen, aber nicht in dem Ausmaße, das erforderlich
gewesen wäre, wenn Arbeiter [bookmark: page117] und Arbeitgeber im Zustande völliger
Freiheit belassen worden wären. Es ist auch zu einer Herabsetzung
der Gehälter gekommen und zu einer Verminderung der Einkünfte aus
bestimmten Investitionsarten, zum Beispiel aus Grundstücken. In
Italien haben sich die Arbeitgeber mit den ihnen gezogenen Grenzen
abgefunden und Lasten auf sich genommen, die der Arbeiterschaft
zugute kommen. Die Arbeitgeber halten ehrlich die Arbeitsverträge
ein, und durch das Reduzieren ihrer Kosten auf ein Minimum und
durch die Steigerung der Leistungsfähigkeit ihrer Produktion haben
sie es zuwege gebracht, eine größere Anzahl ihrer Konzerne in
Betrieb zu erhalten, als sich vielleicht von anderen Ländern sagen
läßt. Die Regierung hat zur Erleichterung der Krise mit vielen
Maßnahmen beigetragen, vor allem jedoch mit unserem Programm für
öffentliche Arbeiten und Landhilfe.

		Da einige Ursachen der Depression im Gefüge der gesamten
Weltwirtschaft liegen, konnten wir uns ihren Wirkungen natürlich
nicht ganz entziehen. Wir ertragen die Wirkungen der Krise mit
nationaler Disziplin, und das genügt, um uns das Ausharren zu
ermöglichen, während wir auf die Wiederkehr der Prosperität warten.
Wir werden dieses Ziel in einem Geist erreichen, der durch eine
überaus schreckliche Erfahrung gestählt ist. Wir werden es in
völliger Ordnung erreichen und voll Stolz darauf, daß wir das
unsere dazu getan haben, der europäischen Welt Unordnung und
Anarchie ferngehalten zu haben.«

		»Wie man sieht, unterschreiben Sie nicht die Ansicht, daß die
Wirtschaftsprozesse im kapitalistischen System sich völlig
automatisch abspielen. Sie sind vielmehr der Meinung, daß sie zu
kontrollieren sind. Aber finden Sie nicht«, fragte ich, »daß der
Haupteinwand, der gegen den Privatkapitalismus zu machen ist, darin
liegt, daß er ohne Plan arbeitet? Halten Sie es für möglich, das
Prinzip der privaten Initiative innerhalb eines Systems der
Planwirtschaft aufrecht zu erhalten?«

		»Der Automatismus des kapitalistischen Systems ist eine rein
theoretische Angelegenheit. Die Regierungen haben sich stets mehr
oder weniger in das Wirtschaftsleben der Nationen eingemischt. Das
Wesentliche ist aber, daß die Regierungen zur Intervention nahezu
immer von Sonderinteressen veranlaßt wurden, die imstande waren,
durch die sogenannte [bookmark: page118] freie Presse, die ihnen zur Verfügung
stand, und durch ihre eigenen Vertreter in einem vom Volk ›frei
gewählten‹ Parlament einen sehr starken Druck auszuüben. Keine
Regierung, die solchen Einflüssen unterworfen ist und von
Interessengruppen im Parlament umhermanövriert wird, kann eine
Wirtschaftspolitik auf nationaler Basis durchführen.

		Meine Regierung kann im allgemeinen Interesse arbeiten, weil sie
von Einzel- und Gruppeninteressen unabhängig ist. Sie umfaßt zwar
diese Interessen, aber sie erhebt sich über sie auf die Ebene des
nationalen Interesses. So kommt es, daß meine Regierung je nach
dem, was sie für klug hält, intervenieren oder nicht intervenieren
kann. Mit ihren Korporativ-Instrumenten kann sie den
Wirtschaftsablauf im Lande kontrollieren, indem sie das
Privateigentum respektiert, wenn es seine sozialen Pflichten nicht
außer acht läßt, indem sie die Einzelinitiative, die im Interesse
der Nation arbeitet, respektiert und sogar stärkt, indem sie aber
auch an ihre Stelle Leitung durch die Regierung setzt, wenn sie
konstatiert, daß die sozialen Pflichten des Besitzes verletzt
werden, und daß die private Initiative das Nationalvermögen
ausplündert.

		Wie Sie sehen, unterscheidet sich der faschistische
Korporativplan außerordentlich von jenen Plänen, die immer wieder
von einander bekämpfenden Plutokraten und Demagogen vorgeschlagen
werden. Diese streben nach einem Überkapitalismus, der durch eine
Verstärkung der Monopolstellung mächtiger Gruppen die Nationen in
näherer oder fernerer Zukunft unweigerlich in ein soziales Chaos
führen muß. Wir sind gegen alle Monopolstellungen sowohl innerhalb
des Staates wie auf internationalem Gebiet. Darum widersetzen wir
uns den von Sozialisten und Monopolgruppen geäußerten Plänen, an
der Währung und an den Preisen herumzupfuschen und die Produktion
zum Nachteil der Verbraucher zu bestimmen.«

		»Was für Schritte auf internationalem Gebiet halten Sie zur
Herbeiführung der Erholung für notwendig?« fragte ich.

		»In einer Zeit, in der die Menschen leiden und auf ernsthafte
Kollektivaktionen hoffen, hat jede internationale Konferenz mit
neuen Enttäuschungen geendet. Die Menschen können nicht länger
warten. Die Wiederherstellung einer Atmosphäre politischen
Vertrauens, die Streichung politischer Schulden, die Herabsetzung
von Zöllen im Verein mit [bookmark: page119] der Wiedereinführung der
Bewegungsfreiheit für Menschen und Kapital – das sind die
dringendsten Maßnahmen, die getroffen werden müssen.

		Meine Regierung hat diese Thesen auf allen internationalen
Konferenzen vertreten und ist es müde, sie zu wiederholen. Auf
praktischem Gebiet habe ich in Angelegenheit der Zölle und
Kontingente gearbeitet, soweit sie rechtmäßige
Verteidigungsmaßnahmen darstellen. Der Grad der Zollherabsetzungen
muß durch gemeinsame Zustimmung erreicht werden. Man kann nur
schrittweise vorgehen, da sonst das Heilmittel schädlicher wäre als
das Übel.

		Solange aber die einzelnen Regierungen von monopolistischen und
plutokratischen Gruppen beherrscht bleiben, die eine auf ihren
eigenen Vorteil berechnete Politik des nationalistischen Egoismus
stützen, wird die Durchführung der notwendigen internationalen
Maßnahmen schwierig sein.« [bookmark: page120]

	
		
		Sechstes Kapitel.

Basel

		Hinter der Fassade eines zweitklassigen Provinzbankgebäudes in
dieser zweitklassigen Schweizer Provinzstadt steht der höchste
Wirtschaftsbeobachtungsturm in Europa. Es ist ein Turm, von dem aus
die Beobachter täglich die europäische Landschaft überblicken, und
wo die Frage »Kann Europa sich erholen?« mit mehr Sachverständnis
und weniger Voreingenommenheit behandelt wird als sonst irgendwo in
der Welt.

		Denn die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich ist, genau
genommen, als die einzige wahrhaft internationale
Finanzorganisation der Welt zu bezeichnen. Sie stellt etwas ganz
Einzigartiges in der Weltwirtschaft dar, etwas, das früher noch
niemals existierte, etwas, das unschätzbar Wertvolles für die
Zukunft verheißt.

		Ihre Kunden sind die Völker Europas. Ihre Beamten, die Batterien
von Telephonen zur Seite haben, sind in ununterbrochenem Kontakt
mit London, Paris, Rom, Berlin, Warschau, Wien, Prag, mit allen
Hauptstädten des Kontinents. Sie müssen über die wirtschaftliche
und finanzielle Lage jedes einzelnen Landes in Europa ebenso gut
Bescheid wissen wie der Kleinstadtbankier zu Hause über die
geschäftliche Lage John Browns und Hiram Smiths, des Farmers und
des Kaufmanns.

		Diese Bank ist die Bank der Banken genannt worden. Zutreffender
könnte sie genannt werden: die Bank der Banken der Banken. Sie ist
dreifach über die Geschäftsleute des Kontinents emporgehoben. Diese
verkehren mit ihren lokalen Banken; die lokalen Banken verkehren
mit den Zentralnotenbanken, der Bank von England, der Bank von
Frankreich, [bookmark: page121] der Bank von Italien. Der einzelne
Geschäftsmann sieht lediglich seine eigenen, eng umschriebenen
Interessen. Seine Bank überblickt, da sie mit einer ganzen
Gemeinschaft zu tun hat, schon ein größeres Gebiet. Die Zentralbank
hat die Nation zum Kunden. Nur die Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich überblickt das Ganze, beobachtet jede einzelne
Nation, hat ununterbrochen den prüfenden Finger am Finanzpuls des
Kontinents.

		Was könnte für eine Untersuchung der wirtschaftlichen Gegenwart
und Zukunft Europas von größerem Wert sein als die wahre, die
»Eingeweihten«-Meinung der Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich? Was würde sie auf die Frage: »Kann Europa sich
erholen?« sagen.

		Das Bestreben, eine solche Antwort von der Bank zu erhalten, ist
in gewissem Sinne müßig, in anderem fruchtbar. Es ist ein Ding der
Unmöglichkeit, eine synthetische Meinung von den Bankdirektoren zu
hören, denn ihre Standpunkte sind so verschieden wie die Interessen
ihrer Nationen. Die 19 Männer, die sich allmonatlich in Basel
treffen, kommen aus London, Paris, Berlin, Rom, Brüssel, Stockholm,
Amsterdam und Zürich. Keiner von ihnen ist dazu qualifiziert, das
polyphone Stimmengewirr der Bank synchronisierend
zusammenzufassen.

		Einem unabhängigen Beobachter ist es jedoch möglich, den Basler
Beobachtungsturm zu erklimmen und von diesem internationalen
Gesichtspunkt aus einen Blick auf Europa zu werfen, und ein
Versuch, die Landschaft von dieser Höhe aus zu schildern, kann sich
als wertvoll erweisen. Es wird ein panoramaartiger und hastiger
Überblick sein. Er kann keinen Anspruch darauf erheben, autoritativ
zu sein, und noch weniger Anspruch darauf, der offiziellen Ansicht
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich gleichzukommen. Aber
so, wie es instruktiv ist, bei der Suche nach Material für das
Problem »Kommt Europa wieder hoch?« die Hauptstädte Europas
aufzusuchen, so sollte es auch von Nutzen sein, wenn man sich über
das Niveau der einzelnen Nationen erhebt und darangeht, sich aus
den nationalen Standpunkten, die im Brennpunkt Basel
zusammenlaufen, seine eigene synthetische Ansicht zu bilden.

		Kurz gefaßt, lautet die Antwort auf die Frage, ob Europa [bookmark: page122] sich erholen
kann, auch hier wieder: »Ja.« Und wieder muß diese Antwort
spezifiziert werden. Europa wird auf jeden Fall wieder gesunden, ob
nun etwas »getan« wird oder nicht. Aber wenn nichts getan wird,
wenn keine Anstrengung zu einer geplanten Erholung gemacht wird,
dann wird die Erholung langsam und unter Schmerzen vor sich gehen.
Bringen die Staatsmänner der Welt es andererseits zuwege, sich auf
einen Plan der Zusammenarbeit zur Wiedererweckung des Vertrauens
und zur Stabilisierung der Währungen zu einigen, so kann die
europäische Erholung viel rascher vor sich gehen und der Kontinent
sich viele Leiden ersparen.

		Von diesem Beobachtungspunkt aus gesehen, zeigt das Panorama
Europas einen Nebelgürtel, den schlimmsten aller Wirtschaftsnebel,
unbeständige Währungen. Drei Bezirke Europas erscheinen am
dichtesten überzogen: das Donaubecken, Deutschland und England.
Keine Wirtschaft kann in dem Nebel schwankender Währungen
prosperieren. Solange dieser Nebel nicht zerstreut wird, wird
Europa nicht wieder hochkommen.

		Heute wird der Nebel über England dünner, und das ist das
erfreulichste Anzeichen, das Europa aufzuweisen hat. Denn wenn der
Welthandel wieder auf sein normales Ausmaß gebracht werden soll,
ist es offenbar das allerwichtigste, die Hauptwährung des
internationalen Handels, das Pfund Sterling, wieder in Ordnung zu
bringen.

		Dies ist das Hauptziel im Rahmen der europäischen Erholung, weil
die Wiederherstellung der traditionellen Stabilität des Sterlings
wegen seiner Vorherrschaft im Welthandel mehr zur Förderung des
Welthandels beitragen würde als jeder andere Einzelschritt. Für
dieses Ziel ist eine Entscheidung darüber, auf welchem Kurs der
Sterling stabilisiert werden wird, verhältnismäßig unwichtig. Vom
Basler Standpunkt aus erscheint es als wahrscheinlich, daß der
Sterling sein Kursniveau zwischen 13,60 und 15,20 Reichsmark
finden, daß er nicht auf seine alte Parität zurückgebracht werden
wird. Aber ob das nun geschieht oder nicht – das Wesentliche ist,
daß er wieder einen festen Wert haben muß.

		Überall in der Welt, in Hamburg, Singapur, Athen, Hongkong
zögern die Kaufleute, Aufträge zu erteilen oder hereinzunehmen,
weil das Pfund Sterling morgen 50 Pfennig weniger [bookmark: page123] oder 50 Pfennig mehr wert
sein kann als heute. Ganze Generationen von Kaufleuten in allen
Winkeln des Erdballs haben ihr Leben lang in Sterling gehandelt.
Diese Gewohnheit können sie nicht ablegen. Alle ihre Konten und die
ihrer Kunden wurden stets in Sterling geführt. Für einen Amerikaner
ist es schwer, sich klar zu machen, welche Weltgültigkeit die
britische Währung gewonnen hat. Der Chef eines der größten
deutschen Exporthäuser machte mir gegenüber die Bemerkung, die
Kriege in China, die Besetzung der Mandschurei durch die Japaner,
der chinesische Japs-Boykott – alles das habe, verglichen mit der
verheerenden Wirkung des Abgleitens des Pfundes Sterling vom Gold,
nur geringen oder gar keinen Einfluß auf den Handel im fernen Osten
ausgeübt. Das Pfund Sterling wieder auf Goldbasis zu bringen, ist
heute das erste Problem Europas.

		Hinter einigen Nachrichten aus England scheint die Auffassung zu
stehen, daß Großbritannien sich nicht im klaren darüber sei, ob es
den Sterling wieder auf Goldbasis zu fixieren wünsche. Vom Basler
Gesichtspunkt aus muß es als gewiß erscheinen, daß England zur
Goldbasis zurückkehren will, daß es die Absicht hat, das zu tun,
und es auch tun wird.

		Diese Gewißheit, die so weit Gewißheit ist, als in dieser
unbeständigen Welt überhaupt etwas eine Gewißheit sein kann,
gründet sich auf die Beobachtung, daß alle wichtigeren politischen
Maßnahmen, die England getroffen hat, eine Tendenz aufweisen, die
eine Rückkehr zur Goldbasis ermöglicht. Vor allem hat England für
eine Bereinigung der Reparationsfrage gearbeitet.

		England wünschte die Annullierung der Reparationen aus drei
Hauptgründen: erstens weil sie, insofern sie in Waren gezahlt
wurden, eine unmittelbare, direkte Konkurrenz deutscher Waren mit
englischen Waren, und insofern sie bar bezahlt wurden, eine
indirekte, aber nichtsdestoweniger wirksame Konkurrenz deutscher
Waren mit englischen bedeuteten, da es für die Deutschen keine
andere Möglichkeit der Barzahlung gab als die Erlangung eines
Exportüberschusses.

		Zweitens wünschte England eine Annullierung der Reparationen,
weil Großbritannien buchstäblich vom Handel lebt und die Londoner
City in aller Ehrlichkeit davon überzeugt war, daß die Reparationen
eine Behinderung des Handels darstellten, [bookmark: page124] die wirtschaftliche
Stabilisierung hinauszögerten und der Prosperität Abbruch taten.
Großbritannien gehört zu denjenigen Ländern der Erde, die das
größte unmittelbare egoistische Interesse an einer allgemeinen, die
ganze Welt umfassenden Prosperität haben. Je mehr Kaufkraft in der
Welt, desto mehr Handel ist für die britischen Kaufleute zu
treiben, und desto mehr Finanzierungen gibt es für die Londoner
City.

		Drittens und letztens jedoch hatte Großbritannien einen überaus
gewichtigen, wenn auch selten klar erfaßten technischen Grund
dafür, eine Aufhebung der Reparationen herbeizuwünschen. Das war
Deutschlands beständiger Bedarf an fremden Valuten zur Bezahlung
der Reparationen, der einen ununterbrochenen Druck auf den Sterling
ausübte und im letzten Grunde eine der Ursachen war, die den
Sterling ins Wanken brachten. Und das lag daran, daß Deutschland
den größeren Teil seiner Ausfuhr nach Ländern verkaufte, die in
Sterling bezahlten. Die Reichsbank hatte ununterbrochen einen
größeren Vorrat an Sterling als an allen anderen fremden Valuten.
Zur Bezahlung der Reparationen mußte Deutschland jedoch Dollars
oder französische Franken haben. Nur ein Fünftel der Reparationen
konnte in Sterling bezahlt werden. Der Rest mußte in Franken oder
Dollars bezahlt werden, und der ununterbrochene Sterlingverkauf der
Reichsbank gegen diese beiden anderen Valuten trug zu dem Druck
bei, der schließlich das Pfund zum Abgleiten brachte.

		Die Reparationen los zu werden, war also das erste Ziel Englands
bei seinen Bemühungen, den Sterling zu stabilisieren. Sein zweites
Ziel ist, eine Klärung der amerikanischen Schuldenfrage
herbeizuführen. Solange diese Frage nicht geklärt ist, erscheint es
als unwahrscheinlich, daß der Sterling wieder auf Goldbasis
zurückkommen wird.

		Vom Basler Standpunkt aus erscheint es unvermeidlich, daß eine
Bereinigung zustande kommt, und zwar muß sie in einem Kompromiß
bestehen. Von dem internationalen Finanzobservatorium aus gesehen,
zeigt dieses mit so viel Bitterkeit umstrittene Problem bereits an
seiner Peripherie ein nebelhaftes Licht, dessen Erklärung
Wirtschaftsastronomen in den Worten »Pauschalzahlung in bar« zu
sehen geneigt sind.

		Im Spektroskop des internationalen Finanzphysikers zerlegt,
[bookmark: page125] zeigt
dieses Licht eine Zusammensetzung, die folgende Betrachtung
ermöglicht: Angenommen, England und Frankreich kämen überein, eine
Pauschalsumme von, sagen wir, 4 Milliarden Reichsmark zu zahlen.
Frankreich könnte mehr als die Hälfte auf sich nehmen, da
Großbritannien um so viel mehr gezahlt hat als Frankreich.

		Aber woher soll das Geld kommen? Bevor der Physiker diese Frage
beantwortet, will er einen Blick auf die englischen und
französischen Papiere auf dem internationalen Markt werfen. Diese
notieren heute über pari.

		Was wäre nun, so fragt der Physiker, der in sein Spektroskop
blickt, das Resultat, wenn die Regierungen Großbritanniens und
Frankreichs eine viereinhalb- oder fünfprozentige Anleihe in Höhe
von 4 Milliarden Reichsmark emittierten und garantierten, und wie
gut wäre diese Anleihe, wenn darüber hinaus überdies die Regierung
der Vereinigten Staaten eine Garantie gäbe, die Anweisungen nach
der Unterzeichnung durch die Regierungen von England und Frankreich
auch ihrerseits unterzeichnete? Man muß kein Finanzphysiker sein,
um zu sehen, daß das die sicherste Investierungsmöglichkeit der
Welt darstellen würde.

		Und vom Basler Standpunkt aus läßt sich sagen, daß das
amerikanische Publikum sogar jetzt, sogar heute, mit beiden Händen
nach der Gelegenheit greifen würde, 4 Milliarden Reichsmark gegen
viereinhalb bis fünf Prozent in dem sichersten Papier der Welt
anzulegen.

		Einfach gesprochen: ein derartiges Übereinkommen würde bedeuten,
daß die amerikanische Regierung 4 Milliarden Reichsmark in bar
erhielte. Das Geld würde von den amerikanischen Anleihekäufern
aufgebracht werden. Sie würden jährlich 4,50 bis 5 Reichsmark für
je 100 angelegte Reichsmark bekommen. Die britische und die
französische Regierung würden Zinsen und Amortisationsraten
bezahlen. Die amerikanische Regierung würde die Papiere
garantieren, würde aber damit kein Risiko eingehen, da sie selbst
für den Fall, daß sowohl Frankreich wie England die Zahlungen
einstellten, lediglich gezwungen wäre, den amerikanischen
Anweisungs-Inhabern das Geld zurückzuzahlen, das die Regierung
bereits erhalten hat.

		[bookmark: page126] In bar
hätte das amerikanische Schatzamt eine Summe in Händen, die, je
nach der zugrunde gelegten Berechnung, einem Fünftel, einem Zehntel
oder einem Zwanzigstel der europäischen Schuld gleich käme. Wenn
die 1 Milliarde Reichsmark, die Amerika tatsächlich im Jahr von
Europa zu bekommen hat, zu fünf Prozent kapitalisiert würden,
betrüge der Kapitalwert der Schuld 20 Milliarden Reichsmark, und
davon wäre die bare Pauschalzahlung in Höhe von 4 Milliarden
Reichsmark ein Fünftel. Wenn die zur Zeit des französischen und des
englischen Abkommens an Amerika fällige Kapitalsumme hinzugefügt
wird, machte das ungefähr 40 Milliarden Reichsmark aus, und davon
wäre die Pauschalzahlung nur ein Zehntel. Wenn die Zinsen und die
Amortisationsraten für jedes Jahr über die volle Schuldfrist hinaus
zusammengerechnet würden, ergäbe das ungefähr 80 Milliarden
Reichsmark, und die genannte Pauschalsumme wäre dann nur ein
Zwanzigstel davon.

		Aber im Basler Spektroskop weist dieses Licht rings um das
Schuldproblem eine ganz einzigartige Linie auf, nämlich: Amerika
würde etwas Geld bekommen. Die Regierung hätte ihre 4 Milliarden
Reichsmark, und das amerikanische Volk, das das Geld aufbrächte,
hätte 200 Millionen Zinsen im Jahr. Den Franzosen und Engländern
wären mindestens vier Fünftel ihrer Schuld erlassen, aber bei dem
Schuldnerstreik, der jetzt über Europa hereinbricht, wird in dem
Umstand, daß sie überhaupt zahlen würden, ein erstaunliches
Phänomen gesehen, das sehr wohl die Aufmerksamkeit eines Gläubigers
verdient.

		Bis jetzt ist das Schuldenproblem so vernebelt, daß noch kein
Finanzphysiker imstande gewesen ist, sich auszurechnen, was mit den
mittelgroßen Ländern, wie Italien und Belgien, oder mit all den
kleinen Ländern, wie Jugoslawien und Rumänien, geschehen sollte. In
Basel hat man jedoch die Empfindung, daß diese geringeren Teile des
Problems wenig Schwierigkeiten bereiten würden, wenn man sich der
wichtigeren Frage England und Frankreich entledigt hätte.

		Was immer man auch von dieser Lösung des Schuldenproblems denken
mag – und die Basler Beobachter sind mit Recht sicher, daß etwas
Derartiges nach den amerikanischen Präsidentenwahlen vorgeschlagen
werden wird – es ist klar, [bookmark: page127] daß Großbritannien seine Bereinigung als einen
weiteren Schritt zur Sterlingstabilisierung erhofft.

		Auf internationalem Gebiete ist England bestrebt, Europa dazu zu
bringen, daß es noch einen Schritt mehr unternehme, der dem
Sterling zur Goldbasis zurückverhelfen wird. Es wünscht geplante
Anstrengungen zur Wiederherstellung Mitteleuropas, des
Donaubeckens. Denn zum Abgehen von der Goldbasis wurde England
teilweise oder gar hauptsächlich dadurch gezwungen, daß seine
internationale Zahlungsbilanz zum ersten Male im Laufe eines
Jahrhunderts ungünstig wurde. Ungünstig wurde sie teils wegen des
allgemeinen Preissturzes im Welthandel, teils jedoch auch, weil
ausländische Zahlungen an englische Investoren aufhörten,
einfroren. Eine gewaltige Summe englischen Geldes liegt heute in
Mittel- und Südosteuropa fest Diese eingefrorenen Geldmengen
aufzutauen, ist ein Hauptziel der britischen Politik.

		Hier sind die Gründe zusammengefaßt, weshalb England die
Initiative in der Zusammenberufung der Weltwirtschaftskonferenz
ergriffen hat: weil es zur Goldbasis zurückzukehren wünscht,
wünscht es ein Ende der Reparationen, eine Bereinigung der
Kriegsschuldenfrage, die Stabilisierung der Währungen Mitteleuropas
und des Donaubeckens und die Wiederherstellung des Handels.

		So bietet also England, vom Basler Standpunkt aus gesehen,
erfreuliche Aussichten. Auf internationalem Gebiet hat es bereits
die Schritte unternommen, die zu einer Rückkehr des Sterlings zur
Goldbasis notwendig sind, oder es ist bestrebt, sie zu unternehmen.
Auch im Inneren leitet England, wie man es von diesem
Beobachtungsturm aus sieht, alles ein, was zur Erholung notwendig
ist. Sein erstes Problem war die Verringerung seiner Schuldenlast,
und diese Verringerung führte es summarisch durch die Abwertung des
Sterlings herbei. Diese würde natürlich keine dauernde Reduktion
seiner Schulden bedeuten, wenn es zur alten Goldparität
zurückkehrte. Deshalb wird es nicht für wahrscheinlich gehalten,
daß es das tun wird.

		Wenn es aber die Stabilisierung irgendwo um 15 Reichsmark herum
vornimmt, würde das eine Verringerung seiner Schuldenlast um rund
ein Viertel bedeuten. Seine vor kurzem vorgenommene
Kriegsanleihe-Konvertierung verringerte den [bookmark: page128] größten Teil seiner
Staatsschuld um ein weiteres Drittel. Wenn die englische Industrie
sich zu rationalisieren und modernisieren beginnt und ihre Kosten
durch wirksame Methoden herabmindert, wenn ferner die britische
Regierung auf eine Ermäßigung der sozialen Lasten, der
Arbeitslosenunterstützung und aller ihrer Begleiterscheinungen
lossteuert – für diesen Fall beurteilt Basel die Aussichten
Englands und damit auch des Kontinents als gut. Auf jeden Fall wird
hier besonders betont, daß Großbritannien unablässig auf die
Erholung hinarbeitet, und ob die Erreichung dieses Zieles nun nahe
oder fern ist, wichtig ist die Richtung dieser Bewegung.

		Auf Deutschland gerichtet, zeigt das Basler Finanzteleskop die
gewaltige unableugbare Tatsache auf, daß Deutschland im Jahre 1932
rund 40 Milliarden Reichsmark Schulden losgeworden ist. Das
künftige Deutschland wird auf dieses Jahr als das entscheidende
seiner Nachkriegsgeschichte zurückblicken. Es hat die Reparationen
zum Verschwinden gebracht. Was im Lausanner Abkommen übrig blieb,
nicht mehr als 3 Milliarden Reichsmark, ist nicht ganz so viel wie
zwei Annuitäten unter dem Youngplan. Wie Kanzler von Papen sagte,
»es gibt keine Reparationen mehr«, und das wird auch weiter wahr
bleiben, ganz gleichgültig, welche Aufnahme das Lausanner Abkommen
in den Parlamenten der beteiligten Länder findet.

		Mit dieser Leistung hinter sich braucht Deutschland jetzt nur
noch daran zu gehen, seine innere Schuld zu reduzieren. Sie ist
doppelt so hoch wie seine private Auslandsverschuldung. Ausländern
schuldet das Reich heute insgesamt rund 16 Milliarden Reichsmark
mehr, als es von Ausländern zu fordern hat. Seine
Privatverschuldung innerhalb des Landes jedoch wird auf rund 48
Milliarden Reichsmark geschätzt. Für so gut wie alle diese Schulden
hat es den Zinssatz von 1927 bis 1929, sieben bis zehn Prozent,
gezahlt. Brüning tat den ersten Schritt zu einer Verringerung
dieser Last, indem er eine Zwangsherabsetzung der Zinssätze
verordnete.

		Wenn die Weltpreise anziehen, wird es für Deutschland vielleicht
nicht notwendig sein, weitere Regierungsmaßnahmen zu einer
Herabsetzung seiner Zinssätze zu unternehmen. Steigen sie nicht
rechtzeitig, so kann die deutsche Regierung das [bookmark: page129] von Brüning eingeleitete
Verfahren fortsetzen. Es mag sich für Deutschlands
Auslandsgläubiger vielleicht als notwendig erweisen, den Zinsfuß
ihrer langfristigen Kredite herabzusetzen. Die Zinsen der
kurzfristigen Anleihen aus dem Ausland sind im Rahmen des
Stillhalteabkommens bereits beträchtlich ermäßigt worden.

		Von Wichtigkeit ist in Deutschland, ebenso wie in England, der
Umstand, daß die Bewegung in der Richtung auf eine Erholung vor
sich geht. Es geschehen die Dinge, die für die Erholung notwendig
sind. Von Basel aus gesehen, erscheint die Gefahr, daß Deutschland
den Goldstandard aufgebe, als gering. In der Hauptsache aus drei
Ursachen. Erstens würde das Reich damit keine Erleichterung in
seiner Auslandsverschuldung erreichen, da dieser ausschließlich
Goldbasis zugrunde gelegt ist. Zweitens würde es damit keine
Erleichterung für den größeren Teil seiner inneren Schuld erlangen,
da alle Hypotheken und viele langfristige Kredite in Deutschland
Goldklauseln haben. Drittens ist es inflationsbewußt und wird nicht
so bald ein zweites Unheil gleich dem der Jahre 1920-23
riskieren.

		Aus anderen, jedoch zwingenden Gründen scheint, von Basel aus
gesehen, nur wenig Gefahr zu bestehen, daß Deutschland ein
vollständiges Moratorium auf seine privaten Auslandszahlungen
erlassen werde. Kommt es im Welthandel und im Handel Deutschlands
nicht zu einer Besserung, so läßt sich denken, daß das Reich
vielleicht ein Teilmoratorium auf Auslandszahlungen erlassen wird,
aber eben nur ein Teilmoratorium, und in dessen Rahmen würde es
fortfahren, Ausgleichszahlungen in Reichsmark auf Sperrkonten
vorzunehmen und die Wiederkehr der Liquidität abwarten, um den
Gesamtbetrag zu bezahlen.

		Geübte Beobachter erklären heute, daß sie, wenn das Basler
Finanzteleskop mit einem besonders kräftigen Okular versehen wird,
am Horizont in weiter Ferne schwache Nebelbewegungen wahrnehmen
können. Über die Bedeutung der Nebel sind sich die Fachleute nicht
einig, aber einige haben die Kühnheit gehabt, zu erklären, sie
könnten deutliche Anzeichen dafür sehen, daß ausländische
Investoren wieder Kapitalien nach Deutschland bringen werden. Ein
bis zwei, die besonders gute Augen haben, behaupten
nachdrücklichst, sie [bookmark: page130] könnten in den Investorennebeln Charakteristika
erblicken, die typisch für Amerika seien. Keiner dieser Nebel war
zu beobachten, ehe das gewaltige Massiv der Reparationen aus dem
Gesichtsfeld rückte. Der wirkliche Abschluß der Bewegung kann im
Augenblick nicht mit Genauigkeit vorausgesagt werden, aber eine
nicht unbedeutende Gruppe von Finanzastronomen läßt sich nicht
nehmen, daß die Bewegung in der erwähnten Richtung vor sich
gehe.

		Sie sind der Ansicht, daß Deutschland unter allen Ländern auf
dem Kontinent das überraschendste Gesundungsschauspiel bieten
werde. Sie weisen auf die geradezu unvergleichliche industrielle
Ausrüstung des Reiches und die überlegenen industriellen Gaben
seiner Bevölkerung hin. Sein Kredit ist seit 14 Jahren infolge der
Reparationen lahmgelegt. Heute hat es die Freiheit, seine
Bankrottpropaganda aufzugeben. Seine politische Bewegung, die an
der Oberfläche beunruhigend ist, könnte sehr wohl nichts anderes
sein als eine Bewegung auf eine schließlich deutlicher werdende
Stabilität hin.

		Wird das Basler Teleskop auf Italien gerichtet, so zeigt sich
eine Stabilität, die lediglich dadurch bedroht erscheint, daß die
italienische Stabilität mit dem Leben eines Mannes steht und fällt.
Die Zahlungsbilanz Italiens ist ungünstig; seine Gesamtreserven an
Gold und fremden Valuten für die Lira sind im Abnehmen begriffen;
der Staat finanziert sich durch pyramidenförmig gestaffelte
Anleihen; die Sparkassen nehmen kurzbefristete Einlagen auf und
investieren sie auf lange Sicht. All dies ist gefährlich, kann
jedoch unschädlich bleiben, solange Mussolini lebt.

		Richtet man von Basel aus seine Blicke auf Frankreich, so sieht
man überraschende Zukunftsbilder. Es dürfte jedoch gut sein, über
sie nach näherer Untersuchung zu berichten.

		In summa ergeben die eingehenden Beobachtungen eines
Außenstehenden von Basel aus folgendes Bild: Rückkehr Englands zum
Goldstandard, Wiederherstellung von Deutschlands Kaufkraft,
Restabilisierung der mitteleuropäischen Währungen – ein Thema, auf
das noch einmal zurückgekommen wird – und eine allgemeine
Wiederbelebung des Handels auf dem Kontinent. Auch wo die eine oder
andere dieser Entwicklungen in Wirklichkeit noch nicht vollendet
ist, läßt sich nichtsdestoweniger nachweisen, daß die Bewegung in
dieser [bookmark: page131]
Richtung vor sich geht, und es ist stets die Richtung der Bewegung,
die ausschlaggebend ist.

		Nicht die geringste Rolle in dem hier umrissenen Erholungsprozeß
wird die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich selbst spielen.
Von grundlegender Bedeutung für den ganzen Prozeß ist die Rückkehr
aller Länder zur Goldbasis. An dieser Rückkehr kann die Basler Bank
entscheidenden Anteil nehmen.

		Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, vor allem als
Transferinstrument für die deutschen Reparationszahlungen
geschaffen, ist längst über ihre ursprüngliche Bestimmung
hinausgewachsen. Als Depositenbank der Zentralbanken hat sie einen
Prozeß eingeleitet, der von überragender Wichtigkeit für die
finanzielle Zukunft Europas und der Welt werden könnte und auch zu
werden verspricht. Sie kann für die internationale Finanz und für
die Erlangung internationaler Finanzstabilität ebenso wichtig sein,
wie es die Zentralnotenbanken für die Erlangung der
Finanzstabilität innerhalb der einzelnen Länder waren.

		Man denke sich, die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich
hätte sich in dieser Zeit europäischer Kreditschwierigkeiten statt
mit einem Kapital von 400 Millionen Reichsmark mit einen von 4
Milliarden Reichsmark entwickelt und zu seinen Mitgliedern auch die
über alles wichtige Federal Reserve gezählt. Man stelle sich vor,
sie besäße genügend Mittel, um den Nationen gegenüber sowohl als
Clearing House wie als Darlehensgeber zu fungieren. Man braucht
keine besonders starke Finanzphantasie, um einzusehen, daß eine
vollentwickelte Bank für Internationalen Zahlungsausgleich die
Kreditkrise in ihren Anfängen hätte aufhalten können. Land A gerät
in Schwierigkeiten, die Auslandsgläubiger veranstalten einen Run
auf seine Banken, einen Run, der politisch angezettelt worden oder
von einer psychologischen Panik verursacht ist. Die Bank greift ein
und unterbindet mit Hilfe der Gelder, die sie aus den Einlagen von
zehn bis zwölf anderen stärkeren Ländern hat, den Run auf Land A,
bevor er Zeit hat, auf Land B überzugreifen.

		Etwas ähnliches wurde in kleinem Maßstab von der Bank beim
Einsetzen der 1931iger Krise versucht. Sie gewährte den
Nationalbanken von Deutschland, Ungarn, Österreich, Jugoslawien
[bookmark: page132] und Danzig
Notkredite. Ihre Mittel reichten nicht dazu aus, mehr zu tun. Wie
es in ihrem letzten Bericht heißt: »Die Bank fühlte sich in
Erkenntnis der Demoralisierung, zu der es gekommen war, und der
Unzulänglichkeit einer Gewährung von zusätzlichen kurzfristigen
Geldern verpflichtet, erneute Gesuche um Kredite abzuweisen, die
infolge des Pfundsturzes von etlichen Zentralbanken kamen, und
unterbrach so ihre Politik als wesentliche neue Kreditgeberin für
verschiedene Zentralbanken.« Hätte die Bank jedoch genügend Mittel
gehabt, so läßt sich sehr wohl denken, daß es zu der
»Demoralisierung« nicht gekommen wäre.

		Seitdem es in praxi keine Reparationen gibt, existiert der
ursprüngliche Zweck der Bank nicht mehr. Sie ist jedoch dadurch in
gewissem Sinne stärker geworden, als sie jemals war. Es ist jetzt
klar, daß diese internationale Organisation, nachdem sie einmal
geschaffen worden ist, dazu da ist, benutzt zu werden. Ebenso
sicher ist es, daß sie auch benutzt werden wird. 19 europäische
Finanzherren treffen sich allmonatlich hier, um ihre Probleme
durchzusprechen. Eine Zusammenarbeit dieser Art hat es noch nie
zuvor gegeben. Es ist nur vernünftig, den Rückschluß zu ziehen, daß
die Kreditkrise, hätte diese Zusammenarbeit nicht existiert,
vielleicht noch viel schlimmer geworden wäre, als sie tatsächlich
war.

		Zu den wichtigsten Aufgaben, welche die Bank jetzt hat, gehört
die Ausarbeitung der »Regeln des Goldbasisspiels«. Wenn Europa sich
erholen soll, muß es früher oder später stabile Währungen
erreichen. Bis jetzt ist noch kein gleich guter Ersatz für die
Goldbasis genannt worden, und es trifft, wie man in Basel
feststellen kann, zu, daß sich noch keine Regierung und keine
Zentralbank prinzipiell gegen die Goldbasis ausgesprochen hat. Sie
alle streben danach, zu ihr zurückzukehren. Sobald sie zu ihr
zurückkehren, wird einer der wichtigsten Schritte zur Erholung
getan sein.

		In dem Prozeß der Rückkehr zur Goldbasis, in dem Prozeß der
europäischen Erholung, wird die Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich eine hervorragende Rolle spielen. Ihre
Delegierten für den Finanzunterausschuß der
Weltwirtschaftskonferenz sind ihr ausgezeichneter amerikanischer
Vizepräsident Leon Frazer und Dr. L. J. A. Trip aus Amsterdam. Die
Vertreter der Bank funktionieren bei jeder internationalen Beratung
[bookmark: page133] als
Ratgeber. Wohl noch kein Plan, gleichgültig woher er kam, ist
angeregt worden, der der Bank nicht eine Schlüsselstellung in der
Reorganisierung des europäischen Währungssystems zuwiese.

		Das auffallendste Charakteristikum der Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich liegt jedoch darin, daß sie, obwohl sie im
privatkapitalistischen System des Profitmachens eine bedeutende
Rolle spielt und vielleicht eine noch viel größere spielen wird,
selbst außerhalb dieses Systems steht. Sie arbeitet nicht für
eigenen Gewinn, sondern zum Wohle aller ihrer Mitglieder. Es
ereignet sich vielleicht zum ersten Male, daß die Welt eine solche
rein kooperative Organisation im internationalen Finanzwesen
besitzt. Heilige Alliancen und Völkerbunde haben den Versuch
unternommen, die Welt zu befrieden. Sie alle haben auf Grund von
Prinzipien, die als altruistisch gelten, gearbeitet oder zu
arbeiten versucht, zum Beispiel auf Grund des Prinzips, daß alle
Nationen ein wahres Interesse an der Aufrechterhaltung des Friedens
hätten.

		Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich steht auf einer
weniger idealistischen, einer realistischeren und vielleicht
gesünderen Basis. Sie repräsentiert einen aufgeklärten Egoismus und
arbeitet zum Beispiel auf Grund des Prinzips, daß jede Nation ein
wahres Interesse daran habe, daß alle anderen Nationen eine stabile
Währung besitzen.

		Die Zentralbanken arbeiten allerdings auch nicht in erster Linie
für Profite, obgleich einige von ihnen Dividenden auszahlen. Auch
sie arbeiten vor allem für das Wohl ihrer Mitglieder, für das Wohl
der Finanzen ihres Landes. Aber die Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich ist die erste Organisation, welche den
aufgeklärten Egoismus im internationalen Finanzwesen arbeiten läßt.
Sie hat den Horizont egoistischer Interessen erweitert. Je weiter
dieser Horizont ist, desto größer werden die Aussichten darauf, daß
die Gesundung Europas herbeigeführt und erhalten wird.

		Von Basel aus ist zu sehen, daß Europa sich auf jeden Fall
erholen wird. Geplante Anstrengungen unter Mithilfe der Bank für
Internationalen Zahlungsausgleich können den Erholungsprozeß
beschleunigen. [bookmark: page134]

	
		
		Siebentes Kapitel.

Paris

		Frankreich hat das meiste Gold und die meisten Kanonen in
Europa. Das französische Gold und die französischen Kanonen
beherrschen diesen Kontinent. Aber Frankreich ist ein Land wahrer
Demokratie. Der Herr über das Gold und die Kanonen ist der
gewöhnliche Franzose. Was er über die Zukunft Europas zu sagen hat,
ist wichtiger als die Äußerungen des gewöhnlichen Mannes in allen
anderen Ländern.

		»Was meinen Sie?« fragte ich. »Glauben Sie, daß Europa wieder
hochkommt? Wird es sich wirtschaftlich erholen?«

		Um uns brandete das sich abrackernde, schwitzende, laute Leben
jenes Paris, das sich seinen Lebensunterhalt am schwersten
verdient. Es war vier Uhr morgens. Dieses Paris steht um zwölf Uhr
nachts auf, und um vier Uhr morgens ist seine Arbeit in vollem
Gange. Es waren die Halles, der Zentralmarkt, das, was Zola den
»Bauch von Paris« genannt hat.

		Théophile, der alte Franzose mir gegenüber am Tisch im »Café mit
dem Schild des Hundes, der raucht«, nahm die Pfeife aus dem Mund
und rief:

		»Wieder hochkommen? Was wollen Sie denn? Hat die Bank von
Frankreich nicht achtzig Milliarden Francs in Gold? Und zur Deckung
unserer Währung brauchen wir nur sechsunddreißig. Was wollen Sie
denn?«

		Théophile sprach ein schmissiges, in New York gelerntes und mit
Pariser Argot gewürztes Franco-Amerikanisch, das völlig ausreichte
und überaus bunt war.

		Ein Arbeiter in blauem Kittel klopfte auf den Schanktisch und
verlangte Kaffee. Der Schankbursch füllte ein dampfendes [bookmark: page135] Glas aus einem
hohen vernickelten Krug. Draußen wurde mit »attention«-Rufen der
Weg freigemacht für Karren, die hoch mit purpurroten Eierpflanzen,
rotgelben Mohrrüben, blauen Trauben und schneeweißem Blumenkohl
beladen waren.

		»Aber was ist mit Europa? Ihr habt das ganze Gold. Nützt es euch
etwas? Einige von euren Nachbaren haben es bitter nötig. Wie wäre
es, wenn ihr ihnen etwas davon leihen würdet?«

		Théophile knurrte. »Sind wir vielleicht eine
Wohltätigkeitsanstalt? Meinen Sie, die Bank von Frankreich ist eine
Gesellschaft Barmherziger Schwestern?

		Und was ist mit Amerika?« parierte er lächelnd und schob sich
seine Mütze noch weiter aus dem Gesicht. »Sehen Sie sich Ihren
Borah an. Ach, Ihr Borah! Der ist unsere bête noire. Was sagen Sie
für bête noire? Das heißt, daß Ihr Borah uns giftet.

		Borah giftet uns, und Amerika giftet uns. Es giftet uns, daß
Amerika in der ersten Kriegsbegeisterung gesagt hat: ›Wir können
nicht sofort Menschen schicken, aber wir schicken Geld.‹ Und jetzt
will Amerika das Geld wieder haben.

		Es vergißt, daß es 1917 nicht daran dachte, daß es das Geld
wieder haben will. Es wollte Menschen schicken, konnte keine
Menschen schicken, aber es konnte Geld schicken. Es hat uns aber
das Geld zu dem Wert geliehen, den der Franc damals hatte, und
jetzt will es es in Gold wiederhaben. Das ist ein großer
Unterschied. Amerika kennt keine Gefühle! Geld ist Geld!«

		»Und ist in Frankreich Geld nicht auch Geld?«

		»O nein! Nicht so sehr. So verlangen wir niemals solches Geld.
Wir haben Amerika zu Lafayettes Zeiten geholfen. Auch mit Geld! Das
Geld verlangen wir nie zurück. Wenn wir es heute verlangten,
wieviel würde das ausmachen?

		Nein, nein! Das Geld haben wir Amerika geschenkt. Wir nennen das
ein Souvenir. Jawohl, Souvenir. Behaltet es nur – unser Souvenir!«
Er machte eine großzügige Bewegung mit der Hand.

		»Das war heiliges Geld, gesegnetes Geld, Geld für die
Unabhängigkeit!«

		Theophile sprach das Wort »Unabhängigkeit« mit einer
langgedehnten, ausschmeckenden Betonung aus, welche die [bookmark: page136] Marktarbeiter
dazu brachte, sich umzudrehen und zu uns herüberzusehen.

		»Oui, Monsieur«, sagte er kopfnickend, »Amerika ist hart, sehr
hart. Aber Amerika begreift vielleicht gerade jetzt, daß alle
Länder leiden, wenn eines leidet; wenn ein Land leidet, leidet
Amerika auch. Gerade jetzt kommt es dahinter, wie weh es ihm tut,
wenn Europa seine Schmerzen hat.«

		»Sie meinen also nicht, daß ihr eure Schulden an Amerika
bezahlen solltet?«

		»Ah, non, darum dreht es sich gar nicht. Es dreht sich darum, ob
es Amerika nicht wehtun wird, wenn wir bezahlen?« Er lächelte
breit, lachte beinahe. »Das französische Volk weiß, daß es für
Amerika das beste ist, die Schulden zu streichen und wieder seinen
Handel zu kriegen. Das französische Volk will Amerika sogar jetzt
helfen. Deshalb wird das französische Volk die Schulden nicht
zahlen.« Jetzt lachte er laut heraus.

		»Sie sind ein Humorist.«

		»Nein, nein.« Er wurde ernst und dachte darüber nach, was noch
alles ärgerlich sei. »Uns giftet das Hoover-Moratorium. Das ist
genau so wie damals, wie Kaiser Wilhelm in Marokko auftauchte, Sie
wissen noch, Agadir, mit dem Kanonenboot. In der Diplomatie soll
ein Land, bevor es etwas unternimmt, sich beraten. Es soll etwas
sagen. Es darf nicht plötzlich handeln. Aber Hoover, der unternimmt
ganz allein – einfach so«, und er schnippte mit den Fingern.

		»Ich glaube«, er senkte seine Stimme, als hätte er mir ein
Geheimnis anzuvertrauen, und sagte mit einem langsamen
Augenblinzeln, »ich glaube, das war, damit Amerika in der Krise das
Gesicht wahren kann.

		Ihr Hoover«, redete er, sich aufrichtend, weiter, »Ihr Hoover
ist wie Ihr Wilson. Die Franzosen wissen, daß Hoover deutsches Blut
hat. Wir vergessen nie die Stimme des Blutes. Er hat immer den
deutschen Interessen geholfen. Genau so, wie Ihr Wilson den
englischen Interessen geholfen hat. Ihr Wilson hat englisches Blut
gehabt. Er ist in den Krieg eingetreten. Oui. Er hat uns geholfen,
den Krieg zu gewinnen. Oui. Aber er hat uns den Sieg
weggenommen.

		Wir hatten nichts vom Frieden. Wir hatten neunzig Milliarden
Francs Schäden, zweihundert Städte und ich weiß [bookmark: page137] nicht wieviele Dörfer
waren in Trümmern. Reparationen haben wir vielleicht zwanzig
Milliarden Francs bekommen. Siebzig Milliarden verlieren wir. Ihr
Amerika und Ihr England bringt uns immer dazu, zu reduzieren, zu
reduzieren, zu reduzieren!«

		Das hörte sich an wie die wahre Stimme Frankreichs. Es war ganz
gleichgültig, ob die Zahlen und Daten stimmten. Der Wert von
Théophiles Ausführungen lag erstens in ihrer Aufrichtigkeit und
zweitens darin, daß sie die Haltung seines Vaterlandes in klarer
und offener Sprache ausdrückten. Was denkt Frankreich? Was hat
Frankreich vor zu tun? Das ist die Antwort, gegeben von einem 59
Jahre alten Chauffeur, der, wie nur wenige Franzosen, in der ganzen
Welt umhergereist ist und deshalb, so weit so etwas überhaupt
möglich ist, weniger provinziell beschränkt sein muß als seine
Kollegen. Théophile war einmal Besitzer eines ganzen Wagenparkes
gewesen. Heute verdient er sich sein Brot, indem er Marktleute aus
den Vorstädten zu diesem Nahrungsmittelbazar bringt, dem größten,
dem malerischsten und in vielerlei Hinsicht schönsten der Welt.

		Die Schönheit liegt in den Waren. Wir verließen das Café zum
Rauchenden Hund und gingen mit Théophile zwischen Mauern aus
frischblättrigem Kohl einher, zwischen Bergen goldener Kürbisse,
Stapeln winziger weißer und leuchtend roter Radieschen, die wie
Blumen aussahen. Wir kamen an Millionen zusammengebündelter und
mannshoch aufgestapelter junger grüner Zwiebeln vorbei, an
Walderdbeeren in rohen Kisten, die mit Weinblättern zugedeckt
waren, an dunklen Artischocken in Haufen, von denen jeder nach
Tausenden zählte, an langen weißen Rüben und Türmen aus Sellerie,
an ganzen Reihen von Säcken voll zarter junger Kartoffeln. Trüffel,
Muscheln, Pflaumen und Feigen lagen in kleineren Haufen zwischen
Hügeln aus grünen Bohnen, Zuckerrüben und Kantelupen. Die Halles
sind ein Engros-Markt, aber alles, was da zu erblicken ist, sieht
aus, als wäre es sorgfältig gewaschen worden, und die ganze
Anordnung ist ein Meisterstück der Dekorationskunst.

		Die Dämmerung kam. Ihr graues Licht ließ die gelben Lampen
verblassen. Sie zeigte die ungeheuere Ausdehnung dieser gewaltigen
Speisekammer des europäischen Eßzentrums. Der Markt schien
überhaupt keine Grenzen zu haben. [bookmark: page138] In Wirklichkeit nimmt er mehr als zwölf
Stadtblocks ein. Die Zwischenstraßen verschwinden von Mauer zu
Mauer unter Gemüse, Obst und Blumen. Nur ein schmaler Weg zum
Mittelpunkt ist für den Verkehr frei. Die Durchgänge sind bevölkert
von einem Geschlecht von Männern und Frauen, die unverfälschte
Rabelais-Gestalten sind.

		Hier gibt es keine Mannequins. Die Pariserinnen der Halles haben
Taillen, die zu umfangreich für Korsetts sind. Théophile machte
einen Luftsprung, als eine muskulöse Frau einen Handwagen direkt
auf ihn zuschob.

		»Das sind die Herren!« erklärte er und brachte uns zwischen
duftenden Melonenhaufen in Sicherheit. »Sehen Sie ihnen zu, wie sie
handeln. Ich habe immer lieber mit den Männern zu tun. Aber die
Männer haben nicht die Brieftasche. In Frankreich hat die Frau die
Brieftasche.«

		Er lachte glucksend. »Glauben Sie, daß diese Damen Amerika
bezahlen werden? Ihr Washington hat mit unseren Staatsmännern zu
tun. Aber unsere Staatsmänner haben mit unseren Frauen zu tun. Das
Wahlrecht haben sie nicht Sie brauchen es auch nicht. Die
Brieftasche ist besser als der Stimmzettel. Nein, nein, die Damen
werden nicht bezahlen.«

		Die Halles verkaufen im Großen. Fast alle ihre Kunden sind
Restaurateure oder Besitzer von Detailgeschäften. Aber einige
ältere Frauen mit Körben gingen hin und her und kauften kleine
Mengen ein.

		»Das sind Wirtschafterinnen«, sagte Théophile. »Sie stehen um
fünf Uhr früh auf, kommen her, um billig einzukaufen und frische
Lebensmittel zu bekommen. Sie kaufen sie billig ein und berechnen
ihren Herren Detailpreise. Die Differenz stecken sie ein. Aber ist
es den Herren nicht so viel wert, eine so große Auswahl unter dem
Allerbesten zu haben? Die Wirtschafterinnen sind klug.

		Es wäre recht gut, es wäre recht gut«, wiederholte er, »wenn wir
eine Wirtschafterin am Quai d'Orsay hätten.«

		Wir kamen an der Kirche Saint Eustache vorbei. Sie ist an einer
Seite von Schweinefleisch begrenzt, an der zweiten von Obst, an der
dritten von Blumen und an der vierten von Knoblauch, einem ganzen
Block, der die Umgebung parfümiert. Es war genug Knoblauch da, um
die Suppen eines ganzen Kontinents zu würzen.

		[bookmark: page139] »Sie
finden, das sind viel Lebensmittel?« rief Théophile. »Das ist nicht
viel. Das ist nur für Paris. Früher einmal war mehr da. Das war für
die Reisenden. Jetzt kommen nur wenige Besucher. Was Sie sehen, ist
also für die Franzosen zum Essen.«

		Das düstere Portal einer Halle, die größer war als eine
Flugzeughalle, brachte uns zum Fleisch und zu den Fischen. Zwölf
solcher Hallen gibt es, und jede von ihnen beherbergt ihre eigene
Spezialität. Sie sind der Louvre des Fleisches.

		Hier kaufen die 10 000 Pariser Restaurants täglich
500 000 Pfund Fleisch und 145 000 Pfund Geflügel;
400 000 Pfund Fisch; 60 000 Pfund Butter und Eier und
mehr als 100 000 Pfund Käse. Ebenso wie ein eiliger Tourist
den Louvre in raschem Tempo durchschreiten kann, ohne jemals ein
Stückchen Wegs zu wiederholen und ohne jemals dasselbe Bild ein
zweites Mal zu sehen, und doch in der Zeit zwischen öffnen und
Schließen nicht imstande ist, mehr zu sehen als einen Teil der
Schätze der Galerie, ebenso könnte ein eiliger Besucher der Halles
alle diese Hallen durchwandern, ohne in einem ganzen Tag Zeit dafür
zu finden, ihren ganzen Reichtum auch nur mit einem hastigen Blick
zu umfassen.

		Diese Beobachtungsmethode ist in den Halles weniger
unersprießlich als im Louvre. In den Halles gewinnt man den
Eindruck unbegrenzter Lebensmittelvorräte, den Eindruck einer
Nation, die es sich, was den Tisch betrifft, ganz außerordentlich
gut gehen läßt, den Eindruck eines Volkes, von dem man sich kaum
denken kann, daß ihm die Unterernährung auch nur einigermaßen in
die Nähe gerückt sei.

		Wir durchwanderten Korridore von Schweinefleisch, kamen an
Blocks von Leber vorbei, durchschritten Canyons von Hühnern und
gingen an Bergketten von Rindfleisch entlang. Ganze Abteilungen
waren Lungen gewidmet, andere Mägen, dritte wieder Nieren. Das
Kalbfleisch hatte sein Königreich und das Hammelfleisch sein
Fürstentum. Fisch und Hummer, die köstliche Languste, Miesmuscheln
und Teichmuscheln – sie alle hatten ihre eigenen Hallen. Jede Ware
war ebenso künstlerisch und ebenso kunstvoll zur Schau gestellt wie
die unvergleichlichen Gemüse draußen. Ihr Anblick sättigte nicht,
sondern regte den Appetit an.

		Wir traten in das volle Tageslicht hinaus. Es war sieben [bookmark: page140] Uhr. Ein
würziger Duft wurde uns von einer Morgenbrise entgegengetragen. Er
kam aus einem Eisentopf, in dem etwas Fettes kochte. Hinter dem
Topf verteilte eine Frau Sandwiches. Sie bereitete sie frisch. Ein
Griff in den Topf förderte eine Schnitte Speck hervor. Ein zweiter
Griff eine Wurst. Ein dritter brachte ein Sieb voll französischer
Bratkartoffeln. Die Frau nahm einen ein Meter langen Laib reschen
weißen Brotes, schnitt 30 Zentimeter davon ab, teilte das Brot in
der Mitte und steckte mit einem aufmunternden »Comme ça!« den
Speck, die Wurst und die Kartoffeln dazwischen, wickelte das Ganze
in Zeitungspapier und verlangte 40 Pfennig. Einen Schritt daneben
ragte ein Haufen weißer und rosa Radieschen empor. Für 8 Pfennig
bekam man ein Bündel von 30 Stück.

		»Ach ja«, sagte Théophile, als wir unser Frühstück auf einem
Caféhaustisch ausbreiteten. »Wir Franzosen essen gut. Aber nicht so
viel wie die Deutschen.«

		Dieses Wort entfesselte seinen Redestrom.

		»Meinen Sie«, rief er, »daß die Deutschen so viel essen würden
wie jetzt, wenn sie ihre Reparationen bezählt hätten? Ich weiß, wie
die Deutschen essen. Und uns fehlen siebzig Milliarden Francs.«

		»Wenn ihr nicht so viel Geld für eure Armee ausgeben würdet,
würde euch vielleicht nicht so viel Geld fehlen«, warf ich ein.

		»Unsere Armee?« Théophile schrie nahezu. »Aber wir haben doch
nur sechshunderttausend Mann. Und Deutschland, sagen Sie, hat nur
hunderttausend. Das stimmt ja nicht. Sie haben, glaube ich, nicht
nur die hunderttausend Mann, sondern drei Millionen. In ihren
Sportgesellschaften, ›Vereine‹ nennen sie sie. Alles frühere
Offiziere und Soldaten. Alle sind bereit zu kämpfen. Die ganze
Jugend Deutschlands ist bereit zu kämpfen. Die Pfadfinder, die
zwischen sechzehn und achtzehn. Und Sie meinen, die sind nicht
vorbereitet? Sie meinen, die lernen nicht schießen? Unsere
sechshunderttausend Mann sind ein Tropfen auf den heißen
Stein.«

		Théophile biß in sein Sandwich, schlürfte seinen Kaffee und
wurde beredt.

		»Sehen Sie« – er wies mit einer gleichgültigen Geste auf den
Markt. »Sehen Sie sich unsere Friedenssehnsucht an. [bookmark: page141] Wir wollen nichts als
Frieden. Wir haben das rechte Rheinufer fünf Jahre früher geräumt,
als wir mußten. Von Rechts wegen hätten wir es erst
neunzehnhundertfünfunddreißig räumen sollen.

		Und wie hat uns Deutschland das gelohnt? Zum Dank haben die
deutschen Militaristen auf den Straßen demonstriert. Kaum war der
letzte französische Soldat aus dem Rheinland abgezogen, da brachen
die Deutschen auch schon los. Sie belästigten Deutsche, die
frankophil waren, obwohl sie uns versprochen hatten, sie würden es
nicht tun. Ihr Stahlhelm marschierte auf. Das war die Antwort
Deutschlands auf unsere Geste. Das war der Dank für uns.

		Ich habe in amerikanischen Zeitungen oft den Vorwurf gelesen,
daß wir Franzosen Imperialisten sein sollen. Das sind wir nicht.
Wir sind geborene Soldaten. Ja. Aber keine Imperialisten und keine
Militaristen. Mein Vater hat fünf Jahre gedient. Das war die
reguläre Dienstzeit in seiner Jugend. Ich habe drei Jahre gedient.
Das war die Dienstzeit in meiner Jugend. Heute dienen die jungen
Burschen in Frankreich ein Jahr. Ist das Militarismus?

		Und das«, sprach er weiter, »nachdem wir alle zweiundfünfzig
Monate in diesem Krieg dienen mußten. In diesem schrecklichen
Krieg. Ohne Sieg!«

		Er seufzte.

		Für einen Chauffeur schien Théophile ungewöhnlich viel von den
öffentlichen Angelegenheiten zu wissen. Ich fragte ihn, wie viele
von seinen Kollegen mir wohl hätten sagen können, wie hoch die
Goldreserve der Bank von Frankreich sei.

		»Sie würden staunen«, antwortete er. »Siebzig Prozent von ihnen
könnten es ganz bestimmt. Sie könnten noch viel mehr. Sie könnten
über die spanische Revolution und über ihre Folgen für Frankreich
und den deutschen Staatsstreich sprechen, und darüber, was von
Papen bedeutet, und über Adolf Hitler und was der bedeutet.«

		»Was bedeutet Adolf Hitler?«

		»Einen Strohmann für die Hohenzollern«, gab Théophile kurz und
bündig zur Antwort.

		»Aber« – er dachte an etwas Provozierendes, und sein Gesicht
hellte sich auf. »Der französische Arbeiter kann Ihnen auch
erzählen, was für ein schlechtes Geschäft wir mit Amerika [bookmark: page142] gemacht haben.
Wissen Sie noch, das ganze Kriegsmaterial, das ihr uns verkauft
habt? Ach, war das ein schlechtes Geschäft. Ihr wolltet das Zeug
nicht wieder nach Amerika zurücknehmen. Viel von dem Material war
verdorben. Wir haben es gekauft. Ein schlechtes Geschäft war das.
Nach dem Krieg waren die Geschäfte flau. Wir konnten das Zeug nicht
verwenden, und verkaufen konnten wir es auch nicht. Ein sehr
schlechtes Geschäft.

		Die Amerikaner«, rief er aus, »sind Geschäftsleute. Bessere
Geschäftsleute als die Franzosen.

		Es ist ein großer Unterschied zwischen dem angelsächsischen
Temperament und dem lateinischen. Der Angelsachse ist aus einem
anderen Lehm gemacht. Das ist eine Frage der Physiologie. Das ist
ganz richtig. Deshalb haben die Angelsachsen um so viel mehr
Gehirn, und die Lateiner um so viel mehr Gefühl.

		Was«, fragte er, »können wir gegen das Gehirn ausrichten? Sollen
wir für ein schlechtes Geschäft bezahlen, bloß weil wir viel Gefühl
haben?«

		Die Nacht in den Halles hatte ihr Ende gefunden. Der Markt
packte zusammen, um nach Hause zu fahren. Er war sehr lehrreich
gewesen. Aber Théophile war noch lehrreicher gewesen. Es kann
möglich sein, einen besseren Sprecher für Frankreich als Théophile
in Paris zu finden. Wahrscheinlich ist es nicht.

		Während wir uns durch das Labyrinth des Blumenmarkts an der
Peripherie der Halles wanden, beendeten wir unser Gespräch, indem
wir zu seinem Anfang zurückkehrten.

		»Und wie denken Sie über Europa?«

		»Ach«, knurrte Théophile, »mit Europa wird alles in Ordnung
sein, solange mit Frankreich alles in Ordnung ist.«

		Wenn aus Théophile wirklich die Stimme des gewöhnlichen Mannes
in Frankreich spricht, so sagt der gewöhnliche Mann: Frankreich
wird seine Schulden an Amerika nicht bezahlen; Frankreich wird
nicht abrüsten; Frankreich wird sein Gold nicht verleihen, um an
der Erholung Europas mitzuarbeiten; Frankreich fühlt sich in einer
Verteidigungsstellung, es fühlt sich bedroht, fühlt sich um den
Sieg betrogen und hegt Groll gegen Amerika, Argwohn gegen die
Engländer und Angst vor den Deutschen.

		[bookmark: page143] Nichts
von Propaganda schien hinter Théophiles Ausführungen zu stecken.
Soweit man so etwas beurteilen kann, schien er genau das zu sagen,
was er dachte. Ein gut Teil seiner Gedanken waren reiner Affekt.
Seine Affekte sind die Affekte Frankreichs. Und das ist der Stoff,
aus dem die Politik der Völker gemacht wird.

		*

		»Sicherheit!« rief der Führer in der Bank von Frankreich,
während er auf den 14 Tonnen schweren Stahlturm klopfte, der in die
Mauer des Gewölbes hineingleitet und sie zu einem massiven,
viereinhalb Meter starken Wall macht. »Sicherheit?« fragte er. »So
etwas gibt es nicht. Wenn eine Armee Paris einnimmt, wird jemand
die Schlüssel zu diesem Gewölbe haben. Und wenn der Mann, der die
Schlüssel hat, die Mündung einer Pistole an seiner Brust spürt, was
wird er dann mit den Schlüsseln machen?

		Er wird sie zurückgeben«, antwortete der Führer selbst auf seine
Frage.

		Wir waren 23 Meter unter dem Erdboden. Der Weg hinunter führte
durch die gewaltigste Befestigung, die je von Menschen zur Behütung
eines Schatzes ersonnen worden ist. Der Schatz ist das Gold,
welches die Bank von Frankreich besitzt und im Depot hat. Er ist
heute gegen 12 Milliarden Reichsmark wert. Nur die Vereinigten
Staaten haben gegen 4 Milliarden Reichsmark mehr. Auf der ganzen
Welt gibt es 45 Milliarden Reichsmark. Frankreich besitzt mehr als
alle anderen europäischen Länder zusammen.

		Das französische Gold ist heute, wie das französische Heer, die
stärkste Macht in Europa. Wie die Armee Frankreichs militärische
Sicherheit, so stellt sein Gold seine wirtschaftliche Sicherheit
dar – oder die Hoffnung darauf.

		»Sicherung der Sicherheit« – das ist das A und O aller
französischen Politik seit dem Krieg. Jeder Schritt, den es in der
Politik, in der Wirtschaft, in der internationalen Finanz tut, ist
heute davon beherrscht. Wenn man mit diesem Motto Frankreichs
beginnt, kann man die Spuren seines Einflusses auf jedes
öffentliche Ereignis in Europa seit 1918 [bookmark: page144] zurückverfolgen. Jedes künftige
Ereignis – soweit man in die Zukunft blicken kann – wird von dieser
französischen Politik beherrscht sein.

		Wenn Europa »wieder hochkommt«, wird das entweder in
Übereinstimmung mit der französischen Sicherheitsthese geschehen,
oder wenn die französische Auffassung davon, was für die
französische Sicherheit unerläßlich ist, mit Europas Erholung nicht
vereinbar ist, dann wird die Erholung nur im Gegensatz zur
französischen Sicherheitsidee zur Tatsache werden.

		Europa kann entweder für Frankreich oder wider Frankreich sein.
Gleichgültig gegen Frankreich kann es nicht sein.

		Der beunruhigendste Faktor in den europäischen Geschehnissen von
heute liegt in dem Umstand, daß die Franzosen niemals ihrer
Sicherheit sicher sind. Die 14 Jahre der Nachkriegsgeschichte haben
eine nicht endende Aufeinanderfolge von Verträgen mit Frankreich
als Signatarmacht erlebt. Jeder von ihnen war in der einen oder
anderen Weise zur Förderung der französischen Sicherheit erdacht.
Jeder von ihnen gipfelt im wesentlichen in der von Frankreich
seinen Vertragspartnern gestellten Frage: »Aber dir war es doch
auch ernst mit dem, was du unterzeichnest hast, nicht wahr?«

		So baut Frankreich auf Verträge. Kanonen und Gold sind etwas
viel Handgreiflicheres. Aber wie sicher ist sein Gold? Heute
besitzt es nahezu ein Drittel des gesamten Goldes der Welt. Wie
lange kann es das behalten?

		Wenn das ganze Gold der Welt zu einem Block zusammengeschmolzen
würde, könnte es mit Leichtigkeit in einem gewöhnlichen Hotelzimmer
untergebracht werden. Jede Bank schützt ihren kleinen Vorrat an dem
Metall durch Maßnahmen, die dem Schatz angemessen sind. Keine Bank
in Europa hat einen solchen Schatz wie die Bank von Frankreich, und
keine Bank der ganzen Welt hat einen solchen Geldschrank zu seiner
Aufbewahrung.

		Kein Pharao erdachte jemals ein Grabmal in den Tiefen der
größten Pyramide, das so unzugänglich wäre wie die Gewölbe der Bank
von Frankreich. Es ist fraglich, ob irgendwo in der Welt oder
jemals im Verlauf der Geschichte schon eine so undurchdringliche
Verteidigungsmauer gebaut wurde wie die, die Frankreichs 12
Milliarden Reichsmark Gold umschließt. [bookmark: page145] Hier liegt der Schlüssel zu
Europas finanzieller Zukunft. Hier ruhen die Symbole des
französischen Verlangens nach Sicherheit. Wie sehen sie aus?

		Wir gingen vom Erdgeschoß der Bank von Frankreich aus. Nach
außen ist das Gebäude ein ganz gewöhnlicher Repräsentant der
Architektur des 17. Jahrhunderts, ausgezeichnet durch den Teil der
Bank, der 1620 von François Mansard erbaut wurde. Der Bastard
Louis' XIV. mit Madame des Montespan, der zum Duc de Toulouse
gemacht wurde, erwarb diesen Teil des Gebäudes im Jahre 1713 und
gab es an einen anderen weiter, an den Duc de Penthièvre; dieser
verlor seinen Besitz zusammen mit seinem Kopf an die neue
französische Republik. Im Jahre 1811 zog die Bank von Frankreich
ein.

		Seit damals sind viele Änderungen vorgenommen und Anbauten
zugefügt worden. Die Bank nimmt heute mehr als einen Stadtblock
ein, ihr Haupteingang ist Nr. 1 in der Rue de la Vrillière. Keine
von allen Änderungen, die im Verlauf des vorigen Jahrhunderts
vorgenommen wurden, war so umfassend und so kostspielig wie die
Erbauung der neuen Gewölbe, die 1922 begonnen und erst 1927 beendet
wurde.

		Der gewöhnliche Fahrstuhl fährt vom Parterre der Bank ein
Stockwerk tiefer und hält. Das ist das Souterrain der eigentlichen
Bank, aber das Dach der Gewölbe.

		Ein zweiter Fahrstuhl bringt uns eine Treppe tiefer, und wir
stehen am äußeren Eingang der Gewölbe. Die erste Tür, gegen nahezu
2 Meter breit und 2½ Meter hoch, wiegt ganze Tonnen und bildet eine
Stahlmauer, die ungefähr 60 Zentimeter dick ist. Das ist ein Schutz
von solcher Art, wie ihn die meisten großen Zentralbanken für
ausreichend halten. Es ist jedoch nur der alleräußerste Anfang der
Befestigung für die Gewölbe der Bank von Frankreich.

		Wenn diese Außentür sich öffnet, zeigt sich ein schmaler Tunnel
von etwa 1 Meter Breite und 2½ Meter Höhe, der durch eine massive
Wand aus Stahl und Mauerwerk führt. Das ist die eigentliche Wand
des Gewölbes, aber nur die erste Wand. Ich schritt sie ab. Ich
mußte fünf lange Schritte machen, um durchzukommen. Sie ist
ungefähr 4½ Meter dick.

		Auf dem Boden des Tunnels, der durch die Wand führt, liegen
Stahlgleise. Auf den Gleisen steht, gleich jenseits des nach innen
gelegenen Tunnelendes, ein Stahlturm, der genau [bookmark: page146] die Länge und die Breite
des Tunnels hat. Der Turm wiegt 14 Tonnen.

		Wenn die Gewölbe ernsthaft verschlossen werden sollen, fährt
eine kleine elektrische Lokomotive von außen herein, durch den
Tunnel, koppelt den 14-Tonnen-Stahlturm an und zieht ihn in den
Tunnel. An einer genau berechneten Stelle schwingt der Turm, der
mittels elektrischer Kraft von außen bewegt wird, ein, fügt sich in
den Tunnel und versperrt völlig den Durchgang, so daß hier, ebenso
wie sonst überall rings um das ganze Gewölbe, eine ungefähr 4½
Meter starke massive Mauer aus Stahl und Beton entsteht. Die äußere
Tür ist dann verschlossen, sie bietet ein weiteres Hindernis von 60
Zentimeter Stahl.

		Das könnte einem ganzen Heer von Geldschrankknackern
Beschäftigung für ihr ganzes Leben geben, aber es ist erst der
Anfang, oder um genau zu sein, noch nicht die Hälfte der
Gewölbesicherung.

		Durch den Tunnel gelangt man zu einem dritten Fahrstuhl, der
weitere zwei Stockwerke in die Tiefe führt. In diesen beiden
Stockwerken liegen die Räume für Papiergeld, Wertpapiere und
Scheidemünzen, Die eben durchschrittene Befestigung genügt als
Schutz der Symbole, die das Gold darstellen. Zum Schutz des Goldes
selbst reicht sie nicht aus.

		Während wir die beiden letzten Stockwerke herunterfahren, wird
die Luft kühler. Der Führer erklärt uns, daß wir einen der vielen
unterhalb von Paris liegenden unterirdischen Seen passieren. Es ist
fälschlich berichtet worden, zum Plan der Befestigung gehöre eine
Maschinerie, mittels deren das Wasser aus dem See in die
Zwischengeschosse oberhalb des Goldes geleitet werden könnte. Das
trifft nicht zu. Der Schutz besteht lediglich aus Stahl und
Beton.

		Auf dem Grunde der 5 unterirdischen Stockwerke, 23 Meter unter
der Erde, kommen wir zu einer zweiten Wand, einer genauen
Wiederholung der oberen. Hinter einem zweiten 8-Tonnen-Stahltor
steht ein zweiter 14-Tonnen-Stahlturm, der in eine zweite 4½ Meter
dicke Stahl- und Betonmauer paßt. Ein zweites Gleispaar und eine
zweite elektrische Lokomotive sind die Mittel, mit denen das letzte
Verteidigungsbollwerk der genialsten und stärksten Festung, die je
erbaut worden ist, an Ort und Stelle gebracht wird.

		[bookmark: page147] Diese
Festung wurde natürlich nicht errichtet, sondern ausgegraben, im
Laufe von fünf Jahren in die Graniteingeweide von Paris eingebohrt.
Hier in der Tiefe sind wir von gewachsenen Felsen umgeben.
Feindliche Pioniere, die den Versuch machen wollten, die Gewölbe zu
unterminieren, müßten einen Schacht durch 19-28 Meter gewachsenen
Gesteins bohren. Dann würden sie auf die stählerne Umfassung des
Gewölbes stoßen.

		Aber die Bezeichnung Gewölbe ist irreführend. Bei dem Wort
»Gewölbe« stellt man sich einen kleinen Raum vor. Diese Gewölbe
hier unten nehmen einen Flächenraum von zweieinhalb Morgen ein!
Draußen, oberhalb der Erde, ist das Gelände von einem hohen
Holzzaun begrenzt, der das Grundstück der Bank umgibt; an der einen
Seite stößt es auf das Bankgebäude und an den anderen auf die Rue
Groix des Petits Champs, die Rue du Colonel Driant und die Rue de
Valois. Bei gemächlichem Tempo braucht man nahezu zehn Minuten, um
die Peripherie der Gewölbe oben auf der Erde zu umschreiten.

		Hier unten rufen das schwache Licht und die eng beieinander
stehenden Mauern des letzten Tunnels jenes bekannte Gefühl der
Bedrückung, des Zermalmtwerdens hervor, unter dem der Neuling in
Kohlenbergwerken leidet. Das Gefühl schwindet, während der Führer
nach rechts abbiegt und ein Diener das Licht einzuschalten
beginnt.

		Allmählich, während in einem Korridor nach dem anderen die
Lampen aufglimmen, erblickt man in der weichen Beleuchtung eine
Säulenhalle nach der anderen, die von einer zentral gelegenen Halle
ausgehen. Jede Halle ist 55 Meter lang. Zum Zentrum der Halle zu
zieht sich eine Reihe gewaltiger Säulen, die im Verhältnis zu ihrer
Höhe zu dick, aber wuchtig und kraftvoll sind. Der Boden ist mit
schwarzen und weißen viereckigen Kacheln ausgelegt.

		Die Luft ist frisch und kühl. Sie kommt aus versteckt
eingebauten Ventilationsanlagen, welche die Luft in dem obersten
Stockwerk der Bank, sechs Etagen über der Erde, einfangen.

		Die eine Halle ist für Stahltresors bestimmt. 800 Stück sind da.
Sie werden für 900 Francs im Jahr vermietet. Eine andere Halle
enthält Stahlkammern, deren jede die Größe eines [bookmark: page148] Badezimmers hat und groß
genug ist, um Tisch und Stühle und Regale für Bankdokumente
aufzunehmen. Diese werden für 30 000 Francs jährlich
vermietet. Nur französische Staatsbürger werden zur Benutzung der
Gewölbe zugelassen.

		All dies sind nur Anhängsel zu dem eigentlichen Tresorraum. Das
Goldgewölbe liegt links vom Tunnel. Es ist eine einzige riesige
Halle, 55 Meter lang und 27½ Meter breit, mit Säulen versehen wie
die anderen Hallen, aber mit offenen Regalen, die eine beständige
Kontrolle der hinter Stahlgittern funkelnden gelben Barren
gestatten.

		Über den eigentlichen Gewölben, aber noch innerhalb ihrer Mauern
liegen andere Räume. Einer von ihnen enthält ein elektrisches
Kraftwerk, das völlig unabhängig von der Stromversorgung der Stadt
ist und genügend Lagerraum für Öl hat, um einen Betrieb der Anlage
für die Dauer von sechs Wochen zu sichern.

		Ein anderer enthält einen Speisesaal, der groß genug ist, um
1000 Menschen zu fassen. Es ist Raum für Vorräte auf sechs Wochen.
Klosett- und Toilettenanlagen sind da, und Platz genug für Betten,
die im Notfall einem erheblichen Teil des insgesamt 4000 Mann
starken Pariser Angestellten Stabes unbeschränkt langen Aufenthalt
unter der Erde ermöglichen können.

		Aber viel erstaunlicher als diese Zahlen und Dimensionen ist die
Tatsache, daß wir auf dem Weg von dem Fahrstuhl, der uns vom ersten
Stockwerk der Bank heruntergebracht hatte, bis zu dem wirklichen
Aufbewahrungsort des Goldes nicht mehr als zwei Wächtern begegnet
waren.

		Alle diese Vorsichtsmaßregeln sind nicht für gewöhnliche Zeiten
getroffen. Die Befestigung ist nicht gegen gewöhnliche Diebe
angelegt. Sie ist heute nicht einmal im Gebrauch. Die äußeren
Türen, die 8-Tonnen-Stahlblöcke werden in jeder Nacht geschlossen.
Aber die Türme, die gewaltigsten Teile der Befestigung, werden
nicht allnächtlich an Ort und Stelle gebracht. Sie bleiben
außerhalb der Tunnels und werden nur einmal in der Woche, zur
Übung, an ihren Platz gebracht.

		Es liegt auf der Hand, daß diese gewaltige Befestigung zum
Schutz gegen Einbrecher überflüssig ist. Die erste Außentür der
Gewölbe würde genügen, um eine Staffel der tüchtigsten Knacker
aufzuhalten, auch wenn sie mit den allerbesten [bookmark: page149]
Sauerstoff-Azetylengebläsen ausgerüstet wären und Tage für ihre
Arbeit zur Verfügung hätten. Welchen Zweck hat die Festung? Was
repräsentiert sie? In welchem Zusammenhang steht sie überhaupt mit
dem Problem dieser Untersuchung, mit der Frage: »Kommt Europa
wieder hoch?«

		Ein Grund könnte sehr wohl psychologischer Natur sein. Das bloße
Dasein eines so gewaltig gesicherten Gewölbes muß das öffentliche
Vertrauen auf die finanzielle Stärke der Bank von Frankreich
vermehren. Damit begründete ein Beamter der Federal Reserve Bank
unsere eigenen Maßnahmen für die Sicherheit des amerikanischen
Goldes, die unvergleichlich weniger imposant sind. Ein
französischer Bankier, der durch diese Gewölbe geführt wird, muß
unbedingt den Eindruck davontragen, daß dies der sicherste
Aufbewahrungsort der Welt für sein Geld sei.

		Ein anderer Grund, der in Paris nicht oft betont wird, ist die
Angst vor dem Mob. Frankreich hat mehr Revolutionen, und zwar
heftigere, durchgemacht als die meisten anderen Länder. Freilich
ist in diesem heute offenbar stabilsten Lande auf dem Kontinent,
einem Land, das weniger Kommunisten – 12 von 605 Deputierten – hat
als alle anderen Länder Europas, in denen die Kommunistische Partei
nicht verboten ist, nichts, aber auch nicht das geringste zu sehen,
was nur von ferne auf eine Revolution hinwiese. Aber die Bank von
Frankreich ist für Jahrhunderte gebaut. Sie rechnet, wie die
römische Kirche, in langen Zeiträumen.

		Der wahre Grund für die Existenz der Festung liegt jenseits des
Rheins.

		»Sie in Amerika müssen sehr glücklich sein, daß Sie nicht an
solche Dinge zu denken haben«, bemerkte der Führer, als er
erklärte, wieso tausend Mitglieder des Bankpersonals in den
Gewölben bei einer Beschießung Zuflucht finden könnten.

		Als die Deutschen in Kanonenschußweite von Paris waren, als die
französische Regierung nach Bordeaux übersiedelte, hatte man keine
Zeit, das Gold abzutransportieren. Nicht alles Gold, das in den
Büchern der Bank von Frankreich geführt wird, ist in Paris
aufbewahrt. Ein guter Teil davon ist auf ihre 159 Filialen in ganz
Frankreich verteilt. Wenn alles hier wäre, würden diese 12
Milliarden Reichsmark annähernd 4 665 525 Kilogramm Gold
oder 1 250 000 Barren zu 3782 [bookmark: page150] Gramm ausmachen. Die rein
physische Aufgabe, mehr als 1 Million Goldbarren aus den Gewölben
auf Lastautos, von da auf Güterwagen zu verladen und sie dann nach
Städten, die im Innern des Landes gelegen sind, zu transportieren,
würde mindestens eine Woche, vielleicht noch mehr in Anspruch
nehmen.

		Was Frankreich von Deutschland befürchtet – nicht für den
Augenblick freilich, aber ganz entschieden à la longue – ist vor
allem ein furchtbares Luftbombardement, das Signal für einen
Massenanmarsch, der die feldgrauen Truppen wieder vor die Tore von
Paris und diesmal vielleicht in die Stadt selbst bringen könnte,
bevor der Widerstand zu organisieren wäre. Es läßt sich schwer
vorstellen, wie irgendeine Armee es zuwege bringen sollte,
plötzlich über die Stahlkette hinwegzukommen, die Frankreich in
seiner Barriere aus unterirdischen Forts längs der deutschen
Grenzen gezogen hat. Aber Frankreich verläßt sich niemals auf eine
einzige Verteidigungsmaßnahme. Das Heer ist ihre erste
Defensivlinie, das Gold die zweite, und zum Schutz der zweiten
Linie dienen die Gewölbe der Bank von Frankreich.

		27 Meter Stahl und Beton müßten genügen, um ein ganzes Heer zu
beschäftigen. Wenn der Feind Paris einnähme und nach Frankreichs
Schatz graben müßte, könnte er schließlich zu ihm gelangen. Mit
Hilfe moderner Bergwerksmethoden, mit der gleichen Ausrüstung, die
gebraucht wird, um einen Schacht durch die Felsen zu treiben,
welche das Johannesburger Gold enthalten, könnte ein Heer sogar zu
diesem Gold vordringen, das viel besser behütet ist, als die Natur
ihren Schatz im Quarz behütet. Aber es würde Monate dauern.

		Als wir aus den Gewölben heraufkamen, gingen wir durch die Bank,
an den altmodischen Bankboten mit ihren Dreispitzen vorbei, an
ihren geringeren Kollegen mit ihren blauen Uniformen und den
komischen kleinen, flachen Strohhüten, hinaus in die freie
Luft.

		Der gewaltige Geldschrank, den wir eben gesehen hatten, rief die
Erinnerung wach an einen anderen, der nur etliche hundert Kilometer
von Paris entfernt ist. In Frankfurt am Main steht im Keller des
Familienhauses von Mayer Amschel Rothschild sein ursprüngliches
Safe. Eine kleine, braune, mit [bookmark: page151] Eisen beschlagene Holzkiste, so steht es
heute da, ein verrostetes Erinnerungszeichen an die bescheidenen
Anfänge des europäischen Bankwesens.

		Mayer Amschel verschloß sein Geld gegen die antisemitischen,
»antikapitalistischen« Deutschen seiner Tage. Heute sitzt ein
Urenkel Mayer Amschels, der Baron Edouard de Rothschild, im
Direktorium der Bank von Frankreich. Hunderttausend von solchen
Geldkisten, wie sein Urgroßvater sie hatte, könnten in den Gewölben
untergebracht werden, die der Baron mitverwaltet. Auch ihre Mauern
wurden aus Angst vor einer deutschen Gefahr gebaut.

		Über dem Eingang der Bank wehte die Trikolore Frankreichs. Über
ihr summte ein Flugzeug. Das gab dem Bild von der Gefahr aus der
Luft einen Anstrich der Realität. Aber gegen diese Gefahr ist die
Bank von Frankreich gesichert. Ihre Mauern reichen aus.

		Reichen sie auch gegen Wirtschaftsgesetze aus? Wie lange wird
Frankreich, heute der Goldkoloß Europas, imstande sein, seinen
Reichtum zu wahren?

		*

		»Frankreich hat alles getan, was es zur Erholung Europas
beitragen kann. Nun ist es an den anderen, zu handeln.«

		Mit einer weit ausholenden Handbewegung ließ sich M. Edouard
Herriot, Frankreichs Ministerpräsident, wieder in seinem Stuhl
nieder und nickte lebhaft mit dem Kopf, um dem, was er gesagt
hatte, noch mehr Nachdruck zu verleihen. In seinen Worten drückte
sich, in aller Knappheit, die Haltung aus, die Frankreich gegenüber
der Erholung Europas einnimmt, und die Folgerungen, die daraus zu
ziehen sind, geben ein Bild von der ganzen Politik dieses Landes,
sowohl in wirtschaftlicher wie in politischer Hinsicht.

		Auf Konzessionen, Kompromisse oder Opfer von französischer Seite
ist nicht mehr zu rechnen. Frankreich erwartet heute von den
Vereinigten Staaten, von Deutschland und von England die Taten, die
etwa nötig oder erwünscht sind, wenn die Erholung dieses Kontinents
beschleunigt werden soll.

		Wir waren in den Räumen des Ministerpräsidenten am Quai d'Orsay.
Das große Zimmer war mit Wandbehängen geschmückt, [bookmark: page152] ein dicker weicher Teppich
lag auf dem Boden – unter einem anderen Ministerpräsidenten hätte
es vielleicht steif und elegant gewirkt. Unter der leichten Hand
des Ministerpräsidenten Herriot hatte der Salon etwas von dem
behaglichen Wohnzimmer einer Familie. In seinem unzerimoniellen
braunen Anzug, mit dem niedrigen weißen Kragen und der
unauffälligen Krawatte empfing M. Herriot seine Gäste mit einer
nahezu väterlichen Freundlichkeit.

		Wenn M. Herriot erklärt, Frankreich habe »alles getan, was es
zur Erholung Europas beitragen kann«, und die Sache damit auf sich
beruhen läßt, so ist das von der größten Wichtigkeit für die
Bildung eines Urteils darüber, wie Europa sich erholen kann. Vor
allem trifft das zu, wenn M. Herriot tatsächlich den Willen
Frankreichs repräsentiert. Das steht außer Frage. M. Herriot hat
heute als Chef der französischen Regierung eine Vergangenheit
hinter sich, die ihm durchaus das Recht gibt, von Frankreichs Taten
zur Versöhnung des kriegszerrissenen Europa zu sprechen. Er war es,
der im Jahre 1924 an der Spitze der französischen Regierung stand,
als Deutschland bei der Londoner Konferenz zum erstenmal wieder in
die internationale Gesellschaft der Staaten aufgenommen wurde. M.
Herriots vorbereitende Arbeit war es, die zu den Locarno-Pakten
führte, der ersten, und damals überaus erfreulichen, Verheißung
einer französisch-deutschen Verständigung. Und schließlich war es
M. Herriot, der in Lausanne in das Ende der Reparationen
einwilligte. M. Herriot ist dazu qualifiziert, mit Nachdruck von
Frankreichs »Hilfe« zu sprechen.

		Aber M. Herriot ist nicht nur Ministerpräsident von Frankreich.
Er ist auch Bürgermeister von Lyon. Seit siebenundzwanzig Jahren
leitet er die Ratsversammlungen dieser Stadt des guten Essens, der
Bürgertugenden und der Schwerindustrie. Er ist ein wahrhaft
französischer Franzose, nicht bloß Pariser Franzose. Er ist wohl
außerordentlich gelehrt, er trug – was nicht gerade demokratisch
ist – in seinem Rucksack griechische Tragödien bei sich, als er im
Heer diente, und er hat ungewöhnliche literarische Talente – aber
trotz alledem ist M. Herriot einer der wenigen wahren Demokraten,
die in Europa an der Spitze eines Staates stehen. Er setzt sich in
seinem Stuhl zurück, faltet die Hände über dem breiten [bookmark: page153] Brustkasten
zusammen, lacht, macht ein Bonmot, beugt sich vor, schlägt seinem
Gast auf das Knie, und das Lachen, das aus dem Zwerchfell des
Ministerpräsidenten aufsteigt, verjagt jeden Gedanken an
Formalitäten in alle Winde. Er ist fünfzig Jahre alt, aber der
steife Haarschopf, das joviale rötliche Gesicht, seine raschen
Bewegungen und kräftigen Gesten lassen ihn zehn Jahre jünger
erscheinen. Er ist ein Musterbeispiel der französischen
Bourgeoisie, die das Rückgrat des Landes ist.

		Es sprach tatsächlich die Stimme Frankreichs aus M. Herriot, als
er mit lebhaften, flammenden Blicken, die unter seinen buschigen
Augenbrauen hervorschossen, erklärte: »Frankreich kann nichts mehr
zu tun.« Théophile, der Chauffeur auf dem Zentralmarkt, hatte das
gleiche gesagt.

		»Gewiß«, sagte M. Herriot, »wir wünschen, daß Deutschland Ruhe
und inneren Frieden genieße.« Ich hatte gefragt, ob es nicht
zutreffe, daß Europa als Gesamtheit sich kaum erholen könne, bevor
Deutschland sich erhole, und hatte wissen wollen, was der
Ministerpräsident für die notwendigen Vorbedingungen einer
deutschen Prosperität halte. Die Antwort blieb bei »Ruhe und
innerem Frieden«.

		»Aber«, sprach er weiter, »wir haben alles, was in unseren
Kräften stand, getan, um Deutschland zu helfen. Wir haben die
Reparationen gestrichen. Bedenken Sie, was das heißt. Unter dem
Young-Plan waren noch siebenunddreißig Annuitäten an uns fällig.
Fünfunddreißig davon haben wir annulliert. Frankreich hat am
meisten zu Deutschlands Erholung beigetragen. Wir haben alles
getan, was ein guter Nachbar tun muß. Aber schließlich kann
Frankreich nicht alles allein tun. Die Gerechtigkeit verlangt, daß
die anderen auch etwas unternehmen.«

		Die »anderen«, die der Ministerpräsident meinte, waren offenbar
die Vereinigten Staaten, welche die Schulden streichen oder
reduzieren, England, das den französischen Wunsch nach einem
engeren Bündnis zur Sicherung der Sicherheit unterstützen, und
Deutschland, das aufhören sollte, gegen den Versailler Vertrag
Sturm zu laufen.

		»Der Friede«, rief M. Herriot aus, »ist die erste, die
grundlegende Vorbedingung für Europas Erholung. Ich will damit
nicht bloß sagen, daß wir uns vor Kriegen hüten müssen. Das [bookmark: page154] ist
selbstverständlich. Ich meine, daß wir Frieden in der Politik und
den wirtschaftlichen Beziehungen der Nationen brauchen. Wir müssen
bereit sein«, sagte er mit Nachdruck, sich auf das Knie klopfend,
»jedes Fünkchen von Gewalt auszutreten, das auffliegen und den
Frieden stören könnte.«

		Das letzte »Fünkchen«, das aufgeflogen war und die friedliche
Stille Frankreichs gestört hatte, war von dem Redner-Amboß des
Generals Kurt von Schleicher gekommen, des deutschen
Kriegsministers, der allgemein als die wahre Macht hinter dem
Kanzler von Papen gilt. Die Beleuchtung, die General von Schleicher
der deutschen Haltung gegenüber der Abrüstung angedeihen ließ, war
mehr als ein Funke, sie war ein Feuer, das die französischen
Befürchtungen in Brand setzte. Er erklärte in einer Rundfunkrede,
daß Deutschland ebenso viel Sicherheit brauche wie Frankreich, und
daß das Reich sich berechtigt fühle, zu ihrer Erlangung die
Reichswehr zu reorganisieren.

		Jetzt, da General von Schleicher die ansehnlichste Macht in
Deutschland darstellt, werden seine Beziehungen zu Frankreich im
Ausland lebhaft diskutiert. Amerikanische Berichte wollten wissen,
daß er vor der Übernahme seines Amtes Frankreich einen heimlichen
Besuch abgestattet und die Unterstützung M. Herriots dadurch
gewonnen hätte, daß er versprach, Hitler in Schach zu halten, die
deutschen Beziehungen mit Rußland aufzulockern und die deutsche
Feindschaft gegen Polen zu zügeln. Diese Berichte, die schon auf
den ersten Anblick hin unwahrscheinlich aussahen, wurden von vielen
Beobachtern angezweifelt. Da die französisch-deutschen Beziehungen
jedoch von solcher Wichtigkeit für die wirtschaftliche wie die
politische Zukunft Europas sind, und da so viel von dem
Persönlichen abhängt, ist es von Wert, die Beziehungen Herriot –
von Schleicher ein wenig zu beleuchten.

		Ich fragte den Ministerpräsidenten, was er über die Rede von
Schleichers denke.

		»Wissen Sie«, sagte er, »es gibt Zeiten, in denen es für einen
Politiker am besten ist, nichts zu sagen. Das ist natürlich
außerordentlich schwierig, ganz besonders wenn man, wie ich, ein
Redner ist.« Er lächelte breit, lehnte sich zurück, legte sich die
Hände auf die Brust und lachte. Dann wurde er ganz ernst.

		[bookmark: page155] »Ich
halte es nicht für ersprießlich, zu polemisieren, aber –«

		Er zog seine schweren Augenbrauen zusammen und setzte eine so
ernste Miene auf, wie ich sie bis jetzt auf seinem Gesicht noch
nicht gesehen hatte. »Sie erinnern sich vielleicht daran, daß
General von Schleicher vor kurzem auch einen Artikel geschrieben
hat, in dem er von den Franzosen als einem Volk von Heuchlern
spricht.

		Nun«, sagte M. Herriot, wobei er mit dem Kopf nickte, um jedem
Wort Nachdruck zu verleihen, »ich glaube nicht, daß wir Heuchler
sind, und wir Franzosen lassen uns entschieden nicht gern Heuchler
nennen.«

		Ein besseres Mittel zur Zerstreuung der Legende von einem
Rapprochement Schleicher-Herriot kann man sich wohl nicht wünschen.
Wenn man bedenkt, daß General von Schleicher bei der Übernahme
seines Ministeramtes erklärte, die Regierung, der er angehöre,
gedenke vier Jahre zu bleiben, wird die Bedeutung der Reaktion des
französischen Ministerpräsidenten auf die öffentlichen Erklärungen
des Generals klar.

		Aber weitere Fragen machten die Schwierigkeiten noch klarer, die
zu überwinden sind, bevor das ferne Ziel der französisch-deutschen
Verständigung näher rücken kann. Der Ministerpräsident wurde
gefragt, ob Frankreich nicht in Betracht ziehe, daß schließlich die
deutsche Politik von dem Wunsch nach Gleichberechtigung und nicht
so sehr von dem Wunsch nach Aufrüstung bestimmt sei.

		Er hörte aufmerksam zu und nickte ununterbrochen mit dem Kopf,
während ein anderer Besucher auseinandersetzte, daß das, was
Deutschland verlange, doch nicht gar so sehr viel sei: lediglich
das Recht, seine Soldaten für die Reichswehr für sechs anstatt für
zwölf Jahre anzuwerben, und das Recht, sein Heer von Fabriken
beliefern zu lassen, die das Reich selbst wähle, und nicht bloß von
den im Versailler Vertrag bezeichneten. Das sind in der Tat die
Minimalforderungen Deutschlands, und es war interessant, zu
beobachten, wie der französische Ministerpräsident sich zu ihnen
stellen würde.

		Er breitete wieder die Hände aus, nickte lebhaft mit dem Kopf
und rief aus: »Aber damit wird ja der ganze Fragenkomplex aller
Dinge aufgerollt, die im Zusammenhang mit [bookmark: page156] dem Versailler Vertrag stehen.
Das ist eine Angelegenheit für eine drei Monate dauernde
Kammerdebatte. Eine Debatte von drei Monaten!«

		Was das Resultat dieser Debatte unter Umständen wäre, war nicht
schwer zu erraten. Wir hatten den empfindlichsten Punkt in den
internationalen Beziehungen Europas berührt, den Punkt, von dem die
ganze Zukunft der französisch-deutschen Beziehungen abhängt. Jetzt,
da Deutschland die Reparationen losgeworden ist, konzentriert sich
seine Politik auf die Rüstungsfrage. In seiner militärischen
Unterlegenheit sieht es ein Symbol für die ganze Last des
Versailler Vertrages. Frankreich betrachtet seine jetzige
Waffenüberlegenheit als wesentlich für die Sicherheit der Nation.
Deutschland betrachtet sie als unerträglich. Das ist eine
Sackgasse, und im Verlauf der Unterhaltung mit M. Herriot kam
entschieden nichts zutage, aus dem sich mit einiger
Wahrscheinlichkeit schließen ließe, daß der Ministerpräsident von
Frankreich und der jetzige Kriegsminister des deutschen Reiches
gemeinsam einen Ausweg aus der Sackgasse finden dürften.

		»Was für weitere Schritte«, fragte ich, »erscheinen Ihnen nach
Lausanne als wesentlich für die Förderung einer Verständigung mit
Deutschland?«

		»Wir haben alles getan, was wir können«, erwiderte M. Herriot
fest.

		Aber M. Herriot hält den Pakt von Lausanne für ausreichend.
Nicht nur für ausreichend, sondern auch für bedeutend wichtiger,
als man zuerst von ihm dachte. Die Hausse, die im Juli an der New
Yorker Aktienbörse einsetzte, der Anfang eines Anziehens der
Warenpreise, die Steigerung des Vertrauens in der ganzen Welt, zu
der es im Spätsommer kam – der Anstoß zu alledem liegt nach M.
Herriots Ansicht vor allem im Lausanner Abkommen.

		»Es war das Signal für die Erholung«, erklärte er. »Sehen Sie
doch, wie das Vertrauen wiederkommt, nachdem es schon ganz so
ausgesehen hat, als wäre es endgültig damit vorbei. Das kam erst
nach Lausanne. Was für ein Riesenschritt war das! Messen Sie ihn
einmal. Er bedeutete die Herabsetzung der deutschen Schulden auf
ein Hundertstel. Kein Wunder, daß die Aktien stiegen.

		Aber für Frankreich sieht die Zukunft nicht so rosig aus. [bookmark: page157] Wir haben keine
Saisonbesserung gehabt. In der Regel nimmt die Arbeitslosigkeit im
Sommer ab. In diesem Sommer ist es nicht so. Ich werde in diesem
Winter schwere Anforderungen an das französische Volk stellen
müssen, um das Budgetdefizit auszugleichen. Frankreichs
wirtschaftliche Lage wird klar werden an dem Ausmaß und an der
Strenge der Maßnahmen, zu deren Einbringung im Parlament ich
gezwungen sein werde.«

		»Was wird bei der Weltwirtschaftskonferenz geschehen?
Versprechen Sie sich große Resultate?«

		»Es wird zu vielen Plänen kommen. Die Politik spielt jedoch eine
ebenso große Rolle wie die Wirtschaft. Die beiden Mächte greifen
ineinander ein.« Er verschränkte seine Finger.

		»Was halten Sie vom Francqui-Plan? Würde Frankreich bereit sein,
an einer Aufbringung von Geld zur Stabilisierung der Donauwährungen
mitzuarbeiten?«

		»Das ist einer von mehreren Plänen. Er ist sehr
interessant.«

		M. Herriot legte die Fingerspitzen aufeinander.

		Andere Franzosen sagen ganz offen, daß Frankreich gar kein Geld
aufbringen wird. Frankreich hat den Donauländern seit dem Krieg
rund 800 Millionen Reichsmark, vor allem in Gestalt politischer
Kredite, geliehen. Heute sind die meisten dieser Darlehen –
diejenigen, die noch nicht zurückgezahlt sind – zum Teil
eingefroren, zum Teil sind sie verfallen, und zum Teil drohen sie
zu verfallen. Nichtsdestoweniger hat Frankreich an einer Verjüngung
des Donaubeckens weniger direktes wirtschaftliches Interesse als
alle anderen Großmächte. Es schickt kaum mehr als ein Prozent
seines Exports nach den Donauländern. Die Politik spielt in der Tat
eine ebenso große Rolle wie die Wirtschaft, und es ist klar, daß es
zu französischer Hilfe für eine Stabilisierung in den Donauländern
nur auf einer politischen Grundlage kommen kann, die dem Wunsch
Frankreichs, seine überlegene Stellung in Europa zu erhalten und
weiter auszubauen, Vorteile bringt.

		»Ich glaube nicht, wie viele andere, daß die Krise ärger werden
muß, bevor sie besser werden kann«, sagte der Ministerpräsident.
»Sehen Sie sich die New Yorker Aktienhausse an.«

		Immer und immer wieder kam M. Herriot auf das im Spätsommer
[bookmark: page158] erfolgte
Anziehen von Aktien und Warenpreisen zu sprechen. Hoffnungsvoll
sprach er auch von einem möglichen Übergreifen der wirtschaftlichen
Besserung von Amerika auf Frankreich.

		»Die erfreulichste Aussicht für Frankreich liegt in unseren
neuen Handelsvertragsverhandlungen mit den Vereinigten Staaten. Ich
halte diese Verhandlungen für äußerst wichtig, und die Erlangung
einer guten Basis zur Verbesserung unserer Handelsbeziehungen mit
Ihrem Lande wird ein wahrer Antrieb zur Erholung sein.«

		Wir hatten das Schuldenproblem immer wieder gestreift, aber der
Ministerpräsident wich ihm aus. Schließlich fragte ich: »Würde
Frankreich eine Pauschalzahlung an Amerika in Betracht ziehen?«

		M. Herriot seufzte und gab zur Antwort: »Ich habe das Gefühl,
daß man in diesem Augenblick die Ruhe des amerikanischen Volkes
nicht stören soll. Ich hege ein Gefühl tiefer Freundschaft für
Amerika und möchte nichts sagen, was dem Land in diesem Augenblick
Schwierigkeiten bereiten könnte. Ich bemühe mich, die Amerikaner zu
studieren und zu verstehen, weil ich sie zutiefst zu verstehen
wünsche. Aber bei dem augenblicklichen Stand der Dinge habe ich das
Gefühl, daß die Amerikaner nicht beunruhigt werden dürfen.«

		Anmutig, aber mit aller Klarheit hatte der Ministerpräsident zu
verstehen gegeben, daß er auf die Kampagne zur amerikanischen
Präsidentenwahl Rücksicht nehme, und gleichzeitig, vielleicht nicht
ganz ohne eine gewisse Selbstironie, klargemacht, daß alles, was er
über das Schuldenproblem sagen könnte, beunruhigend wäre. Das war
eine diplomatische Geste, die zugleich bewies, wie groß der Wunsch
der französischen Regierung nach einer Verständigung über die
Schulden ist. Als einer der wenigen Franzosen, die in Amerika
gewesen sind und etwas von der Haltung Amerikas wissen, konnte der
Ministerpräsident die Gefühle abschätzen, die durch eine offene
Darlegung der französischen Haltung hervorgerufen würden.

		Andere französische Quellen, die an Autorität nicht so hoch
stehen, aber durchaus das amtliche Frankreich repräsentieren, waren
nicht so zurückhaltend. Sie verlangten einzig und allein, anonym zu
bleiben, und umrissen die französische [bookmark: page159] Haltung mit typisch
lateinischer Klarheit: »Frankreich wird nicht einen Cent mehr
zahlen, als es von Deutschland bezahlt bekommt. Wir könnten zahlen,
wenn amerikanische Reisende in so großer Zahl wie im Jahre 1929
nach Frankreich kommen und so viel Geld wie damals ausgeben
sollten, aber das ist nicht wahrscheinlich. Aber es hätte ja gar
keinen Sinn, die Frage der wirtschaftlichen Zahlungsfähigkeit zu
diskutieren, da es eine politische Unmöglichkeit ist, zu zahlen.
Jede französische Regierung, die darauf einginge zu zahlen, würde
hinweggefegt werden. Wir sind in eben derselben Lage, in der
Deutschland hinsichtlich der Reparationen war. Alle Welt wußte, daß
Deutschland zahlen konnte, aber nicht zahlen würde. Es ist
gleichgültig, ob wir zahlen können oder nicht, wir werden nicht
zahlen. Das Volk würde es nicht zulassen. Wir haben vor kurzem
gelesen, daß ein Beamter des amerikanischen Schatzamtes erklärt
hat, die amerikanische Regierung erwarte, daß Europa seine Schulden
am Fälligkeitstage, am 15. Dezember, bezahle. Kann man sich etwas
Absurderes vorstellen? Ist es glaubhaft, daß die Vereinigten
Staaten, nachdem Frankreich die Reparationen gestrichen hat, nicht
mindestens ein weiteres Moratorium gewähren sollten? Das
Schuldenproblem ist unlösbar, weil weder das französische Volk
nachgeben wird noch das amerikanische, ganz gleichgültig, was die
betreffenden Regierungen zu tun wünschen.«

		Dies ist, in einem Abschnitt zusammengefaßt, der Sinn der
französischen Haltung. Er mag nicht schmackhaft sein, aber es war
auch nicht schmackhaft für die Franzosen, sich der deutschen
Zahlungsunfähigkeit fügen zu müssen. Nach zahlreichen Gesprächen
mit Franzosen in hohen und niedrigen Stellungen gewinnt man den
klaren Eindruck, daß die französische Schuld praktisch nicht
eintreibbar ist, und daß jedes Kompromiß, das den Vereinigten
Staaten, in welcher Hinsicht immer, überhaupt einen Vorteil
brächte, glatter Gewinn wäre.

		»Aber«, rief der Ministerpräsident, nachdem er erklärt hatte,
daß er nicht das amerikanische Volk durch Äußerungen über die
Schuldenfrage beunruhigen wolle, »ich kann eines sagen – ich
glaube, daß eine Lösung des Schuldenproblems, die für alle Seiten
zufriedenstellend wäre, den entscheidenden Wendepunkt zur
Welterholung bedeuten würde. In Lausanne [bookmark: page160] regelten wir die Reparationen.
Wenn wir die Schulden regeln, wird nichts übrig bleiben, was den
wirtschaftlichen Aufschwung behindern könnte. Das ist meiner
festesten Überzeugung nach unbedingt richtig. Das ist der Weg, auf
dem Europa wieder hochkommen kann.«

		*

		Drei Jahre lang war Frankreich die Oase in der Wüste der
europäischen Depression. Heute ist Frankreich eine unglückselige
Insel der Unsicherheit. Morgen kann es das Opfer der
Wirtschaftsgesetze sein, deren Liebling es noch gestern war.

		Bei der Betrachtung des Problems »Kann Europa sich erholen«
haben viele Beobachter auf diesem Kontinent die Behauptung
ausgesprochen, mit Europa könne es nur besser werden, wenn es mit
Frankreich schlechter werde. Wenn dies wirklich eine Bedingung ist,
von der die europäische Erholung abhängt, dann weisen heute die
Aussichten auf ihre Erfüllung hin.

		Paris ist noch immer die lebendigste, reizvollste Hauptstadt
Europas. Auf seinen Boulevards drängt sich der Verkehr, in seinen
Restaurants drängen sich die Gäste, in seiner Nacht funkeln die
Lichter zahlloser elektrischer Reklamen.

		Der Weg von Ungarn über Österreich, die Tschechoslowakei und
Italien nach Frankreich ist ein Crescendo des äußeren Bildes der
Prosperität – von den Bewohnern der elenden Unterstände an der
Peripherie Budapests bis zu den eleganten Leuten, die die
luxuriösen Tanzlokale des Bois de Boulogne füllen.

		Frankreich hat noch immer weniger Arbeitslose als alle anderen
großen Länder der Welt. Aber wie lange wird das so sein? Es hat
noch immer mehr Gold als jedes andere Land Europas, mehr als alle
zusammen. Wie lange kann es dieses Gold behalten?

		Die kleine Erwerbslosenanzahl und der große Goldschatz: das sind
heute die Wirtschaftsbilder an der Oberfläche. Weil die Franzosen
den Schlüssel zur wirtschaftlichen Zukunft Europas in Händen haben,
verlohnt es sich, mit einiger Aufmerksamkeit die Lage Frankreichs
an der Oberfläche und dann auch unter der Oberfläche zu
betrachten.

		[bookmark: page161] Einer
der ersten Umstände, die zunächst der Beobachtung zugänglich sind,
ist Frankreichs Fähigkeit, seine Schulden an Amerika zu bezahlen.
Die wichtigen französischen Schuldziffern sehen folgendermaßen
aus:

		Die Gesamtschulden Frankreichs an die Vereinigten Staaten
betragen auf Grund der Kapitalisierung im Jahre 1926 16 Milliarden
100 Millionen RM einschließlich 1 Milliarde 640 Millionen RM für
das von den Vereinigten Staaten an Frankreich auf Kredit verkaufte
Kriegsmaterial, welches das französische Finanzministerium nach
eigener Aussage gegen einen Barbetrag von 1 Milliarde 80 Millionen
RM verkaufte. Bis zum 30. Juni 1931, dem Stichtag des
Hoovermoratoriums, hatten die Franzosen auf Schuldkonto insgesamt
800 Millionen RM bezahlt, woraus klar hervorgeht, daß Frankreich
bis dahin von den ursprünglichen Kriegskrediten nichts bezahlt
hatte, und daß ihm bis heute aus dem Verkauf des amerikanischen
Kriegsmaterials ein Nettoverdienst von 280 Millionen RM geblieben
ist.

		Der Betrag der 1982 an Amerika fälligen Schuldsumme beläuft sich
auf 200 Millionen RM. Das französische Gesamtbudget für 1932 hat
einschließlich sämtlicher Regierungsausgaben eine Höhe von 10
Milliarden RM, wovon die 1932 an Amerika fällige französische
Schuld 2 Prozent ausmachen würde. Der gesamte Heeres- und
Flottenetat Frankreichs für 1932 beträgt 2 Milliarden 800 Millionen
RM, und darauf bezogen würde die 1932 an Amerika fällige Schuld
Frankreichs noch nicht ganz 8 Prozent ausmachen.

		Diese Zahlen zeigen zunächst die erstaunliche und selten klar
erkannte Tatsache, daß Frankreich bis jetzt von seiner
ursprünglichen Schuld an Amerika noch nichts bezahlt, dafür aber
aus dem Verkauf des amerikanischen Kriegsmaterials einen
Barüberschuß in Höhe von 280 Millionen RM übrig behalten hat. Es
mag sehr wohl sein, daß das Material mit 1 Milliarde 640 Millionen
RM Frankreich gegenüber zu hoch bewertet war, aber wie das Geschäft
heute aussieht, kann sich der Käufer kaum darüber beklagen. Die
Zahlen zeigen auch, welch außerordentlich kleinen Prozentsatz die
Schuldzahlungen an Amerika im französischen Gesamtbudget und in den
französischen Gesamtausgaben für Heer und Flotte bilden würden.

		[bookmark: page162]
Keine einzige dieser Zahlen berührt jedoch die Frage, die in der
Vergangenheit von Washington zum wichtigsten Kriterium in der
Behandlung von Schuldproblemen gemacht worden ist: die
Zahlungsfähigkeit des Schuldners. Wenn Frankreichs
Zahlungsfähigkeit ausschließlich im Licht seiner finanziellen und
kommerziellen Beziehungen mit Amerika betrachtet wird, sind zwei
Faktoren von ausschlaggebender Wichtigkeit. Der eine davon ist die
franco-amerikanische Handelsbilanz, der andere die Ausgaben
amerikanischer Reisender in Frankreich.

		Zwischen 1926 und 1931 einschließlich, das heißt in dem
Zeitabschnitt, in dem Frankreich tatsächlich Schulden zahlte,
kaufte es im Werte von 4 Milliarden 440 Millionen RM mehr Waren von
Amerika als dieses von ihm, so daß Frankreich in diesen Jahren
einschließlich der Zahlung von 800 Millionen RM auf Schuldkonto
insgesamt 5 Milliarden 240 Millionen RM an Amerika überwies. Und
wenn hierzu 800 Millionen RM auf Konto des französischen Zinsen-
und Amortisationsdienstes auf Privatanleihen aus Amerika im
Abschnitt 1926 bis 1931 gerechnet werden, ergäbe sich als
Totalsumme der französischen Zahlungen an die Vereinigten Staaten
im Laufe der sechs in Frage stehenden Jahre der Betrag von 6
Milliarden 40 Millionen RM. In diesen sechs Jahren besuchten jedoch
annähernd 1 200 000 amerikanische Reisende Frankreich und
gaben laut den besten Schätzungen, die erhältlich sind, nicht
weniger als 6 Milliarden 520 Millionen RM aus, so daß Frankreich
einen Nettosaldo von 480 Millionen RM zu seinen Gunsten hatte.

		Angesichts dieser Zahlen müßte es völlig klar sein, daß die
amerikanischen Reisenden Frankreich reichlich genug mit Dollars
versehen haben, um ihm die Zahlung seiner Schulden an Amerika zu
ermöglichen.

		Diese Zahlen dürften, für sich allein betrachtet, wohl kein
französisches Argument für die Zahlungsunfähigkeit stützen können.
Aber die oben zitierten Zahlen repräsentieren lediglich die
franco-amerikanische Bilanz und sind aus der gesamten französischen
Zahlungsbilanz isoliert herausgenommen worden. Diese gesamte
Zahlungsbilanz, wie sie heute aussieht und wie sie in der Zukunft
auszusehen verspricht, ist das wirkliche Kriterium, nicht nur für
die Haltung Frankreichs [bookmark: page163] gegenüber der Amerikaschuld, sondern für
die wirtschaftliche Zukunft dieses Landes im ganzen.

		Gestern war die französische Zahlungsbilanz überaus günstig;
Gold strömte zur Bank von Frankreich, und der Franc war die
stärkste Hochwährung in Europa. Heute ist die französische
Zahlungsbilanz ungünstig geworden. Das beste erhältliche Material
spricht dafür, daß Frankreich morgen vielleicht Gold ebenso schnell
auszahlen wird, wie es in den goldenen Tagen von 1927 bis 1931 Gold
einnahm. Wenn Gold abströmt, wird die Währung dünn, und
weitblickende Franzosen fragen sich heute, was die Zukunft für den
Franc wohl bergen mag.

		Das erste Element im Rahmen dieser Betrachtung ist die Tatsache,
daß der Goldzustrom nach Frankreich sein Maximum überschritten hat.
Der Vorrat Frankreichs an Gold und in Gold umwandelbaren fremden
Valuten verdreifachte sich im Jahre der Stabilisierung 1927, er
stieg von 3 Milliarden 33.2 Millionen RM auf 10 Milliarden 348
Millionen RM im Jahre 1928 an und wuchs dann weiter auf 10
Milliarden 828 Millionen RM im Jahre 1929 und 12 Milliarden 760
Millionen RM im Jahre 1930, bis er am Ende des Jahres 1931 die
Rekordhöhe von 14 Milliarden 396 Millionen RM erreichte. In den
ersten Monaten des Jahres 1932 hielt er sich ungefähr auf dieser
Höhe, dann begann er abzunehmen, bis er in der Sommermitte um 416
Millionen RM auf 13 Milliarden 980 Millionen RM abgesunken war. Um
diese Zeit war der Gesamtvorrat der Bank von Frankreich an fremden
Valuten bis auf rund 800 Millionen RM in Gold umgewandelt
worden.

		Im laufenden Jahre hat die Abnahme allerdings bis jetzt nur 3
Prozent betragen. Das Wichtige am französischen Goldvorrat aber ist
die Quelle, aus der er kommt. Diese Quelle war das französische
Kapital, das sich während der Inflation ins Ausland geflüchtet
hatte. Es mußten die fünf Jahre von 1927 bis 1932 vergehen, bis es
in Gold zurückgebracht werden konnte, aber nach Ansicht aller
französischen und fremden Finanzbeobachter ist jetzt praktisch der
letzte Centime des französischen Kapitals wieder ins Land
zurückgekehrt. Man schätzt, daß in den Jahren von 1926 bis 1932 10
Millionen einzelne französische Staatsbürger ihr Geld nach
Frankreich zurückgebracht haben.
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Überdies hat Frankreich praktisch aufgehört, eine Gläubigernation
zu sein. Man kann sagen, daß es so ziemlich alle seine Darlehen
gekündigt hat, und alles, was es an Geldern im Ausland stehen hat,
sind einige wenige politische Kredite, von denen die Mehrzahl
eingefroren ist. Mit anderen Worten, wenn man Goldbewegungen, die
auf rein psychologischen Motiven basieren, außer Betracht läßt,
gibt es keine wirtschaftliche Quelle mehr, aus der noch Gold nach
Frankreich kommen kann.

		Zwischen dieser Lage und der amerikanischen Goldsituation
besteht ein großer Unterschied. Die Investoren der Vereinigten
Staaten haben nach den Angaben des amerikanischen
Handelsministeriums noch rund 60 Milliarden RM an Privatanlagen im
Ausland, so daß die Summe der Amerika jährlich zustehenden Zinsen-,
Dividenden- und Amortisationszahlungen vom Ausland ohne Einrechnung
der Kriegsschulden mindestens 3 Milliarden 600 Millionen RM
ausmacht. Das Problem, wie diese Zahlungen zu erhalten sind, hat
seine eigenen Schwierigkeiten. Das französische Problem gehört
heute einer anderen Kategorie an.

		In den einfachsten Begriffen ausgedrückt, lautet es: wie kann
Frankreich jetzt, da es sein gesamtes Kapital repatriiert hat,
einen Goldabfluß verhüten, der zunächst wünschenswert erscheint,
sich aber der Kontrolle entziehen und darum für die Währung
gefährlich werden mag? Der jetzige Abfluß von 3 Prozent innerhalb
weniger Monate hat gewiß nichts Beunruhigendes. Aber die Bilanz der
französischen Staatseinkünfte zeigt ein anderes Bild.

		Im Jahre 1928 hatte Frankreich nach der Berechnung Pierre
Meynials auf den Konten: internationale Warenzirkulation,
Transporte, Zinsen und Dividenden, ein reines Credit von 1
Milliarde 960 Millionen RM. Die Zahlen dieser Autorität zeigen, daß
das Credit 1929 auf 1 Milliarde 268 Millionen RM abgesunken war,
1930 auf 832 Millionen RM, und im Jahre 1931 wandelte es sich in
ein Debet von 480 Millionen RM um. Dieses Debet von 1931 konnte mit
Gold abgedeckt werden und noch immer einen Nettozustrom von rund 1
Milliarde 600 Millionen RM in Gold und fremden Valuten während des
Jahres übrig lassen, weil der Bruttozustrom an Gold und fremden
Valuten im Verlauf des Jahres [bookmark: page165] eine Höhe von ungefähr 2 Milliarden 80
Millionen RM erreichte.

		Wie wird aber das Debet der Konten: Waren, Transporte, Zinsen
und Dividenden, im Jahre 1932 aussehen? Darüber können nur
Schätzungen angestellt werden, aber gewisse klar umrissene
Tendenzen sind deutlich zu erkennen. Die Bilanz der französischen
Staatseinkünfte hat sich in vier Punkten geändert, beziehungsweise
ist sie dabei, sich rapide zu ändern: Reparationen von Deutschland,
Einkünfte von Reisenden, Außenhandelsbilanz und Einkünfte von den
wenigen im Ausland verbliebenen Darlehen.

		An Reparationen verbuchte Frankreich im Jahre 1931 bis zum
Hoover-Moratorium auf sein Konto 416 Millionen RM. Diese Summe wird
1932 und in den folgenden Jahren ausfallen.

		Auf Grund der vorsichtigst berechneten erhältlichen Zahlen, die
vom französischen Reiseamt zusammengestellt und von M. Meynial als
einigermaßen genau anerkannt wurden, verbuchte Frankreich an
Einkünften von Reisenden im Jahre 1931 ungefähr 960 Millionen RM,
im Gegensatz zu 1 Milliarde 360 Millionen RM im Jahre 1930 und dem
Maximum von 1 Milliarde 600 Millionen RM des Jahres 1929. Die
Nettoverminderung an Einkünften von Reisenden im Jahre 1932 im
Vergleich mit 1931 wird von den besten Autoritäten auf 30 Prozent
geschätzt. Das würde bedeuten, daß die Einkünfte in diesem Jahr auf
640 Millionen RM, 320 Millionen RM weniger als im Jahre 1931,
absinken werden.

		In seiner Außenhandelspolitik hat Frankreich durch
Zollerhöhungen und Kontingentierungen verzweifelte Anstrengungen
gemacht, um seine passive Handelsbilanz zu reduzieren. Der Erfolg
war, daß eine große Anzahl von Kontingentierungs-Repressalien gegen
seine eigene Ausfuhr durchgeführt wurden, die in den ersten sieben
Monaten des Jahres 1932 gegenüber dem gleichen Abschnitt 1931 um 43
Prozent abnahm, während seine Einfuhr nur um 35 Prozent sank.
Nichtsdestoweniger war die absolute Einfuhreinschränkung so groß,
daß sie die Passivität der französischen Handelsbilanz in diesem
Jahr bis jetzt um ungefähr 400 Millionen RM reduzieren konnte.

		Andererseits werden sich die Verluste Frankreichs aus
eingefrorenen [bookmark: page166] Auslandskrediten im Jahre 1932 auf Grund
vorsichtiger Schätzungen auf rund 80 Millionen RM belaufen.

		Die Bilanz internationaler Einkünfte und Ausgaben aus bzw. für
Waren, Transporte, Zinsen und Dividenden dürfte also für 1932 im
Vergleich zu 1931 erwartungsgemäß folgende Änderungen aufweisen:
ein Plus von 400 Millionen RM auf der Passivseite der
Handelsbilanz, ein Minus von 416 Millionen RM auf Reparationskonto,
ein weiteres Minus von 320 Millionen RM auf dem Konto Einkünfte von
Reisenden und ein drittes von etwa 80 Millionen RM auf dem Konto
Einkünfte von Auslandskrediten – also ein Netto-Minus im
Gesamtbetrag von rund 416 Millionen RM. Hinzugefügt zu den 480
Millionen RM des Defizits von 1931, ergäbe das für 1932 ein
Gesamtdefizit von rund 896 Millionen RM.

		Wie kann dieses Defizit ausgeglichen werden? Wenn es zutrifft,
daß das ganze französische Kapital aus dem Ausland repatriiert ist,
und daß kein Goldzufluß aus französischen Quellen erwartet werden
kann, kann das Defizit einzig und allein durch reine
Ausfuhrzahlungen von Gold oder fremden Valuten ausgeglichen werden.
Im August 1932 hatte die Bank von Frankreich noch rund 800
Millionen RM an fremden Valuten übrig. Selbst wenn diese Summe dem
Defizit auf Konto Einkünfte zugeführt wird, ist der Schluß zu
ziehen, daß gegen Ende des Jahres Gold abzufließen beginnen muß,
und daß im Jahre 1933 der Abfluß fortschreitend größer werden
wird.

		Wenn alle anderen Faktoren gleich bleiben, und wenn man annimmt,
daß das Defizit der Zahlungsbilanz nicht weiter anwächst, müßte
Frankreich im Jahre 1933 mindestens 1 Milliarde RM Gold verlieren.
Bei diesem Tempo würde es vier Jahre dauern, bis Frankreich wieder
auf dem Niveau des Jahres 1928 wäre, aber die anderen Faktoren
bleiben niemals die gleichen. Das öffentliche Vertrauen ist der
empfindlichste und am leichtesten wandelbare Faktor, und was
nüchterne Beobachter dieser Tendenz in der französischen Finanz
heute befürchten, ist die psychologische Wirkung des wirtschaftlich
bestimmten Abflusses von Gold aus den französischen Bankgewölben
auf die Stimmung in Frankreich und der ganzen Welt.

		Der durch die hier beschriebenen, rein wirtschaftlichen [bookmark: page167] Faktoren
herbeigeführte Goldverlust Frankreichs könnte dem allgemeinen
Besten dienen, indem er die Bank von Frankreich von ihrer
Blutüberfülle befreit und das Gold wiederum an Länder verteilt, in
denen es am besten zur Stabilisierung verwendet werden könnte. Ein
bedeutender Teil des Kapitals in Frankreich, dessen Höhe nicht zu
bestimmen ist, aber wahrscheinlich nicht weniger als 2 Milliarden
RM beträgt, gehört jedoch Ausländern. Es ist Panikgeld, das,
getragen von dem Strom des zufließenden Goldes, zum Franc
flüchtete. Panikgeld folgt dem Strom, und sobald zu dem
wirtschaftlich bestimmten Abfluß des Goldes der durch
psychologische Gründe bestimmte hinzukommt, sind die sich daraus
ergebenden Möglichkeiten nicht abzuschätzen.

		Diese Möglichkeiten helfen erklären, warum die Franzosen so
hartnäckig dabei bleiben, daß sie an Amerika nicht einen Centime
mehr zahlen werden, als Deutschland an Frankreich zahlt. Sie helfen
auch erklären, warum die Franzosen so hartnäckig darauf bestehen,
daß die Bank von Frankreich kein Wohltätigkeitsinstitut sei.

		Laissez faire: das ist die Quintessenz der französischen
Wirtschaftspolitik. Wenn Mitteleuropa seine Währungen
restabilisieren will, sollen sie zuerst fallen, und dann mag man
die Bank von Frankreich um Hilfe bitten. Das war die Antwort, die
mir eine französische Autorität gab, als ich fragte, ob Frankreich
sich an einem Stabilisierungsdarlehen beteiligen würde. Aber das
Laissez-faire wirkt sich nach beiden Seiten aus.

		»Frankreich«, sagte mir einer der schärfsten Finanzbeobachter in
Europa, »wird sich in wenigen Jahren Geld von Deutschland
borgen.«

		»Was wollen Sie damit sagen?«

		»Nun, das tut es doch seit dem Krieg, nicht?«

		Die französischen »Anleihen« bei Deutschland, genannt
»Reparationen«, haben seit 1922 allein gemäß der Schätzung von
Frankreichs eigener Reparationskommission nicht weniger als 6
Milliarden, oder durchschnittlich 600 Millionen RM im Jahr,
betragen.

		Heute ist diese Einkunftsquelle verstopft. Die Umwandlung von
mehr als 8 Milliarden RM französischen Kapitals in Gold, die
zwischen 1928 und 1932 vor sich ging, hat die Franzosen [bookmark: page168] eines
Einkommens von mindestens 480 Millionen jährlich beraubt. Die
französischen Preise, die heute durch den Druck seines hohen
Zolltarifs und seines Goldes gehalten werden, sind die höchsten in
Europa. Seine Einkünfte von Reisenden werden fortschreitend
dezimiert. Seine Ausfuhr nimmt rascher ab als die der meisten
anderen Länder. Seine Arbeitslosigkeit hat noch nicht die Zahl von
1 Million erreicht, aber alles spricht für eine Steigerung.

		Sein Budget weist ein zunehmendes Defizit auf, und die
Regierung, die im Jahre 1927 ihre Gesamtschulden durch die
Währungsinflation um vier Fünftel verringerte, hat heute eine
Staatsschuld von rund 40 Milliarden RM, mehr als die Hälfte der
Schuld der Vereinigten Staaten. Mindestens jeder dritte
französische Staatsbürger bezieht eine Pension in der einen oder
anderen Form.

		Der Abfluß französischen Geldes in den Jahren 1922 bis 1927 trug
dazu bei, daß England mit seinem Sterling auf der Goldbasis bleiben
konnte. Der Zufluß französischen Geldes in den Jahren von 1927 bis
1931 trug dazu bei, daß der Sterling von der Goldbasis abrutschte.
Der zu erwartende Abfluß französischen Geldes von 1932 an mag dazu
beitragen, daß der Sterling wieder auf Goldbasis kommt.

		Die Gewölbe der Bank von Frankreich sind die stärksten der Welt.
Aber die Wirtschaftsgesetze sind doch noch stärker. [bookmark: page169]

	
		
		Achtes Kapitel.

Brüssel

		Im ersten Brüsseler Restaurant waren vier Köche, vier Kellner
und vier Gäste. Von den vier führenden Restaurants der Stadt hatten
drei im Laufe des Jahres geschlossen. Der Chefkellner des
überlebenden Restaurants breitete die Hände aus, machte rasche
Bewegungen mit ihnen, fuhr mit einem Finger seine Hosennaht entlang
und rief:

		»Es hat keinen Sinn mehr, sie zu flicken. Die Wirtschaftshosen
der Welt sind abgetragen. Wir müssen ein neues Paar bekommen.«

		Er war selbst Besitzer. Aber er meinte den Kommunismus.

		Emile Francqui, der größte Geldmann Belgiens, der reichste Mann
in seinem Lande, anerkannter Führer im europäischen Bankwesen,
glaubt, daß die Hosen noch geflickt werden können, ist der Ansicht,
daß sie geflickt werden müssen, und ist überzeugt davon, daß
Europa, wenn sie nicht geflickt werden, vielleicht zwangsweise ein
neues Paar Hosen angezogen werden könnte.

		M. Francqui hat einen Plan dafür, wie sie geflickt werden
können. Als Gouverneur der Société Générale de Belgique, der
führenden Bank Belgiens, kann M. Francqui unter den Geldleuten
Europas Beachtung für seine Pläne fordern. Als belgisches Mitglied
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich und als belgischer
Delegierter für die Weltwirtschaftskonferenz kann M. Francqui
seinem Plan entscheidende Wichtigkeit für die Frage: »Wird Europa
wieder hochkommen?« verleihen.

		»Sie fragen nach Europa«, sagte M. Francqui, ein Auge schließend
und den Fragesteller mit der jovialen Ironie betrachtend, [bookmark: page170] die ihn
zum Witzbold der Basler Konferenz gemacht hat. Er lachte. »Sie
müssen wohl die Welt meinen. Wenn ein Teil krank ist, sind auch
alle anderen krank. Einige Länder, darunter Ihre Vereinigten
Staaten, haben sich mit einer chinesischen Mauer zu umgeben
versucht, aber die Krankheit klettert über die Mauer.«

		M. Francqui fühlte sich auf sicherem Boden. Sein Vaterland und
Holland haben unter allen Ländern der Welt die Führung in der
Herbeiführung geplanter Zollherabsetzungen übernommen. Das
Holländisch-Belgische Abkommen dieses Jahres, nach dem die Zölle
der beiden Länder gegeneinander sofort um zehn Prozent herabgesetzt
und alljährlich weiter reduziert werden, bis innerhalb von fünf
Jahren eine Herabsetzung von fünfzig Prozent erreicht wird, ist der
erste von europäischen Ländern unternommene Initiativschritt, die
Handelsabwürgung zu bremsen. Seine weit gesteckten Möglichkeiten
sind von M. Francquis Gedanken über die Erholung Europas mit ins
Auge gefaßt.

		»Jeder weitblickende Plan«, sprach der Gouverneur weiter,
während er sich über seinen Tisch beugte und durch das Fenster der
gewaltigen Zentrale der Société Générale hinausblickte, die das
Geschäftsviertel Brüssels beherrscht, »jeder staatsmännische Plan
zu einer Erholung muß mit der Eliminierung der Schuldenlasten
beginnen, die das Resultat des letzten Krieges sind. Solange
Schuldnernationen gezwungen sind, weiter eine Schuld zu zahlen, die
in ihren Augen eine Kriegsentschädigung ist, so lange werden sie
Gefühle des Mißtrauens und der Gegnerschaft gegen die
Gläubigernationen hegen, und solange diese Gefühle das
internationale Vertrauen schädigen, kann es keine Erholung
geben.

		Das ist die psychologische Vorbedingung der Erholung. Aber das
genügt nicht. Es ist zweitens notwendig, die Bedingungen zu
schaffen, die eine freie Zirkulation des Kapitals ermöglichen. Auch
das genügt nicht. Dann müssen wir noch die Bedingungen schaffen,
die für die freie Zirkulation der Waren unerläßlich sind.

		Jeder dieser Schritte wäre, allein unternommen, nutzlos. Das
Schuldenproblem allein zu lösen, daß hieße, einen kalten Umschlag
auf die wirtschaftliche Wunde der Welt legen. Das Schuldenproblem
zu lösen und die für die freie Zirkulation [bookmark: page171] des Kapitals nötigen
Bedingungen zu schaffen, hieße einen warmen Umschlag daraus machen.
Aber alle drei Maßnahmen zu ergreifen, das Vertrauen wieder
herzustellen, die Zirkulation von Kapital und Waren wieder zu
ermöglichen, das hieße die Wunde heilen.

		Aber bevor überhaupt etwas getan werden kann, ist es
erforderlich, die einzelnen beteiligten Seiten davon zu überzeugen,
daß etwas getan werden muß.« Er blickte seinen Besucher scharf an
und sammelte seine Gedanken, um diplomatisch zu Amerika zu
sprechen.

		»Das dürfte nicht schwer sein. Sehen Sie sich das Gold der Welt
an. Heute gleicht es Korkstücken, die während eines Sturmes auf dem
Meer schwimmen. Die Wogen des allgemeinen Mißtrauens gehen hoch.
Die Korken sind heute da und morgen dort. Kein Land, möge es heute
noch so viel Gold haben, kann sicher sein, daß es morgen noch in
seinem Besitz sein wird. Milliarden Dollar kurzfristigen Kapitals
flitzen in der Welt herum und suchen Sicherheit.

		Sehen Sie sich die Schweiz an. Vor dem Krieg hatte die Schweiz
einen Gesamtgeldumlauf von ungefähr zweihundert Millionen
Reichsmark. Heute ist der Schweizer Umlauf ungefähr sechsmal so
hoch, ungefähr tausendzweihundert Millionen. Und die Schweizer
haben so viel Gold, daß ihre Deckung hundertdreiundsiebzig Prozent
des Umlaufs ausmacht. So etwas war noch niemals da.«

		M. Francqui erwärmte sich für sein Thema. In Basel ist er für
seine lebhaften Darlegungen berühmt.

		»Kein Land ist immun gegen eine Panik. General Soundso in
Deutschland hält fünfzehn Kilometer von der Grenze entfernt eine
Rede und schwört, sein Vaterland werde das ihm angetane Unrecht
heimzahlen. Zeitungen berichten, daß sechzigtausend Zuhörer Hurra
riefen und gelobten, sich Elsaß-Lothringen wiederzuholen. In Paris
lesen die Leute die Rede. Sie schütteln den Kopf.« M. Francqui
schüttelte den Kopf und runzelte die Stirn.

		»Dann laufen sie, um sich ihr Geld aus der Bank zu holen und es
an eine sicherere Stelle zu bringen. Sie vergessen ganz, daß die
sechzigtausend Zuhörer wahrscheinlich ausnahmslos alte Männer mit
dicken Bäuchen waren, und daß die sechzigtausend zusammen
vielleicht sechs Millionen Jahre alt [bookmark: page172] sind.« Er lachte. »Nein, sie lesen
ganz einfach die Rede, und los gehen sie mit ihrem Geld. Oder die
Leute lesen, wie vor einigen Monaten, daß der Dollar wackelt.
Augenblicklich beeilen sich Tausende, ihre Dollars in irgendeine
andere Valuta umzuwechseln. Dann hören sie, daß die andere Valuta
doch nicht so gut ist, und beeilen sich, ihr Geld wieder in Dollars
einzuwechseln. Niemand denkt mehr an ein Investieren. Alle sind nur
auf Sicherheit aus, auf Sicherheit, auf eine Sicherheit, wie sie in
einer Welt, die an der jetzigen Psychose leidet, niemals erlangt
werden kann.

		Frankreich, die Vereinigten Staaten, die Schweiz und Holland
ersticken heute in Gold, weil die ganze Welt diese Länder für
sichere Anlageorte für ihr Geld hält. Aber der Sturm tobt weiter,
und morgen kann der von der Panik gehetzte Mob nach Chile, nach
Paraguay oder Gott weiß wohin laufen. Es ist Tollheit, und weil es
Tollheit ist, der keine wahre ökonomische Untersuchung des
Zustandes der Währung irgendeines Landes zugrunde liegt, kann sie
ebenso leicht ein gesundes Land wie ein nicht gesundes
infizieren.

		Es bedeutet nicht einmal einen Schutz für ein Land, wenn es
große Depots in fremden Valuten hat. Denn die Tollheit kann die
eigene Bevölkerung ergreifen. Die Menschen innerhalb des Landes
können ihren Glauben an die eigene Währung verlieren und sich in
andere Währungen flüchten, ganz so, wie es die Menschen in
Deutschland und Mitteleuropa getan haben. Es ist also klar, daß die
ganze Welt, ausnahmslos, auf das lebhafteste an der
Wiederherstellung des allgemeinen Vertrauens interessiert sein muß,
und auch daran, daß die Dinge getan werden, die zur Herbeiführung
der Erholung unerläßlich sind.

		Daraus folgt ganz von selbst, daß die Vereinigten Staaten auch
an einer Lösung des Problems der zwischen den Regierungen
schwebenden Schulden interessiert sind. Es mag jedoch vorsichtig
sein, dieses Problem auf sich beruhen zu lassen und die beiden
nächsten Schritte von fundamentaler Notwendigkeit zu
betrachten.

		Wenn wir ein Heilmittel anzuwenden suchen, müssen wir zuerst die
Stelle finden, der es zu applizieren ist. In Europa ist die
wundeste Stelle das Donaubecken. Europa kann sich nicht erholen,
ohne daß Deutschland sich erholt, und Deutschland [bookmark: page173] kann sich nicht
erholen, ohne daß Österreich und Ungarn, Jugoslawien, Rumänien, die
Tschechoslowakei und Bulgarien sich erholen.«

		Es war sehr eindrucksvoll, zu hören, wie ein belgischer Bankier
so nachdrücklich versicherte, daß Deutschlands Erholung nicht nur
wünschenswert, vielmehr notwendig sei. In dieser Hinsicht sind die
europäischen Finanzmänner fast ohne Ausnahme der gleichen Ansicht
wie er. Dies war für M. Francqui ganz selbstverständlich.

		»Das erste, was wir tun müssen, ist also eine Aktion zur
Wiederherstellung der Zirkulation von Kapital und Waren in den
Donauländern. Um ihren Handel wieder herzustellen, müssen sie sich
von ihren Restriktionen für fremde Valuten freimachen, und um diese
Restriktionen aufheben zu können, müssen sie Gold zum Schutz ihrer
Währungen haben. Nun lautet die große Frage: ›Woher soll das Gold
kommen?‹«

		Damit ist der wesentlichste Punkt des Francqui-Planes berührt.
Der belgische Bankier war einer der ersten, die einen praktischen
Weg zur Aufbringung des Geldes vorschlugen.

		»Die Regierungen können es nicht hergeben«, sprach er weiter.
»Ihre Staatskassen sind leer, und ihre Parlamente würden niemals
einen Goldkredit gestatten. Es geht auch nicht, daß die
Zentralbanken bei dem heute herrschenden außergewöhnlichen Zustand
allgemeinen Mißtrauens Gold in der gewöhnlichen Art verleihen. Wenn
die Bank von Frankreich morgen den Donauländern ein Golddarlehen
gewährte, würde es eine Interpellation im Parlament und übermorgen
vielleicht eine neue Regierung geben. Nein, es muß einen anderen
Weg geben.

		Mein Vorschlag geht dahin, daß jede von denjenigen
Zentralbanken, die Gold in Überfluß besitzen, einen gewissen
Prozentsatz, sagen wir fünf Prozent ihres Goldbestandes, auf die
Seite legen und gegen dieses Gold Zertifikate ausgeben soll. Es ist
jedoch wichtig, daß das Gold selbst bei jeder einzelnen der
verschiedenen führenden Zentralbanken verbleibt.

		Die Goldzertifikate aber müßten der Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich übergeben werden, die ihrerseits ermächtigt
werden müßte, die Zertifikate an die Zentralbanken der Donauländer
zur Stabilisierung ihrer Währungen weiterzugeben, doch unter
bestimmten, genau formulierten strengen [bookmark: page174] Bedingungen. Weiterhin
wäre es auch notwendig, daß die Regierungen der
darlehenempfangenden Länder ihren Zentralbanken eine Garantie dafür
gäben, alle möglichen Verluste abzudecken – aber ich werde
beweisen, daß Verluste ganz unmöglich wären.

		Die Donaubanken erhalten die Anleihe ohne fixierten Termin unter
folgenden Bedingungen: jede darlehenempfangende Zentralbank muß
sich von der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich einen
Berater stellen lassen. Der Berater wird da sein, um dafür zu
sorgen, daß das Abkommen, auf Grund dessen die Anleihe gegeben ist,
haargenau eingehalten wird, und es wird klar sein, daß die
Goldzertifikate, sollte das Abkommen nicht eingehalten werden,
zerrissen werden. Das würde bedeuten, daß die Währung des in Frage
stehenden Landes augenblicklich auf Null absänke und die Regierung
des Landes sich unter vielleicht peinlichen Umständen ihres Amtes
enthoben sähe.

		Nein, nein«, sagte M. Francqui lachend. »Es ist ganz gewiß, daß
das Abkommen eingehalten würde. Es würde drei Hauptpunkte
enthalten: erstens, daß die Regierung ihr Budget ausbalanciert und
in diesem Zustand erhält; zweitens, daß die Zentralbank eine
wirkliche Kontrolle über den Umfang des Kredits ausübt; drittens,
daß die internationale Zahlungsbilanz ausbalanciert wird. Der
dritte Punkt ist überaus wichtig, weil er bedeutet, daß die in
Frage stehenden Länder sich zu einer Herabsetzung ihrer Zölle
verpflichten müßten.

		Aber diese Zollherabsetzung muß nicht unbedingt so plötzlich
vorgenommen werden, daß sie das Leben der Nationen gefährdet.« M.
Francqui lachte wieder. »Wenn ein Mann eine Treppe herunterkommt,
springt er nicht über ein ganzes Stockwerk auf einmal. Er nimmt bei
jedem Schritt eine Stufe. Wir wollen nicht, daß irgendein alter
Herr von Land so rasch herunterspringt, daß er sich die Beine
bricht.

		Nun wollen wir sehen, was geschehen würde, wenn einmal all dies
getan ist. Meiner Meinung nach würde folgendes geschehen: in jedem
der betreffenden Länder würde das heimische Kapital, das ins
Ausland geflohen ist, zurückkehren, sobald offenbar würde, daß die
Währung des Landes wieder stabil ist, und sobald der Handel sich
besserte. Ich halte es sogar für wahrscheinlich, daß innerhalb
weniger Jahre nach [bookmark: page175] Inangriffnahme dieser Aktion die
Goldzertifikat-Darlehen zurückgezogen werden könnten, da genug
eigenes Geld in die Länder zurückgekehrt wäre, um eine angemessene
Deckung der Währungen zu ermöglichen.

		Ich bin überzeugt davon, daß die meisten Donauländer genug
eigenes Kapital zur Stabilisierung ihrer Währungen haben, sobald
einmal das Vertrauen wieder hergestellt ist. Damit soll nicht
gesagt sein, daß ich meine, die Staatsbürger Österreichs und
Ungarns hätten genug Gold im Ausland, um augenblicklich den ganzen
Reservebedarf ihrer Währungen abzudecken, aber lassen Sie die
Währungen nur einmal stabilisiert sein, dann wird genug Geld
freiwillig vom Ausland hereinkommen, um mehr als den Bedarf der
Währungsreserven abzudecken.

		Wenn es nun gleichzeitig mit diesem Plan zur Wiederherstellung
der Währungen, des Kredits und des Handels in den Donauländern
möglich wäre, die Organisierung einer internationalen
Rediskontierungsbank herbeizuführen, dann hätten wir die
fundamental notwendigen Maßnahmen zur Lösung der jetzigen Krise und
zur Verhütung weiterer unternommen.«

		Hier kam M. Francqui auf Dinge zu sprechen, die von besonderem
Interesse für Amerikaner sind, die Geld in Europa angelegt
haben.

		»Was war die Hauptursache dieser Kreditkrise? Sie kam, weil wir
kein Zentralorgan hatten, das die Gewährung von Krediten ans
Ausland beaufsichtigte. Ein amerikanischer Bankier kam zu einem
deutschen Bankier und sagte: ›Wollen Sie nicht etwas Geld borgen?
Sie können von mir zehn Millionen Dollar zu fünf Prozent
haben!‹«

		M. Francqui zog erstaunt die Augenbrauen zusammen.

		»›Akzeptiert‹, sagt der deutsche Bankier.

		Am nächsten Tag kommt ein englischer Bankier zu dem deutschen
und sagt: ›Wollen Sie nicht etwas Geld borgen? Sie können von mir
zwei Millionen Pfund zu vier Prozent haben.‹«

		M. Francquis Gesicht drückte Zufriedenheit aus.

		»›Akzeptiert‹, sagt der deutsche Bankier. Nun nimmt der deutsche
Bankier das Geld, weil er die Möglichkeit hat, es zu sieben Prozent
zu verleihen. Aber am nächsten Tag kommt ein holländischer Bankier
und leiht ihm noch mehr. Und der [bookmark: page176] Amerikaner weiß nichts von dem
Engländer und dem Holländer, der Engländer weiß nichts von dem
Amerikaner und dem Holländer und so fort. Für ein Darlehen wäre die
deutsche Bank gut, aber alle drei sind zu viel für sie. Auf diese
Art kam es zu der gewaltigen Überexpansion des Kredites an
Deutschland.

		Hätte man nun aber eine Internationale Rediskontierungsbank,
durch die alle diese Kredite laufen müssen, so wäre es für jeden
einzelnen Geldnehmer ein Ding der Unmöglichkeit, zu viel zu borgen.
Die Existenz einer derartigen Bank wäre im internationalen
Finanzwesen ebenso wichtig wie die Existenz der Federal Reserve
Bank für die Finanzen Amerikas. Die Errichtung einer derartigen
internationalen Rediskontierungsbank ist meiner Ansicht nach für
die Stabilisierung des internationalen Finanzwesens und für die
Verhütung eben solcher Kreditverbrechen wie desjenigen, unter dem
wir heute leiden, außerordentlich wesentlich.«

		»Was aber, wenn keiner dieser Pläne durchkäme? Was, wenn Ihr
Donauplan akzeptiert würde, aber die Währungen sich nicht
stabilisieren ließen?«

		M. Francquis Gesicht verdüsterte sich. »Wenn nicht innerhalb
eines Jahres Anstrengungen zu einer geplanten Erholung zu einem
Erfolg führen, wenn die Zustände von heute fortdauern – da muß ich
sagen, meinem Gefühl nach käme es dann gar nicht mehr darauf an, ob
ein paar Zentralbanken einige Prozent ihres Goldes verlieren oder
nicht, denn um diese Zeit würde die ganze Welt schon in Rauch
aufgehen.

		Wir würden alle zusammen miteinander verkrachen«, rief er aus.
»Ich sage Ihnen, die Verantwortung der Menschen, die heute die
Regierungen leiten, ist sehr groß. Wie lange, meinen Sie, können
Sie Ihre acht, zehn, zwölf Millionen Arbeitslosen in Ordnung
halten? Wie lange meinen Sie, kann Deutschland seine Arbeitslosen
in Ordnung halten? Wie lange können Nationen weiter existieren,
wenn der Umfang des Welthandels ein Drittel, noch weniger als ein
Drittel des normalen ist?

		Die Vereinigten Staaten sagen, bei der Weltwirtschaftskonferenz
dürfe es keine Diskussion der internationalen Schulden, keine
Diskussion der Zolltarife geben. Wenn Washington dabei bleibt, eine
Diskussion der allerwesentlichsten und wichtigsten [bookmark: page177] Faktoren zu
verweigern, dann soll es mich nicht überraschen, wenn Europa zu dem
Entschluß kommt, sie allein zu diskutieren. Europa weiß, daß es auf
diesem Kontinent, wenn nicht innerhalb der allernächsten Monate
Maßnahmen zur Besserung seiner Wirtschaftslage ergriffen werden, zu
großen Unruhen kommen wird. Wenn eines der großen Länder in
Schwierigkeiten gerät, eine Revolution durchmacht, kommunistisch
wird – was wäre das Resultat für das übrige Europa?«

		»Sie meinen Krieg?«

		M. Francqui nickte.

		»Aber kommt es zu Kriegen nicht gewöhnlich während Perioden mit
steigenden Preisen?«

		»Das mag richtig sein, vergessen Sie aber nicht, daß noch nie
zuvor im Verlauf der Geschichte die Preise so rasch, mit solcher
Heftigkeit und so tief gestürzt sind wie während dieser Krise. Das
ist der wahre Grund dafür, daß es durchaus möglich ist, daß
vielleicht Revolutionen kommen, und daß die Revolutionen vielleicht
von Kriegen gefolgt werden. Meinen Sie, die Nachbaren eines
europäischen Landes, das kommunistisch wird, könnten in aller
Gelassenheit zusehen?

		Nein, nein«, rief M. Francqui aus, »es würde zu einem
Interventionsversuch kommen, es würde zum Krieg kommen und dann zum
Chaos. Die Folgen sind gar nicht vorauszusehen; ich wiederhole, es
ist unmöglich, die Folgen abzusehen, die sich ergeben würden, wenn
man es noch länger hinausschiebt, die Heilmittel anzuwenden, die zu
Europas Erholung führen können.«

		M. Francqui riß die Augen weit auf. Es war ihm bitter ernst.
Dann änderte sich seine Stimmung, er lächelte wieder und sagte:

		»Aber ich gründe meine Hoffnungen für die Zukunft auf die
Überlegung, daß nunmehr die wichtigsten Nationen, die Großmächte,
überzeugt davon sein müssen, daß es notwendig ist, zu handeln. Und
der Anfang, den die beiden kleineren Länder Belgien und Holland
gemacht haben, ermutigt mich. Meiner Ansicht nach ist das Abkommen
dieser beiden zur Herabsetzung der Zölle von äußerster Wichtigkeit.
Vergessen Sie nicht, daß diese zwei Länder, die innerhalb ihrer
europäischen Grenzen wohl nur sechzehn Millionen Einwohner [bookmark: page178] haben,
einschließlich ihrer Kolonien nahezu neunzig Millionen umfassen.
Und wenn die skandinavischen Staaten, vielleicht auch die
Donauländer dem Abkommen beitreten, dann hätten Sie eine
Wirtschaftseinheit von etlichen hundert Millionen Menschen. Das muß
ein Magnet werden, der mit unwiderstehlicher Gewalt andere Länder
anzieht. Ich halte es für wahrscheinlich, daß England nach der
Reichskonferenz in Ottawa beitreten wird, später auch Polen und so
fort. Die Aussicht auf eine wirtschaftliche Neuorganisierung des
europäischen Handels auf einer gesünderen Basis als bisher ist
verheißungsvoll, wenn Sie die Möglichkeiten bedenken, die dieser
Pakt allein in sich birgt. Europa hat alle Chancen, sich zu
erholen, wenn es nur will.«

		Ob sie nun gut oder schlecht begründet ist, die Furcht vor einem
Zusammenbruch in Europa ist groß. M. Francqui hat das Problem
dargelegt und einen Plan geboten. Wieder kommt es auf Frankreich
an, aber im Rahmen des Francqui-Planes zum Wiederaufbau kommt es
auch auf Amerika an. [bookmark: page179]

	
		
		Neuntes Kapitel.

Berlin

		Die Stunde der deutschen Erholung hat geschlagen, das Reich
steht heute an der Schwelle zu seiner verheißungsvollsten
Wirtschaftsperiode seit dem Krieg.

		Die Politik kann die Uhr anhalten. Der Militarismus kann das
Vertrauen lähmen. Wirtschaftlicher Nationalismus könnte sehr wohl
Deutschland in einer selbst auferlegten Blockade einschließen. Eine
absolute Prophezeiung unmittelbarer Erholung ist nicht
gerechtfertigt. Aber im Augenblick spricht alles dafür, daß noch
nicht dagewesene Vorbedingungen für eine Erholung existieren.

		Wenn Deutschland wieder hoch kommt, kommt Europa wieder hoch. Im
Verlauf der ganzen Untersuchung über die Frage: »Kann Europa sich
erholen?« war kein Tatsachenmaterial so wichtig wie die Reihe von
Faktoren, die heute sämtlich darauf hinweisen, daß Deutschland
bereit ist, mit einer Plötzlichkeit und Schnelligkeit, welche die
Welt vielleicht in Erstaunen versetzen werden, zur Prosperität
zurückzukehren.

		In einem Atemzug, und sei er noch so lang, sind diese Faktoren
nicht einmal aufzuzählen. Vor allem zahlt Deutschland keine
Reparationen mehr. Dies ist der wichtigste von allen Faktoren, denn
er bestimmt psychologisch die Haltung der Nation.

		Die industrielle Ausrüstung Deutschlands ist weitaus die beste
in ganz Europa.

		Die Kosten der Arbeit liegen für das Reich tiefer als für seine
wichtigsten Rivalen und werden noch tiefer sinken.

		Seinem Budget fehlt weniger zur Ausbalancierung als den [bookmark: page180] Budgets
der meisten anderen europäischen Länder. Seine Regierung hat in
unmißverstehlicher Weise den Prinzipien des Privatkapitalismus
Treue gelobt und ein wagemutiges Programm zur Anregung des privaten
Unternehmungsgeistes veröffentlicht.

		Seine Bankrotte haben mehr als 30 000 Konzerne zum
Verschwinden gebracht, und heute, da sich nur die stärksten Firmen
am Leben erhalten haben, ist die Anzahl der Bankrotte auf eine
Rekordziffer der Niedrigkeit heruntergegangen.

		Das Tempo der Abnahme in Wirtschaftstätigkeit und Produktion hat
sich verlangsamt, bis beide nahezu stationär geworden sind. Seine
Vorräte an Waren und Fabrikerzeugnissen sind so gut wie
aufgebraucht und verlangen Ersatz. Seine Arbeitslosigkeit ist in
diesem Jahre bei weitem nicht so rasch angewachsen wie 1931.

		Das öffentliche Vertrauen, sowohl zur Wirtschaft wie zur
Währung, kehrt wieder, und große Summen deutschen sowie fremden
Geldes fließen auf den Markt und wieder zurück in die Reichsbank.
Die Berliner Börse hat die größte Effektenhausse seit 1929 erlebt.
Kurzfristige Gelder beginnen wieder langfristige Anlagen zu
suchen.

		Der Vorrat der Reichsbank an Gold und fremden Valuten hat
abzunehmen aufgehört oder gar wieder um eine Kleinigkeit
zugenommen. Obwohl der Außenhandelsüberschuß in der ersten Hälfte
des Jahres 1932 abnahm, müßte die normale saisonmäßige Verbesserung
in der zweiten Hälfte des Jahres die Aussichten für die
Zahlungsbilanz verbessern.

		Deutschland hat in diesem Jahr seine größte Ernte seit dem
Krieg, es hat zum erstenmal mehr erzeugt als seinen eigenen
Getreidebedarf.

		Schließlich geht die politische Entwicklung im Inneren trotz
allen Oberflächenzeichen, die auf das Gegenteil hinzuweisen
scheinen, auf eine Stabilisierung zu, und die jetzige autoritative
Regierung verspricht für den Zustand inneren Friedens zu sorgen,
der für wirtschaftliche Unternehmungen notwendig ist. Die deutsche
Sozialdemokratie, in der Vergangenheit der Hauptfeind des
freizügigen Privatkapitalismus, ist zusammengebrochen. Hitlers
Nationalsozialistische Partei, die Hauptgefahr des
Privatkapitalismus in der Zukunft, ist aufgefangen. Mit einem Wort,
sowohl die automatischen [bookmark: page181] wirtschaftlichen wie die geleiteten
politischen Kräfte des Privatkapitalismus sind in Deutschland
wieder zur Herrschaft gelangt.

		Weitaus der wirksamste von allen diesen Faktoren ist die
Bereinigung des Reparationsproblems. Die bloße Nennung der in Frage
kommenden Zahlen ist imposant. Vor nicht mehr als elf Jahren
verlangte die Pariser Konferenz von Deutschland 224 Milliarden
Reichsmark Reparationen, das heißt etwas mehr als die Summe, auf
die damals das gesamte Nationalvermögen des Reiches geschätzt
wurde. Durch die Londoner Konferenz, die Ruhrbesetzung und den
Dawesplan wurde diese Summe immer weiter herabgesetzt, bis sie im
Youngplan auf rund 40 Milliarden Reichsmark kam. Lausanne
verringerte diese Summe auf den unbedeutenden Rest von 3 Milliarden
Reichsmark, die erst dann bezahlt zu werden brauchen, wenn der
Weltkreditmarkt bereit ist, den entsprechenden Betrag an deutschen
Anleihen aufzunehmen.

		Was für fiskalische Gewinne die deutsche Regierung aus dem
Doppelprozeß der Inflation 1919-1924 und der Reparationsstreichung
1932 gezogen hat, ergibt eine Betrachtung der folgenden, selten
genannten, Zahlen.

		Die Vereinigten Staaten hatten im Jahre 1913 eine Staatsschuld
von 4 Milliarden 900 Millionen Reichsmark. Der Krieg erhöhte unsere
Schuld, bis sie im Jahre 1921 94 Milliarden 300 Millionen
Reichsmark betrug. Heute macht sie 76 Milliarden Reichsmark aus,
ungefähr 640 Reichsmark pro Kopf. Das ist das Siebzehnfache der
Vorkriegsschuld.

		England hatte im Jahre 1913 eine Staatsschuld von 14 Milliarden
120 Millionen Reichsmark. Durch den Krieg wurde die Schuld auf 152
Milliarden Reichsmark im Jahre 1919 erhöht. Die Sterlingabwertung
hat sie heute auf 104 Milliarden Reichsmark, ungefähr 2400
Reichsmark pro Kopf, herabgesetzt. Das ist das Achtfache der
Vorkriegsschuld.

		Frankreich hatte 1913 eine Staatsschuld von 26 Milliarden
Reichsmark. Der Krieg erhöhte sie auf 228 Milliarden Reichsmark im
Jahre 1919. Durch die Inflation erreichte Frankreich, daß seine
Schuld heute nur 56 Milliarden Reichsmark, 1360 Reichsmark pro
Kopf, ausmacht. Das ist ungefähr das Doppelte der
Vorkriegsschuld.
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Deutschland hatte 1913 eine Staatsschuld von 20 Milliarden 800
Millionen Reichsmark. Der Krieg erhöhte sie, die Reparationen nicht
eingerechnet, auf 196 Milliarden Reichsmark im Jahre 1919. Durch
die Inflation reduzierte Deutschland seine Schuld auf ihre heutige
Höhe von 10 Milliarden Reichsmark, 160 Reichsmark pro Kopf, und da
die Reparationen nicht mehr existieren, ist dies die Effektivhöhe
der Staatsschuld des Reiches. Selbst wenn die unbedeutende Summe
der Lausanner Regelung, 3 Milliarden Reichsmark hinzugefügt wird,
kommen nicht mehr als 13 Milliarden Reichsmark heraus. Die
Youngzahlungen hätten die gesamte Staatsschuld Deutschlands
ungefähr auf die Größe der französischen gebracht. In ihrer
heutigen Höhe aber beträgt die Staatsschuld Deutschlands nicht ganz
die Hälfte seiner Vorkriegsschuld.

		Infolge des Krieges ist also die Staatsschuld Amerikas heute
siebzehnmal so groß wie vor dem Krieg, die britische achtmal so
groß und die französische doppelt so groß, während die deutsche nur
halb so groß ist. Außerdem beträgt nach deutschen Zahlen die
öffentliche Gesamtverschuldung von Reich, Staaten und Gemeinden
heute rund 24 Milliarden Reichsmark, gegen 32 Milliarden Reichsmark
vor dem Krieg.

		Man kann sich nicht der Schlußfolgerung entziehen, daß die Lage
Deutschlands hinsichtlich seiner öffentlichen Verschuldung infolge
der Reparationsstreichung gewaltig besser ist als die Amerikas,
Englands oder Frankreichs. Amerika, gegen das Europa die Anklage
erhebt, es habe sich mit Hilfe des Krieges bereichert, beendete den
Krieg mit einer Staatsschuld, die um mehr gewachsen war als die
Schulden aller anderen am Krieg teilnehmenden Staaten. Wenn man
nichts anderes als die Staatsschulden zugrunde legt, schnitt
Deutschland am besten, Frankreich am zweitbesten ab, und die beiden
Staaten, die das geringste direkte Interesse am Kampf hatten,
Amerika und England, schnitten am schlechtesten ab.

		Welche Schwierigkeiten die deutsche Regierung auch zur Zeit der
Reparationen mit ihrem Budget gehabt haben mag, die Tatsache dieser
gewaltigen günstigen Veränderung in seiner Verschuldungslage genügt
heute, um der deutschen Industrie einen beträchtlichen Vorteil in
dem Wettbewerb um die [bookmark: page183] Märkte zu sichern, der sich im Verlauf des
Rennens nach der Prosperität ergeben wird. Während 25 Prozent der
amerikanischen Bundessteuern in den Schuldendienst gehen und die
Verschuldung reduzieren, während 33 Prozent der englischen und 30
Prozent der französischen Steuern demselben Zweck gewidmet sind,
sind nur 5 Prozent der deutschen Steuern für den Zinsendienst der
kaum nennenswerten Schuld des Reiches notwendig. Eine Wirkung
dieses Umstandes ist heute darin zu sehen, daß die Budgets des
Reiches, der Staaten und der Gemeinden, die insgesamt 20 Milliarden
Reichsmark ausmachen, in diesem Augenblick einer noch nicht
dagewesenen Arbeitslosigkeit ein auf nicht mehr als 1 Milliarde
Reichsmark geschätztes Gesamtdefizit aufweisen.

		Aber daß Deutschland mit einem Schlag von einer jährlichen
Zahlung von rund 1600 Millionen Reichsmark befreit worden ist,
bedeutet fast nichts gegenüber dem psychologischen Wert, der in der
Tatsache hegt, den Tribut losgeworden zu sein. Bis Lausanne war es
unpatriotisch, zu prosperieren. Vor Lausanne mußte Deutschland
beweisen, daß es sein Bestes tue, um die Reparationen zu zahlen,
aber nicht zahlen könne. Das war eine Formel, welche die private
Initiative automatisch abwürgte. Man hatte das Empfinden, daß der
Gewinn, der durch eine Prosperität der Nation zu erzielen wäre,
durch den moralischen Verlust, den es bedeutet, dem Feind Tribute
leisten zu müssen, mehr als aufgewogen wäre. Der Pessimismus wurde
zur deutschen Religion. Der Wunsch, sich der Reparationen zu
entledigen, war so stark, daß er den normalen Wunsch nach Profiten
unterdrückte.

		Heute hat Deutschland es nicht mehr notwendig, beweisen zu
wollen, daß es keine Reparationen zahlen könne. Dreizehn Jahre lang
drohte der deutsche Simson den Tempel des Kapitalismus
niederzureißen, wenn ihm nicht die Freiheit gegeben würde. Heute
ist er frei. Aber die Gewohnheit von dreizehn Jahren ist schwer
abzuschütteln, und noch immer steckt ein giftiger Rest der alten
Haltung in dem Wunsch einer nicht kleinen Gruppe in Deutschland,
jetzt zu beweisen, daß das Reich seine privaten Schulden an das
Ausland nicht zahlen könne.

		Ferner bemühen sich jetzt die Nationalsozialisten, die ihrer
schlagkräftigsten Propagandaformel »Keine Tribute mehr« [bookmark: page184] beraubt
sind, nun die Lausanner Ergebnisse herabzusetzen, und ihre
Propaganda ist durchaus imstande, dem Mann auf der Straße
vorzumachen, daß 3 Milliarden Reichsmark genau so viel seien wie 40
Milliarden Reichsmark. Aber der Mann auf der Straße ist nicht
entscheidend für Wirtschaftsunternehmungen. Die Wirtschaftsführer
wissen recht gut, was in Lausanne de facto erreicht worden ist, und
die chronischen Verfechter des deutschen Bankrottes dürften
wahrscheinlich kaum Einfluß auf die Politik gewinnen. Der Vorteil,
den heute eine aufrichtige Anstrengung zur Erlangung nationaler
Prosperität für Deutschland bringen kann, ist unverhältnismäßig
größer als die zweifelhaften Vorteile, die durch eine
Zahlungseinstellung in betreff der privaten Verpflichtungen zu
erreichen wären, und das verantwortliche Deutschland handelt auch
dementsprechend.

		Gleich nach der Befreiung von den Reparationen kommt als
nächstwichtiger Faktor für die Erholung Deutschlands die Qualität
seiner industriellen Ausrüstung. In den Jahren 1919 bis 1924
entledigte sich die deutsche Industrie vermittels der Inflation
ihrer gesamten Schuldenlast. In den Jahren 1924 bis 1929 borgte sie
sich rund 12 Milliarden Reichsmark im Ausland und verwandte den
größten Teil dieser gewaltigen Summen auf die Modernisierung ihrer
Ausrüstung. Heute gibt es nach der Ansicht aller sachverständigen
Beobachter in der ganzen Welt, auch die Vereinigten Staaten nicht
ausgenommen, kein einziges Land, das einen besseren
Industrieapparat besäße. Amerikanische Stahlmänner bezeichnen die
Deutschen Stahlwerke als die besten von allen mit Ausnahme ganz
weniger von den neuesten Werken, die in den Vereinigten Staaten im
Verlauf der Endphase der Prosperität errichtet wurden. Englische
Textilfachleute sagen, daß die deutschen Fabriken moderner und
leistungsfähiger seien als alles, was es in Lancashire gibt. Die
deutschen öffentlichen Einrichtungen und Kraftwerke, seine
Maschinenfabriken und seine chemische Industrie stehen auf dem
Kontinent konkurrenzlos da.

		Heute sollen diese hervorragenden Werke mit den billigsten und
trotzdem am besten ausgebildeten Arbeitskräften Europas besetzt
werden. Denn die deutschen Lohnreduktionen, die mit der
zehnprozentigen Kürzung Brünings im Jahre 1931 einsetzten, wurden
von den Wirtschaftsverordnungen [bookmark: page185] Papens in radikalster Weise
fortgesetzt – das Lohnniveau wird in diesem Winter um rund 30
Prozent unter dem von 1930 liegen.

		Das ist ein Weltrekord der Lohnkürzungen. Die Statistiken des
Internationalen Arbeitsamtes besagen, daß von 1928 bis heute die
Stundenlöhne gelernter Arbeiter in den Vereinigten Staaten um 8
Prozent sanken, in England um 3 Prozent, in Italien um 10 Prozent,
in Polen um 1 Prozent, während sie in Frankreich tatsächlich um 2
Prozent stiegen und in der Tschechoslowakei um 1 Prozent. Aber in
Deutschland werden sie unter dem neuen Regime um 30 Prozent gesenkt
sein.

		In absoluten Summen bedeutet dies, daß der gelernte deutsche
Arbeiter in der Stunde durchschnittlich etwa 68 Pfennig, der
ungelernte Arbeiter etwa 52 Pfennig bekommen wird. Damit ist das
deutsche Lohnniveau unter das Niveau aller anderen wichtigen
Industrieländer in Europa gebracht. Wenn man unter den herrschenden
Umständen vierzig Stunden als durchschnittliche wöchentliche
Arbeitszeit annimmt, wird der gelernte deutsche Arbeiter in einer
Automobilfabrik zum Beispiel 25 Mark 60 in der Woche verdienen,
also ungefähr ebenso viel wie ein ungelernter Arbeiter der
Fordschen Fabrik in Detroit an einem Tage.

		Was für einen ungeheuren Vorteil dies der deutschen Industrie im
Kampf um die Exportmärkte gewährt, wird klar, wenn man sich die
deutsche Schätzung vor Augen hält, daß von den Gesamtkosten der
Fabrikation rund 60 Prozent auf die Arbeit kommen. Bei dermaßen
verbilligten Kosten müßte die deutsche Exportindustrie imstande
sein, viele von den hohen Zollmauern zu übersteigen, die in den
beiden letzten Jahren nationalistischer Zollpolitik aufgerichtet
worden sind.

		Aber um Lohnkürzungen von solcher Schärfe durchzusetzen, um das
Einkommen der beschäftigten Arbeiter auf ein Niveau
herunterzubringen, das ungefähr der deutschen Unterstützung für
erwerbslose Arbeiter im Jahre 1929 gleichkommt, dazu mußte ein
Schritt getan werden, der von noch fundamentalerer Bedeutung für
die wirtschaftliche Zukunft des Reiches ist. Es war notwendig, die
Stellung der Gewerkschaften zu erschüttern. Und damit deren
Stellung erschüttert würde, mußte vorher die politische Macht der
Sozialdemokratischen Partei erschüttert werden.
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Unter dem Regime Papen brachte ein Reichswehrleutnant mit fünf Mann
im Verlauf einer Stunde zuwege, was den vereinigten Kräften der
Fabrikantenvereinigungen und sämtlicher Bankiers und Wirtschaftler
Deutschlands ein ganzes Jahrzehnt hindurch nicht gelungen war. Das
Militär warf die sozialistischen Regierungsmitglieder buchstäblich
aus dem Amt heraus. Dreizehn Jahre im Amt hatten die Sozialisten
weich gemacht. Es standen ihnen 60 000 Mann preußischer
Polizei und eine Unmenge legaler Berechtigungen zur Verfügung, um
an der Macht zu bleiben, aber sie erlagen unter dem Streich. Nicht
eine einzige Gewerkschaft unternahm etwas für einen Generalstreik.
Nicht ein Pieps war von der republikanischen »Eisernen Front« zu
hören.

		Sie retteten Deutschland vor dem Bürgerkrieg, aber sie verloren
es für die organisierte Arbeiterschaft. Die Tarifverträge, die
bisher Gesetzeskraft hatten und der Herabsetzung der Löhne bisher
ein nicht von der Stelle zu rückendes Hindernis in den Weg legten,
existieren praktisch so gut wie nicht mehr. Kanzler von Papen
anullierte sie mit seiner Verordnung, die vorsieht, daß jeder
Konzern, »dessen Existenz durch die Fortdauer des Tarifvertrages
gefährdet ist«, die Löhne bis auf ein Niveau herabsetzen darf, das
im Augenblick bei 20 Prozent unter dem vertraglichen Niveau fixiert
ist.

		Zum erstenmal seit dem Krieg ist eines der wesentlichsten
Prinzipien der freien kapitalistischen Wirtschaft in Deutschland
wiederhergestellt: das Prinzip der freien Lohnbemessung. Der
Hauptgewinn der Gewerkschaften während eines ganzen Lebensalters
der Kämpfe ist über Nacht weggewischt worden. Wie immer das auch
vom sozialen Standpunkt aus zu werten sein mag, von der
kapitalistischen Wirtschaft aus gesehen, ist es die überragend
wichtigste wirtschaftliche Maßnahme, die eine deutsche Regierung in
der Krise getroffen hat; im Verein mit den anderen Maßnahmen des
Papenschen Wirtschaftsprogrammes, die später im einzelnen
geschildert werden sollen, verspricht sie dem Reich einen großen
Vorsprung in dem Rennen nach der Prosperität.

		*

		Deutschland hat heute einen Plan. Von sämtlichen Plänen zur
Bekämpfung der Krise in allen Ländern Europas ist der deutsche
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Entwurf der genialste. Wenn die Regierung ebenso glücklich wie
erfinderisch ist, kann der deutsche Plan zur klassischen Lösung für
Wirtschaftsdepressionen werden.

		Er verdient die Aufmerksamkeit jedes Landes, das noch immer in
der Lage ist, sich Sorgen über Arbeitslosigkeit zu machen. Es gibt
noch immer mehr als 5 Millionen Erwerbslose in diesem Lande. Wenn
der Plan Erfolg hat, werden 2 Millionen Männer wieder zu
Beschäftigung kommen, wird die Kaufkraft der gesamten Bevölkerung
erhöht werden, die Produktion sich steigern, der Export zunehmen,
wird Deutschland imstande sein, seine Schulden zu zahlen, und
glückliche Tage werden wieder kommen. Und doch handelt es sich um
keine Inflation.

		Der Plan wurde vom Finanzminister Graf Schwerin-Krosigk und Dr.
Hans Luther, dem Präsidenten der Reichsbank, ausgearbeitet. Er hat
bei enragierten Interventionsgegnern nicht weniger Zustimmung
gefunden als bei denen, die seit jeher Anhänger des Systems der
Regierungshilfe sind.

		Das Papenprogramm ist buchstäblich ein Plan dazu, wie man seinen
Kuchen behalten und aufessen kann. Die Regierung gibt der Industrie
2 Milliarden Steuern zurück, und doch behält die Regierung die
Steuern. Trotzdem wird die Industrie das Geld bekommen. Dieser
paradoxe Prozeß wird dadurch zuwege gebracht werden, daß die Banken
der Industrie heute das Geld leihen, mit dem ein Jahr später
Steuern zu zahlen sind.

		Die wichtigsten Einzelheiten des Planes sind folgende: während
des Jahres vom 1. Oktober 1932 bis zum 1. Oktober 1933 wird die
Regierung den Steuerzahlern 40 Prozent bestimmter Steuern für den
Zeitabschnitt 1934 bis 1939 zurückgeben. Zusammen wird das rund
1400 Millionen ausmachen. Die Steuerzahler werden ihre vollen
Steuern für dieses Jahr zahlen, aber indem sie sie zahlen, werden
sie von der Regierung Zertifikate erhalten, auf denen steht: »Gut
in der und der Höhe für die Zahlung aller Steuern außer der
Einkommensteuer im Abschnitt 1934 bis 1939.«

		Diese Zertifikate sind nun – und das ist das Wichtige an dem
Plan – bank- und börsenfähige Papiere. Sie werden 4 Prozent Zinsen
tragen und können an der Börse gehandelt werden. Man nimmt an, daß
die Banken bereit sein werden, [bookmark: page188] sie zu mindestens 60 Prozent ihres
Nominalwertes zu beleihen.

		Ein praktisches Beispiel wird illustrieren, worauf der Plan
hinausläuft. Ein Fabrikant hat 16 000 Reichsmark Steuern im
Jahr oder 4000 Reichsmark im Vierteljahr zu zahlen. Am 1. Oktober
geht er mit 4000 Reichsmark zum Finanzamt. Das Finanzamt nimmt
seine 4000 Reichsmark und gibt ihm ein Zertifikat, das gut für die
Zahlung von 1600 Reichsmark Steuern in den Jahren 1934 bis 1939
ist. Der Fabrikant bringt dieses Zertifikat seiner Bank. Die Bank
nimmt das Zertifikat entgegen und leiht ihm 60 Prozent, 960
Reichsmark. Was wird er nun mit dem Geld tun?

		Der ganze Plan zielt darauf ab, daß er es dazu verwendet, neue
Arbeiter einzustellen, seine Produktion zu steigern und seine
Kosten herabzusetzen. Denn der Plan sieht weiterhin vor, daß jeder
Arbeitgeber, der im Laufe des Jahres vom 1. Oktober 1932 bis zum 1.
Oktober 1933 mehr Arbeiter beschäftigt, als er in den Monaten Juni,
Juli und August beschäftigt hat, für jeden neu eingestellten
Arbeiter eine weitere Steuerermäßigung von 400 Reichsmark für das
ganze Jahr, die vierteljährlich auszahlbar ist, erhält.

		Außerdem sieht der Plan vor, daß dem Arbeitgeber, wenn er
Neueinstellungen vornimmt, erlaubt wird, die Löhne herabzusetzen.
Die Lohnkürzungen sind entsprechend der Anzahl der neueingestellten
Arbeiter abgestuft. Wenn der Fabrikant volle 25 Prozent
neueingestellter Arbeiter beschäftigt, darf er die Löhne für seine
sämtlichen Arbeiter um 12 ½ Prozent kürzen.

		Wenn also unser Fabrikant ursprünglich 24 Arbeiter mit
Monatsbezügen von je 120 Reichsmark beschäftigt hat, kann er jetzt
30 Arbeiter mit Monatsbezügen von je 105 Reichsmark beschäftigen.
Vorher machte seine monatliche Lohnsumme 2880 Reichsmark im Monat
aus, die neue macht 3150 Reichsmark aus. Er hat monatlich 270
Reichsmark mehr an Löhnen zu zahlen. Aber für die sechs
neueingestellten Arbeiter wird er 200 Reichsmark monatliche
Steuerrückgaben erhalten, die 120 Reichsmark in bar wert sind, und
240 Reichsmark bar hat er im Monat von den Steuerrückgabe-Scheinen
auf Grund seiner vierteljährlich gezahlten 4000 Reichsmark Steuern.
Damit hat er 360 Reichsmark im Monat, also mehr als die [bookmark: page189] volle Summe,
die er dazu braucht, um seine Belegschaft um 25 Prozent zu
vergrößern.

		Der Betrag der Steuerrückgaben, die von der Regierung als
Prämien für die Einstellung neuer Arbeiter bereitgestellt sind,
beläuft sich auf 600 Millionen Reichsmark, was für die Einstellung
von 1 500 000 Mann genügt.

		Eine weitere raffinierte Einzelheit des Planes sieht jedoch vor,
daß die Löhne nur für die zwischen der dreißigsten und der
vierzigsten Stunde liegenden Arbeitsstunden gekürzt werden dürfen.
Die Durchschnittszeit, die jetzt von 7 Millionen beschäftigten
Industriearbeitern in Deutschland gearbeitet wird, liegt zwischen
vierzig und achtundvierzig Stunden. Dieses Detail des Planes wird
also darauf hinarbeiten, daß die Fabrikanten genötigt werden,
vierzig Stunden in der Woche zur durchschnittlichen Arbeitszeit zu
machen, und sorgt so für ein weiteres Mittel zur Verteilung der
Beschäftigung auf möglichst viele Arbeiter. Praktisch wird dadurch
die Einführung der Fünftage-Woche in der ganzen Industrie erzwungen
werden.

		Abgesehen von alledem stellt der Plan der Reichsbahn rund 200
Millionen aus Steuerbeträgen wieder zur Verfügung, welche die
Eisenbahn augenblicklich für Reparaturen und Neubauten zu verwenden
verpflichtet ist.

		Schließlich sieht der Plan, wie schon im vorhergehenden Artikel
erwähnt wurde, die über alles wichtige Genehmigung für vom Bankrott
bedrohte Fabrikanten vor, die Löhne notfalls um 20 Prozent zu
kürzen, wenn sie die Ursachen nachweisen können.

		Die letzte Quelle, aus der das Geld kommt, muß, wie es auf den
ersten Blick erscheint, die Reichsbank sein. Das ist richtig. Aber
das heißt nicht, daß die Reichsbank 2 Milliarden Reichsmark neue
Banknoten ausgeben muß. Die Steigerung der Geschwindigkeit des
Notenumlaufs, die Steigerung der Geschäftstätigkeit und die
Tatsache, daß gegen 50 Prozent der erhöhten Lohnsummen durch die
Herabsetzung der existierenden Löhne abgedeckt werden – das sind
Umstände, die der Regierung die Schätzung ermöglichen, daß für je 1
Million neueingestellter Arbeiter nicht mehr als 100 Millionen
Reichsmark an neuen Banknoten notwendig sein werden. Da kann wohl
kaum von einer Inflation die Rede sein.
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Endziel des Planes ist die Ausweitung des inneren Marktes. Der Plan
sorgt dafür, daß die Gesamtlohnsummen trotz Lohnkürzungen höher
sein müssen, und in der Tat dürfte die Kaufkraft der gesamten
Bevölkerung, wenn der Plan bis ins letzte ausgeschöpft werden
sollte, schließlich um mindestens 1200 Millionen Reichsmark
anwachsen.

		Der erste Markt jedoch, den die deutsche Industrie im Rahmen des
Planes suchen wird, ist der Auslandsmarkt. Logische Überlegung
zwingt zu dem Schluß, daß die Ausfuhr sich steigern wird, wenn die
Auslandszölle nicht noch mehr erhöht werden. Denn wenn die
Industrie imstande war, den Export bei den jetzigen Preisen auf
seinem jetzigen Niveau zu erhalten, müßte sie imstande sein, zu den
neuen, niedrigeren Preisen mehr nach dem Ausland zu verkaufen. Der
Erfolg des Planes wird zum Teil davon abhängen, in welchem Ausmaß
die Umwelt fähig oder willens ist, die gesteigerten Mengen
deutscher Waren aufzunehmen.

		Das heißt, die deutsche Industrie wird mit Vorsprung vom Start
abgehen, wenn die Welt in diesem Winter wirklich für eine
wirtschaftliche Wiederbelebung reif ist. Wenn die Wiederbelebung
wirklich kommt, wird das automatische Zunehmen der Steuereinkünfte
der Regierung in den Jahren 1934 bis 1939 ihren Ausfall durch die
Rückgabescheine mehr als wieder wettmachen. Kommt die
Wiederbelebung nicht, so wird die Regierung rund 2 Milliarden neuer
Steuern für die nächsten fünf Jahre zu suchen haben.

		Der Plan ist in dem Sinne des »Fünfjahrplanes« der Sowjetunion
ein »Einjahrplan« genannt worden. Das ist er ganz entschieden
nicht, denn er umfaßt keine Regulierung der Erzeugung, und er
wendet sich an den Profittrieb des Fabrikanten als die
Haupttriebkraft im Privatkapitalismus. Der Plan basiert auf der
Überlegung, daß der wirtschaftliche Aufschwung in der Krise nicht
auf dem Wege über eine anfänglich erfolgende Steigerung der
Kaufkraft auf Seiten der Konsumenten kommt – die jedoch später
folgt – sondern über eine anfängliche Ausweitung der Produktion auf
Seiten einiger Unternehmer, die glauben, einen Profit winken zu
sehen.

		Angenommen, eine Gruppe von Fabrikanten komme aus irgendwelchen
Gründen zu dem Schluß, daß die Wirtschaftslage sich bessern werde.
Sie stellen ein paar Arbeiter mehr [bookmark: page191] ein und bestellen Materialien von
anderen Fabrikanten. Die anderen Fabrikanten, durch die Aufträge
ermutigt, stellen gleichfalls ein paar Arbeiter mehr ein und
bestellen gleichfalls Materialien von dritten Fabrikanten. Längst
bevor das Publikum mehr zu kaufen begonnen hat, ist in der
Warenzirkulation innerhalb der Fabrikantenwelt das Tempo
beschleunigt worden. Gleichzeitig aber hat sich der
Beschäftigungsgrad gehoben, und wenn die hergestellten Waren
verkaufsbereit sind, ist die Kaufkraft der ganzen Gemeinschaft
mindestens in dem gleichen Maße gestiegen wie der
Beschäftigungsgrad. So also wird gemäß der Theorie, die zu dem
Papenplan führte, die Erholung kommen, und nicht über Versuche zur
direkten Anregung des allgemeinen Konsums.

		Bis jetzt hat die deutsche Industrie weder Profite winken sehen,
noch hat sie an eine Erholung geglaubt. Es ist jedoch von
Wichtigkeit für den Papenplan, daß er gerade auf dem Tiefstpunkt
eingeleitet wird. Sollte das Niveau der Wirtschaftstätigkeit sich
noch weiter senken, so wäre er von Anfang an zur Erfolglosigkeit
verurteilt. Wenn die Preise überall in der Welt noch weiter fallen,
hätte es nicht den geringsten Sinn, daß die deutsche Industrie die
unter dem Papenplan vorausgesehene vermehrte Produktion auf den
Markt bringt.

		Verschiedene Betrachtungen führten die Regierung zu der Ansicht,
daß der Tiefstpunkt bereits erreicht sei. Professor Ernst Wagemann,
der Leiter des ausgezeichneten deutschen Instituts für
Konjunkturforschung, kommt zu der Schätzung, daß die deutsche
Industrie im Jahre 1932 einen Nettoverlust von 3 Milliarden
Reichsmark haben wird, im Gegensatz zu einem Nettoprofit von 10
Milliarden Reichsmark im Jahre 1929. Während das Gesamteinkommen
der Arbeitnehmerschaft von 50 Milliarden Reichsmark im Jahre 1928
auf 33 Milliarden Reichsmark im Jahre 1932 abgesunken ist, was eine
Abnahme um 30 Prozent bedeutet, sind die gesamten Nettoeinkünfte
der Arbeitgeberschaft von 25 Milliarden Reichsmark auf 10
Milliarden Reichsmark heruntergegangen, was eine Abnahme um 60
Prozent bedeutet und nach Zahlung der Steuern und Soziallasten
einen Nettoverlust von 3 Milliarden Reichsmark übrig läßt.
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von diesem Gesichtspunkt aus erschien es notwendig, Erleichterung
und Anregung in erster Linie, und zwar direkt, den Unternehmern zu
bieten, und von diesem Gesichtspunkt aus erschien es
gerechtfertigt, die Kostenreduzierung auf dem Wege über die
Lohnreduzierung anzustreben.

		Weitere Hinweise darauf, daß der Tiefstpunkt erreicht sei, fand
die Regierung in der Verringerung der Anzahl von Bankrotten, die
von 1128 im Januar 1932 auf 499 im August des gleichen Jahres
absank – die niedrigste Zahl seit 1929. Das ist von ganz besonderer
Bedeutung, zumal im Jahre 1931 die Anzahl der Bankrotte sich in der
Zeit von Januar bis August beständig vermehrte. Die Anzahl der
Konkursverwaltungen ist gleichfalls heruntergegangen, von 1341 im
Oktober 1931 auf 461 im August 1932. Die Summe der protestierten
Wechsel, die sich im September 1931 auf 12 Millionen Reichsmark
belief, betrug im August 1932 nur 2 800 000
Reichsmark.

		Insgesamt sind seit dem Jahre 1929 33  349 Firmen aus dem
Bilde der Wirtschaft ausgeschieden – eine Zahl, die zeigt, wie
zerstörerisch sich der Wirtschaftsorkan ausgewirkt hat. Aber
während im Jahre 1929 im Monat durchschnittlich 219 Firmen mehr
ihre Geschäfte einstellten als eröffneten, beträgt heute die Anzahl
der reinen Geschäftsauflösungen nur 15 im Monat. Heute rechnet die
Regierung damit, daß nach einem vierjährigen Toben des
Krisenzyklons ausschließlich die widerstandsfähigsten Firmen
übriggeblieben sind, und auf deren Fundamente ist der Papenplan
gebaut.

		Es ist nicht ausgeschlossen, daß sie sich als Fundamente aus
Sand erweisen. Der Plan kann auf verschiedenerlei Weise Schiffbruch
erleiden. Wenn die Mehrzahl der Fabrikanten bei der Bankrott-These
bleiben und Löhne kürzen sollte, ohne Neueinstellungen vorzunehmen,
werden die Zwecke des Planes vereitelt sein. Wenn viele
Fabrikanten, die Zweigwerke haben, es so machen, daß sie ein Werk
schließen und die Arbeiter in einem anderen Werk neu einstellen, um
die Prämien für Neueinstellungen zu bekommen, kann ein solcher
Mißbrauch der Aufsicht einer überlasteten Bürokratie entgehen.

		Es liegt auf der Hand, daß der Erfolg des Planes abhängt [bookmark: page193] von der
Bereitschaft der Fabrikanten, das Geld dem Zweck zuzuführen, dem es
zugedacht war. Wenn sie die Steuergutscheine dazu verwenden,
Schulden zu bezahlen oder einfach ihre Bilanz zu verbessern, so
wird das vorübergehend helfen, es wird die Liquidität der Banken
stärken, aber zu einer Besserung der Arbeitslosigkeit oder der
Wirtschaft wird es kaum etwas beitragen.

		Der klügste Teil des Planes liegt jedoch darin, daß jeder
Fabrikant, der aus der Gelegenheit, auf diese Weise kostenlos
Neueinstellungen vorzunehmen, Vorteile zu ziehen versäumt und so
seine Kosten vergrößert, Gefahr laufen wird, von Konkurrenten, die
diese Vorteile wahrnehmen, aus dem Geschäft gedrängt zu werden.

		Der Plan bietet mehr Gewähr für Ausführbarkeit als jede
beliebige von den zahllosen Antikrisenmaßnahmen, die in diesem
Lande während der beiden letzten Jahre vorgeschlagen worden sind.
Kein anderes Land war so reich an Plänen. Reichsbankpräsident
Luther sagte, er habe von der Öffentlichkeit mehr als tausend
detaillierte Pläne zur Behebung der Krise allein durch
Währungsmaßnahmen empfangen.

		Im letzten Grunde jedoch, und soweit seine Chancen nicht mit der
Erholung in der ganzen Welt verknüpft sind, wird das Gelingen oder
Mißlingen des Planes vom Geist der deutschen Industrie abhängen.
Das ist ein unberechenbarer Faktor. Nirgends sonst in der Welt ist
der Glaube, daß diese Krise das Ende aller Dinge bedeute, so weit
verbreitet. Nirgends sonst haben die Kapitalisten den Defaitismus
zu ihrer Religion gemacht.

		Die vierzehn Jahre der Bankrottpropaganda, die ihre Wurzel in
dem deutschen Wunsch hatte, sich der Reparationen zu entledigen,
haben eine ganze Generation deutscher Geschäftsleute vergiftet.
Dies hat im Verein mit Deutschlands russischer Nachbarschaft und
dem weitverbreiteten Studium der marxistischen Wirtschaftsthesen
den deutschen Geist mit einem tiefen Mißtrauen gegen den
Kapitalismus durchtränkt. Das zeigen die Wahlergebnisse. Mehr als
drei Viertel Deutschlands stimmten bei der letzten Reichstagswahl
antikapitalistisch.

		Nichtsdestoweniger hält das übrige Viertel noch immer die
wirtschaftliche sowie die politische Festung. Die Regierung [bookmark: page194] hat diesem
Viertel jetzt den Profitanreiz und einen Grund zum Glauben an die
Erholung gegeben. Es ist an der privaten Initiative, ihre These zu
beweisen.

		*

		»Das ist das Ende der Deflation. Es geht mit Deutschland wieder
aufwärts. In diesem Winter werden wir zwei Millionen Arbeitslose
weniger haben.« Herr Franz von Papen, deutscher Kanzler, hieb mit
der Faust auf den Tisch, lächelte und fügte hinzu: »Alles, was wir
jetzt brauchen, ist ein wenig Mut.«

		Der letzte deutsche Kanzler, Herr Heinrich Brüning, sagte um
dieselbe Zeit vor einem Jahr voraus, daß Deutschland seinen
schwersten Winter seit hundert Jahren durchmachen werde. Es war
auch entschieden der schwerste, so weit die Erinnerung der Lebenden
zurückreicht. Der jetzige Kanzler sagt heute voraus, der kommende
Winter werde leichter sein, die Erholung sei in Sicht.

		Als Herr Brüning sprach, hatte Deutschland noch Reparationen zu
zahlen. Heute ist es sie los und ledig, und zum erstenmal seit dem
Kriege kann der Deutsche Optimist sein und doch ein guter Deutscher
bleiben. Zum erstenmal seit vierzehn Jahren kann Deutschland es
sich leisten, Schluß mit der Rolle des Bankrotteurs zu machen. Das
ist das Entscheidende.

		»Es ist natürlich ein Risiko«, sagte der Kanzler, seine
Notverordnung in die Hand nehmend, welche das neue
Wirtschaftsprogramm der Regierung verfügt hat. »Es ist ein Risiko,
aber was ist schließlich schon jemals zustande gebracht worden,
ohne daß ein Risiko eingegangen wurde? Wir wetten auf die Erholung.
Wir glauben, daß die Chancen für uns sind.«

		Der Einsatz der Regierung sind 2 Milliarden Reichsmark. Diese
Summe setzt sie auf den Glauben, daß die Erholung auf dem Wege sei,
und daß sie gegen Ende des nächsten Jahres in vollem Schwung sein
werde. Gewinnt die Regierung, so heißt das, daß Deutschland bereits
weit vorne liegen kann, wenn die Völker Europas anfangen, aus dem
Armenhaus herauszusteigen.

		[bookmark: page195] Es
gehörte ein gut Teil von Mut für jeden deutschen Kanzler dazu, auf
die Erholung zu wetten. Herr von Papen ist offenbar völlig
furchtlos, und seine Gelassenheit kommt seinem Unternehmungsgeist
gleich. Unsere Unterredung war für eine Stunde angesetzt, in der
der Kanzler soeben eine wichtige Rede hinter sich hatte und im
Begriffe stand, nach Neudeck zu fahren, um den Präsidenten
Hindenburg aufzusuchen. Kein Staatsmann in Europa hatte in diesem
Augenblick mehr Sorgen als der Kanzler von Papen, aber nach seinem
Benehmen zu urteilen, hätte er ein Diplomat zur Teezeit sein können
– sorglos, humorvoll, gastfreundlich.

		Wir saßen an einem großen Fenster der Reichskanzlei, das auf die
Wilhelmstraße ging. Das Zimmer zeigte den einfachen geradlinigen
Stil der neuen deutschen Architektur, der sich von dem alten Barock
deutscher Regierungsgebäude ebensosehr unterscheidet wie der
ehemalige Oberstleutnant von Papen von dem traditionellen mit
Einglas bewaffneten Offizier. Sein Kabinett ist ein
Monopol[kel]kabinett genannt worden, aber keiner seiner Minister
trägt ein Einglas. Herr von Papen setzt zum Lesen eine Hornbrille
auf.

		Frische, Freimut, Zugänglichkeit – das waren die Eigenschaften
des Kanzlers, die auf die Franzosen solchen Eindruck machten, als
von Papen nach Lausanne kam. Sie waren nicht zu verkennen. Den
größten Eindruck machte jedoch sein freundliches Selbstvertrauen.
Von allen Staatsmännern Europas, die ich gesprochen hatte, wirkte
keiner so sicher seiner selbst, seiner Regierung und der Zukunft
seines Vaterlandes. Präsident Miklas war bekümmert, Präsident
Masaryk beunruhigt, Ministerpräsident Mussolini ernst,
Ministerpräsident Herriot abwechselnd jovial und besorgt. Kanzler
von Papen war gleichmäßig heiter.

		»Ich nehme nicht an«, sagte er, »daß Europa sich über Nacht
erholen und plötzlich seine Fähigkeit von 1929 wieder finden wird,
Waren im Werte von rund hundertsechzig Milliarden Reichsmark
jährlich zu exportieren und zu importieren. Wenn Sie das unter
Erholung verstehen, glaube ich nicht, daß sie sofort kommen wird.
Aber schließlich wird sie kommen.

		Unser Ziel ist jedoch etwas bescheidener. Worauf wir in
Deutschland hinarbeiten, das ist die Wiedererlangung eines [bookmark: page196] anständigen
Lebensstandards für die gesamte Bevölkerung. Das ist der Zweck
unseres neuen Wirtschaftsprogrammes. Mit ihm beenden wir die
Deflation, welche dem Unternehmungsgeist die Luft genommen hat. Wir
glauben, daß Deutschland den Tiefstpunkt erreicht hat, und daß zur
Einleitung des normalen Erholungsprozesses, der uns schließlich zur
Prosperität führen wird, nicht mehr notwendig ist als ein wenig
Anregung.

		Vor allem brauchen wir den Mut, unpopulär zu sein. Und wir
brauchen Taten.«

		Niemand kann leugnen, daß die Regierung Papen gehandelt hat.
Ebensowenig kann geleugnet werden, daß viele ihre Taten, und seien
sie noch so nützlich, unpopulär gewesen sind.

		Warum das unvermeidlich war, wird klar, wenn man das Ziel der
Regierung und die Zustände, denen sie sich gegenüber sieht,
betrachtet. Ihr Ziel ist, wirtschaftlich gesprochen, das Land so
weit wie möglich zur Wiederherstellung der freien kapitalistischen
Wirtschaft zurückzuführen. Es ist sehr viel Kritik an der
Sozialdemokratischen Partei geübt worden, weil es ihr im Verlauf
eines Jahrzehnts, das sie an der Macht war, nicht gelang, die
deutsche Industrie zu sozialisieren. Ein Sozialisieren der
deutschen Industrie brachte sie nicht zuwege, aber wie weit sie auf
dem Wege kam, einzelne Deutsche von den öffentlichen Finanzen leben
zu lassen, wird aus einer Statistik Adolf von Bülows
ersichtlich.

		Von Bülow hat festgestellt, daß nicht weniger als
23 500 000 Deutsche von öffentlichen Mitteln leben. Das
heißt, 36 Prozent einer Bevölkerung von 64 500 000
Menschen sind auf öffentliche Gelder angewiesen. Dazu zählen die
Beamtenschaft und das Heer, sowohl Aktive wie Pensionierte, die
Empfänger von Kriegsrenten, von Altersrenten und von Bezügen aus
den zahllosen Abarten der Sozialversicherung und schließlich die
Unterstützung empfangenden Arbeitslosen. Des Vergleiches halber sei
erwähnt, daß von allen diesen lediglich die Beamtenschaft und das
Heer in Amerika von öffentlichen Geldern leben würden. Und in
Deutschland umfassen Beamtenschaft und Heer mit den von ihnen
Abhängigen nicht mehr als 1 500 000 aus der Totalsumme
der 23 500 000 von öffentlichen Mitteln lebender
Menschen.

		So weit ist Deutschland von dem Wege der freien kapitalistischen
[bookmark: page197]
Wirtschaft abgewichen. Es wird natürlich nicht möglich sein, die
öffentliche Unterstützung so vieler Millionen, die zugrunde gehen
müßten, wenn sie jetzt ihrer Subsistenzmittel beraubt würden,
schleunig oder auch nur allmählich aufzugeben. Schon der bloße
Versuch, ein System zu stören, das jedem dritten Deutschen die
Möglichkeit gibt, auf Staatskosten zu leben, muß sehr viele Feinde
schaffen. Herr von Papen hat eine ganz einzigartige Sammlung von
Feinden. Nichtsdestoweniger wäre es unrichtig, die Popularität
seines Regimes nach dem Ergebnis der Reichstagsabstimmung zu
beurteilen, die 512 gegen und 42 Stimmen für die Regierung
brachte.

		Denn in der Liste der Taten seiner Regierung – es ist eine
Rekordliste für eine Regierung, die erst seit einigen Monaten im
Amte ist, und insbesondere für eine Regierung, die eine gewaltige
Majorität im Reichstag gegen sich hat – gibt es manches, was die
Zustimmung der ganzen Nation, und nichts, was die Mißbilligung der
ganzen Nation hat.

		Diese Liste ist lehrreich. In der kurzen Zeit, die sie am Ruder
ist, hat die Regierung Papen: die sozialistischen
Regierungsmitglieder Preußens nach Hause geschickt, den Reichstag
nach Hause geschickt, die Demokratie verworfen, die Monarchie
hinausgeschoben, sich positiv zum Privatkapitalismus bekannt,
Hitler abgelehnt, die ersten Schritte dazu getan, aus Hitlers
Privatarmee eine Volksmiliz zu machen, zwei Milliarden Reichsmark
auf die deutsche Erholung gesetzt, das Prinzip der freien
Lohnbemessung wieder eingeführt, die Stellung der Gewerkschaften
erschüttert, die Arbeitslosenunterstützung reduziert, die
Regierungsausgaben herabgesetzt, die Verwaltung vereinfacht, die
ersten Schritte getan, die das Aufgehen Preußens im Reich
einleiten.

		In der Sphäre, die ihre Beziehungen mit dem Ausland berührt, hat
sie zwei Schritte von historischer Bedeutung unternommen: sie hat
den Reparationen ein Ende gemacht, und sie hat die ersten Maßnahmen
zur Vorbereitung der Aufrüstung ergriffen.

		Das letzte ist die klare Auslegung der sorgfältig abgefaßten
deutschen Abrüstungsnoten und des deutschen Anspruches auf
Gleichberechtigung. Wenn Deutschland die Rüstungsgleichberechtigung
anstrebte, ohne von ihr Gebrauch [bookmark: page198] machen zu wollen, so wäre das
ebenso, wie wenn Suffragetten das Wahlrecht forderten, aber
versprächen, niemals zu wählen.

		Nichtsdestoweniger macht die diplomatische Taktik es für den
Augenblick notwendig, das Hauptgewicht auf die Rechte und nicht auf
ihre Ausübung zu legen, und Herr von Papen gründet sein ganzes
außenpolitisches Programm darauf, diese Rechte zu erhalten. Er
macht die deutsche Gleichberechtigung auch zu einer Vorbedingung
der Erholung.

		»Es ist meine feste Überzeugung«, sagte er, »daß die Erholung
Deutschlands wesentlich für die Erholung Europas ist. Und die
Erholung Deutschlands hat eine fundamentale Vorbedingung: die
Wiederherstellung des politischen Vertrauens in Europa. Das
politische Vertrauen ist die fundamentale Notwendigkeit für die
Wiederherstellung der freien Zirkulation von Kredit und Waren.

		Und um das politische Vertrauen in Europa wiederherzustellen,
ist es vor allem notwendig, Deutschlands politische
Gleichberechtigung wiederherzustellen. Wir müssen von den
Diskriminationen des Versailler Vertrages gegen Deutschland befreit
werden. Wir dürfen nicht länger als Macht zweiten Ranges behandelt
werden.«

		»Sie meinen selbstverständlich in Sachen der Rüstung?«

		»Ja, das darf aber nicht so interpretiert werden, als sollte es
heißen, daß Deutschland ein Heer aufzubauen wünscht, das ebenso
groß wäre wie das Frankreichs. Es heißt vielmehr, daß wir das Recht
haben müssen, unsere militärischen Angelegenheiten nicht mehr und
nicht minder nach eigenem Ermessen zu regeln, als Frankreich die
seinen. Wir müssen einfach das moralische Inferioritätsgefühl
loswerden.«

		Dies ist vielleicht die einzige Forderung der Regierung Papen,
die praktisch bei der ganzen Bevölkerung, mit Ausnahme der
Kommunisten, einstimmigen Beifall gefunden hat. Nicht einmal die
Sozialdemokraten haben es gewagt, Opposition gegen sie zu machen,
wie immer auch die pazifistisch Gerichteten in ihren Reihen über
ihre Wirkung auf die Friedensaussichten denken, und wie sehr sie
auch an der Wirksamkeit der deutschen Aufrüstung als eines Mittels
zur »Wiederherstellung des politischen Vertrauens in Europa«
zweifeln mögen.
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Aber in einem anderen Sinne ist die Papensche Forderung allen
Ernstes darauf berechnet, die wirtschaftliche Erholung zu fördern.
Wenn zum Beispiel, was durchaus wahrscheinlich ist, der erste
deutsche Schritt zur Aufrüstung die Einrichtung eines Milizsystems
ist, kann ein solcher Schritt sich als entscheidend erweisen für
die Stabilisierung der deutschen Innenpolitik. Eine Miliz würde die
Jugend Deutschlands aus ihren jetzigen militärisch organisierten
politischen Kampfbünden herausnehmen. Sie würde sie dem Einfluß
ihrer Parteiführer entziehen und unter den Befehl des Staates
stellen. Es könnte das Ende der Nationalsozialistischen Partei
bedeuten, wenn aus ihren Sturmabteilungen eine Volksmiliz
rekrutiert würde. Daß dies die Aussichten für eine politische, und
damit auch für eine wirtschaftliche Stabilisierung Deutschlands
bessern würde, ist wohl kaum zu bezweifeln.

		In dem Papenschen Erholungsprogramm vereinen sich
Selbstvertrauen und Selbständigkeit. »Wir erwarten keine Hilfe vom
Ausland«, erklärte der Kanzler. »Wir helfen uns selbst durch
unbedingtes Vertrauen auf die Zukunft. Wenn wir unrecht haben, wenn
es nicht besser wird, dann kommt es auch nicht mehr so sehr darauf
an, ob es auf andere Weise schlechter wird.

		Nur in einer Hinsicht brauchen wir Unterstützung vom Ausland,
und in gewissem Sinne ist diese Unterstützung unerläßlich. Um die
Stabilität unserer Währung aufrecht zu erhalten, müssen wir das
Vertrauen unserer Gläubiger haben. Wir müssen bestrebt sein, uns
jener künstlichen Restriktionen zu entledigen, denen die Abziehung
von Krediten aus Deutschland unterliegt, und an ihre Stelle das
aufrichtige Vertrauen unserer Gläubiger setzen, das sich darauf
gründet, daß sie glauben und wissen, daß die Deutschen ehrliche
Geschäftsleute sind und ihre Schulden zahlen werden, daß sie
kreditwürdig sind. Das Geld muß freiwillig hier gelassen
werden.«

		»Aber was, wenn die Gläubiger es nicht freiwillig hier lassen
wollen? Und was gedenken Sie in betreff der Herabsetzung der
Zinssätze zu tun?«

		»Es sollte doch offenbar sein«, antwortete er, »daß Deutschland
sich trotz allen Schwierigkeiten, die einer Umwandlung von
Reichsmarkbeträgen in fremde Valuten entgegenstehen, als guter
Schuldner erwiesen hat, der zahlungswillig ist.
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Die deutsche Regierung beabsichtigt nicht, irgendwelche
Reduktionen am Kapital oder am Zinsendienst privater Schulden
vorzunehmen.

		Die deutsche Regierung erkennt uneingeschränkt das Prinzip der
Privatwirtschaft an, daß dies eine Angelegenheit der privaten
Schuldner und ihrer ausländischen Gläubiger sei. Dies hat jedoch
nichts mit der Tatsache zu tun, daß die Regierung davon überzeugt
ist, eine Herabsetzung des Zinsfußes sei vom Standpunkt der
Volkswirtschaft aus in jenen Fällen notwendig und wünschenswert, in
denen ein Schuldner, der von sich aus zahlungswillig ist, in den
Bankrott getrieben würde, wenn er gezwungen wird, die ursprünglich
verlangten Zinsen zu zahlen. Die Notwendigkeit einer
Zinsherabsetzung entspringt durchaus keinem bösen Willen auf Seiten
des Schuldners, sondern ganz einfach der wirtschaftlichen
Unmöglichkeit, die jetzige Zinslast zu tragen. Durch eine
Wirtschaftskatastrophe, die sich ausgewirkt hat wie ein Sturm ohne
jedes Vorbild in der Weltgeschichte, ist eine beträchtliche Anzahl
von Schuldnern, und zwar nicht nur in Deutschland, in solche
Schwierigkeiten geraten, daß es im wirtschaftlichen Interesse der
Gläubiger liegt, sich über die völlig geänderten
Wirtschaftsbedingungen Rechenschaft zu geben und so rasch und so
wirksam wie möglich ein Abkommen mit ihren Schuldnern zu
treffen.«

		Die Ähnlichkeit dieser von Herrn von Papen erteilten Antwort mit
der, die Gregor Straßer, der Führer des linken Flügels von Hitlers
Nationalsozialisten, auf dieselbe Frage gegeben hat, ist
bemerkenswert.

		»Abgesehen von Deutschland und seinen Beziehungen mit der Umwelt
– welche anderen Vorbedingungen sind Ihrer Ansicht nach unerläßlich
für eine europäische Erholung?«

		»Vor allem müssen alle Regierungen ihre Ausgaben auf ein Ausmaß
herunterschrauben, das für die Bevölkerungen tragbar ist. Wir sind
jetzt dabei, das mit Hilfe unserer Verwaltungs- und Steuerreform zu
tun. Wir kommen zu einem niedrigeren Niveau der öffentlichen
Ausgaben, und das ist die erste Bedingung für jede Erholung.

		Zweitens ist es von überragender Notwendigkeit, daß die [bookmark: page201] Währungen
auf einer freien Goldbasis restabilisiert werden. Wir müssen zu
einer Neuverteilung des Goldes der Welt kommen.

		Drittens ist es unbedingt notwendig, daß Mitteleuropa sich
erholt. So lange die Donaustaaten nicht wieder auf ihren Füßen
stehen, wird Europa nicht zu neuem Leben kommen. Wir müssen ihre
Zentralbanken auf eine gesunde Grundlage stellen. Wir müssen es
ihnen ermöglichen, ihre Währungsrestriktionen aufzuheben. Wir
müssen die Zölle so weit ermäßigen, daß ein freier Warenaustausch
zumindest in dem Ausmaße möglich wird, wie er vor der Kreditkrise
bestand.

		»Bitte«, sagte der Kanzler, »gestatten Sie mir, ausdrücklich zu
betonen, daß das deutsche Volk, im Gegensatz zu all den zahlreichen
falschen Darstellungen über Deutschlands Ziele in der Weltpolitik,
nichts anderes will als sein unvergängliches Recht auf den Platz,
der ihm auf Grund seiner Bevölkerungszahl und seines kulturellen
Niveaus unter den Völkern der Erde gebührt. Um nichts mehr und um
nichts weniger. Wir wollen in Frieden arbeiten, und wir wollen
imstande sein, uns so zu entwickeln, wie unsere Fähigkeiten es uns
gestatten. Und das ist nur dann möglich, wenn man uns nicht die
wirtschaftlichen Lebensnotwendigkeiten versagt, und wenn wir von
der noch immer existierenden moralischen Diffamierung des
sogenannten Friedensvertrages befreit werden.«

		Kanzler von Papen ist heute das politische Sturmzentrum
Deutschlands. Wenn er von den politischen Parteien abhinge, hätte
er die kleinste Minorität, die jemals einer Regierung in der
Geschichte der Republik zuteil wurde. Aber die Kraft, die Herrn von
Papen als Kanzler stützt, ist ungeteilt. Es ist die bewaffnete
Macht Deutschlands. Und hinter dem Heer steht die einzige
unbestrittene Autorität im Reich, der oberste Befehlshaber des
alten feldgrauen Heeres und oberste Befehlshaber des neuen
Reiches.

		Es war ein trauriger Augenblick für die Demokratie, als Kanzler
von Papen vor den letzten Reichstag hintrat und auf das Pult des
Präsidenten das rote Kuvert legte, das die Verordnung zur Auflösung
des Parlamentes enthielt. Es mag in der Tat das Ende der Republik
gewesen sein. Das Ende Deutschlands war es ganz entschieden nicht.
So lange Generalfeldmarschall [bookmark: page202] von Hindenburg oberster Befehlshaber ist,
ist dem Kabinett, das sich seines Vertrauens erfreut, freie Bahn
zur Ausführung seines Erholungsprogrammes gesichert.

		*

		Aus der einen Ecke des Zimmers blickte Kaiser Wilhelm der Zweite
auf uns herunter, aus der anderen sah uns Friedrich der Große an.
Beide in Lebensgröße, aus blauen Kacheln – eine Art
Küchenmosaik.

		Die beiden Hohenzollern sahen auf den obersten Sozialisten der
Nationalsozialistischen Partei herab, und nicht eine Miene in ihren
königlichen Porzellangesichtern verzog sich, als sie den größten
Wirtschaftler, den Führer des linken Flügels von Adolf Hitlers
Braunhemden, erklären hörten, daß die Partei der
Wirtschaftsrevolution, des Radikalismus stets den Prinzipien des
Privateigentums, der privaten Initiative, des ehrlichen Geschäfts
treu bleiben würde.

		Was wird mit der Wirtschaft geschehen, wenn die
Nationalsozialisten zur Macht kommen? Das ist das größte politische
Fragezeichen in Deutschlands wirtschaftlicher Zukunft. Hier ist die
Antwort darauf.

		Es war Gregor Straßer, der sprach. Wir waren im Empfangsraum der
Nationalsozialisten im Hotel Kaiserhof. Gregor Straßer ist die
einzige Persönlichkeit in der Nationalsozialistischen Partei, die
sich mit Hitler messen kann. Er ist der Mann, von dem am häufigsten
gesagt wird, er werde nationalsozialistischer Kanzler werden, wenn
Hitler einen Vertreter seiner Autorität zu bestellen wünsche. Herr
Straßer steht in dem Ruf, der Führer des radikalen,
antikapitalistischen Flügels der Partei zu sein. Er hielt bei der
Eröffnungssitzung des Reichstages die Programmrede für die
Nationalsozialisten. Er schreibt das Wirtschaftsprogramm der
Partei. Er ist der Mann, von dem man erwartet, daß er mit den
Kommunisten aufräumen werde, weil er kommunistischer sei als
sie.

		Sooft die Geschäftsleute Angst vor den Nazis bekommen, haben sie
Angst vor Gregor Straßer. Sooft ausländische Bankiers besorgt
fragen, ob es den Nazis mit ihrem Sozialismus wirklich ernst sei,
beziehen sich ihre Fragen auf Herrn [bookmark: page203] Straßer. Die Ansichten Adolf Hitlers
glauben sie zu kennen. Ihn halten sie für ungefährlich. Herrn
Straßers sind sie nicht sicher. In diesem großen, blonden, geraden
Mann verkörpert sich für die besagten Kapitalisten in Deutschland
eine dunkle Drohung.

		Heute aber erklärte Herr Straßer: »Wir erkennen das
Privateigentum an. Wir erkennen die private Initiative an. Wir
erkennen unsere Schulden an und unsere Verpflichtung, sie zu
zahlen. Wir sind gegen die Verstaatlichung der Industrie. Wir sind
gegen die Verstaatlichung des Handels. Wir sind gegen
Planwirtschaft im Sowjetsinne. Wir sind gegen Inflation. Wir sind
für den Goldstandard. Wenn wir zur Macht kommen, wird es keine
gewaltsamen Änderungen geben.«

		Das Überraschendste von allem war, daß Herr Straßer erklärte:
»Wir sind gegen eine unbeschränkte Autarkie. Wir haben nicht die
Absicht, einen Versuch zu einer völligen wirtschaftlichen
Selbsterhaltung zu machen.«

		Diese Erklärungen Gregor Straßers sind von entscheidender
Bedeutung für jedes Urteil über die Möglichkeiten Deutschlands,
wieder hoch zu kommen.

		Sie bedeuten, daß Deutschland innerhalb des kapitalistischen
Systems bleiben wird. Sie bedeuten, daß Deutschland, wenn es sich
erholt, sich im kapitalistischen System erholen wird. Sie bedeuten,
daß Deutschland nicht sozialistisch, noch weniger kommunistisch
werden wird, weder jetzt noch innerhalb der heute zu übersehenden
Zukunft.

		Wenn die jetzige Regierung am Ruder bleibt – diese ist
sicherlich kapitalistisch. Und wenn eine andere Regierung kommen
sollte, könnte man sie sich nur von drei Parteien gebildet
vorstellen: den Deutschnationalen, dem Zentrum und den
Nationalsozialisten. Die Sozialdemokraten kommen nicht in Betracht,
vielleicht für lange Zeit nicht. Die Kommunisten sind noch niemals
in Betracht gekommen.

		Aber die Deutschnationalen und das Zentrum sind von Natur aus
kapitalistisch, gerade sie bilden die eigentliche Feste des
Kapitalismus. Und heute ergibt sich mit aller Deutlichkeit aus den
Erklärungen des Herrn Straßer, daß der Kapitalismus von den
Nationalsozialisten nichts zu fürchten hat.
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Denn ehrlich ist Herr Straßer unbedingt. Er meinte wirklich, was er
sagte. Seine Stellung innerhalb der Partei und seine Stellung vor
der Öffentlichkeit gründet sich auf seinen Ruf, ein lauterer,
ehrenhafter, aufrichtiger Mann zu sein. Kein Nationalsozialist wird
wegen dieser Eigenschaften von der außerhalb der Partei stehenden
Öffentlichkeit mehr geachtet als Herr Straßer.

		»Wenn Hitler zur Macht kommt und es nicht zuwege bringt, den
Sozialismus durchzuführen, oder wenn es Hitler nicht gelingt, ans
Ruder zu gelangen, werden die Massen seiner Partei ihn verlassen.
Sie werden sich mit den Kommunisten und den wahren Sozialisten in
der Sozialdemokratischen Partei vereinen. Sie werden eine
unwiderstehliche Macht bilden. Sie werden den Kapitalismus stürzen,
und Gregor Straßer wird ihr Führer sein.«

		Das besagt die öffentliche Meinung über Herrn Straßer. Heute
jedoch riß Herr Straßer das traditionelle Wirtschaftsprogramm der
Nationalsozialistischen Partei buchstäblich in Fetzen.

		»Ich glaube«, sagte Herr Straßer, »daß die Weltkrise ihren
Tiefpunkt hinter sich hat. Ich bin auch sicher, daß die Preise
wieder anzusteigen beginnen, und daß der schlimmste Teil der
Depression vorüber ist. Aber das heißt noch nicht, daß alle Länder
einen Vorteil daraus ziehen werden. Im Gegenteil, mir scheint,
Deutschland wird unter dem Anziehen der Rohmaterialpreise leiden
müssen. Meiner Berechnung nach werden die deutschen Fabrikanten
ganz einfach wegen des Anziehens der Kupfer-, Baumwoll- und anderen
Preise um einige Punkte 1000 bis 1200 Millionen Reichsmark mehr zu
zahlen haben.«

		Das ist heute ein beliebtes Argument der Pessimisten in
Deutschland. Dabei wird jedoch die fundamentale Tatsache übersehen,
daß die Depression mit dem Fallen der Preise der Rohmaterialien und
landwirtschaftlichen Erzeugnisse, mit dem Abnehmen der Kaufkraft
bei den Produzenten dieser Güter begann. Es übersieht die Tatsache,
daß eine Steigerung der Kaufkraft bei den Erzeugern der
Rohmaterialien den Markt für die Produkte der Industriestaaten,
also auch Deutschlands, vergrößert.

		Herr Straßer erkannte diesen Einwand stillschweigend an, [bookmark: page205] als wir
das Papensche Erholungsprogramm besprachen. »Das Papenprogramm«,
sagte er, »kann Erfolg nur dann haben, wenn die Tendenz der
Weltwirtschaft in diesem Winter scharf nach oben weist. Wenn unser
Ausfuhrmarkt beträchtlich vergrößert wird, so daß für die im
Papenplan vorgesehene neue Produktion Platz geschaffen wird, dann
gibt es eine Erholungschance.«

		Im Prinzip jedoch stimmt Herr Straßer mit der Haltung seiner
Partei überein, ist er gegen den Papenplan. Es ist keine leichte
Sache für die Nationalsozialisten, an diesem Programm Kritik zu
üben; seine Zentralidee nämlich, die Kreditausweitung, ist eine der
prinzipiellen Forderungen der Nazis selbst und war das
Lieblingsthema Herrn Straßers.

		Die Tatsache, daß die Regierung Brüning und jetzt die Regierung
Papen konsequent Stein um Stein aus dem nationalsozialistischen
Programm herausgenommen haben, ist mit Ursache dafür, daß die Nazis
so wütend über ihren Ausschluß von der Macht sind. Stein um Stein
hat sich die Regierung angeeignet, so daß heute Papen und Hitler
auf Plattformen stehen, die für außenstehende Beobachter nicht
voneinander zu unterscheiden sind. Hitler ist sicherlich nicht
nationalistischer als Papen, und Papen ist sicherlich nicht
kapitalistischer als die Nationalsozialisten. Wir haben also hier
eine Antwort auf die Frage: »Was würde geschehen, wenn die Nazis
zur Macht kämen?« Die Antwort lautet: »Es ist bereits
geschehen.«

		Trotzdem lassen die Nazis sich nicht nehmen, daß ein Unterschied
im Geiste da sei. Herr Straßer drückte dies so aus: »Das
Papenprogramm kann keinen Erfolg haben, weil die Menschen, die
dahinter stehen, nicht daran glauben. Es ist ungefähr so wie
folgendes: ein alter Bauer hat immer natürlichen Dünger für seine
Felder benutzt. Sein Sohn überredet ihn gegen seinen Willen dazu,
künstliche Düngemittel zu nehmen. Er will es eigentlich gar nicht,
aber er kauft irgendein chemisches Düngemittel, und weil er nicht
das geringste davon versteht und auch nicht das geringste davon
verstehen will, düngt er falsch, und dann sagt er zu seinem Sohn:
›Siehst du, ich habe ja gleich gesagt, daß diese neumodischen
Dinger nichts taugen.‹

		Genau so ist es mit dem Papenprogramm. Man hat meinen [bookmark: page206] Gedanken
von der Kreditausweitung aufgenommen, aber selbst glaubt man
eigentlich nicht daran, man weiß nicht, wie man ihn auswerten soll,
und deshalb wird er nicht funktionieren.

		Wir sind gegen Kreditgewährung an Einzelpersonen ohne staatliche
Kontrolle über die Verwendung, der der Kredit zugeführt wird. Wir
sind für Kreditgewährung an Unternehmen, die direkt zusätzliche
Arbeit schaffen, nicht um für den Export, sondern um für die
Versorgung des Volkes mit den Lebensnotwendigkeiten zu
arbeiten.«

		Trotz der offenbaren Aufrichtigkeit Herrn Straßers war nicht um
den Eindruck herumzukommen, daß die Nationalsozialisten Angst davor
haben, der Papenplan könnte zu einem Erfolg führen. Denn wenn er
Erfolg hat, wenn in diesem Winter ein bis zwei Millionen
Erwerbslose Arbeit finden und die Wirtschaft sich erholt, ist der
Abstieg der Nationalsozialisten die unvermeidliche Folge.

		Wir nahmen das offizielle »Unmittelbare Wirtschaftsprogramm der
Nationalsozialistischen Partei« zur Hand, das erst vor wenigen
Monaten in einer ersten Auflage von 600 000 Stück als
»Zwangsführer für Tribüne und Presse der Partei« herausgegeben
worden ist. Es ist von Gregor Straßer gezeichnet, heute aber
verleugnete Herr Straßer einen großen Teil davon, er wich von jedem
einzelnen seiner grundlegenden Punkte ab, erklärte, er habe die
Absicht, das Programm zurückzuziehen und umzuschreiben, und sagte,
er sei soeben genötigt gewesen, den Rücktritt von Kollegen
anzunehmen, die darauf bestanden hätten, doktrinär zu sein und an
Ideen festzuhalten, die er jetzt als überaltert betrachte.

		Am wichtigsten für die Umwelt war Herrn Straßers Erklärung über
den deutschen Goldstandard. In dem offiziellen Programm ist eine
ganze Seite einer Auseinandersetzung darüber gewidmet, warum es für
Deutschland eine Notwendigkeit sei, vom Goldstandard abzugehen.
»Heute«, sagte Herr Straßer, »würde ich das folgendermaßen
verbessern: ›Der Nationalsozialismus fordert, daß Deutschland den
Goldstandard nur dann aufgibt, wenn es zum Besten der Nation
notwendig ist‹.«

		»Das«, bemerkte ich, »könnte die Reichsbank und jede andere
Notenbank der Welt unterschreiben.«

		»Richtig«, sagte er. »Es ist eben so, daß ich jetzt der Ansicht
[bookmark: page207] bin,
Deutschland kann beim Goldstandard bleiben und durch die Krise
durchkommen, ohne ihn aufzugeben. Wenn wir das tun können, hat es
keinen Sinn, ihn aufzugeben.«

		Die nächste Frage bezog sich auf die Autarkie, auf die
Forderung, Deutschland solle sich wirtschaftlich ganz und gar
allein erhalten, eine Forderung, die einer der Hauptgründe dafür
war, daß die Wirtschaft in Deutschland den Nationalsozialismus zu
fürchten begann. In dem offiziellen Programm steht der Satz: »Es
ist wünschenswert, daß wir so weit wie möglich alles, was wir
konsumieren, in Deutschland erzeugen.«

		Ich sprach davon, daß Mussolini mir gegenüber ausdrücklich
betont hatte, er sei ein Gegner des Autarkiegedankens, und daß er
immer wieder erklärt hatte, so etwas würde zu nationaler und
internationaler Verarmung führen.

		»Aber wie kommen Sie denn darauf, daß wir für eine absolute
Autarkie sind?« fragte Herr Straßer. »Das sind wir durchaus nicht.
Auch das ist ein Teil des Programms, der umgeschrieben werden muß.
Wir treten lediglich dafür ein, daß hinreichende Möglichkeiten für
eine Erzeugung der primitivsten und notwendigsten Waren zur
Befriedigung der Lebensnotwendigkeiten innerhalb Deutschlands
entwickelt werden, damit es uns ermöglicht wird, uns im Falle einer
Blockade zu verteidigen.«

		»Dann ist also schließlich der tiefste Grund für alle auf eine
wirtschaftliche Selbsterhaltung abzielenden Bemühungen die
Kriegsfurcht, nicht wahr?« fragte ich.

		»Stimmt«, sagte Herr Straßer. »Kein Volk ist imstande, einen
Freiheitskrieg zu führen, wenn es nicht so ausgerüstet ist, daß es
sich selbst ernähren kann. So weit sind wir noch nicht. In diesem
Jahr haben wir eine Rekordernte, und danach kann man nicht
urteilen. Wir müssen unsere Möglichkeiten noch viel mehr
entwickeln.«

		Aber auch hier unterscheiden sich die Nationalsozialisten nicht
wahrnehmbar von den deutschen Regierungen des letzten Jahrzehnts.
In diesem Jahre hat Deutschland zum erstenmal alles Getreide
erzeugt, das es für seinen eigenen Bedarf braucht, obwohl es im
letzten Jahre noch 90 Millionen Scheffel (2 500 000
Tonnen) importieren mußte. Diese erstaunliche Steigerung der
Getreideerzeugung in einer Zeit des Überschusses [bookmark: page208] in der ganzen Welt
und der niedrigsten Preise der Geschichte wurde in der Hauptsache
durch einen Prohibitivzoll herbeigeführt, der den deutschen Preis
für einen Scheffel Weizen auf 5,60 Mark brachte, während
amerikanischer Weizen für 2 Mark lieferbar war. Die Franzosen haben
dasselbe mit einem Zoll erreicht, der so phantastisch hoch ist, daß
der französische Weizenpreis einmal bis auf 8,40 Mark pro Scheffel
kam, während der Weizen in Amerika unter 2 Mark notierte.

		Landwirtschaftshilfen trugen auch das ihrige zur Erreichung
dieses Resultates bei, aber selbst wenn man den Zoll allein in
Betracht zieht, werden die deutschen Verbraucher in diesem Jahr für
ihren Weizen 648 Millionen Reichsmark mehr zahlen, als notwendig
wäre, wenn sie ihn im Ausland kauften. Zugrunde gelegt ist ein
Verbrauch von 5 Millionen Tonnen oder 180 Millionen Scheffel und
eine Spanne von 3,60 Mark pro Scheffel zwischen dem deutschen Preis
und dem Weltpreis. Die französischen Verbraucher andererseits
werden 1120 Millionen Reichsmark extra für ihren Weizen zahlen,
weil es der ihre und nicht der Weizen eines Landes ist, das sich
von Natur aus zur Weizenproduktion eignet. Das ist nur ein
Bruchteil des Preises, den Deutschland und Frankreich jährlich
dafür zahlen müssen, daß sie nicht an die Möglichkeit eines
dauernden Friedens glauben.

		Die nächstwichtige Frage galt der Haltung, welche die
Nationalsozialistische Partei gegenüber der Planwirtschaft
einnimmt. Eine einflußreiche Gruppe der Intelligenz Deutschlands,
die sich um die Veröffentlichungen Hans Zehrers und Ferdinand
Frieds, des Verfassers des viel gelesenen Buches »Das Ende des
Kapitalismus«, schart, betreibt eine aktive Propaganda dafür, daß
Deutschland ein System der Planwirtschaft einführe, das vielleicht
dem der Sowjetunion ähnlich ist, sich aber von ihm dadurch
unterscheidet, daß der Grundsatz der privaten Initiative
aufrechterhalten bleiben soll. Diese Gruppe hat gehofft, die
Unterstützung Herrn Straßers für das Prinzip geplanter Wirtschaft
zu finden.

		»Das kann ich nicht unterschreiben«, sagte Herr Straßer. »Das
Ganze müßte notwendigerweise zum Bolschewismus führen. Sowie Sie
einmal mit dem Prinzip der staatlichen Kontrolle über Industrie und
Handel beginnen, können Sie keine Grenzen [bookmark: page209] mehr ziehen. Es würde
unweigerlich weiterwachsen und sich ausdehnen, bis es alle
Tätigkeiten umfaßt. Es würde den Körper der Nation in eine
Zwangsjacke stecken. Außerdem wäre es unmöglich, die Prinzipien des
Privateigentums und der privaten Initiative aufrechtzuerhalten. Ich
wüßte nicht, wie es möglich sein sollte, einen im ganzen von oben
geplanten Wirtschaftsprozeß zu haben und doch private Initiative
von Seiten der Unternehmer aufrechtzuerhalten. Wir sind für ein
gewisses Ausmaß staatlicher Kontrolle und staatlicher Leitung, aber
alles von der Art des planwirtschaftlichen Systems der Sowjetunion
lehnen wir ab.«

		»Wieviel staatliche Kontrolle und staatliche Eigentumsrechte
fordern Sie?«

		»Wir fordern staatliche Leitung bei den wesentlichsten
primitiven Rohmaterialien, wie Kohle, Erze, Petroleum, Kali, beim
Transportwesen, wie Eisenbahnen und Schiffahrt, und bei den Banken
und allem, was sich unter den Bezeichnungen Geld und Kredit
zusammenfassen ließe. Aber nicht Leitung der Industrie im
ganzen.«

		Auch dies unterscheidet sich nicht sehr von der Auffassung der
jetzigen und der letzten Regierung des Reiches. Unter deren Regime
hat der Staat praktisch die Kontrolle über nahezu zwei Drittel des
deutschen Bankenmechanismus erlangt. Er hat eine ausschlaggebende
Stimme nicht nur bei der Eisenbahn, sondern auch in der Schiffahrt
und bei der Kohlen- und Eisenerzproduktion. Es würde auch hier
keiner gewaltsamen Änderung bedürfen, um die
nationalsozialistischen Prinzipien einzuführen.

		»Und was ist mit einem Außenhandelsmonopol?«

		»Wir sind keine Freunde eines Außenhandelsmonopols, wenn
darunter auch nur im entferntesten etwas Ähnliches wie der Apparat
der Sowjetunion verstanden sein soll. Wir glauben lediglich, daß es
zumindest für den Augenblick unbedingt notwendig ist, eine
staatliche Kontrolle über den Austausch von Reichsmarkbeträgen
gegen fremde Valuten auszuüben, und das würden wir mit Hilfe einer
Staatsbank für fremde Valuten durchführen.«

		Auch das ist eine Maßnahme, die in Deutschland seit der
Kreditpanik des Juli 1931 ununterbrochen existiert. Die staatliche
Kontrolle über den Austausch fremder Valuten ist [bookmark: page210] so streng, daß die
Reichsbank sie für praktisch unumgehbar erklärt.

		»Welche Stellung nehmen Sie gegenüber den Privatschulden des
Reiches an das Ausland ein? Hat die Partei ihren Standpunkt
gewechselt? In Ihrem Programm heißt es: ›Wir werden mit unseren
Gläubigern ein Abkommen treffen, welches die Zinsen der
langfristigen Verschuldungen auf ein Niveau herabsetzt, das
ungefähr dem Zinsfuß in ihren Ländern entspricht‹, und weiter: ›Wir
werden ein Abkommen mit unseren Gläubigern erzielen, welches die
kurzfristigen Kredite, die sich auf ungefähr 7 Milliarden
Reichsmark belaufen, ausdehnt und in langfristige verwandelt, die
erst nach einigen Jahren zurückzuzahlen sind.‹ Was würden Sie tun,
wenn die Gläubiger solche Abkommen ablehnen?«

		»Wir erkennen die Schulden an«, sagte Herr Straßer. »Wir
erkennen unsere Verpflichtung an, sie zurückzuzahlen, obwohl ein
großer Teil von ihnen zu dem Zweck eingegangen wurde, eine
politische Schuld zu zahlen, die wir nicht anerkennen.
Nichtsdestoweniger stehen wir fest auf der Plattform eines
ehrlichen Geschäftsmannes, der seine Schulden bezahlt.

		Wenn wir jedoch merken, daß wir sie nicht bezahlen können,
werden wir es sagen. Wir werden auch versuchen, unsere Gläubiger
davon zu überzeugen, daß es in ihrem eigenen Interesse liegt, wenn
der Zinsfuß auf ein tragbares Niveau herabgemindert wird. Es liegt
auf der Hand, daß ein Gläubiger, der zehn bis zwölf Prozent Zinsen
verlangt und durchgesetzt hat, mit einem großen Risiko gerechnet
hat. Jetzt hat er das Risiko. Aber je höher der Zinssatz bleibt,
desto höher ist auch das Risiko, daß die Zinsen nicht bezahlt
werden können. Ich glaube, jeder vernünftige Gläubiger wird lieber
einen herabgesetzten Zinsfuß akzeptieren als seinen Schuldner in
den Bankrott gehen sehen.«

		»Aber wenn Ihre Gläubiger nicht mit Ihnen übereinstimmen, werden
Sie sich dann für berechtigt halten, eine willkürliche Regelung zu
treffen?«

		»Nun, wenn wir unsere Lage auseinandersetzen und um ein Abkommen
bitten und die Gegenseite dann sagt: ›Nein, wir wollen kein
Abkommen treffen‹, so ist es doch die Gegenseite, die willkürlich
vorgeht. Dagegen können wir nichts tun.«
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Auch das ist gar nicht so weit von der offiziellen deutschen
Haltung entfernt. Die Notwendigkeit ist die Mutter der Abkommen,
und wenn, beziehungsweise sobald die Zeit für ein deutsches
Moratorium kommen sollte, werden die Deutschen, davon sind sie
überzeugt, imstande sein, eine Regelung herbeizuführen. Im
Augenblick ist die Aussicht darauf, daß Deutschland ohne ein
Moratorium zurechtkommen könnte, durchaus nicht hoffnungslos. Es
ist ein Gebot der Gerechtigkeit, zu sagen, daß die
Wahrscheinlichkeit eines Moratoriums, obwohl sich im vergangenen
Frühjahr fast alle Propheten darüber einig waren, daß Deutschland
in diesem Herbst ein Moratorium hinsichtlich seiner Privatschulden
aussprechen werde, heute viel geringer ist, als sie im Frühjahr
war.

		Ob ein Moratorium kommt oder nicht, das hängt jetzt in erster
Linie vom Erfolg des Papenplanes ab. Wenn das Regierungsprogramm
Erfolg hat, wird es nicht nur kein Moratorium geben, dann ist es
sogar, wie ein hochgestellter Regierungsbeamter sagte, möglich, daß
Deutschland in die Lage kommen könnte, im nächsten Frühjahr seine
Währungsrestriktionen aufzuheben. Eine Wiederbelebung des
Innenhandels, eine Steigerung des Außenhandelsüberschusses, eine
Herabsetzung der auf Deutschlands langfristigen Anleihen lastenden
Zinsen und eine Umwandlung mindestens eines Teiles der
kurzfristigen Anleihen in weniger kurzfristige oder langfristige –
das sind die Vorbedingungen, die es ermöglichen würden, mit den
Währungsbeschränkungen Schluß zu machen. Und sobald die deutschen
Währungsbeschränkungen nicht mehr existieren, wird die Welt wissen,
daß der wichtigste Schritt zur europäischen Erholung getan ist.

		Herr Straßer jedoch verharrte auf einem Pessimismus, der
politisch angehaucht war. »Wir waren in der Vergangenheit nicht
imstande, aus der Prosperität der Welt Vorteile zu ziehen«, sagte
er, »weil Deutschland ununterbrochen in innerpolitische Kämpfe
verwickelt war und keine fremde Macht die deutschen Regierungen als
verantwortlich ansehen konnte. Heute werden wir gleichfalls nicht
imstande sein, Vorteile aus der Erholung der Welt zu ziehen, weil
unsere politischen Kämpfe das Land in ununterbrochenen Wirren
halten und die Regierung nicht als Vertreterin des deutschen Volkes
betrachtet werden kann.«
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Wir waren mit dem Programm fertig. Von der offiziellen Version war
nicht viel übrig geblieben. Der nationalsozialistische Radikalismus
hat in direktem Verhältnis zur Annäherung der Partei an die
Möglichkeit einer Verantwortungsübernahme abgenommen. Aber Herr
Straßer konnte das Ganze in nuce erklären.

		»Meiner Ansicht nach«, sagte er, »war einer der klügsten
Aussprüche Mussolinis die Antwort, die er gab, als ihm jemand eine
Sinnesänderung vorwarf und seinen Standpunkt von vor einem Jahr
zitierte. ›Wann habe ich das gesagt?‹ fragte Mussolini. ›Vor einem
Jahr‹, sagte der Kritiker. ›Eben‹, erwiderte ihm Mussolini.

		Wir sind nicht doktrinär«, beendete Herr Straßer seine
Ausführungen. »Wir passen uns den Tatsachen an. Wenn einer ertrinkt
und ein anderer dazukommt und ins Wasser springen will, um ihn zu
retten, was würden Sie in so einem Fall von einem Dritten denken,
der den Zweiten fragt: ›Können Sie schwimmen?‹ ›Ja‹, sagt der.
›Aber können Sie crawlen?‹ ›Nein, ich schwimme Brust.‹ ›Aber bevor
Sie den Mann retten wollen, müssen Sie crawlen lernen.‹ Er geht
also weg, um crawlen zu lernen, und der ins Wasser Gefallene
ertrinkt.

		Wir Nationalsozialisten wollen versuchen, Deutschland sofort zu
retten, auch wenn wir es mit dem altmodischen Brustschwimmen tun
müssen. Wir sind der Ansicht, daß die Lebensrettung wichtiger ist
als die Methode.«

		Was die wirtschaftlichen Methoden betrifft, so sind die
wichtigsten Parteien, die für die Ausübung der Macht in Deutschland
in Frage kommen, praktisch so gut wie einig. Verzögert könnte die
deutsche Erholung nur werden, wenn die Politik die Wirtschaft
vergewaltigt. [bookmark: page213]

	
		
		Zehntes Kapitel.

London

		»Durchgehende Varietévorstellung« verkünden gewaltige, helle
elektrische Lettern an einem halb Dutzend Ecken dieser
geschäftigsten, vergnügtesten, wohlhabendsten Stadt Europas; in
dieser Krisenzeit gibt es für ein vergnügungssüchtiges Publikum,
das allen äußeren Anzeichen nach nichts von der Existenz einer
Krise zu wissen scheint, jetzt etwas ganz Neues: Varietétheater,
die durchspielen.

		Die Vorstellungen laufen von zwei Uhr bis zwölf Uhr nachts, und
das Publikum ist in einer Stimmung, die in einem Programm
folgendermaßen gekennzeichnet wird: »Ein toller Wirbel von
vergnügtem, verrücktem, tollem, lustigem, nicht endenwollendem
Lachen – ein Bild unüberbietbarer Munterkeit und Fröhlichkeit.«

		Das klingt ein wenig übertrieben. Aber das Haus ist voll. Das
Publikum lacht oft und lange, und während es in beständigem Wechsel
herein- und hinausströmt und immer wieder die Bar aufsucht, um sich
zu erfrischen, hat man den Eindruck, es gebe keinen zweiten Ort auf
der ganzen Erde, der so weit von einer Wirtschaftsdepression
entfernt wäre wie diese Stadt mit ihren acht Millionen
unverwüstlichen britischen Seelen.

		Die in Wahrheit »tolle«, »unüberbietbare« durchgehende
Darbietung zeigt die Stadt London selbst. Auf ihrer Bühne stehen
teure, bis auf den letzten Platz besetzte Restaurants, Straßen und
Plätze, auf denen sich der Verkehr drängt, Trottoirs, auf denen die
elegantest gekleideten Männer der Erde paradieren, und
Schaufenster, angefüllt mit Luxusgegenständen von den Enden der
Erde, betrachtet von Menschen, die es [bookmark: page214] schon müde sind, nach
etwas auszuschauen, was sie noch nicht besitzen.

		Nach allen anderen Hauptstädten Europas wirkt London unermeßlich
reich. Seine Bevölkerung scheint völlig sorglos zu sein. Denn
ununterbrochen sieht es sich die durchgehende Vorstellung »England
hat es besser« an.

		Es hat es besser als alle anderen Länder Europas; es hat es
besser, als es selbst erwartete; es hat es in vielerlei Hinsicht
besser als früher. Das beweist das Programm.

		Die erste und augenblicklich fesselnde Programmnummer ist »Der
Lebensstandard der Nation«. Die Mehrzahl der Engländer ißt heute
besser, kleidet sich besser und verbraucht mehr als je zuvor. Da
die Löhne seit 1929 nur um 4 Prozent und die Lebenskosten um 14
Prozent gesunken sind, ist die Kaufkraft der Konsumenten heute
größer als jemals seit dem Krieg.

		Auf den britischen Tischen steht heute besseres Essen als jemals
in den Zeiten, für die Statistiken zu haben sind. Man ißt
qualitativ besser. England importierte im Jahre 1931 doppelt soviel
Butter, Speck, Geflügel und Sahne wie 1913.

		Wirtschaftlich hat das seine Nachteile. Es erklärt mit die
Notlage der englischen Industrie, und so kann es dazu kommen, daß
der künftige Lebensstandard unter dem heutigen vielleicht leiden
wird. Im Augenblick aber ist das Leben auf den britischen Inseln an
den materiellen Gütern, die als Grundlage der Zufriedenheit gelten,
reicher als jemals, soweit die Erinnerung der Lebenden
zurückreicht.

		Es wäre zwar ein Hohn, zu behaupten, daß die Erwerbslosen in
ihrer Arbeitslosigkeit froh und vergnügt seien, aber trotzdem muß
gesagt werden, daß sie höhere Einkünfte beziehen als alle anderen
Arbeitslosen in Europa. Trotz der unlängst erfolgten Kürzung der
Unterstützungen bekommen sie noch immer doppelt so viel wie ihre
deutschen Kollegen, und heute, da ein alleinstehender Mann 15
Shilling 3 Pence, und ein Mann mit Frau und Kind 25 Shilling 3
Pence in der Woche bezieht, haben es die englischen Erwerbslosen
entschieden am besten von allen in der Welt. Obwohl sie eine
zehnprozentige Kürzung hinnehmen mußten – die erste Herabsetzung
der Unterstützung, die vorgenommen wurde – haben sich die Kosten
ihrer Lebenshaltung um 14 Prozent [bookmark: page215] gesenkt, so daß sie in Wirklichkeit
in der Lage sind, heute um 4 Prozent mehr zu kaufen als die
Arbeitslosen im Jahre 1929.

		Für den zweiten Akt des Programms braucht die Leitung nur einen
großen Spiegel auf die Bühne zu bringen, in dem die Briten ihre
eigenen vergnügten Gesichter sehen können. Dieser Akt heißt
»Optimismus der Nation«.

		Das vollkommene Vertrauen der englischen Öffentlichkeit, das
Fehlen jeglicher Bestürzung ist ebenso markant wie die
entgegengesetzten Eigenschaften bei den Franzosen. So, wie das
französische Gefühl der Unsicherheit die französische Politik
bestimmt, scheint das englische Gefühl der Sicherheit die Haltung
zu bestimmen, welche die Engländer der Krise gegenüber einnehmen.
Es kommt gar nicht darauf an, ob das Gefühl gerechtfertigt ist,
denn das, worauf es ankommt, sind, wie Sir Josiah Stamp bemerkte,
nicht die Tatsachen der Wirtschaft, sondern die Gedanken, die sich
die Menschen über die Tatsachen der Wirtschaft machen.

		Sie haben das Gefühl der Sicherheit hinsichtlich ihrer Währung,
hinsichtlich ihrer Banken, hinsichtlich ihrer Gegenwart und
hinsichtlich ihrer Fähigkeit, diese und alle anderen Krisen zu
überwinden. Dämmerschlaf – so hat Raymond Swing diesen
Geisteszustand genannt. Er ist für ein Volk in einer Krise ebenso
wertvoll wie das Betäubungsmittel für den Patienten auf dem
Operationstisch. Ganz entschieden war in allen Ländern in der
Wirtschaftsdepression der größte Teil des Leidens geistiger Natur.
Die Beobachtungen bestätigen die statistische Feststellung, daß
wirklicher Hunger, das Äußerste physischen Leidens infolge der
Wirtschaftslage, überall in der Welt selten war. Von dem geistigen
Leiden lernte England ein bißchen kennen, als sein Stolz durch den
Sturz des Sterlings von der Goldbasis verletzt wurde. Aber auch
dies wurde kompensiert durch die Erleichterung, die es für die
Nation bedeutete, von der Finanzvorherrschaft der Franzosen befreit
zu werden, und heute scheint dieses Land von Sorgen, dem Hauptübel
der Depression, weniger geplagt zu sein als alle anderen
europäischen Staaten.

		Wiederum erfreuen sich die Arbeitslosen eines spezifisch
britischen Optimismus in bezug auf ihre Stellung in der
Gesellschaft. Fast überall sonst in der Welt bedeutet es für den
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erwerbslosen Mann zumindest eine kleine Demütigung,
Arbeitslosenunterstützung hinnehmen zu müssen. Hier betrachten sich
die Unterstützungsempfänger als Arbeitsreserven, die Anspruch auf
ihre Unterstützung haben und höchst resolut darauf bestehen, sie zu
bekommen.

		Auf den Optimismus-Akt folgt unmittelbar der Höhepunkt des
Programms von »England hat es besser«. Dieser Teil, »Überlegenheit
der britischen Finanzen«, wird eingeleitet von der Nummer
»Ausbalanciertes Budget«. Allerdings verbirgt sich hinter dem
Papierkostüm ein Defizit von rund 1 Milliarde 600 Millionen RM,
aber davon weiß das Publikum nichts, und das »Ausbalancierte
Budget« ist eine ständige Lieblingsnummer.

		Dann kommt die »Konvertierungsanleihe«, stolz angekündigt als
die »Größte Finanztransaktion aller Zeiten«. Nahezu drei Millionen
englische Kriegsanleihezeichner nahmen eine 1 1/2prozentige
Kürzung, von 5 auf 3 1/2 Prozent, ihres Einkommens von rund 2
Milliarden Pfund Sterling hin und erleichterten damit das Budget um
eine Summe von netto 23 Millionen Pfund jährlich.

		Die Kurse aller englischen Staatspapiere stiegen so hoch, daß
ihre Durchschnittsverzinsung von 4 1/4 Prozent im Juli 1931 auf 3
1/2 Prozent heute fiel. Der englische Kredit besserte sich im
schlimmsten Jahr der Krise um nahezu ein volles Prozent, und
Lloyd's Bank Review war in der Lage, mit ruhiger Befriedigung zu
erklären, daß »die englischen Staatspapiere sich eines besseren
Rufes erfreuen als die aller anderen Regierungen«.

		Ebenso erfreuen sich die britischen Banken eines Rufes, der
nicht seinesgleichen hat. Nicht eine einzige von ihnen hat im
Verlauf der ganzen Krise ihre Zahlungen eingestellt, und England
wird wohl das einzige Land der Welt sein, in dem von einem
Geldhamstern nichts zu merken ist. Daß die Banknotenzirkulation im
Verlauf des Jahres, das mit dem Juli 1932 zu Ende ging, um nicht
mehr als 8 800 000 Pfund zunahm, weist darauf hin, daß
den Engländern ihre Banken über jeden Verdacht erhaben sind, und
die Steigerung der Bankeinlagen um 16 Millionen Pfund ist ein
klarer Beweis dafür.

		Ebenso wie der Kredit der Nation auf einem Höhepunkt ist, [bookmark: page217] sind Kredite
für die Industrie in einem noch nicht dagewesenen Ausmaß vorhanden.
Die Basis der Bankkredite, die Einlagen der Bankiers in der Bank
von England stieg während des Jahres, das mit dem Juli 1932 endete,
um 15 700 000 Pfund auf 85 Millionen Pfund. Aber so reich
die Banken auch an Krediten sind, so arm sind sie an Nachfrage
danach, und infolge der Lethargie des Handels nahmen die
Vorschußzahlungen der Banken an die Wirtschaft in dieser Periode um
76 Millionen Pfund ab, so daß sie auf 836 Millionen absanken. Der
außerordentlich niedrige Bankzins von 2 Prozent, für tägliches Geld
weniger als 1 Prozent, der besagt, daß Geld noch nie so billig war,
kann nichts daran ändern, daß die Industrie nicht in der Lage ist,
zu borgen.

		Hier wird das Programm »England hat es besser« auf eine etwas
niedrigere Note des Optimismus herabgestimmt. Die britische
Industrieproduktion hat abgenommen, wenn auch nicht so sehr wie die
anderer Länder. Nur Japan und Schweden wiesen um die Mitte des
Jahres 1932 einen höheren Prozentsatz der Fabrikproduktion auf.

		Wenn man für die Produktion des Jahres 1932 die Zahl 100
ansetzt, kommt man zu folgendem Ergebnis: im Juli 1932 hatte Japan
eine Industrieproduktion von 107, Schweden von 88, England von 80,
Frankreich von 73, Deutschland von 53, Amerika von 53 und die ganze
Welt von 67. An diese verhältnismäßig günstige Stellung der
industriellen Produktion Englands wird bei den häufigen
Diskussionen über den Verfall der englischen Industrie selten
gedacht.

		Die britische Ausfuhr hat allerdings trotz dem Abgehen vom
Goldstandard weiterhin abgenommen, jedoch in bedeutend weniger
raschem Tempo als die seiner wichtigsten Konkurrenten. Die
englische Ausfuhr an Fabrikwaren, die eine Zeitlang vor der
amerikanischen lag, hat jetzt den französischen Export überholt und
steht im Begriffe, an die Stelle vor den deutschen zu rücken. Das
ist in Gold gerechnet. Es heißt, daß der englische Anteil am
Weltexport von Fabrikwaren sich in den ersten acht Monaten des
Jahres 1932 erhöht hat. Auch hier kann man sagen, »England hat es
besser«.

		Überdies ist – ein direktes Resultat des Abgehens vom Golde und
der infolgedessen höheren Preise für Auslandswaren [bookmark: page218] in Papiersterling,
ferner ein Resultat des neuen Zolltarifs – die britische Einfuhr um
so viel rascher gesunken als die Ausfuhr, daß England seinen
Einfuhrüberschuß in den ersten acht Monaten des Jahres 1932 im
Vergleich zum gleichen Abschnitt des Jahres 1931 um rund 20
Millionen Pfund Sterling verkleinert hat. Am Ende des Jahres 1932
wird es um rund 100 Millionen Pfund Sterling weniger importiert
haben als 1931. Das bedeutet, daß die englischen Fabrikanten jetzt
die Möglichkeit haben, ein Plus von Waren im Gegenwert von rund 1
Milliarde 400 Millionen RM zu verkaufen. Ihr innerer Markt hat sich
automatisch um so viel ausgedehnt. Wiederum: »England hat es
besser.«

		Der Zolltarif ist ein zweischneidiges Schwert. Er hat dem
britischen Export viele Hindernisse in den Weg gelegt, die sonst
nicht existiert hätten. Nichtsdestoweniger ist die Verschlimmerung
der Zustände für den internationalen Handel, die vielleicht eine
schließliche Verbesserung im Gefolge haben sollte, nicht die
einzige Wirkung des Verzichtes der Engländer auf ihre relative
Freihandelspolitik. Der englische Zolltarif, die neueste und
deshalb auch am wenigsten erträgliche Handelsschranke, mag sich
schließlich bei irgendeiner internationalen Konferenz als die
letzte Kleinigkeit erweisen, die der Schutzzollpolitik den Garaus
macht.

		Mittlerweile haben die Engländer jedoch einen Beratungsausschuß
für Einfuhrabgaben organisiert. Mit dieser Körperschaft
beabsichtigen sie die Zollfragen aus dem Rahmen der Politik
herauszunehmen und ein Instrument für die Rationalisierung der
britischen Industrie zu schaffen. Der Ausschuß bestimmt, welche
Abgaben auferlegt werden, und zu seinen Aufgaben gehört es unter
anderem, dafür zu sorgen, daß nur denjenigen Industrien Schutz
gewährt wird, die sich als wert erweisen, geschützt zu werden.

		Eine resolute Durchführung dieser Politik mag nach einer Anzahl
von Jahren die spezifisch englische Krise, die heute von der
Weltkrise in den Schatten gestellt wird, in ihrem Kern treffen.
Diese spezifische, chronische englische Krise kann kurz und bündig
bezeichnet werden als die Unfähigkeit der veralteten oder
überzähligen englischen Schlüsselindustrien – Kohle, Textilien,
Eisen und Stahl, Schiffbau – mit den modernisierten Industrien
vieler europäischer Staaten, [bookmark: page219] insbesondere denen des künftigen, von den
Reparationen befreiten Deutschland zu konkurrieren. In dieser
Konkurrenzunfähigkeit steckt das Problem permanenter
Arbeitslosigkeit im Gegensatz zur zyklischen. Jedermann erkennt an,
daß nichts anderes helfen kann als extensive Reorganisation,
Kapitalabschreibung und Werksrationalisierung. Das sind unangenehme
Maßnahmen. Der Beratungsausschuß für Einfuhrabgaben ist das erste
Instrument zu ihrer Erzwingung, das England jemals besessen
hat.

		Der Ausschuß ist der vorletzte Akt des Programms »England hat es
besser«. Das Publikum merkt nichts davon, daß in der Pause vor dem
Finale eine Gruppe von Schauspielern hinter der Bühne laut Einlaß
fordert, aber abgewiesen wird. Sie alle sind ausgezeichnete
Darsteller, aber dem Londoner Publikum mißfällt ihr unangenehmer
Realismus. Das England außerhalb Londons kennt sie sehr gut.

		Der eine ist die »Zunehmende Arbeitslosigkeit«, die jetzt mit
3 036 828 ihre Höchstzahl erreicht hat. Die Regierung
nennt für den August zwar nur 2 859 828, aber zum
Vergleich mit dem August 1931 müssen 177 000 kürzlich
Entlassene hinzugefügt werden, und das gibt eine Netto-Vermehrung
von rund 300 000.

		Der brutale kleine Partner dieses Riesenburschen ist die
»Ständige Arbeitslosigkeit«. Er ist überaus unbeliebt. Man schätzt
nämlich, daß die Nation nach erfolgter Rationalisierung der
gesamten britischen Industrie 500 000 bis 1 Million Arbeiter,
für die niemals Arbeitsstellen zu finden sind, pensionieren und
erhalten muß.

		Ein anderer Schauspieler, der von der Vorstellung »Besseres
England« ausgeschlossen wird, ist der große und derbe »Lohntarif«.
Die britischen Löhne sind die höchsten und unangreifbarsten Europas
und sind schuld daran, daß die englischen Fabrikationskosten
wahrscheinlich größer sind als die aller seiner Konkurrenten auf
dem Kontinent.

		Ein unangenehmes Paar sind »Britische Industrie« und »Britische
Arbeiterschaft«. Der eine ist überzeugt davon, daß es ohne
Lohnkürzungen unmöglich weitergehen kann; der andere ist voll
Bulldoggenzähigkeit entschlossen, die Löhne hochzuhalten.

		Zwischen diesen beiden steht, voll Hoffnung, ihren Streit [bookmark: page220] zu
schlichten, die »Nationale Regierung«, gleichfalls ein ständiges
Mitglied der Truppe, die »England hat es besser« spielt. Die
Engländer sehen in ihrer nationalen Regierung eine außerordentliche
Errungenschaft. Sie haben die Empfindung, damit eine Anpassung der
Demokratie an den Faschismus erreicht zu haben.

		Elf Polizisten, die in Birkenhead ins Lazarett gebracht worden
sind, können bezeugen, daß das nicht stimmt. In Birkenhead machte
die englische Autorität zum erstenmal eine Verbeugung vor dem Mob,
als dieser mit Knüppeln und Steinen die Rücknahme der
Regierungsverordnung zur Herabsetzung der örtlichen
Unterstützungssätze forderte. Nach zweitägigen Krawallen setzte er
seine Forderung durch. Der Mob heißt auch Demos, und in diesem
Winter wird die Demokratie sich mit der nationalistischen Regierung
messen.

		Ein Frontangriff auf die Löhne ist in England das Gebot des
Tages, nachdem es dem Flankenangriff durch die Pfundabwertung
mißlungen ist, die Engrospreise zu steigern und damit auch
automatisch die Löhne zu verringern. Es mißlang, weil England, als
es vom Gold abging, eine Reihe anderer Länder nach sich zog, so daß
heute 50 Prozent seines Außenhandels nach Ländern gehen, deren
Währungen im gleichen Maße abgewertet sind.

		Aber die Vorstellung von »England hat es besser« hat ein
logisches Finale. Es heißt »Englische Investierungen im Ausland«.
Heute ist es noch wesentlich, sich ins Gedächtnis zurückzurufen,
daß England, obwohl es in den meisten Weltmachtindices an zweite
Stelle nach den Vereinigten Staaten gerückt ist, noch immer
Auslandsanlagen im Nominalwert von 72 Milliarden RM hat, im
Gegensatz zu Amerikas 60 Milliarden RM.

		Aus dieser ungeheuren Summe, deren Grundstock mit dem Anteil der
Königin Elisabeth an der Beute gelegt wurde, die Sir Francis Drake
mit den spanischen Galleonen eroberte, zog England bis zur
Weltkrise ein jährliches Einkommen von rund 250 Millionen Pfund
Sterling in Gold oder rund 5 Milliarden RM im Jahr. Im Jahre 1927
reinvestierte es, der Gewohnheit folgend, die mehr als zwei
Jahrhunderte hindurch alljährlich seine Auslandsanlagen um drei bis
vier Prozent erhöhte, das gesamte Amortisationsgeld und vermehrte
es um [bookmark: page221]
134 Millionen Pfund, im Jahre 1928 um 108 Millionen, 1929 um 47
Millionen und 1930 um 61 Millionen Pfund, aber im Jahre 1931
brachte es England, von der Weltkrise betroffen, nicht nur nicht zu
Neuanlagen, sondern zehrte vom Kapital. Es verbrauchte für die
Einfuhr tatsächlich 72 Millionen Pfund mehr, als es auf Grund von
Warenverkäufen und Transporten aus dem Ausland bezog.

		Heute hat England durch das Abgehen vom Gold diesen Prozeß
aufgehalten. Die diesjährige Einfuhrdrosselung um 100 Millionen
Pfund Sterling bedeutet, daß es aufgehört hat, sein Kapital zu
verbrauchen. Das Finale von »England hat es besser« bringt Applaus.
Alle Darsteller kommen auf die Bühne: »Hoher Lebensstandard«,
»Optimismus der Nation«, »Finanzielle Überlegenheit«,
»Ausbalanciertes Budget«, »Konvertierungsanleihe«, »Gebesserte
Außenhandelsbilanz«, »Zollausschuß«, »Nationale Regierung« und
»Investierungen im Ausland«. Der Vorhang geht herunter und sofort
wieder hoch. Denn die Vorstellungen gehen ununterbrochen weiter,
ebenso wie das Vertrauen des Publikums darauf, daß England wieder
hochkommen wird.

		Die Umwelt aber ist überzeugt davon, daß England seine Rückkehr
zur Stabilität und Prosperität am besten kundgeben kann, sobald es
zum Gold zurückkehrt. Und die Umwelt zahlt England die Dividenden
für seine Auslandsinvestitionen, sie kauft Englands Export. Diese
beiden Quellen nähren Englands Leben. Kein anderes Land ist in
solchem Maße auf die Erholung der Umwelt angewiesen.

		Wann wird England zur Goldbasis zurückkehren?

		Die Beschaffung von Material, um eine Beantwortung dieser Frage
versuchen zu können, ist die letzte und wichtigste Aufgabe bei der
Untersuchung des umfassenderen Problems »Kommt Europa wieder
hoch?«

		*

		England wird mindestens ein weiteres Jahr »ohne Goldbasis«
bleiben. England gedenkt sich »ohne Goldbasis« zu erholen.

		So lauten heute übereinstimmend die Meinungen der kompetenten
Persönlichkeiten in London, und das ist die wichtigste [bookmark: page222]
wirtschaftliche Information, die in ganz Europa zu finden ist. Für
eine Antwort auf die Frage »Wann wird Europa wieder hochkommen?«
ist dies von entscheidender Bedeutung.

		Fast genau vor einem Jahr wurde die Finanzwelt von dem
schwerstwiegenden Ereignis dieser ganzen langen, lähmenden Krise
erschüttert. England gab seinen Goldstandard auf. Achtzehn andere
Währungen sanken nieder wie junge Baumstämme in einem Orkan. Der
Handel wurde gestört, der Geld- und Kreditaustausch litt. Die
Arbeitslosigkeit stieg in rapidem Tempo. Die Welt gelangte auf den
Tiefpunkt der Krise.

		Überall in der ganzen Welt sagten verzweifelnde Menschen den
völligen Zusammenbruch des Wirtschaftssystems, wie wir es kannten,
voraus. Der Zusammenbruch kam nicht. Ruhe folgte auf den Sturm, und
heute erklären recht viele von den gleichen Propheten, die damals
endgültiges Unheil voraussahen, daß die Erholung nur kommen könne,
wenn England zur Goldbasis zurückkehre. Selbstverständlich nicht
auf der alten Parität von zwanzig Reichsmark für das Pfund, aber zu
einem Goldstandard.

		Wie stellen sich die Engländer dazu? Wann, glauben sie, werden
sie zur Goldbasis zurückkehren, und auf welchem Niveau? Machen sie
die Erholung abhängig von einer Rückkehr zum Goldstandard?

		Die ganze Welt erwartet heute von England eine Beantwortung
dieser Fragen. Präzise Antworten könnten für Spekulanten ein
Vermögen bedeuten. Die Wichtigkeit der Fragen geht weit über jedes
spekulative Interesse hinaus. Selbstverständlich kann kein genaues
Datum und kein genaues Niveau genannt werden.

		Aber in einem Büro inmitten eines Komplexes verräucherter
Schuppen im Nordwesten Londons ist die denkbar klarste Erklärung
über die Bedingungen zu erhalten, unter denen England zur Goldbasis
zurückkehren kann. Und aus diesen Bedingungen kann sich jeder
Geschäftsmann selbst sein Urteil über die Zeit und andere in Frage
kommende Einzelheiten bilden.

		Die Schuppen führen den Namen Euston Station. Sie beherbergen
einen Kopfbahnhof der London Midland and Scottish, des größten
Eisenbahnnetzes in England, das mehr als [bookmark: page223] ein Drittel aller
englischen Strecken umfaßt. Sie beherbergen auch den Leiter der
Eisenbahn. Und dieser Eisenbahnpräsident ist vielleicht die größte
Autorität auf dem Gebiet der englischen Wirtschaft.

		Sir Josiah Stamp hat in jedem einzelnen von vier großen Bezirken
der englischen Wirtschaftstätigkeit nur wenige Rivalen, aber als
Mann, der auf allen vier Gebieten eine führende Stellung innehat,
hat er keinen einzigen Rivalen. Sir Josiah ist Direktor der Bank
von England. Es gibt auch andere Direktoren. Sir Josiah ist
Präsident des Verwaltungsrates der London Midland and Scottish
Railway und ihr Generaldirektor. Es gibt auch andere
Eisenbahnpräsidenten.

		Sir Josiah war Sekretär und Direktor der Nobel Industries, Ltd.,
und Direktor der Imperial Chemical Industries. England hat auch
andere Industrieführer. Schließlich ist Sir Josiah ein
Nationalökonom von Rang, Verfasser von zwanzig Büchern und
Abhandlungen über diese traurige Disziplin. Und auch auf diesem
Gebiet hat er Kollegen, die sich mit ihm messen können, wenn auch
sehr wenige. Aber Sir Josiah ist der einzige Mann in England, der
gleichzeitig führender Bankier, Eisenbahnpräsident, Industrieller
und Nationalökonom ist, so daß es keinen Engländer gibt, der besser
dazu qualifiziert wäre, die Wirtschaftslage seines Landes zu
umreißen und die Bedingungen zu nennen, unter denen England zur
Goldbasis zurückkehren wird.

		»Es gibt vier Kategorien von Bedingungen, die bestimmend dafür
sein können, wann England zu einem Goldstandard zurückkehren wird«,
begann Sir Josiah.

		Er saß an einem großen Tisch, der neben seiner Riesengestalt
klein wirkte. Der jetzt zweiundfünfzigjährige Sir Josiah ist ein
großer, breitschultriger, kräftig gebauter Mann mit buschigem
grauem Schnurrbart und dunklen buschigen Augenbrauen über lebhaften
Augen. Sie funkeln und zwinkern, verdunkeln oder erhellen sich je
nach seinen Gedanken, und ihre Lebhaftigkeit wirkt eindrucksvoller
als die Gesten eines Romanen. Er ist in England bekannt als der
schnellste Sprecher über wirtschaftliche Themen und auch als der
gründlichste.

		»Welche Kategorie entscheidend sein wird«, sprach er rasch
weiter, »läßt sich nicht sagen. Ich sage, wir werden zur Goldbasis
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zurückkehren, weil die Regierung einmal die Absicht ausgesprochen
hat, zu ihr zurückzukehren. Die Mehrzahl denkt, wir müssen zur
Goldbasis zurückkehren, weil bis jetzt noch niemand ein anderes
System auch nur theoretisch ausgearbeitet hat, dessen wir völlig
sicher sein können, obgleich wir einige linksgerichtete
Nationalökonomen haben, die dafür sind, vom Gold ganz abzugehen,
ohne jedes Zwischenstadium für die nächste Generation oder etwas
ähnliches.

		Bei den vier Kategorien handelt es sich um die wirtschaftlichen,
die finanziellen, die politischen und die internationalen
Bedingungen. Innerhalb der Wirtschaftskategorie ist der wichtigste
Faktor das Preisniveau. Bevor wir zur Goldbasis zurückkehren
können, müssen wir ein Preisniveau haben, welches der Wirtschaft
Profite von einer Art gestattet, die der Wirtschaftsmaschinerie das
Funktionieren ermöglichen kann.

		Da die Preise tief liegen und die Löhne erst sehr wenig
reduziert sind, hat sich der Lebensstandard in England für
diejenigen, denen es gelungen ist, in Arbeit zu bleiben, in einem
Maße erhöht, wie es noch nie zuvor in der Geschichte bekannt war.
Der Lebenshaltungsindex ist ein Beweis dafür. Die Lebenskosten sind
im Laufe von zwei Jahren von einhundertsiebenundfünfzig auf
einhunderteinundvierzig heruntergegangen, eine sehr bedeutende
Senkung. In der Praxis bedeutet das, daß der Arbeiter in vielen
Fällen tatsächlich mehr konsumiert, als er produziert.

		Nun hat man den Widerstand der Arbeiter gegen Lohnkürzungen und
den Widerstand der Gläubiger gegen eine Verringerung der Einkünfte
aus ihren Darlehen, so daß der einzige Weg, der zur Korrektur
dieser Faktoren übrig bleibt, darin besteht, daß ein Ansteigen des
Preisniveaus bis auf die Höhe, auf deren Grundlage die Kontrakte
abgeschlossen wurden, entweder herbeigeführt oder abgewartet
wird.

		Ich glaube, die Meinung der Wirtschaft in England spricht sich
übereinstimmend dafür aus, daß jedes Preisniveau, das unter dem von
1928 läge, eine ungenügende Korrektur darstellen würde.«

		»Wollen Sie damit sagen«, fragte ich, »daß es für England nicht
möglich oder nicht ratsam sein wird, zum Goldstandard
zurückzukehren, bevor das Preisniveau von 1928 wiederhergestellt
ist? Dieses Niveau war sehr hoch.«
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»Ich glaube, die Ansicht unserer besten Nationalökonomen geht
dahin, daß unsere Kosten nur bei diesem Niveau und keinem anderen
so angepaßt werden können, daß der Wirtschaft Profite ermöglicht
werden.

		Man bringt also die Preise zunächst auf ein Niveau, das der
Innenwirtschaft des Landes ein Funktionieren gestattet. Dann paßt
sich – der Sterling hat noch immer keine Goldbasis – der
Wechselkurs des Sterling von selbst dem neuen Preisniveau an. Und
dann muß man eine Weile warten und sehen, ob sowohl das neue
Preisniveau wie der Wechselkurs im Begriffe sind, stabil zu
bleiben.

		Damit kommen wir zur zweiten Kategorie der Bedingungen, zu den
finanziellen. Für diese Kategorie sind zwei Überlegungen
ausschlaggebend: Stabilität und Prestige. Man beobachtet seine
Sterlingkurse eine Zeitlang und fragt, wie sich der Sterling
verhalten hat. Wenn er sich überall herumgetrieben hat, herauf und
herunter gegangen ist, so ist offenbar nicht die Zeit da, zur
Goldbasis, und zwar auf einem ganz zufälligen Niveau,
zurückzukehren. Man wird zur Goldbasis erst zurückkehren, wenn der
Kurs so lange konstant geblieben ist, daß man überzeugt sein kann,
dies sei der wahre Kurs, der sich mit dem Preisniveau und mit
anderen Wechselkursen ausbalanciert.

		Sieht man aber seinen Kurs an, und ist er stabil gewesen, dann
kann man sagen, daß man vom Standpunkt der Stabilität aus zur
Goldbasis zurückkehren kann. Aber das genügt noch nicht. Das
Kursniveau kann bei zehn Reichsmark liegen. Es kann bei zwölf
Reichsmark liegen. Es kann bei vierzehn Reichsmark liegen.

		Die Bankiers werden sich die Zahl ansehen und sagen: ›O nein.
Bei einer solchen Ziffer können wir den Goldstandard nicht wieder
aufnehmen.‹ Das Prestige spielt mit. Der Bankier muß an die
psychologische Wirkung der Zahl auf die Umwelt denken. Er wird
dann, wenn sie ihm zu niedrig erscheint, sagen: ›Wir wollen noch
eine Weile auf einen besseren Kurs warten. Wir wollen, bevor wir
zur Goldbasis zurückkehren, warten, bis der Sterling steigt.‹«

		»Finden Sie nicht, daß die City sich jetzt so ziemlich auf die
Zahl von vierzehn Reichsmark eingestellt hat?«

		»Vielleicht. Aber die City könnte sich mit der Zeit auch auf
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Reichsmark einstellen oder sechzehn Reichsmark erwarten. Worauf ich
hinaus will, das ist die Tatsache, daß die City ihren Einfluß
geltend machen wird, um eine Rückkehr zum Goldstandard auf einem
Kursniveau zu verhindern, das so niedrig ist, daß es dem Prestige
Londons als des Zentrums der Weltfinanzen schaden könnte. Die rein
ökonomischen Überlegungen hinsichtlich des Entschlusses zur
Wiederaufnahme der Goldbasis werden also vom finanziellen
Opportunismus beeinflußt. Das Kursniveau ist vom Verhalten des
Golddollars anderer Leute ebenso abhängig wie von unserem
Sterling.«

		»Das alles scheint darauf hinzuweisen, daß noch ziemlich viel
Zeit verstreichen muß, bevor England zum Goldstandard zurückkehrt,
während bis jetzt nahezu jedermann, mit dem ich in London
gesprochen habe, den Glauben geäußert hat, England werde im
nächsten Jahr zur Goldbasis zurückkehren, und manche erklärt haben,
es sei wahrscheinlich, daß die Rückkehr Englands zum Goldstandard
ein Ergebnis der Weltwirtschaftskonferenz sein werde.«

		»Mit wem haben Sie gesprochen?«

		»Zum größten Teil mit Politikern.«

		»Ah, damit kommen wir zur dritten Kategorie der Bedingungen, zu
den politischen. Gewiß, es ist möglich, daß die Politiker die ganze
Angelegenheit den Wirtschaftlern aus der Hand reißen. Aber wenn sie
das Goldniveau wieder aufnehmen, bevor das richtige Preisniveau
erreicht worden ist, werden sie es im Gegensatz zur Ansicht der
Wirtschaft tun müssen.«

		»Sie halten es also nicht für möglich, daß England im nächsten
Jahr zur Goldbasis zurückkommt?«

		»Als Direktor der Bank von England kann ich keine Meinung
äußern. Ich kann lediglich sagen, daß die Ansichten der übrigen
Wirtschaftskreise dieser Erwartung keine Grundlage gibt.

		Aber es gibt noch eine Kategorie der Bedingungen. Erst muß man
sein richtiges Preisniveau haben, dann muß man seinen richtigen
Wechselkurs haben und eine einigermaßen gute Stabilität über einen
gewissen Zeitraum, und schließlich müssen wir die Sicherheit haben,
daß das System des Goldstandards funktionieren wird. Damit will ich
sagen, wir [bookmark: page227] müssen irgendeine Art von Gewähr dafür
haben, daß die Faktoren, die zum Abrutschen Englands von der
Goldbasis beigetragen haben, nicht wiederkehren und noch einmal
dasselbe herbeiführen werden. Es ist unmöglich, daß der
Goldstandard funktioniert, solange zwei oder mehr Länder Zahlungen
auf Grund ihrer Auslandsinvestitionen fordern, sich aber weigern,
Zahlungen in Waren anzunehmen, ihre Schuldner zu Zahlungen in Gold
zwingen und dann das Gold sterilisieren.«

		»Sie meinen Amerika und Frankreich?«

		»Ja, vor allem. Aber es könnte auch bei anderen so kommen.

		Man kann nicht sagen: ›Gib mir mein Geld. Deine Waren nehme ich
nicht‹, das ganze Gold der Welt horten und dann erwarten, daß der
Goldstandard funktioniert.«

		Sir Josiah schlug mit seiner großen Faust auf den Tisch.

		»Außerdem kann der Goldstandard unmöglich funktionieren, wenn
die kurzfristigen Gelder weiterhin so empfindlich bleiben, daß
niemand sicher vor einem Run sein kann. Nehmen wir an, wir hätten
hier einen höheren Zinssatz als in New York, und eine Menge
kurzfristigen Geldes wäre nach London gekommen. Was würde es
England nützen, zur Goldbasis zurückzukehren, wenn dann zum
Beispiel die Schweiz mit einemmal auf Grund von Berichten über
kommunistische Unruhen in Liverpool erschräke und über Nacht ihr
ganzes Geld zurückverlangte? Wir müssen eine neue Technik für
empfindliche kurzfristige Gelder ausarbeiten. Wir müssen eine
Sicherung gegen Krisen finden.«

		»Wollen Sie damit sagen, daß Sie es für möglich halten, eine
Garantie dafür zu finden, daß diese Krise die letzte gewesen sein
wird? Wollen Sie damit sagen, daß Sie meinen, wir können alle
künftigen Krisen verhüten?«

		»Man kann nicht dafür garantieren, daß ein Mensch nicht sterben
wird, aber man kann sein Leben versichern, und man kann ihn gegen
Unfall versichern.«

		»An was für Maßnahmen denken Sie? Meinen Sie, das ließe sich
durch eine Zusammenarbeit der Zentralbanken erreichen?«

		»Eine mögliche Maßnahme müßte vielleicht eine größere Publizität
hinsichtlich des Standes kurzfristiger Gelder in allen
Finanzzentren der Welt sein. Wir wissen nicht genau, [bookmark: page228] was für
Wirkungen das haben würde, aber eines wissen wir ganz entschieden:
hätten wir bessere Informationen über den Stand kurzfristiger
Gelder in der ganzen Welt gehabt, so hätten wir damit wertvolle
Anhaltspunkte zur Abbremsung der Panik gehabt.«

		»Diese letzten Überlegungen scheinen im Verein mit den früheren
die Möglichkeit einer Rückkehr Englands zur Goldbasis noch weiter
in die Zukunft hinauszuschieben. Jetzt sieht es doch schon fast so
aus, als würde England den Goldstandard erst wieder aufnehmen,
nachdem es sich erholt hat, und als ob die Rückkehr zum
Goldstandard ganz einfach das Zeichen dafür sein würde, daß es sich
erholt hat. Aber auf dem Kontinent ist die Ansicht weit verbreitet,
daß die Rückkehr Englands zur Goldbasis das Zeichen für den Beginn
der Erholung wäre.«

		»Das ist das genaue Gegenteil der Wahrheit. Unsere Rückkehr zur
Goldbasis hat nichts mit Erholung zu tun. Es ist für uns durchaus
möglich, zu prosperieren und nicht den Goldstandard zu haben.
Unsere Taschen können vollgestopft mit Geld sein, und Sie können
versuchen, uns ein altes Automobil zu verkaufen, aber wir werden
ganz bestimmt zuerst fragen: ›Fährt der Wagen?‹ Ebenso ist es mit
dem Goldstandard. Der Goldstandard ist das Automobil.

		Natürlich ist noch nicht gesagt, daß man imstande ist,
technische Maßnahmen zu ersinnen, die es ermöglichen, daß der
Goldstandard unter allen Umständen funktioniert. Eines der Elemente
für sein erfolgreiches Funktionieren ist der Charakter der
Menschen, die Geld verleihen.

		Sie dürfen nicht den Kopf verlieren.

		Ich will nicht mit Steinen um mich werfen, aber wir haben hier
gesessen und zugesehen, wie bestimmte große Anleihen, durch höhere
Zins- und bessere Kommissionssätze angelockt und durch Ihre
Hochdruckverkäufer an Ihr Publikum verkauft, nach Amerika gegangen
sind, und dann haben die Menschen nach einigen Monaten Angst
bekommen und zu verkaufen gesucht, so daß diese Anleihen
schließlich wieder auf den Londoner Markt zurückschlichen.

		Wenn das eine englische Kritik an Amerika ist, gibt es auch eine
amerikanische Kritik an England. Sie erheben die Anklage gegen uns,
daß wir die Profite der Industrie durch [bookmark: page229] Besteuerung ausplündern, um
nach allen Richtungen Subventionen und Hilfsgelder zu verteilen.
Sie sagen, daß wir, solange wir weiter unbeschränkte Mittel zur
Ausbalancierung des Budgets hergeben, niemals in Ordnung kommen
werden. Beide Angriffe haben große Gewalt, sowohl der englische wie
der amerikanische.«

		»Welche Faktoren in der heutigen Lage Englands sind
günstig?«

		»Ein ausbalanciertes Budget, niedrige Zinsen und die Zähigkeit
der Sterling-Faktura.«

		»Sie wollen damit sagen, daß die Menschen sich trotz dem
Schwanken des Wechselkurses weiterhin des Sterlings als Vermittlers
im Handel bedienen?«

		»Ja.«

		»Aber diese Faktoren sind ausschließlich finanzieller
Natur.«

		»Es gibt keine anderen.«

		»Und welches sind die ungünstigen Faktoren?«

		»Unsere Unfähigkeit, unsere Ausfuhr den Weltbedingungen
anzupassen, und der Mangel an Vertrauen in den
Wirtschaftskreisen.«

		»Aber wir haben hier sehr viel Optimismus angetroffen.«

		»In London trifft das zu. Das ist finanzieller Optimismus. In
der Industrie ist sehr wenig davon zu finden. Wenn Sie in den
Norden hinaufgehen, wo die Arbeitslosigkeit wächst, werden Sie
nicht sehr viel davon sehen.«

		»Sind Sie heute einigermaßen optimistischer gestimmt als vor
sechs Monaten?«

		»Ja. Es gibt einige ermutigende Faktoren. Die Warenpreise haben
eine Tendenz zum Steigen gezeigt. Wenn die Preise genügend steigen
sollten, würden natürlich die meisten von den Schwierigkeiten, über
die wir gesprochen haben, wegschmelzen wie Schnee in der
Sommersonne.

		Das Anziehen der Kurse auf der New Yorker Effektenbörse war ein
überaus wichtiger Faktor. Solange die Atmosphäre in der Wall Street
so war, wie ich sie bei meinem Besuch im letzten April vorfand,
bestand nirgends eine Aussicht auf Erholung. Die Besserung in der
Wall Street war schon lange überfällig. Die Baisse, die erreicht
worden war, war völlig irrational. Jetzt wird sich das Ansteigen
als befriedigend erweisen, [bookmark: page230] wenn es nicht zu rasch vor sich geht, wenn
es nicht eine zu große Abhängigkeit von britischen und
französischen Staatspapieren zeigt, und wenn es nicht für
politische Zwecke künstlich stimuliert wird, obwohl ich nicht sagen
kann, es wäre bereits für politische Zwecke stimuliert worden.

		Ohne Anziehen der Effektenkurse kann man keine Erholung haben.
Die Kurse in der Wall Street sanken in einem solchen Tempo ab, daß
Ihre Bankiers Anleihen zurückrufen mußten, und das zog natürlich
den Kredit ein, der der Industrie für die Produktion hätte
verbleiben sollen. Auf diese Weise kehrte die Geschwindigkeit des
Fallens den normalen Prozeß um. Normalerweise ist es eine
industrielle Zusammenziehung, die zu einem Sturz der Aktien führt,
und am Ende der Hausse von 1929 traf das auch zu. Aber bis zu
dieser letzten Markterholung waren die Aktien so rasch und so tief
gefallen, daß sie zu einer Ursache weiterer industrieller
Zusammenziehung geworden waren.

		Sobald dieser Prozeß wieder umgekehrt ist, werden Sie eine
notwendige Vorbedingung für die Erholung haben, und aus diesem
Grunde ist die Markterholung dieses Sommers, sofern sie solide und
nicht rein spekulativ ist, ein überaus ermutigendes Anzeichen.«

		Der Bankier, Eisenbahnpräsident, Industrielle und
Wissenschaftler sprach die letzten Worte mit Energie, und in seinen
Augen spiegelte sich der Optimismus seiner letzten Erklärung wider.
Er hatte in fünfundvierzig Minuten raschen Sprechens die
Einzelheiten zusammengefaßt, die für die wirtschaftliche Zukunft
dieses Landes und eines Dutzends anderer Länder bestimmend sein
werden.

		Es dürfte wohl riskant sein, diese Zusammenfassung wie ein
Evangelium hinzunehmen. Bevor England von der Goldbasis abging,
sagte »jedermann«, es würde bei ihr bleiben. Heute sagt
»jedermann«, England werde bald zur Goldbasis zurückkehren. Aber
nicht jedermann ist Direktor der Bank von England. Und nicht
jedermann gehört wie Sir Josiah zu dem engeren Rat, bei dem sich
der Ministerpräsident den ausschlaggebenden Ratschlag in
Wirtschaftsdingen holt. [bookmark: page231]

	
		
		Schlußwort

		Europa kommt wieder hoch, und heute berechtigt das Ergebnis der
6500 km langen Reise von den Elendshütten Budapests bis zum Luxus
des Mayfair zu dem Urteil, daß es nicht mehr lange dauern kann, bis
die Gefahren, die diesem alten Kontinent noch vor wenigen Monaten
drohten, hinter ihm liegen werden.

		Die Hauptgefahr ist vorüber. Die Kreditkrise ist überwunden.
Hier und da mag noch eine Erschütterung kommen, aber die Panik ist
überstanden.

		Das Krankheitsbild dieses leidenden Teiles einer leidenden Welt
zeigt heute eine Reihe von Symptomen, die auf die Erholung
hinweisen.

		Die Warenpreise haben eine Aufwärtsbewegung begonnen.

		Die Aktienkurse sind in die Höhe geschnellt.

		Der Kapitalmarkt belebt sich wieder.

		Die Staatsbankrotte haben ein Ende gefunden.

		Die Regierungen bleiben stabil.

		Revolution kommt nicht ernsthaft in Betracht.

		Ein Bürgerkrieg erscheint nirgends glaubhaft.

		Der Krieg ist ferner denn je.

		Die meisten der großen Länder haben ihre Budgets
ausbalanciert.

		Handelsschranken schießen nicht mehr wie Pilze aus der Erde.

		Der Welthandel hat seinen Abstieg verlangsamt.

		Die internationalen Zahlungen balancieren sich aus.

		Den Bestrebungen zur nationalen Selbsterhaltung ist Einhalt
getan.

		[bookmark: page232] Die
Reparationsfrage ist bereinigt.

		Deutschland, Frankreich und Italien haben die größte Ernte seit
Jahrzehnten.

		Die Mehrzahl von den 400 Millionen Europas lebt besser als je
zuvor.

		Europa hat seine Todesangst verloren, und ein »Zusammenbruch«
des kapitalistischen Systems kommt nicht in Frage.

		Von vielen der hier aufgezählten Erholungssymptome war noch
nichts zu sehen, als diese Untersuchung begann. Die
Aufwärtsbewegung der Preise schickte eine Welle von Optimismus
durch das Krankenzimmer. Heute anerkennen selbst die Deutschen, die
schwärzesten von allen europäischen Pessimisten, daß die wichtigen,
in langen Zeiträumen zu begreifenden Anzeichen des
Weltwirtschaftslebens positiver Natur sind. Manche von ihnen sind
ausgesprochen günstig, manche bezeichnen ein Aufhören der
Abwärtsbewegung. Keines von ihnen ist uneingeschränkt schlecht, und
zum erstenmal seit 1929 glaubt man in Europa nicht mehr, daß die
Krise bodenlos sei.

		Der wichtigste Eindruck nach monatelangen Beobachtungen in Wien,
Prag, Budapest, Mailand, Rom, Basel, Paris, Brüssel, Berlin und
London geht dahin, daß Europa nach drei Jahren der Depression noch
ungeheure Reserven hat.

		Es hat physische Reserven an Waren, Nahrungsmitteln und
Muskelkraft, geistige und moralische Reserven an Intelligenz und
Mut, die sehr unterschätzt wurden. Es hat Reserven an Produktions-
und Konsumtionskapazität, die aus den Indices nicht ersichtlich
wurden.

		Die Indices, die Krisennachrichten, betonten unablässig und
unweigerlich das Abnormale. Das Erstaunliche an Europa in der
Umklammerung der Depression ist aber das Normale seines äußeren
Bildes.

		Die Krise ist mit einem Tornado verglichen worden. Aber man kann
die Bahn des Tornados nachgehen, man kann Europa der Länge und der
Breite nach durchwandern, ohne ein Zeichen seiner zerstörerischen
Wut zu sehen. Für das oberflächlich beobachtende Auge hätte der
Tornado ein Sommerlüftchen sein können. Alle Häuser stehen. Die
Verkehrsstraßen sind noch passierbar. Die Kommunikationen sind
intakt. Die Opfer fallen nicht auf. Die Überlebenden zeigen in
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Spuren ihrer Erlebnisse. Ordnung herrscht vor, und die
Alltäglichkeit des Lebens ist überraschend.

		Die Menschen essen, soviel sie nur fassen können. Die
Heurigenlokale in Wien, die Makkaronilokale in Rom, die zahllosen
Restaurants in Paris, die Bierlokale in Berlin und die Speisehäuser
in London sind heute voll von Gästen, die viel mehr Nahrung in sich
hineinstopfen, als sie nach der Ansicht der Wissenschaftler
brauchen.

		Die Menschen tragen ebenso gute Kleider wie früher. Auf den
Trottoirs der Ringstraße, des Gorso Umberto, der Champs Elysées,
der Linden und Piccadillys geht eine Bevölkerung einher, die sich
noch immer kleiden, um elegant zu sein, und nicht bloß um sich zu
schützen.

		Die Menschen arbeiten noch. Sie produzieren noch. Die Fabriken
und Kontore Europas sind noch in Betrieb. Der untätige Mann ist
noch immer die Ausnahme.

		Die Menschen kaufen noch. Die Geschäfte Europas weisen noch
immer bestrickend viele Luxusartikel auf. Die geschlossene Ladentür
ist noch immer die Ausnahme. Denn die Menschen haben noch immer
Geld.

		Was bedeutet die Depression? Sie bedeutet: obwohl die Reserven
des kapitalistischen Europa groß sind, und obwohl die Bevölkerung
von ihnen noch jahrelang leben könnte, könnte sie das nicht in alle
Ewigkeit tun. Sie bedeutet: obwohl die Lebenskosten so tief
gesunken sind, daß der Durchschnittseuropäer heute besser lebt als
je zuvor, konnten die Produzenten, die das schaffen, wovon er lebt,
nicht für immer fortfahren, unter Verlust zu produzieren, und die
Preise mußten steigen, oder die Ausnahme würde zur Regel.

		Vor allem bedeutet sie, daß das Leiden in der Depression ein
Leiden der Ausnahmen ist. Europa hat eine Bevölkerung von 400
Millionen Menschen. 15 Millionen Erwachsene, die arbeiten sollten,
sind beschäftigungslos. 30 bis 40 Millionen Erwerbslose mit ihren
Familien, das ist nicht mehr als ein Zehntel der gesamten
Bevölkerung des Kontinents. Sie sind die Ausnahmen.

		Für manche von ihnen, vor allem für die 3 Millionen in England
ist in großzügiger Weise gesorgt Für die 5 Millionen Deutschlands
ist heute elend gesorgt. Die meisten von den anderen sind auf ihre
Familien angewiesen. Die Leiden [bookmark: page234] der 30 bis 40 Millionen mögen auch
zusammengefaßt Ausnahmen sein, aber sie sind überaus wirklich, und
wenn diese Anzahl von Menschen auch eine Minorität darstellt,
entspricht sie doch einer Nation von der Größe der polnischen. Die
Hauptaufgabe des rekonvaleszenten Europa wird es sein, diese
Ausnahmen wieder in die Reihen der Majorität zurückzuführen.

		Wenige von den Erwerbslosen lesen die Wirtschaftsindices. Aber
wenige von denen, die die Wirtschaftsindices lesen, haben die
Gewohnheit, sich ein Bild von den weiter reichenden Indices zu
machen, die heute schon die Verheißung in sich tragen, daß die
Erwerbslosen schließlich zur Arbeit zurückkehren werden. Es ist
charakteristisch für diese Krise, daß ein Index geschaffen werden
mußte, der glücklicherweise im normalen Wirtschaftsleben fehlt. Das
ist der Index der Staatsbankrotte.

		Zu Beginn dieser Reise schienen die Nationen auf der ganzen Welt
miteinander zu wetteifern, wer am raschesten in den Bankrott ginge.
Zwischen dem schicksalsschweren Monat des September 1931 und dem
Mai 1932 erklärten Brasilien, Uruguay, Bolivien, Ungarn,
Deutschland, Chile, Salvador, Jugoslawien, Griechenland und
Lettland, daß sie ihren Auslandsverpflichtungen nur teilweise oder
gar nicht nachkommen könnten, und erließen Moratorien auf ihren
Staats- oder ihren Handeis-Schuldendienst.

		Während dieses Zeitabschnittes verging nicht ein Monat ohne
neuen Zuzug zu den Reihen der Staatsbankrotte. Aber die Zahl nahm
ab, und Österreich war im Juni mit seinem Teilmoratorium auf
Auslandszahlungen der letzte Staat, der erklärte, er könne nicht
zahlen. Nahezu fünf Monate ohne Staatsbankrott, das ist ein Rekord
und eines der besten Zeichen dafür, daß die Kreditkrise ihren
Höhepunkt hinter sich hat. Es ist nicht unmöglich, daß in diesem
Winter noch ein oder zwei Staaten um Zahlungsaufschub bitten, aber
daß die Massenbewegung wieder zu neuem Leben kommt, erscheint
unwahrscheinlich.

		Insgesamt gingen achtzehn Nationen von der Goldbasis ab, als
England voranging, aber seit Juni ist keine mehr vom Goldstandard
abgewichen. Die Erklärung der Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich zugunsten aller Länder, [bookmark: page235] welche die Goldbasis wieder
aufnehmen, die Erklärung Englands, daß es die Absicht habe,
schließlich zum Goldstandard zurückzukehren, und die Unmöglichkeit
für alle Regierungen, von Absichten zur Einführung einer anderen
Währungsbasis zu sprechen: das sind die ermutigendsten Anzeichen
dafür, daß der einzige bekannte Standard des internationalen
Geldverkehrs wiederhergestellt werden wird.

		Die Valutenkontrolle, die böseste Behinderung für den Handel,
wurde von ungefähr zwanzig Nationen eingeführt, aber seit Juni sind
die Neueinführungen kompensiert worden durch Milderung der bereits
vorher bestehenden Restriktionen.

		Ausfuhrbeschränkungen, neue Einfuhrabgaben, Prohibitionen und
Monopole und vor allem das lastenreiche Kontingentierungssystem
wurden seit September 1931 von fünfundzwanzig Ländern eingeführt,
und diese Bewegung hat auch jetzt noch nicht aufgehört, aber sie
hat ihr Tempo beträchtlich verlangsamt, und innerhalb der letzten
Monate sind durch die Modifikation alter Restriktionen die neuen
wettgemacht worden. Die wichtigste neue Bedrohung des Welthandels,
der von England auf der Ottawa-Konferenz gemachte Versuch, die
wirtschaftlichen Bande des Empire enger zu schließen und damit den
Anteil der übrigen Welt am Handel des Empire zu verkleinern, ist
fehlgeschlagen. Der Verlust für England, wenn es überhaupt einer
war, ist ein Gewinn für die Welt.

		In kleinerem Maßstab hat die holländisch-belgische Zollunion
einen Weg eröffnet, der zum wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas
führen könnte, wenn die größeren Nachbaren dieser Länder den Weg
beschreiten sollten. Im Gegensatz zu Ottawa bringt sie keine
Diskriminationen gegen andere mit sich. Sie ist eine positive,
uneingeschränkte Anregung des Handels. Die Pioniere haben Europa
aufgefordert, Gefolgschaft zu leisten.

		Die klare Wirkung aller dieser größeren und geringeren
Einzelheiten der Erleichterung von Handelsrestriktionen bestand
darin, daß der Abwürgungsprozeß gerade in dem Augenblick angehalten
wurde, in dem es möglich erschien, daß der internationale Handel
auf den Nullpunkt herabsinken könnte. Worauf es ankommt, das ist
die Richtung der Bewegung, und heute ist es schon eine gewaltige
Sache, berichten [bookmark: page236] zu können, daß der Welthandel im zweiten
Quartal 1932 das Niveau des ersten Quartals aufrechterhalten hat.
Nach dem deutschen Institut für Konjunkturforschung sank er an Wert
um 6 Prozent, aber das war fast ausschließlich auf den
fortgesetzten Preisfall zurückzuführen, und die absolute Abnahme
seines Volumens um 2 Prozent war saisonmäßig normal. Dies ist das
erstemal seit 1980, daß der Welthandel von einem Quartal zum
anderen nicht mehr um durchschnittlich 30 Prozent abgesunken
ist.

		Noch erfreulicher als die nackte Tatsache, daß der Welthandel
aufgehört hat abzusinken, ist der Charakter, den er in den letzten
Monaten angenommen hat. Es ließe sich keine lebhaftere
Demonstration des unerbittlichen Automatismus im kapitalistischen
Wirtschaftsprozeß denken als die Art und Weise, in der die
Schuldnernationen trotz allen von den Gläubigernationen errichteten
Handelsschranken ihre Einfuhrüberschüsse in Ausfuhrüberschüsse
umgewandelt und damit den Beginn zur Ausbalancierung ihrer
internationalen Zahlungsbilanzen gemacht haben. Denn je höher die
Zollmauern der Gläubigerländer wurden, desto ärmer wurden die
Schuldnerländer, und da sie weniger kaufen konnten, führten sie
weniger ein, und obwohl ihre eigene Ausfuhr abnahm, kauften sie
weniger, als sie verkauften. Eine Zeitlang sah es so aus, als ob
der Staatsbankrott der einzige Ausweg für noch viele andere
Schuldnerländer wäre, aber heute hat der Druck der
Wirtschaftsgesetze ihren Warenzahlungen über viele Zollmauern
hinweggeholfen, und man nähert sich einem Gleichgewichtszustand der
internationalen Zahlungen ohne den Shock weiterer staatlicher
Moratorien.

		Noch ermutigender ist die Tatsache, daß das Flacherwerden der
Welthandelskurve und die Aussicht auf eine Aufwärtswendung die
Tendenz zur nationalen Selbsterhaltung in Europa gemildert hat. Die
Autarkie wurde bezeichnet als eine der drei vorstellbaren Formen
des Zusammenbruches. Das Deutsche Reich ist das einzige Land in
Europa, in dem politische Gruppen von Wichtigkeit laut nach
völliger Autarkie gerufen haben. Heute hat die deutsche Regierung
erklärt, sie habe nicht die Absicht, das Land in einer
selbstauferlegten Blockade einzuschließen. Die Erklärung des
Kanzlers von Papen und die von Gregor Straßer, der
Wirtschaftsautorität [bookmark: page237] der Nationalsozialisten, geäußerten
Ansichten weisen darauf hin, daß Deutschland die Zerreißung Europas
in Nationen-Fragmente nicht fördern wird, und wenn Deutschland sich
zurückhält, gibt es kein Land außer der Sowjetunion, das freiwillig
die Autarkie als Ziel anerkennen würde.

		Die anderen Formen eines vorstellbaren Zusammenbruches des
kapitalistischen Systems jedoch, Anarchie und Kommunismus, liegen
heute in noch weiterer Ferne als vor drei Monaten. Sie kommen für
das Europa dieser Epoche nicht in Frage, es sei denn, daß es zu
einem Krieg kommt

		Der Bürgerkrieg schien manchen außenstehenden Beobachtern am
ehesten in Deutschland zu drohen. Deutschland ist aber heute weiter
vom Bürgerkrieg entfernt als jemals, seitdem die Krise ein Drittel
seiner Arbeiter auf Unterstützung gesetzt hat. Die autoritative
Regierung von Papen, die die gesamten bewaffneten Truppen,
Reichswehr und Polizei, in der Hand hat, ist eine Macht, gegen die
kein politischer Führer aufbegehren würde. Das Hauptrisiko für
Deutschlands politische Zukunft liegt in dem außerordentlich hohen
Alter seines Präsidenten. Mit seinen fünfundachtzig Jahren ist von
Hindenburg die einzige Autorität, welche die Regierung mit dem Volk
verbindet, aber auch ohne seine Autorität wird die Regierung im
Besitz der entscheidenden Waffen bleiben.

		Die entscheidenden Waffen sind die Maschinengewehre. Die
Demokratie wurde möglich gemacht durch die Erfindung des Gewehres.
Der Sturz der Demokratie wurde möglich gemacht durch die Erfindung
des Maschinengewehres. Tragbare Maschinengewehre von ebensolcher
Wirksamkeit wie das schwere Modell, das aus den Hauben der
Panzerwagen der deutschen Polizei hervorragt, könnten zur
Wiederherstellung der Demokratie beitragen, aber solange sie nicht
erfunden sind, haben die »autoritativen« Regierungen die Chancen
für sich.

		Ein Krieg zwischen den Nationen Europas ist zunächst ebensowenig
zu befürchten wie der Bürgerkrieg. Die akuteste Gefahr
augenblicklichen Krieges ist vorüber. Deutschland hat mit der
Aufrüstung gedroht, aber Frankreich hat nicht mit dem Einmarsch in
Deutschland gedroht. Frankreich hat sich in das Unvermeidliche
gefunden. Alles weist auf die Wahrscheinlichkeit hin, daß
Frankreich alles, was in seinen Kräften [bookmark: page238] steht, tun wird, um die
deutsche Aufrüstung hinauszuzögern, aber es weiß, daß es sie nicht
verhindern kann. Was geschehen wird, wenn Deutschland an die
diplomatische »Berichtigung« des Polnischen Korridors gehen wird,
dann aber mit einem Heer, das hinter seinen Diplomaten steht, ist
eine Frage, die gelöst werden wird, wenn diese Krise schon
vergessen ist.

		Viel wichtiger ist die Überlegung, daß die Wiederbelebung nach
der Bereinigung der Reparationsfrage in Lausanne einsetzte. Wäre
sie von einer Bereinigung der politischen Schulden begleitet
gewesen oder könnte ihr jetzt eine solche folgen, gleichgültig auf
wessen Initiative hin, und gleichgültig in welcher denkbaren Art,
so könnte nur noch wenig über die Frage debattiert werden, ob die
jetzige Wendung zum Besseren bloß eine Wiederbelebung oder die
Erholung bedeutet. Auf jeden Fall räumte Lausanne die schlimmste
Ursache politischer Zwiste in Europa aus dem Weg, und wenn auch
noch viele übrig sind, eine ist weniger geworden.

		Die Donaustaaten warten noch immer auf den Wiederaufbau ihrer
Währungen, aber ein weiteres Ansteigen der Preise für
landwirtschaftliche Erzeugnisse würde ihre Sorgen zum Verschwinden
bringen. Italien hat der Depression gegenüber eine erstaunliche
Widerstandskraft bewiesen, und seine Finanzkrise überwunden.
Frankreich ist noch immer zu reich, um sich Sorgen über die
wahrscheinliche Verschlechterung seiner Zahlungsbilanz zu machen.
Deutschland hat zum erstenmal die Möglichkeit, seinen
Nachkriegsdefaitismus abzuschütteln und die Führung in der
Industrie Europas zu übernehmen. England schließlich hat die
Absicht, zu seinem Goldstandard zurückzukehren, und ist mit seinem
Reichtum und seinem Optimismus darauf vorbereitet, beider
europäischen Erholung die Führung zu übernehmen.

		Ein Überblick über die Ereignisse, über das Territorium und über
die künftigen Aussichten zeigt, daß für Europa als Ganzes die
schlimmsten Gefahren unwahrscheinlich sind, daß die
verdrießlichsten Wirtschaftsbarrieren nicht unübersteigbar gewesen
sind, und daß die wichtigsten Preisindices positiv geworden sind.
Die Unheilspropheten sind zuschanden gemacht worden durch die
Preissteigerung bei Waren, Aktien und Anleihen auf allen Börsen
Europas und der Welt.

		[bookmark: page239] Die
finstersten Gespräche über die Wirtschaftskatastrophe gingen an
Europas reichst besetzten Tischen vor sich. Heute sind, wie der
konservative Londoner »Statist« es ausdrückt, »Kreise, die vor
einiger Zeit zu dem Glauben neigten, daß dies keiner der
gewöhnlichen Handelszyklen sei, eifrig dabei, den ›normalen‹ Ablauf
zyklischer Bewegungen zu diskutieren«.

		Im normalen Ablauf der zyklischen Entwicklung folgt auf die
Depression Prosperität. In ganz Europa war an dieser Krise keine
effektive Eigenschaft zu entdecken, die nicht auch für frühere
Krisen charakteristisch war. Das einzige neue Element, die
Sowjetunion, ist zur Zeit kein effektiver Faktor.

		Der »Miserere«-Chor hat aufgehört. Der vorsichtige Professor J.
B. Gondliffe erklärt in seinem »World Economic Survey« für den
Völkerbund, der bis zum Juli 1932 reicht, daß an Stelle dieses
Chors »Töne vorsichtigen Optimismus' angeschlagen werden«.

		Die Leichenwäscher haben das Wohnzimmer Europas verlassen, und
die Krankenwärterin füttert den Patienten mit Brühe. Ein Rückfall
kann noch kommen, aber die Besserung ist zweifellos da. Der Patient
kann vielleicht nicht morgen schon aufstehen und Spazierengehen,
aber er weiß, daß er nicht sterben wird.

		Europa kommt wieder hoch.

		 

	